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I.  Ökonomische Rationalität  von  Betriebsfortführungen 
Belegschaftsfortführungen  sind  nur  eine  (marginale)  Variante 
von  Rettungsversuchen  insolvenzbedrohter  Unternehmen  in  Form 
von  Sanierung,  Reorganisation  oder  Verkauf  des  ganzen  Unter-
nehmens  oder  von  Betrieben  oder  Betriebsteilen.  Diese  Ret-
tungsversuche  haben  sich  allesamt  zu  legitimieren  vor  dem 
Hintergrund  einer  lange  Zeit  dominierenden  Theorie  des  Wirt-
schaftsliberalismus,  nach  der  sich  der  Markt  gerade  dadurch 
bewährt,  daß  Grenzanbieter  aus  ihm  ausgeschieden  werden.  Doch 
die  Vorstellung  vom  Konkurs  als  "Reinigungsprozeß  der  Wirt-
schaft",  als  einem  geradezu darwinistischen  Selektionsvorgang 
zu  immer  Überlebensfähigeren  Unternehmen,  entsprach  nie  der 
Praxis  des  Wirtschaftslebens.  Die  Wirtschaft  sah  besser  als 
die ökonomische Theorie,  daß  die  Zerschlagung  eines Krisenun-
ternehmens  die  Verluste  der  Insolvenz  einzelwirtschaftlich 
jedenfalls  nur  noch  vermehrt.  Der  Funktionszusammenhang  eines 
Betriebes  stellt einen  Wert  dar,  der  weit  größer  ist  als  der 
Wert  der  einzelnen  im  Liquidationsfall  zu  veräußernden Gegen-
stände  (going-concern-Wert  im  Gegensatz  zum  Zerschlagungs-
wert) 1.  Betriebsgebäude  und  -anlagen,  Maschinen,  Werkzeuge, 
Einrichtungen,  die  im  Betrieb  noch  ihre  Funktion  erfüllen 
konnten,  erweisen  sich  im  Zuge  der  Betriebsauflösung  als  na-
hezu  wertlos.  Rohstoffe,  unfertige  und  fertige  Erzeugnisse, 
die  bei  fortbestehendem  Geschäftsbetrieb  vollwertig  wären, 
können  nur  mit  großen  Abschlägen  veräußert  werden. 
Gegenüber  dieser  einzelwirtschaftlichen  Betrachtungsweise, 
die  sich  in  den  letzten  Jahren  rechtspolitisch  hat  durch-
Paul  Groß,  Sanierung  durch  Fortführungsgesellschaften, 
Köln  1982,  S.  12. - 6  -
setzen  können  und  zu  Reforminitiativen  im  Konkursrecht  ge-
führt  hat,  gibt  es  die  volkswirtschdftliche  These,  daß  sich 
die  Zerschlagung  von  Produktionsanlagen  gesamtwirtschaftlich 
ausgleicht,  indem  neue  Unternehmen  oder  bestehende  Konkur-
renzunternehmen  nun  entsprechend  größere  Marktchancen  erhiel-
ten.  Auch  das  Angebot  an  Arbeitsplätzen  halte  sich  auf  diese 
Weise  konstant.  Die  - immer  kostenaufwendige  - Erhaltung  von 
Betrieben  wäre  nach  dieser  Betrachtungsweise  eine  Ressourcen-
verschwendung,  da  der  Markt  das  g leiehe  Ergebnis  kosten-
günstiger  erreiche.  Eine  nähere  Ausarbeitung  dieses  Stand-
punktes  steht  aber  noch  aus2.  Seine  Aussagekraft  wäre  jeden-
falls  auch  stark  eingeschränkt  durch  den  Umstand,  daß  die 
permanenten  Umstrukturierungsvorgänge  bei  Zerschlagung  und 
Neuaufbau  hohe  Zusatzkosten  verursachen. 
Weitere  Ökonomische  Verluste  liegen  in  der  mehr  oder  weniger 
lange  brachliegenden  Arbeitskraft  der  Entlassenen,  in  ihrer 
sozialen  Versorgung  und  ihrer  Dequalifizierung.  Politisch 
liegt  im  letztgenannten Aspekt  in  konjunkturellen  Rezessions-
phasen  das  Hauptargument  gegen  die  wirtschaftsliberalistische 
Position.  Dabei  wird  auf  die  Zahl  von  ca.  160.000  Arbeits-
plätzen  verwiesen,  die  schon  im  Jahre  1982  in  der  Bundes-
republik  Deutschland  durch  Insolvenzen  verlorengingen3 
eine  Zahl,  die  bis  zum  Jahr  1985  erheblich  angestiegen  sein 
dürfte. 
Ein grundsätzlicherer  Einwand  gegen  die  massenhafte Liquidie-
rung  von  Unternehmen  sieht  weniger  auf  die  Folgen  der  Zer-
schlagung  als  vielmehr  auf  ihre  Voraussetzungen.  Er  stellt 
die  Rationalität  der  Steuerungs- und  Ausleseprozesse  des 
Marktes  in  Frage4:  Keineswegs  alle  Konkursbetriebe  sind 
2  Axel  Flessner,  ZIP  1981,  1283. 
3  Nach  einer  sicher  sehr  zurückhaltenden  Schätzung,  vg 1. 
Deutsches  Institut  für  Wirtschaftsforschung,  Wochenbe-
richt 45/82,  S.  554.  Der  Verband  der  Vereine  Creditreform 
schätzt  die  Zahl  für  das  Jahr  1982  auf  220.000  mit  ab-
nehmender  Tendenz,  da  die  Entlassungen  pro  Betrieb  zu-
rückgehen,  vgl.  Wirtschaftswoche  vom  5.4.1985,  S.  34. 
4  Zu  einigen  Störungen  des  Ausleseprozesses  vgl.  Carsten 
Rohde,  zur  Funktionsfähigkeit  des  marktwirtschaftliehen 
Sanktionssystems,  Diss.  Essen  1977,  S.  151  ff. 7  -
Grenzanbieter  und  keineswegs  alle maroden  Unternehmen  geraten 
in  Liquiditätskrisen.  Die  These  geht  dahin,  daß  eine  Unter-
nehmenskr ise  kein  objektives  Phänomen  ist,  das  sich  an  be-
triebswirtschaftlichen  Fakten  eindeutig  messen  oder  gar  prog-
nostizieren  ließe.  Der  wirtschaftliche  Zusammenbruch  ist 
vielmehr  das  Ergebnis  eines  sozialen  Zuschreibungsprozesses, 
der  rationalen  Kalkülen  folgen  rn,ag,  aber  regelmäßig  auch 
beeinflußt  wird  durch  außerökonomische  Faktoren,  die mehr  dem 
sozialpsychologischen  und/oder  dem  politischen  Bereich  zuzu-
ordnen  sind.  Die  hohe  Komplexität  der  Verhaltensauswahl  von 
Banken,  Lieferanten,  Abnehmern,  Finanzämtern  etc.,  also  der 
Wirtschaftspartner,  die  über  die Liquidität  und  Marktstellung 
des  Unternehmens  entscheiden,  wird  durch  betriebswirtschaft-
liehe  Rechenvorgänge  nicht  ausreichend  erklärt.  Die  folgende 
Abbildung  zeigt  mögliche  Reaktionen  des  Marktes  auf  eine 
Unternehmenskrise. 
Vergabe  neuer 
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Die  Abbildung  will  deutlich  machen,  daß  illiquide Unternehmen 
im  Markt  ein  sehr  unterschiedliches  - und  eben  betriebswirt-
schaftlich  nicht  mehr  voll  erklärbares  - Schicksal  erfahren 
können:  Sie  können  neue  Kredite  erhalten,  von  anderen  Gesell-
schaften  Übernommen  und  dadurch  am  Leben  erhalten werden,  sie 
können  von  der  Geduld  oder  schlechten  Informationslage  der 
Gläubiger  zehren  oder  - aber  das  ist eben  nur  eine  von  mehre-
ren  möglichen  Reaktionen  auf  eine gleichartige Situation - es 
wird  Konkursantrag  mit  der  fast  zwangsläufigen  Folge  der  Zer-
schlagung  aller  Unternehmenswerte  gestellt.  Wenn  das  in  der 
Abbildung  zugrundegelegte  Bild  richtig  ist,  daß  alle  diese 
Reaktionsformen  auf  hoffnungslose  wie  auf  hoffnungsvolle 
Fälle  von  Illiquidität treffen,  so  entbehrt die  Zwangsläufig-
keit  der  Zerschlagung  allein  im  Fall  der  Konkursantragstei-
lung  jeder  ökonomischen  Rationalität.  Illiquidität  darf  auch 
im  Fall des  Konkurses  Rettungschancen  nicht  verbauen.  Sie  ist 
allerdings  ein  ernstes  Warnsignal,  dem  eine  strenge  Wirt-
schaftlichkeitsprüfung  folgen  muß. 
II.  Formen  der  Betriebsfortführung 
Wie  erwähnt,  hat  sich  die  Praxis  durch  den  theoretischen 
Streit  um  den  wirtschaftlichen  Nutzen  von  Unternehmenssanie-
rungen  nicht  gehindert  gesehen,  in  vielfältigen  Formen  Be-
triebe  fortzuführen.  Man  schätzt,  daß  in  der  Bundesrepublik 
Deutschland  auf  diese  Weise  et\va  jeder  vierte  Krisenbetrieb 
zumindest  in  Teilen  vor  einer  Zerschlagung  bewahrt  werden 
kann5. 
5  Volkmar  Gessner,  Barbara  Rhode,  Gerhard  Strate,  Klaus  A. 
Ziegert,  Die  Praxis  der  Konkursabwicklung  in  der  Bundes-
republik  Deutschland,  Köln  1978,  S.  241. - 9  -
Unterscheidet  man  diese  Fortführungen  nach  ihren  Ini  tiato-
ren6,  so  ist  festzustellen,  daß  der  zahlenmäßig  weitaus 
Überwiegende  Typus  der  der Gläubigersanierung  ist:  um  ihre  an 
das  Krisenunternehmen  herausgegebenen  Kredite  zu  retten, 
bemühen  sich  einzelne,  eine  Mehrzahl  oder  alle  Kredi  tnehrner 
um  eine  Sanierung. 
Der  Unternehmer  kann  sich  im  Rahmen  seiner  Bemühungen,  eine 
Krise  zu  vermeiden,  auf  Initiativen  zu  einer  Betriebsausglie-
derung  einlassen.  Hier  wird  Mitarbeitern  des  Unternehmens  -
vielfach  solchen  aus  dem  mittleren  Management  - angeboten, 
durch  Auslagerung  eines  sonst  stillgelegten  Produktionsteils 
mit  den  vorhandenen,  zu  günstigen  Bedingungen  überlassenen 
Anlagen  ein  selbständiges  Unternehmen  aufzumachen. 
Schließlich  kann  sich  die  Belegschaft  entschließen,  das 
Unternehmen  nach  dessen  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  im 
Ganzen  oder  in  Teilen  zu  erwerben  und  in  Form  einer  Beleg-
schaftsfortführung  in eigener  Regie  zu  betreiben. 
Um  die  Schwierigkeiten,  die  bei  Belegschaftsfortführungen 
entstehen,  näher  verdeutlichen  zu  können,  sollen  ihnen  zu-
nächst  kurz  die  beiden  anderen  Fortführungsformen  kontrastie-
rend  gegenübergestellt  werden. 
Betriebsaus  g 1 i ed  er  u n g en  er  f o 1 g e n  in  Ko o pe rat  i o n  von  Unter-
nehmer  und  Mitarbeitern,  die  sich  selbständig  machen  wollen. 
Die  Skala  der  möglichen  Konstellationen,  in  der  eine  solche 
einvernehmliche  LÖsung  gelingt,  ist sehr  breit  und  reicht  vom 
Fall  des  sogenannten  "Spin  off"  {Auslagerung  von  Produktions-
zweigen  als  Zulieferfirmen,  Auslagerung  von  Patentnutzungen, 
6  Der  Begriff  Unternehmensfortführung  knüpft  an  den  be-
triebswirtschaftlichen  Sanierungsbegriff  an.  Von  Sanie-
rungsbedürftigkeit  kann  erst dann  gesprochen  werden,  wenn 
die  Finanzkrise  durch  bloße  Selbsthilfe  der  Unternehmung 
nicht beseitigt werden  kann  {Ehrenfried  Pausenberger,  Die 
finanzielle  Sanierung,  in:  Hans  Jahnberg,  Finanzierungs-
handbuch,  Wiesbaden  1970,  s.  655-685).  Eine  Unternehmens-
fortführung  setzt  voraus,  daß  die  unternehmerische  Kon-
trolle  {nicht  bloß  das  Management)  in  andere  Hände  gerät. - 10-
Förderung  qualifizierten Mittelmanagements  mit  dem  Effekt  der 
Entlastung  der  Stellenpyramide  im  ausgliedernden  Unternehmen} 
bis  zur  freiwilligen  Betriebsüberl~ssung  an  eine  gegen  die 
Aufgabe  ihrer  Arbeitsplätze  revoltierende  Belegschaft. 
Charakteristisch  für  diese  Fortführungsformen  ist,  daß  ihnen 
eine  relativ  lange  Planungs-,  Schulungs- und  Verhandlungs-
phase  zugestanden  wird,  daß  kein  oder  wenig  Kapital  für  den 
Erwerb  von  Produktionsanlagen  aufgebracht  werden  muß  und  daß 
der  Kundenstamm  des  ausgliedernden  Werkes  oder  sogar  dieses 
selbst  nun  als  Kunde  zur  Verfügung  steht.  Die  Binnenorganisa-
tion  der  neuen  Firma  kann  traditionell  - hierarchischen  oder 
demokratisch-selbstverwalteten  Mustern  entsprechen: 
- Im  Februar  1983  erfuhr  der  Betriebsrat  der  Firma  Agfa 
in  München,  daß  wesentliche  Teile  des  Werkes  stillge-
legt  und  ca.  2.300  Mitarbeiter  von  insgesamt  4.000  Be-
schäftigten  schrittweise  entlassen  werden  sollten. 
Versuche  der  Belegschaft,  die  von  der  Stillegung 
betroffenen  Teile  in  Eigenregie  zu  übernehmen,  wurden 
nach  Abschluß  der  Sozialplanverhandlungen  einge-
stellt.  Die  Ausnahme  machte  eine  Automatendreherei, 
die  acht  Monate  später  von  drei  der  dort  Beschäftigten 
übernommen  und  mit  von  90  auf  30  reduzierter  Beschäf-
tigtenzahl  fortgeführt  wurde.  Die drei  Jungunternehmer 
wurden  von  der  Geschäftsleitung  des  Agfa-Konzerns 
unterstützt.  Als  Grund  hierfür  wird  angegeben,  daß  man 
Kunden,  die  auch  andere  Produkte  von  Agfa  kaufen, 
nicht  verärgern  wollte.  Die  Agfa  überließ  durch  lang-
fristige  Leasing-Verträge  der  neuen  Firma  ca.  60%  des 
Maschinenparks.  Sie  half  darüberhinaus  bei  der  An-
schaffung  neuer  Maschinen,  indem  sie  Bürgschaften 
übernahm.  Das  Grundstück  wurde  zu  günstigen  Mietbedin-
gungen  überlassen,  das  Warenlager  zu  günstigen  Bedin-
gungen  verkauft.  Auch  mit  Kunden  und  Lieferanten  gab 
es  durch  Agfa  keine  Schwierigkeiten.  Bankkredite  muß-
ten  nicht  aufgenommen  werden.  Das  Starnmkapi tal  der 
neuen  Firma  FWS  GmbH  wurde  von  den  drei  Gesellschaf-
tern  mit  Hilfe  der  von  der  Agfa  gezahlten  Sozialplan-
abfindung  selbst aufgebracht. 
- Im  Oktober  1982  wurde  den  damals  noch  170  Beschäftig-
ten  des  Bremer  Zweigwerkes  des  Voi th-Konzerns  eröff-
net,  daß  der  Betrieb  (Maschinen  der Papierherstellung) 
im  Laufe  des  Jahres  1984  geschlossen  würde.  Schon  vor 
Bekanntgabe  der  Betriebsschließung  hatte  sich  inner-
halb  der  überdurchschnittlich gewerkschaftlich  organi-
sierten  Belegschaft  eine  betriebliche  Arbeitsgruppe 
"Alternative  Produktion"  gegründet,  aus  der  heraus 
sich  nun  eine  Initiative  zur  Weiterführung  des  Be-
triebes  durch  die  Belegschaft  bildete,  woran  sich - 11-
später  etwa  50  Personen  beteiligten.  In  Verhandlungen 
mit  der  Konzernleitung  gelang  der  Abschluß  e1nes 
Sozialplans mit  Abfindungen  zwischen  DM  10.-60.000,--, 
die  Freistellung  des  Betriebsratsvorsitzenden  für  die 
Vorbereitung  eines  Arbeitnehmerunternehmens  und  zu-
sätzlich  eine  Unkostenbeteiligung  an  diesem  Vorhaben 
in HÖhe  von  DM  20.000,--.  Da  die  zukünftige  Arbeitneh-
merfirma  von  der  Konzernleitung  als  Verhandlungs- und 
Vertragspartner  nicht  akzeptiert  wurde,  schloß  der 
Bremer  Senator  für  Arbeit  am  1.04.1984  mit  der  Ge-
schäftsleitung  von  Voith  einen  Pachtvertrag  mit  drei-
jähriger  Laufzeit  zur  Nutzung  des  Werksgeländes  zu 
günstigen  Bedingungen  ab.  Die  am  2. 09. 1983  nach  ca. 
einjähriger  Vorbereitung  mit  den  Einlagen  von  50  Mit-
arbeitern  gegründete  "AN-Maschinenbau  und  Umwelt-
schutzanlagen  GmbH"  konnte  das  Werksgelände  ein-
schließlich Maschinenpark  dann  zum  Pachtzins  von  jähr-
lich  DM  60.000,-- vom  Land  Bremen  pachten  und  am 
2.04.84  ihre Produktion  aufnehmen. 
Derartige  Ausgliederungen  laufen  meist  ganz  unspektakulär  ab 
und  sind  offenbar  viel  häufiger,  als  man  annimmt.  Sie  sind 
auch  von  ihren  rechtlichen  Rahmenbedingungen  her  unproblema-
tisch.  Nur  wenn  die  neue  Firma  in  Selbstverwaltung  der  Mit-
arbeiter geführt  werden  soll, gibt es  Schwierigkeiten bei  der 
Wahl  der  geeigneten  Rechtsform. 
Daß  Ausgliederungen  trotz  großzügiger  Unterstützung  des  aus-
gliedernden  Unternehmens  immer  noch  an  wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen  und  - im  Fall  von  Plänen  nichthierarchi-
scher  Betriebsorganisationen  - auch  an  politischen Vorbehal-
ten  scheitern  kann,  zeigt ein weiterer  Fall: 
- Schmalbach-Lubeka  GmbH,  Velbert.  Dieser  nicht  rentabel 
arbeitende  Betrieb  des  Braunschweiger  Verpackungsher-
stellers  · Schmalbach-Lubeka  (SLW)  sollte  zum  Ende  März 
1984  stillgelegt werden.  50  von  127  Beschäftigten ent-
schlossen  sich  zu  einer  mit  Sozialplanabfindungen 
finanzierten  Betriebsfortführung  und  erhielten  von  SLW 
die  Zusage,  die  halbe  Miete  für  die  Produktionsanlagen 
zu  finanzieren  und  ·der  Neugründung  einen  Teil  des 
Maschinenparks  zu  günstigen  Bedingungen  zu  überlas-
sen.  Die  angesprochenen  Banken  (Bank  für  Gemeinwi rt-
schaft,  Westdeutsche  Landesbank)  verweigerten  aller-
dings  dann  die  erforderlichen Kredite. 
Gläubigersanierungen  liegen  in  aller  Regel  in  der  Regie  der 
kreditgebenden  Bank  (Hausbank),  die  sich  schon  vor  der  Unter-
nehmenskrise  über  die  Vermögenslage,  die  Liquidität  und - 12 -
die  Rentabilität  des  Kunden  auf  dem  Laufenden  hält  7.  Natü-r-
lich  wäre  es  angesichts  der  relativen  Seltenheit  wirtschaft-
1 icher  Z.usamme.nbrüche  unökonorni sch  .- sich  bei  jedem  Kunden 
voll  zu  informieren,  und  vor  allem  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  Information  weitgehend  ersetzbar  ist  durch  eine  gute 
Besicherung  des  Kredits.  Soweit  für  eine  Forderung  ausrei-
chende  und  wertbeständige  Sicherheiten  gestellt  werden  kön-
nen,  kann  eine  aufwendige  Informationssuche  und  -Verarbeitung 
unterbleiben.  Aber  Bilanzen,  Verrnögensstatus,  Registerauszüge 
und  die  tägliche  Information  aus  dem  Zahlungsverkehr  des 
Kunden  beim  Kreditinstitut  selbst  stehen  fast  immer  zur 
Verfügung  und  geben  einen  so  guten  und  aktuellen  Einblick, 
daß  nach  empirischen Untersuchungen  von  Konkursfällen  84%  der 
Kreditinstitute  vor  dem  Zusammenbruch  Kenntnis  von  den  Prob-
lernen  des  Kunden  bekommen  hatten. 
Nach  Wahrnehmung  von  Involvenzsignalen tritt das Kreditinsti-
tut  in  lebhafte  Aktivität,  um  weitere  Informationen  einzu-
holen  und  um  mit  anderen  Gläubigern  oder  staatlichen Stellen 
ein  gemeinsames  Vorgehen  in  Bezug  auf  das  gefährdete  Unter-
nehmen  abzustimmen8.  Die  Bedeutung  staatlicher  Stellen  als 
Gesprächspartner  wird  allerdings  durch  Berichte  über  Großkon-
kurse  Überzeichnet.  In  der  großen  Masse  der  kleineren  und 
mittleren  Insolvenzen  spielen  staatliche  Wirtschaftssteue-
rungsmaßnahrnen 
Kreditinstitute 
Betriebsräte, 
seltener  eine  Rolle9.  Auffällig  ist,  daß 
mit  der  Arbeitnehmerseite  (Gewerkschaft, 
Wirtschaftsausschuß)  keinerlei  Kontakt  auf-
7  Näheres  bei  Volkmar  Gessner,  Barbara  Rhode,  Gerhard 
Strate,  Klaus  A.  Ziegert,  Die  Praxis  der  Konkursabwick-
lung  in  der  Bundesrepublik  Deutschland,  Köln  1978,  S.  246 
ff. 
8  A.a.O.,  S.  260  ff. 
9  Mit  der  strukturellen  Veränderung  der  Wirtschafts- und 
Beschäftigungssituation  sind  die Gebietskörperschaften  in 
letzter  Zeit  allerdings  immer  mehr  dazu  übergegangen, 
selbst  Initiativen  für  die  Sanierung  von  Unternehmen  zu 
eritfalten  und  sich  mit  5ffentlichen Hilfen  an  der  Sanie-
rung  zu  beteiligen.  Manchmal  haben  sie  sogar  die  Initia-
tive  bei  der  Gewinnung  neuer  Gesellschafter  übernommen. 
Vgl.  Paul  Groß,  Sanierung  durch  Fortführungsgesellschaf-
ten,  Köln  1982,  S.  52  f. - 13-
nehmen,  obwohl  das  Verhalten  der  im  Betrieb  Beschäftigten 
entscheidend  sein  kann  für  den  Verlauf der  Unternehrnenskrise. 
Die  Bank  besitzt  möglicherweise  eine  ständige  Abteilung  für 
Restrukturierungen10.  Auch  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist, 
bleibt die  Zuständigkeit der  Behandlung  der  Unternehmenskrise 
nicht  auf  den  (bisherigen)  Kreditsachbearbeiter  beschränkt. 
Je  nach  Größe  des  Falles  wird  auf  Filial-Ebene  oder  auf  der 
Ebene  d~r Generaldirektion  eine  Arbeitsgruppe  aus  Kreditsach-
bearbeitern,  Betriebswirten,  Juristen  sowie  externen  Fach-
leuten  gebildet,  die  zunächst  die  wichtigsten  Unternehmens-
unterlagen  prüft  und  die  Geschäftsführung  des  Krisenunter-
nehmens  anhält,  einen  internen  Krisenstab11  zu  bilden.  Mit 
diesem  werden  alle  kurzfristig  zu  ergreifenden  Maßnahmen 
abgestimmt.  Da  die  Bank  immer  mit  der  sofortigen  Kündigung 
ihrer  Kredite  drohen  kann,  sind  die  Gewichte  in  diesem  Ab-
stimmungsprozeß  allerdings  sehr  ungleich  verteilt.  Faktisch 
wird  sich  das  Krisenunternehmen  allen,  auch  den  einschnei-
dendsten,  Revisions- und  Unstrukturierungsvorschlägen  der  von 
der  Bank  gebildeten  Expertengruppe  beugen  müssen. 
Hierzu  gehören  zunächst  Forderungen  nach  monatlicher  Bericht-
erstattung  (Umsatz,  Liquidität,  Auftragsbestand,  Lagerbe-
stand,  Debitorenbestand,  Kreditorenbestand)  und  nach  Beauf-
tragung  externer  Experten  zur  Durchleuchtung  der  Strukturen 
in  den  Bereichen  Produktion,  Absatz,  Finanz- und  Rechnungs-
wesen,  Personal. 
Ist  eine  Sanierung  nach  Auffassung  der  Bank  nur  noch  durch 
gesellschaftsrechtliche  Maßnahmen,  die  die  Unternehmenskon-
trolle  in  andere  Hände  gibt,  möglich,  so  kann  auf  eine  Reihe 
von  häufig  praktizierten  Modellen  zurückgegriffen  werden. 
Beispiele  sind: 
10  Vgl.  zum  folgenden  Hugo  Räss,  Die  Restrukturierung  von 
Unternehmen  aus  der  Sicht  der  kreditgebenden  Bank,  Bern 
und  Stuttgart  1983;  Ernst  Guilino,  Rolf  Ophoff,  Unter-
nehmenssanierung  durch  Kooperation  von  Unternehmer,  Bank 
und  Unternehmensberater,  Die  Bank  1983,  S.  257-259. 
11  Näher  hierzu  Reinhard  Höhn,  Das  Unternehmen  in  der  Krise 
- Krisenmanagement  und  Krisenstab,  Bad  Harzburg  1974. 14 -
Die  Bank  kann  die  eigenen  Kreditforderungen  in Gesell-
schaftsanteile  des  Krisenunternehmens  umwandeln  und 
andere  Gläubiger  veranlassen,  den  gleichen  Schritt  zu 
tun.  Durch  eine  derartige  Umwandlung  von  Fremdkapital 
in  Eigenkapital  wird  die  Überschuldung  in  der  Bilanz 
des  Kr i senuntern  e hme n s  b es  e i t i g t  .  Der  Ei n tritt  neuer 
Gesellschafter  verändert  in  der  Regel  die  Entschei-
dungsprozesse  im  Unternehmen12. 
- Die  Bank  kann  den  Zusammenschluß  des  Krisenunternehmens 
mit  einem  anderen  {Konkurrenz-)  Unternehmen  zu  errei-
chen  versuchen,  wobei  möglicherweise  kartellrechtliche 
Probleme  ( Fusionskontrolle  durch  Bundeskartellamt  und 
Bundeswirtschaftsministerium)  zu  bewältigen  sind13. 
Die  Bank  kann  die  Gründung  von  Gesellschaften  in  die 
Wege  leiten,  die  Teile  des  Unternehmens  kaufen  und 
fortführen  (Betriebsübernahmegesellschaft)  oder  pachten 
und  fortführen  (Aufanggesellschaft)14. 
Diese  Formen  traditioneller  Unternehmensfortführung  werfen 
erhebliche  betriebswirtschaftliche,  gesellschafts-,  arbeits-
und  steuerrechtliche  Probleme  auf.  Sie  sind  allerdings  im 
Prinzip alle lösbar,  weil 
Rechtswissenschaft  und  Betriebswirtschaft  sich  ein-
gehend  mit  ihnen  befaßt  haben  und  daher  in  der  Lage 
sind,  praktikable  und  von  der  Rechtsprechung  anerkannte 
Lösungen  anzubieten15; 
12  Paul  Groß,  Sanierung  durch  Fortführungsgesellschaften, 
Köln  1982,  S.  254  ff. 
1 3  Oe r s • ,  S.  4 9  f f  • 
1 4  Oe r s • ,  S •  1 6 5  f  f  • 
15  Ders.,  passim;  Walter  Baur,  Sanierungen- Wege  aus  Unter-
nehmenskrisen,  Wiesbaden  1978;  Manfred  Steiner,  Ertrags-
kraftorientierter Unternehmenskredit  und  Insolvenzrisiko, 
Stuttgart  1980. - 15  -
- Banken,  Verbände,  freiberufliche  Unternehmensberater 
und  Rechtsanwälte  ein  sofort  abrufbares  Expertenwissen 
zur  Verfügung  stellen16: 
durch  das  Frühwarnsystem  der  Banken  einer  Konkurseröff-
nung  meist  zuvor  gekommen  werden  kann  und  daher  ein 
gewisser  zeitlicher Spielraum  für  die Entscheidungsvor-
bereitung  vorhanden  ist. 
III.  Belegschaftsfortführungen 
1983  und  1984 
Beispiele  aus  den  Jahren 
Ein  Überblick  über  Belegschaftsfortführungen  in  der  Bundes-
republik  ist  leicht  zu  gewinnen:  Es  gibt  jedes Jahr  nur  etwa 
eine  Handvoll  derartiger  Versuche.  Wir  haben  für  den  Zweck 
dieses  Berichts  die  in  den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  in 
der  Presse  gemeldeten  Fälle  näher  recherchiert,  d.h.  mit  den 
Initiatoren  ausführliche  Gespräche  geführt,  alles  verfügbare 
Material  an  Presseveröffentlichungen  und  (meist  "graue") 
Literatur  gesammelt  und  auch  Konkursverwalter,  soweit  sie 
bestellt  worden  waren,  aufgesucht  oder  angeschrieben.  Diese 
empirische  Arbeit  wurde  im  wesentlichen  von  Joachim  Weck 
durchgeführt. 
1.  Jakob  Häuser  GmbH,  Hennef 
Die  Jakob  Häuser  GmbH,  eine  alteingesessene  Baufirma,  war 
1975  an  einen  jungen  Geschäftsmann  veräußert  worden.  Zu 
diesem  Zeitpunkt  hatte  die  Firma  150  Beschäftigte.  Die 
Geschäftslage  wurde  - offensichtlich  durch  Mißmanagement 
des  neuen  Inhabers  - in  der  Folge  immer  ungünstiger.  Als 
seit Mitte  1984  Gehalts- und  Lohnzahlungen  erst verspätet 
erfolgten  und  dann  im  Dezember  1984  ganz  ausblieben, 
wurde  Betriebsrat  und  Belegschaft  die  Not  des  Unterneh-
mens  bewußt.  Von  den  120  Beschäftigten  entschlossen  sich 
nach  Kontakten  rni t  örtichen  Vertretern  von  SPD  und  Ge-
werkschaft  ca.  50  Personen,  eine  Fortführung  der  Firma  in 
Eigenregie  anzustreben.  Die  Eröffnung  eines  Vergleichs-
verfahrens  und  der  Anschlußkonkurs  (1.  März  1985)  konnten 
durch  diese  Bemühungen  nicht  aufgehalten  werden.  Allen 
Beschäftigten  wurde  gekündigt.  Der  Konkursverwalter 
unterstützte  die  Fortführungspläne  nicht  und  terminierte 
die  Versteigerung  der  Betriebsanlagen  bereits  auf  den 
16  Reiche  aus  Ruinen,  Wirtschaftswoche  Nr.  15  vorn  5.4.1985, 
s.  34-49. - 16  -
1 7 .  Ap r i 1  1 9 8 5 .  In  d i es  e r  k ur z e n  Fr ist  erz  i e 1 t e  die  Be-
legschaft  beachtliche  Erfolge:  Die  Belegschaft  selbst 
brachte  DM  300.000,-- auf. (persö.nliche  Bankkredite),  Mit-
glieder  der  örtlichen  GR0NEN  ~eichneten  Leihgemein-
schaftserklärungen  der  GLS-Gemeinschaftsbank  in  Höhe  von 
DM  220.000,--,  Netzwerk  Berlin  sagte  DM  50.000,-- zu, 
weitere  Spenden  gingen  in  höhe  von  DM  30.000,-- ein.  Die 
Marktaussichten  wurden  von  Betriebsprüfern positiv einge-
schätzt.  Gleichwohl  konnten  die  von  der  Bank  für  Gemein-
wirtschaft  für  einen  zusätzlichen  Kredit  geforderten 
Bürgschaften  der  Stadt  Henneff  und  des  Landes  Nordrhein-
Westfalen  aus  Zeitmangel  und  geringem  Engagement  der 
Öffentlichen  Hand  nicht  mehr  ausgehandelt  werden.  Die 
Belegschaft  nahm  davon  Abstand,  die  Betriebsanlagen 
selbst  zu  ersteigern  und  gab  das  Vorhaben  auf. 
2.  Mönninghoff  GmbH  Hattingen 
Die  Firma  Mönninghoff  {Metallverarbeitung)  hatte  im  Jahre 
1983  noch  ca.  1.000  Beschäftigte,  als  sie  in  wirtschaft-
liche  Schwierigkeiten  geriet.  Ständig  neue  Konzepte  zur 
Reorganisation,  an  denen  - offenbar  auf  Druck  der  Beleg-
schaft  auch  die  Landesregierung  Nordrhein-Westfalens 
mitarbeitete,  führten  nicht  zu  einer  Besserung  der  Situa-
tion.  Als  dann  im  Januar  1984  die  Banken  weitere  Kredite 
(trotz  Zusicherung  einer  BÜrgschaft  des  Landes  Nordrhein-
-Westfalen)  sperrten,  kam  es  im  Februar  1984  zur  Konkurs-
eröffnung.  Trotz  der  Absicht  des  Konkursverwalters,  den 
Betrieb  sofort  stillzulegen  und  die  791  Beschäftigten  zu 
entlassen,  konzentrierten  sich  Betriebsrat,  Belegschaft 
und  IG-Metall  nicht  auf  den  Abschluß  eines  Sozialplans 
sondern  auf  Versuche,  die  Arbeitsplätze  durch  eine  Port-
führungsgesellschaft  zu  erhalten.  Mit  Hilfe  externer 
Berater,  die  schon  vor  Konkurseröffnung  eingeschaltet 
worden  waren,  wurde  ein  Sanierungsmodell  ("Hattinger 
Modell")  mit  folgenden  Grundelementen  entwickelt: 
- Einer  gemeinnützigen  Stiftung  sollte das  Anlagevermögen 
gewidmet  werden; 
sie  wird  Gesellschafterin  einer  Produktions- und  Ver-
triebs-GmbH,  verwendet  aber  ihre  Erträge  ausschließlich 
für  gemei~nützige Zwecke; 
- sie wird  ferner  Träger  der  auf  dem  Betriebsgelände ein-
zurichtenden  Berufsförderungsstätte. 
Stifter  sollten  die  Stadt  Hattingen  und  das  Land  Nord-
rhein-Westfalen  sowie  die  Banken  sein,  die  in  Höhe  ihrer 
Sicherungsrechte  Forderungsverzichte  aussprechen  sollten. 
Als  die  Stiftungsaufsicht  die  nachhaltige  Sicherung  des 
Stiftungsvermögens  bezweifelte,  da  es  sich  um  die  Be-
triebsübernahmegesellschaft  aus  einem  Konkursunternehmen 
handele  und  somit  deren  Zukunft  ungewiß  sei,  wurde  ein 
gemeinnütziger  Verein  gegründet,  der  an  die  Stelle  der 
Stiftung  treten sollte. 
Trotz  Zusicherung  einer  Landesbürgschaft  scheiterte  das 
Modell  am  RÜckzug  einer  der  Banken.  Die  Belegschaft  gab 
ihren  spektakulären  Kampf  um  die  Arbeitsplätze  (Betriebs-- 17  -
besetzung,  Demonstrationen,  Publikationen)  am  9.  Mai  1984 
nach  16wöchigem  Kampf  auf  und  handelte  schließlich  nur 
noch  einen  Sozialplan  aus.  Ende  August  1984  wurden  die 
Betriebsanlagen versteigert. 
3.  Mechanische  Baumwalls  innerei 
GmbH  SWA),  Augsburg 
Das  Unternehmen,  das  in  seiner  Blütezeit  einmal  5. 000 
Leute  beschäftigt  hatte,  geriet  bereits  anfangs  der  60er 
Jahre  in  Schwier igke i t.en.  Die  bayr ische  Hypotheken- und 
Wechselbank  veräußerte  daraufhin  ihren  Mehrheitsbesitz  an 
den  Glöggler-Konzern.  Als  dieser  1976  zusammenbrach, 
mußte  auch  die  SWA  Konkurs  anmelden.  Der  vom  Gericht 
bestellte  Konkursverwalter  machte  sich  aber  daran,  die 
Firma  mit  über  600  Beschäftigten  zunächst  fortzuführen 
und  in  schwarze  Zahlen  zu  bringen,  um  sie  für  die  Kon-
kursmasse  günstig  veräußern  zu  können.  Diese  Fortführung 
dauerte  - sicher  ein Extremfall  bei  deutschen  Konkursver-
fahren  - acht  Jahre,  bis  die  Firma  im  Jahre  1983  an  eine 
Auffanggesellschaft  veräußert  wurde.  80%  ihres  Kapitals 
bringen die  620  Beschäftigten mit  Hilfe  ihrer  Sozialplan-
ansprüche  (6  Mill.  DM)  auf,  der  Rest  wird  von  Lieferanten 
und  Kunden  beigesteuert.  Die  erheblichen  Bankkredite  für 
notwendige  Investitionen  sichert  die  Stadt  Augsburg  ab, 
der  Freistaat  Bayern  half  mit  verlorenen  Investitionszu-
schüssen.  Als  Rechtsform  wurde  eine  GmbH  gewählt,  an  der 
Mitarbeiter-Gesellschafter  über  einen  Treuhänder  betei-
ligt  sind.  Im  neunköpfigen  Aufsichtsrat  stellen  die 
Beschäftigten trotz  ihres  Mehrheitsbesitzes  nur  vier Ver-
treter.  Es  handelt  sich also  um  eine  Belegschaftsfortfüh-
rung  ohne  Selbstverwaltungscharakter. 
4.  Gehrüder  Hoffmann  KG,  Eibelstadt/Würzburg 
Die  Firma  Gehrüder  Hoffmann  war  eine  schon  seit  1870  in 
Familienbesitz  geführte  Landmaschinenfabrik  mit  zuletzt 
140  Beschäftigten.  Zu  Beginn  der  80er  Jahre  geriet  die 
Firma  - auch  für  die  Belegschaft  wahrnehmbar  - in Schwie-
rigkeiten.  Es  erfolgte  eine  Betriebsaufspaltung,  die  den 
Verdacht  eines  geplanten  Konkurses  weiter  nährte,  und  der 
Versuch  einer  Entlassung  von  50  Beschäftigten,  der  am 
Widerstand  des  Betriebsrats  scheiterte.  Nach  Konkursan-
trag  der  AOK  im  Dezember  1983  begann  die  Belegschaft  mit 
einer  Betriebsbesetzung,  die  117  Tage  aufrechterhalten 
wurde.  Ziel  war  keine  Belegschaftsfortführung,  sondern 
die  Suche  nach  einem  Käufer.  Ein  mit  Hilfe  der  Gewerk-
schaft  gegründeter  Verein  sammelte  Spenden.  Mit  diesen 
Mitteln  wurde  beim  Konkursgericht  eine  Massekosten-Vor-
schuß  eingezahlt,  um  die  Ablehnung  der  Konkurseröffnung 
mangels  Masse  zu  verhindern.  Die  noch  fehlenden  Löhne  und 
Gehälter  wurden  von  einer  Bank  nach  Abtretung  der  An-
sprüche  auf  Konkursausfallgeld  ausgezahlt.  Der  Konkurs-
verwalter  legte den  Betrieb  sofort still  und  kündigte  den 
noch  130  Beschäftigten.  Die  Belegschaft  ließ  es  trotz 
Besetzung  zu,  daß  die  Sicherungsgläubiger  nach  und  nach 
ihr  Sicherungsgut  abholten.  Ein  Teilbereich  konnte  unter 
Übernahme  von  20  Beschäftigten  veräußert  werden,  im 
übrigen  wird  das  Unternehmen  in  dem  zur  Zeit  noch  laufen-
den  Konkurs  liquidiert. - 18  -
5.  Helmut  Bernhardt  GmbH  und  Co.KG,  Metten  bei  Deggendorf 
Die  Firma  Helmut  Bernhardt  war  ein  seit  1952  bestehender 
Zuliefererbetrieb  der  Automobilindustrie  (Feinmechanik). 
Nach  dem  Tode  des  Geschäftsinhabers  (1977)  brachten  die 
von  der  Familie  eingesetzten  Geschäftsführer  das  Unter-
nehmen  (410  Beschäftigte)  in  die  roten  Zahlen.  Der 
darüber  gut  informierte  Betriebsrat  erwirkte  die  Ein-
schaltung  von  Rationalisierungsfachleuten  und  die  An-
schaffung  neuer  Maschinen.  Die  Talfahrt  konnte  aber  nicht 
aufgehalten  werden.  Nach  Konkursantrag  der  AOK  wurde  am 
23.02.1984  das  Konkursverfahren  eröffnet.  Die  Belegschaft 
besetzte  im  Einvernehmen  mit  der  Geschäftsleitung  den 
Betrieb  rund  um  die  Uhr,  um  den  Abtransport  von  Siche-
rungsgut  zu  verhindern.  Es  wurde  normal  weitergearbeitet, 
um  Aufträge  termingerecht  zu  erfüllen.  Der  Konkursverwal-
ter stellte sich  auf  die  Seite der  Belegschaft  und  machte 
sich  sofort  an  die  Ausarbeitung  eines  Sanierungskonzep-
tes.  Er  erwirkte  die  Fortsetzung  der Geschäftsbeziehungen 
mit  Zulieferern  und  Kunden  sowie  die  Gewährung  neuer 
Kredite  für  Wareneinkäufe  durch  die  Banken  (Hauptgläubi-
ger).  Parallel dazu  suchte  er  Kaufinteressenten.  Interes-
se  wurde  vor  allem  aus  dem  Kreis  der  Mitkonkurrenten 
bekundet.  Als  sich  jedoch  zwei  ehemals  leitende  Ange-
stellte der  Firma,  die  ein Jahr  vorher  wegen  Differenzen 
mit  der  Geschäftsleitung  ausgeschieden  waren,  interes-
siert  zeigten,  die  Firma  zu  Übernehmen,  wurden  sie  von 
der  Belegschaft  massiv  unterstützt.  Auch  der  Konkursver-
walter  favorisierte  dieses  Übernahmemodell,  obwohl  die 
Banken  andere  Interessenten  ins  Spielbrachten.  Am 
1.05.1984  wurde  die  HE-Feinmechanik  GmbH  gegründet,  in 
deren  neuen  Rahmen  ohne  Unterbrechung  weitergearbeitet 
wurde.  Hauptgesellschafter  sind  die  beiden  genannten  ehe-
maligen  Angestellten.  Das  Land  Bayern  stellte  aus  dem 
Regionalförderungsprogramm  langfristige  Kredite  in  Höhe 
von  ca.  2, 5  Mill.  DM  sowie  einen  verlorenen  Zuschuß  in 
HÖhe  von  DM  700.000,-- zur  Verfügung.  Des  weiteren  wurden 
die  Eigenkapitalhilfe-Darlehen  von  Bund  und  Land  voll 
ausgeschöpft.  Die  Belegschaft  beteiligte  sich,  wenn  auch 
zögernd,  als  stiller  Gesellschafter  in  HÖhe  von  DM 
700.000,-- (Stundung  des  Weihnachtsgeldes  1984/85  und  des 
Urlaubsgeldes  1985/86,  steuerbegünstigte  Spareinlagen 
nach  dem  936-DM-Gesetz).  Die  38,5-Stunden-Woche  soll erst 
ein  Jahr  später  eingeführt  werden.  15  Beschäftigte  aus 
dem  Angestelltenbereich  wurden  entlassen  und  mit  einem 
Sozialplan  abgefunden.  Das  neue  Unternehmen  arbeitet 
inzwischen mit  Gewinn. 
6.  Wäschereimaschinenfabrik Arendt Sersheim/Württemberg 
Die  Firma  Arendt  war  1956  gegründet  worden  und  hatte  ca. 
120  Belegschaftsangehörige.  Seit  1981  waren  wirtschaft-
liche Schwierigkeiten des  Unternehmens  offensichtlich,  da 
das  Personal  abgebaut  und  Kurzarbeit  angeordnet  wurde. 
Als  im  Sommer  1983  die  Hausbank  die  Kredite  sperrte  und 
die  Hauptgläubiger  ein  Moratorium  ablehnten,  stellte der 
Firmeninhaber  am  6.  September  1983  Vergleichsantrag.  Am 
6.  Oktober  1983  folgte  der  Anschlußkonkurs.  Der  Ver-
gleichs-/Konkursverwalter  war  nicht bereit,  sich  auf  eine 
Fortführung  einzulassen,  worauf  die  Belegschaft  den 
Betrieb  besetzte.  Am  5.  Tag  der  Besetzung  wurde  mit  dem - 19  -
Konkursverwalter  eine  Betriebsvereinbarung  abgeschlossen: 
Keine  Veräußerung  des  Unternehmens  oder  von  Produktions-
mitteln  bis  11.  November  1983;  Meistbegünstigungsklausel 
im  Fall  einer  späteren  Veräußerung;  Überlassung  aller 
Ökonomisch  relevanten  Daten  zur  Erstellung  eines  Port-
führungskonzepts  etc.  Mit  der  UP.terstützung  der  IG-Metall 
und  externer  Berater  wird  anhand  der  nun  zugänglichen 
betriebswirtschaftliehen  Daten  ein  Fortführungskonzept 
erarbeitet  sowie  Kontakt  mit  den  politischen Parteien  und 
dem  Landeswirtschaftsministerium  aufgenommen.  Mehrere 
Gespräche  fanden  unter  Bankenbeteiligung  im  Wirtschafts-
ministerium  statt.  Parallel  dazu  liefen  Demonstrationen 
und  Öffentlichkeitsarbeit.  Mit  dem  erarbeiteten  Port-
führungskonzept  in  Form  eines  Arbeitnehmerbetriebes 
können  die  Banken  (Bank  für  Gemeinwirtschaft,  GLS  Gemein-
schaftsbank)  nicht  überzeugt  werden,  der  Plan  einer  Auf-
fanggesellschaft  scheitert  im  Dezember  1983  am  fehlenden 
Eigenkapital  und  der  fehlenden  Bereitschaft  einer  der 
beiden  Banken,  die  Rolle  der  Hausbank  zu  übernehmen. 
7.  Druckerei  Geffgen  GmbH,  Bremen 
Die  Druckerei  Wilfried  Geffgen  war  bis  zum  Jahr  1976  in 
Familienbesitz  und  wurde  in  der  Rechtsform  einer  OHG  von 
Wilfried  Geffgen  persönlich  geleitet.  1976  wurde  die 
Firma  in  eine  GmbH  &  Co.  KG  umgewandelt  und  1977,  wahr-
scheinlich  aus  Altersgründen  des  Geschäftsinhabers,  an 
den  Prokuristen  Horst  Meyer  verkauft.  Dieser  wiederum 
veräußerte die  inzwischen  marode  Firma  zum  1.  Mai  1983  an 
einen  völlig  unerfahrenen  Unternehmer,  der  die  Firma 
innerhalb  von  nur  6  Wochen  in  den  Konkurs  führte.  Mangels 
Masse  wurde  der  Konkurs  jedoch  nicht  eröffnet.  Bereits 
Ende  '82/Anfang  '83  wurde  der  Belegschaft  bewußt,  daß  es 
der  Firma  nicht  besonders  gut  gehe.  Maschinen  wurden 
nicht  mehr  repariert  und  dringend  benötigte  Waren  nicht 
rechtzeitig bestellt. 
In der  Konkursphase  entschlossen  sich  12  der  14  Mitarbei-
ter  der  Firma  W.  Geffgen,  zunächst  weiterzuarbeiten,  um 
die  Firma  ohne  Substanzverlust  eventuell  weiterführen  zu 
können.  Tatsächlich wurde  am  15.7.1983  die  Firma  w.  Geff-
gen  GmbH  gegründet.  Gesellschafter  waren  zu  diesem  Zeit-
punkt  alle  12  ehemaligen  Mitarbeiter  der  in  Konkurs 
gegangenen  Firma  sowie  der  Sohn  des  Wilfried  Geffgen.  Da 
Herr  Geffgen  sen.  sehr  an  seiner  alten  Firma  hing  und 
wollte,  daß  der  Firmenname  beibehalten  werde,  stellte  er 
der  Belegschaftsinitiative einen  auf  3  Monate  befristeten 
Kredit  in  Höhe  von  DM  50.000,-- zur  Verfügung.  Zur  weite-
ren  Finanzierung  erhielt  die  Belegschaft  Kredite  von  der 
BfG,  die  durch  Einzelbürgschaften  abgesichert  wurden.  Zu-
sätzlich gewährte  die  BfG  der  neuen  Firma  ein Kreditvolu-
men  in  HÖhe  von  DM  100.000,--.  Des  weiteren  wurden  Ein-
gliederungsbeihilfen des  Landes  Bremen  in  Anspruch  genom-
men.  Der  Senat  zahlte  ein  vorab  angefertigtes  Gutachten 
{  R.WK),  durch  das  die  Rentabilität  der  Pi rma  festgestellt 
wurde.  Nach  ca.  einem  Jahr,  Ende  August  1984,  ist  die 
Firma  W.  Geffgen  GmbH  mit  ca.  DM  95.000,-- verschuldet. 
Die  Gesellschafter  beschlossen  deshalb,  die  Obergrenze 
des  Monatseinkommens  auf  DM  3. 000,-- festzusetzen.  Da-
raufhin  verließen  2  Gesellschafter  (Handelsvertreter  der 
Firma),  der  eine  erst  nach  gerichtlichen  Auseinanderset-
zungen,  die  Firma. - 20  -
Heute  hat  die  Firma  10  Gesellschafter,  von  denen  4  erst 
nach  der  Gründung  1983  hinzugekommen  sind.  Alle,  bis  auf 
den  Sohn  des  w.  Geffgen,  sind  selbst  in  der  Firma  tätig 
und  verdienen  durchschnittlich  zwi sehen  DM  1 . 20 0,-- und 
DM  1.500,-- monatlich.  Inzwischen  scheint  die  noch  im 
August  1984  kurz  vor  der  TÜr  stehende  erneute  Pleite 
abgewendet;  ein leichter Aufwärtstrend  zeichnet  sich  ab. 
IV.  Ungeeignete  rechtliche Strukturen 
Wie  oben  dargestellt,  finden  die  Initiatoren  von  Gläubiger-
sanierungen  und  von  Unternehmensausgliederungen  Handlungs-
modelle  vor,  die  durch  Rechtswissenschaft,  Rechtsprechung  und 
Beratungspraxis  in  allen  rechtlichen  und  steuerlichen Details 
ausgearbeitet  sind.  Dieses  Wissen  ist  leicht  abrufbar  und 
vermittelt  in  der  zeitlichen  Bedrängnis  einer  Unternehmens-
krise  schnelle  Orientierung.  Es  erlaubt  vor  allem  systemkon-
forme  LÖsungen,  also  Lösungen,  die  in  der  täglichen  Rechts-
praxis  gewohnt  erscheinen  und  allgemein  akzeptiert  werden. 
Demgegenüber  treffen  Versuche  von  Belegschaftsfortführungen 
auf  rechtliche  Strukturen,  die  für  derartige  Initiativen 
nicht eingerichtet sind.  Mit  dem  Konzept  der  Rechtsstrukturen 
sind  hier  nicht  Einzelregelungen  gemeint,  die  sich,  wie 
weiter  unten  unter  (V)  dargestellt,  sehr  konkret  und  mög-
licherweise  auch  intendiert  den  Betriebsübernahmen  durch  die 
Belegschaft  in  den  Weg  stellen  können.  Gemeint  sind  vielmehr 
komplexe  rechtliche  Regelungsbereiche,  wie  Betriebsverfas-
sungsrecht,  Konkursrecht,  Gesellschaftsrecht,  Steuerrecht,  in 
denen  so  die  These  Belegschaftsinitiativen  (ganz  im 
Gegensatz  zu  Gläubigerinitiativen)  zur  Rettung  eines  Unter-
nehmens  einen  Fremdkörper  darstellen. 
1.  Betriebsverfassungsrechtliche Grenzen  ausreichender 
Information  der  Belegschaft 
Betriebsfortführungen bedürfen gründlicher Vorbereitung,  denn 
unausgereifte  Reorganisationsmodelle  sinä  angesichts  der 
Risikoträchtigkeit  aller  Inititativen  zur  Unternehmenserhal-
tung  immer  zum  Scheitern  verurteilt.  Daß  Banken  und  aus-
gliederungsinteressierte  Mitarbeiter  ausreichend  Zeit  und 
nahezu  vollständige  Information  Über  die  finanzielle  und - 21  -
wirtschaftliche  Tragweite  ihres  Vorhabens  besitzen,  wurde 
schon  dargestellt.  Niemand  stellt  in  der  Literatur  etwa 
ernsthaft  die  umfassenden  Auskunfs- und  Prüfungsrechte  der 
Hausbank  gegenüber  den  Kreditkunden  in  Frage.  Information  des 
Kreditgebers  ist  in  unserem  Wirtschaftssystem  strukturell 
vorgegeben  und  rechtlich  vielfach  abgesichert.  Ganz  anders 
i s t  die  Si  t ua  t i o n  der  Be s c h ä f t i g t e n  e i n es  auf  e in  e  Kr i se 
zusteuernden  Unternehmens.  Schon  der  Umstand,  daß  sich  das 
Unternehmen  überhaupt  in  Schwierigkeiten  befindet,  bleibt 
nach  unseren  Befragungen  in  zwanzig  Konkursbetrieben  vielen 
Arbeitnehmern  bis  zum  Zeitpunkt  des  Zusammenbruchs  verborgen 
(vgl.  Kasten). 
Die  Initiatoren  einer  Belegschaftsfortführung  müßten  aber 
über  die  bloßen  Krisensignale  hinaus  über  weit  mehr  Informa-
tionen  verfügen.  Sie  müßten,  wenn  sie  an  die  Stelle  des  auf 
den  Konkurs  zusteuernden  Unternehmers  treten  und  sogar  er-
folgreicher  sein  wollen  als  er,  Zugang  zu  sämtlichen  Unter-
nehmensdaten  haben.  Diesen  Zugang  versperrt  das  Betriebsver-
fassungsrecht: 
- In  den  ca.  90%  der  Unternehmen  in  der  Bundesrepublik, 
die  weniger  als  20  Arbeitnehmer  ständig  beschäftigen, 
besteht  keinerlei  Pflicht  des  Arbeitgebers,  der  Beleg-
schaft  Über  die  wirtschaftliche  Lage  und  Entwicklung 
des  Unternehmens  zu  berichten  (§  110  BetrVG).  In  Unter-
nehmen  mit  mehr  als  20  Beschäftigen  (10%  der  Unter-
nehmen  insgesamt)  besteht  eine  solche  Berichtspflicht 
viermal  im  Jahr.  Allerdings  sind  auch  in  diesem  Bericht 
Einzelangaben  nicht  erforderlich.  Insbesondere  sind 
nach  der  juristischen Kommentarliteratur  solche  Angaben 
nicht  erforderlich,  deren  Bekanntwerden  in  der  Öffent-
lichkeit  die  Wettbewerbs- und  Finanzsituation  des 
Unternehmern  beeinträchtigen  oder  gefährden  können.  Da 
dies gerade die  für  eine  Betriebsfortführung  relevanten 
Daten  sind,  gibt  es  für  die  Belegschaften  der  Unter-
nehmen  in  der  Bundesrepublik  keine  unmittelbare  Infor-
mationsrnöglichkeit,  die  eine  Belegschaftsfortführung 
planbar  machen  würde. 22  -
Um  so  mehr verwundern  die Antworten  auf  die  Frage:  ,.Wurden  Sie  durch  den  Konkurs 
des  Unternehmens  überrascht  oder  hatten  Sie  vorher  schon  Informationen  über  finan-
zielle Schwierigkeiten des Unternehmens?" 
Tab. IV/9:  Information über finanzielle Schwierigkeiten des Unternehmens (ln °/o) 
Arbeitnehmer wurde völlig überrascht 
Arbeitnehmer hatte zwar schon einiges über finanzielle Schwierigkeiten 
gehört, dachte aber nicht an einen möglichen Konkurs 
Arbeitnehmer hatte vorher schon einiges über finanzielle Schwierigkeiten 
gehört und rechnete mit dem Konkurs 
o;o 
n 
18 
61 
22 
100 
993 
Jeder  fünfte  Arbeitnehmer  hatte  schon  vorher  einiges  über  finanzielle  Schwierigkeiten 
gehört  und  rechnete  auch  mit  einem  Konkurs.  Etwa  3/s  wußten  einiges  über finanzielle 
Schwierigkeiten, dachten  aber nicht an  die  Möglichkeit einer  Insolvenz.  Knapp  'ls  wurde 
vom  Konkurs völlig überrascht.  Die  Arbeitnehmer, die vor Konkurs schon  etwas erfahren· 
hatten, gaben die in Tab. IV/10 wiedergegebenen Informationsquellen an. 
Tab. IV/10:  Informationsquelle des Arbeitnehmers bei drohender Insolvenz (in °/o) 
Vom Betriebsrat  27 
Von der Bank, bei der das Lohnkonto geführt wurde  3 
Von anderen Kollegen  34 
Aus der Presse  6 
Von Zulieferfirmen  14 
Vom Arbeitgeber  9 
Von anderen  6 
%  100 
n  808 
Unter den  Arbeitnehmern,  die schon  vor Konkurs  etwas  über finanzielle  Schwierigkeiten 
des Unternehmens  gehört hatten,  wurde  immerhin  jeder vierte  durch  externe  Informan-
ten (Presse, Zulieferer, Banken) unterrichtet. 
Die  meisten  Arbeitnehmer haben  ihre  erste  Information erst  sehr  spät  erlangt,  wie sich 
aus Tabelle IV/11  ergibt. 
Tab. IV/11:  Zeitpunkt der ersten  Information über finanzielle  Schwierigkeiten  des Unter-
nehmens (in °/o) 
1- 4 Wochen vor Konkurs 
5- 8 Wochen vor Konkurs 
9-12 Wochen vor Konkurs 
31 
24 
16 
29  13 Wochen und länger vor Konkurs 
0/o 
n 
100 
792 
Information  der  Arbeitnehmer  über  die 
drohende  Insolvenz  des  Arbeitgebers 
aus:  Volkmar  Gessner,  Barbara  Rhode, 
Gerhard  Strate,  Klaus  A.Ziegert, 
Die  Praxis  der  Konkursabwicklung  in  der 
Bundesrepublik  Deutschland,  Köln  1978,5.278 - 23  -
Theoretisch  besteht  eine  etwas  stärkere  mittelbare 
Unterrichtung  in  Betrieben,  die  einen  Betriebsrat 
gewählt  haben.  Dafür  bestehen  dllerdings  in  ca.  60%  der 
Unternehmen  schon  rechtlich  nicht  die  Voraussetzungen, 
da  in  ihnen  weniger  als  5  Arbeitnehmer  beschäftigt  sind 
(§  9  BetrVG).  In  den  verbleibenden  40%  der  Unternehmen 
mit  5  und  mehr  Beschäftigten  ist  nur  in  den  Größen-
klassen  über  150  Arbeitnehmer  regelmäßig  ein  Betriebs-
rat  konstituiert.  Insgesamt  gesehen  haben  nur  ca.  17% 
der  betriebsratsfähigen  Unternehmen  einen  Betriebs-
rat17.  Besteht  in  den  eher  kleinen  Betrieben,  in  denen 
eine  Betriebsfortführung  ernsthaft  in  Betracht  gezogen 
werden  kann,  ausnahmsweise  ein  Betriebsrat,  so  be-
schränkt  sich  sein  Informationsrecht  auf  soziale  und 
personelle  (also  nicht  wirtschaftliche)  Angelegenheiten 
{§  80  Abs.  2  BetrVG).  Auskünfte  dieser  Art  sind,  selbst 
wenn  die  MÖglichkeit  der  Hinzuziehung  eines  Sachver-
ständigen  {§  80  Abs.  3  BetrVG}  genutzt  wird,  als 
Planungsgrundlage  für  eine  Belegschaftsfortführung 
wertlos.  Eine  "rechtzeitige  und  umfassende"  Informa-
tionspflicht  trifft  den  Arbeitgeber  allerdings  bei 
einer geplanten  Betriebsänderung,  die  wesentliche  Nach-
teile  für  die  Belegschaft  oder  erhebliche  Teile  der 
Belegschaft  zur  Folge  haben  kann  (§  111  BetrVG).  Ein 
Unternehmenszusammenbruch  ist  natürlich  eine  Betriebs-
änderung  im  Sinne  dieser  Bestimmung.  Aber  da  sie  nicht 
"geplant"  ist,  kann  der  Betriebsrat  gerade  beim  Ein-
tritt der. für  die  Belegschaft  am  schwersten  wiegenden 
Nachteile  keinen  Zugang  zu  den  relevanten  Unternehmens-
daten  erhalten.  Daß  im  Fall  einer  Eröffnung  eines 
Konkursverfahrens  den  Konkursverwalter  die  Informa-
tionspflichten  des  §  111  BetrVG  treffen,  hilft,  wie 
weiter  unten  noch  darzustellen  sein  wird,  der  Beleg-
schaft nichts mehr. 
17  Josef  Falke,  Armin  Höland,  Barbara  Rhode,  Gabriele  Zim-
mermann,  KÜndigungspraxis  und  Kündigungsschutz  in  der 
Bundesrepublik Deutschland,  Bann  1981,  s.  SO. - 24  -
- In  größeren  Unternehmen  mit  über  100  Beschäftigten  hat 
der  Unternehmer  den  Wirtschaftsausschuß,  einen  Unter-
ausschuß  des  Betriebsrats,  i:ber 
Angelegenheiten  des  Unternehmens 
die  wirtschaftlichen 
unter  Vorlage  der 
erforderlichen  Unterlagen  zu  unterrichten  (§  106 
BetrVG).  Eine  starke  Einschränkung  erfährt diese  Infor-
mationspflicht  durch  den  Vorbehalt  der  Nichtgefährdung 
von  Betriebs- und  Geschäftsgeheimnissen  (Organisation 
und  technischer  Ablauf  des  Betriebes,  Markt- und  Kon-
kurrenzpositionen).  Die  Geschäftsleitung  wird  regel-
mäßig  dazu  neigen,  hierunter  auch  solche  Faktoren  zu 
fassen,  die  einen  Zusammenbruch  des  Unternehmens  erwar-
ten  lassen.  Die  Hinzuziehung  eines  externen  Sachver-
ständigen  (§  108  Abs.  2  BetrVG)  kÖnnte  ein Gegengewicht 
darstellen  gegen  den  weiten  Ermessensspielraum  des 
Unternehmers  bei  der  Auswahl  der  weitergegebenen  Infor-
mationen.  Aber  Rechtswissenschaft  und  Rechtsprechung 
lassen,  ohne  daß  sich dies  aus  dem  Gesetzestext begrün-
den  ließe,  fachkundige  Hilfe  externer  Berater  nur  in 
extremen  Ausnarunefällen  zu18.  Eine  faktische  Ein-
schränkung  dieser  für  die  Belegschaft  gegebenen  MÖg-
lichkeit,  sich  wenigstens  Über  die  wichtigsten  Daten 
des  Unternehmens  auf  dem  laufenden  zu  halten,  ergibt 
sich  noch  daraus,  daß  Wirtschaftsausschüsse  nur  in  60% 
der  Unternehmen,  in  denen  dies  möglich  wäre,  gebildet 
werden  1 9.  Vor  allem  ist  aber  unter  dem  hier  interes-
sierenden  Aspekt  der  rechtzeitigen  Vorbereitung  einer 
Belegscha~tsfortführung  der  Umstand  in  Rechnung  zu 
stellen,  daß  die  beim  Bestehen  eines  Wi rtschaftsaus-
schusses  relativ  gute  Information  gerade  in  den  (klei-
neren)  Betrieben,  für  die  eine  Belegschaftsfortführung 
nur  in  Betracht  kommt,  nicht  erlangt  werden  kann. 
18  Karl  Kammann,  Harald  Hess,  Ursula  Schlochauer,  Kommentar 
zum  Betriebsverfassungsgesetz,  Neuwied  1979,  Nr.  10  zu  § 
108;  Michael  HÜffner,  Helmut  Kerschner,  Die  Beteiligungs-
rechte  des  Betriebsrats  im  wirtschaftlichen  Bereich, 
Berlin  1981,  s.  72. 
19  Falke/Höland/Rhode/Zimmermann  a.a.O.,  S.  53. - 25  -
Dieser  letztgenannte  Umstand  gilt  dann  noch  verstärkt 
für  die  Information  des  Arbeitnehmervertreters  in  den 
Aufsichtsräten  großer  Unternehmen  (Mitbestimmungsgesetz 
1976).  Auch  die  vollständigste  Information  kann  bei 
einem  Unternehmen  mit  mindestens  2.000  ständig  Beschäf-
tigten  im  Fall  des  Unternehmenszusammenbruchs  nicht  in 
eine  Belegschaftsfortführung  umgesetzt  werden. 
Wie  dieser  Überblick  gezeigt  hat,  ist das  deutsche  Betriebs-
verfassungsrecht  gerade  konträr  den  Bedürfnissen  einer  fort-
führungswilligen  Belegschaft  angelegt:  Eine  Chance  des  unter-
nehmerischen  Mi tdenkens  besteht  nur  in  Betrieben,  die  wegen 
ihrer  Größe  für  eine  Eigenregie  nicht  in  Betracht  kommen.  Je 
kleiner  - und  eben  auch  für  Selbstverwaltungsmodelle geeigne-
ter  - der  Betrieb  ist,  desto  uninforrnierter  und  unmündiger 
wird  die  Belegschaft  gehalten.  Wirft  die  Geschäftsführung 
eines  Krisenunterne~1ens dann  das  Handtuch,  so  ist die  Beleg-
schaft  in  aller  Regel  nicht  sachkundig  genug,  um  an  ihre 
Stelle  zu  treten. 
2.  Entscheidungsstrukturen  im  Konkursverfahren 
Das  Konkursverfahren  dient  der  gemeinschaftlichen  Befriedi-
gung  aller Gläubiger  des  schuldnerischen  Unternehmens  und  ist 
daher  grundsätzlich  ein  Liquidationsverfahren.  Dies  heißt 
aber  nicht  zwingend,  daß  alle  vermögenswerten  Gegenstände 
einzeln  verwertet  und  dadurch  die  Einheit  von  Produktions-
anlagen  zerschlagen  werden  müßte.  Eine  Veräußerung  und  Fort-
führung  von  integrierten  Betriebsteilen  ist  im  Gegenteil 
wegen  des  höheren  Wertes,  der  der  verteilungsfähigen  Konkurs-
masse  zufließt,  im  Interesse  der  Gläubiger  und  entspricht 
durchaus  den  Zielen  der  Konkursordnung.  Auch  Fortführungen 
des  gesamten  schuldnerischen  Unternehmens  oder  einzelner 
Betriebsteile  durch  die  Belegschaft  selbst  steht  dement-
sprechend  grundsätzlich  nichts  im  Wege.  Daß  es  dennoch  nur 
eine  Handvoll  Belegschaftsfortführungen  von  Konkursunterneh-
men  gibt,  liegt  an  den  Entscheidungsstrukturen  des  Konkurs-
verfahrens,  wie  es  sich  rechtlich  und  rechtstatsächlich  her-
ausgebildet hat. - 26  -
Nach  Konkursantrag  entscheidet  eines  der  Über  3 00  mit 
Konkurssachen  befaßten  Amtsgerichte  (Konkursgerichte) 
über  die  Auswahl  einer  Person  (meist  eines  Rechtsan-
waltes),  die  zunächst  als  Gutachter  und  dann,  falls  bei 
ausreichendem  Wert  der  verbliebenen  Vermögensgegen-
stände  ein  Konkursverfahren  eröffnet  werden  kann,  als 
Konkursverwalter  tätig  wird.  Diese  Entscheidung,  die 
für  das  Schicksal  des  Schuldnerischen  Unternehmens  von 
großer  Tragweite  ist,  folgt  - außer  bei  Großkonkursen, 
die  hier  nicht  von  Belang  sind  - Kriterien  der  aktuel-
len  Verfügbarkei  t  und  solchen  eines  sehr  spezifisch 
örtlichen  Beziehungsgefüges.  Fähigkeit  und  Bereitschaft 
zu  einer  Fortführung  des  Schuldnerischen  Unternehmens 
spielen - schon  weil  die  Informationen  über  die  Chancen 
einer  Betriebsfortführung  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  gar 
nicht  vorliegen  - dabei  keine  Rolle.  Da  die  gericht-
liche  Aufsicht  über  Konkursverfahren,  in  denen  Unter-
nehmen  fortgeführt  werden,  erhebliche  Mehrarbeit  verur-
sacht  und  auch  möglicherweise  Haftungsfolgen  hat,  ent-
spricht  eine  Förderung  von  Fortführungsvorhaben  auch 
nicht  der  Interessenlage  von  Richtern  und  Rechtspfle-
gern  am  Konkursgericht.  Erst  recht  spielt  natürlich 
keine  Rolle,  ob  Erfahrung  mit  oder  wenigstens  ein Wille 
zu  Belegschaftsfortführungen  vorhanden  sind.  Das  Ge-
richtspersonal  besitzt  nach  unseren  Erkundigungen  keine 
Vorstellungen  von  solchen  Fortführungsmodellen  und  kann 
sie  bei  der  Auswahl  von  Konkursverwaltern  folglich  gar 
nicht berücksichtigen.  Arbeitnehmer- oder  selbstverwal-
tungsorientierte  Personen  werden  den  Gerichten  auch 
weder  von  den  Gewerkschaften  noch  den  Organisationen 
des  Selbsthilfesektors  angeboten. 
Lehnt  das  Konkursgericht  aufg rund  des  Gutachtens  eine 
Verfahrenseröffnung  mangels  ausreichender  Vermögens-
masse  ab  - und  dies  ist  statistisch  bei  drei  von  vier 
insolventen  Unternehmen  der  Fall -,  so  ist es  nur  noch 
eine  Frage  von  wenigen  Tagen  oder  Stunden,  bis  die - 27  -
Gläubiger  von  ihren SicherungsgUtern  (Maschinen,  Waren, 
Rohstoffe,  Grundstücke)  Besitz  ergriffen  haben,  so  daß 
an  eine  Erhaltung  und  Fortführung·  der  Produktionsan-
lagen  nicht  mehr  zu  denken  ist.  Allenfalls  kann  ein 
Großgläubiger,  dessen  Sicherheiten  aus  ganzen  Betriebs-
teilen besteht,  diese  und  damit  auch  Arbeitsplätze  ins-. 
gesamt  erhalten.  Belegschaftsfortführungen  ·sind  in 
dieser  Situation nicht organisierbar. 
- Im  eröffneten  Konkursverfahren  hat der  Konkursverwalter 
sehr  weitgehende  Handlungsfreiheit.  Da  er  in  8  von  10 
Fällen  den  Berufsgruppen  Rechtsanwalt,  Wirtschafts-
prüfer  oder  Steuerberater  angehört,  ist  er  normaler-
weise  den  örtlichen Wirtschaftsinteressen stark verbun-
den  und  von  ihnen  ökonomisch  abhängig.  Alle  Entschei-
dungen  in  seinem  Amt  sind  von  derartigen  Rücksicht-
nahmen  beeinflußt.  Schon  unter  diesem  Blickwinkel  wird 
er  davon  Abstand  nehmen,  sich  auf  politisch  Ünd  ökono-
misch  immer  abschätzig  beurteilte20  Fortführungsver-
suche  der  Belegschaft einzulassen.  Hinzukommt,  daß  jede 
andere  Masseverwertungsform  mehr  Erlös  verspricht  und 
er  im  Interesse  der  Gläubiger  und  in  seinem  eigenen 
GehUhreninteresse  (die  Konkursverwaltergebühr  berechnet 
sich  aus  den  Erlösen)  gehalten  ist,  sich  auf  sie  zu 
konzentrieren. 
- Trotz  der  faktischen  Schlüsselstellung  des  Konkursver-
walters  haben die Gläubiger  gewisse  Mitwirkungsmöglich-
keiten  im  Verfahren  - von  ihrer  rechtlichen  Stellung 
nach  der  Konkursordnung  liegt  das  Verfahren  sogar 
wesentlich  in  ihrer  Hand.  Auch  die  Arbeitnehmer  zählen 
in  der  Regel  zu  den  Gläubigern,  denn  es  können  Lohn-, 
Pensions- und  eventuell  SchadensersatzansprUche  etc. 
ausstehen.  Aber  in  ihre  Gläubigerstellung  treten  das 
Arbeitsamt  hinsichtlich  der  Lohnforderungen  für  die 
·letzten  3  Monate  (abgetretene  Forderungen  als  Ausgleich 
für  gezahltes  Konkursausfallgeld)  und  der  Pensions-
20  Frank  Teichmüller,  Die  Betriebsänderung,  Köln  1983,  S. 
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Sicherungsverein  (abgetretene  Forderungen  als  Ausgleich 
für  Pensionszahlungen).  Diese  notwendigen  Sicherungs-
maßnahmen  für  Arbeitnehmeransprüche  haben  den  unter 
unserem  Blickwinkel  negativen  Effekt,  daß  die  Kontroll-
und  Mitwirkungsmöglichkeiten  am  Konkursverfahren  ent-
fallen.  Belegschaften  sind  ihres  Stimmrechts  beraubt 
und  nun  ganz  darauf  angewiesen,  daß  Konkursverwalter 
und  übrige  Gläubiger  ihre  Initiativen  zur  Kenntnis 
nehmen  und  sich  darauf  einlassen.  Daß  dies  dann  in 
aller  Regel  nicht geschieht,  kann  nicht  überraschen. 
- Waren  im  Betrieb  mehr  als  20  Arbeitnehmer  beschäftigt 
und  hatten sie einen  Betriebsrat gewählt,  so  trifft den 
Konkursverwalter  die  gleiche  Pflicht  des  §  111  BetrVG 
zur  Information  und  Beratung  über  die  geplante  Be-
triebsänderung,  wie  den  bisherigen  Unternehmer.  Eine 
solche  gemeinsame  Beratung  kann  aber  für  den  Betriebs-
rat  nicht  zum  Anlaß  genommen  werden,  seinerseits  den 
Plan  einer  Belegschaftsfortführung  zum  Thema  zu  ma-
chen.  Dem  Betriebsrat steht  kein  Initiativrecht der  Art 
zu,  daß  er  bestimmte  wirtschaftliche  Maßnahmen  fordern 
könnte.  Aus  diesem Grund  bringt  ihm  auch  die  nach§  112 
Abs.  2  BetrVG  eingeräumte  Möglichkeit,  den  Präsidenten 
des  Landesarbeitsgerichts  um  Vermittlung  zu  ersuchen, 
nichts  ein.  Der  Konkursverwalter  ist  frei,  den  Betrieb 
vorläufig  zu  schließen.  Die  endgültige  Schließung  ob-
liegt  der  Gläubigerversammlung,  auf  die,  wie  beschrie-
ben,  die  Belegschaft  keinen  nennenswerten  Einfluß  hat. 
Die  Einflußlosigkeit  der  Arbeitnehmerseite  auf  die 
Frage  der  Betriebsschließung  ist so  offensichtlich,  daß 
in der  gemeinsamen  Sitzung  mit  dem  Konkursverwalter  auf 
dieses  Thema  allenfalls  wenige  Minuten  verwandt  werden, 
um  sich  dann  alsbald  dem  Thema  eines  ( erzwingbaren) 
Sozialplans  zuzuwenden. 
Es  gibt  noch  eine  Reihe  von  hinderlichen  Einzelproblemen  des 
Konkursverfahrens,  die  weiter  unten  unter  V.  noch  näher  dar-- 29  -
gestellt  werden.  Sie  erscheinen  eher  lösbar  als  die  geschil-
derten  strukturellen  Aspekte.  Denn  es  ist  immer  einfacher, 
Entscheidungen  in  ihren  Inhalten  zu  beeinflussen,  als  die 
Entscheidungspositionen  selbst  in  Frage  zu  stellen.  An 
solchen  relativ  stabilen Entscheidungsstrukturen  des  Konkurs-
verfahrens,  die  die  Belegschaften  von  einer  Teilnahme  aus-
schließen,  scheitern  Initiativen  auf  Rettung  der  Arbeits-
plätze  in  Eigenregie. 
3.  Abfindungsmodell  und  individualisierte Hilfe 
Der  beschriebene  Ausschluß  der  Belegschaftsorgane  aus  dem 
Kommunikationsnetz,  das  sich  innerhalb  eines  Krisenunter-
nehmens  und  zwischen  ihm  und  seinen Geschäftspartnern bildet, 
sowie  die  Einflußlosigkeit  der  Belegschaft  auf  den  Verlauf 
des  Konkursverfahrens  wird  kompensiert  durch  Modelle  des 
Schadensausgleichs  beim  einzelnen Arbeitnehmer. 
- Der  Betriebsrat  eines  Unternehmens  mit  mehr  als  20 
ständig  beschäftigten  Arbeitnehmern  kann  mit  dem  Unter-
nehmer  oder  nach  Konkurseröffnung  mit  dem  Konkursver-
walter  in  der  Form  eines  Sozialplans  (§  112  BetrVG) 
Abfindungen  für  den  Verlust  des  Arbeitsplatzes  oder 
Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen  vereinbaren.  In 
Konkursunternehmen  sind  auf  diese  Weise  für  den  einzel-
nen  Arbeitnehmer  Abfindungen  in  der  durchschnittlichen 
Höhe  von  ein  bis  anderthalb  Brutto-Monatsgehältern  zu 
erzielen,  wobei  allerdings einschränkend  zu  berücksich-
tigen  ist,· daß  Sozialpläne  nur  in  jedem  fünften  Konkurs 
zustande  kommen21.  Die  Kosten  des  Sozialplans  sind  im 
allgemeinen  nicht  so  hoch,  einen  Unternehmer/Konkurs-
verwalter  von  der  Betriebsstillegung  Abstand  nehmen  zu 
lassen.  Andererseits  sind  aber  die  Abfindungssummen  für 
den  einzelnen  Arbeitnehmer  attraktiv genug,  um  zu  ihren 
Gunsten  den  Kampf  um  den  Arbeitsplatz  aufzugeben22 
{vgl.  Kasten:  Heidenreich  & Harbeck). 
21  Volkmar  Gessner,  Konstanze  Plett,  Der  Sozialplan  im 
Konkursunternehmen,  Köln  1982. 
22  Dies.,  S.  126  ff. - 30 
Voraussetzung  für  eine  gröBere  Wirkung  nach  außen,  ist eine  gröBere 
Einheit  und  Kraft  in der  Belegschaft.  Eine  Steigerung unseres 
Kampfes  - etwa  eine  Betriebsbeset~ung - war  bei uns  noch  nicht 
möglich.  Wir  sind  zu  spät aufgewacht.  Hinzu  kam  bei  uns  der 
frühe  Abschluß  eines Sozialplanes  (eine Woche  nach der  ).Mai-
Demonstration).  Wir  müssen  heute  selbstkritisch feststellen, 
daß  nach dem  Abschluß  des  Sozialplans. kein. Ar bei tsk.ampf  mehr 
möglich war.  Viele  waren nicht mehr  bereit,  für die unsichere 
Aussicht  auf  einen  Erfolg  im  Kampf  um  die Arbeitsplätze das 
Risiko einzugehen,  die Sozialplanabfindung  zu  verlieren. 
NOCH  EJN  WoRT  ZU  UNSEREN  ABFINDUNGEN  AUS  DEM  SOZIALPLAN 
Unsere  Forderungen  betrugen ca.  20  Mio.  Das  Angebot  von 
Gildemeister  war  5  Mio.  Herausgekommen  sind  wahrscheinlich weniger 
als 7  Mio.(Eine  Sielefelder Zeitung  schreibt  6,3 Mio.) 
Nach  unserem  Sozialplan, der gegen die  Stimmen  der  Arbeitnehmerseite 
zustande  kam,  beträgt der  Höchstsatt  DM  23.000,--.  Diesen  Satz 
können  nur  die über  55-jährigen  erreichen,  wenn  sie  entsprechend 
lange  in der  Firma  beschäftigt waren  (ca.  20  Jahre).  Aber  was 
bedeuten  solch  scheinbar  hohe  Summen,  wenn  schon  KOllegen  im  Alter 
ab Mitte  40  Schwierigkeiten bei  der  Suebe  nach  einem  neuen Arbeits-
platz haben werden?  Wahrscheinlich werden die wenigsten von uns  einen 
Arbeitsplatz mit der  gleichen  Bezahlung erhalten.  Die  Kollegen über 
55  Jahre müssen  so  gar befürchten,  zumindest  eine  zeitlang arbeitslos 
zu  sein.  Was  ist dann  eine  Summe  von  DM  23.000,-- wert,  die  bei 
weitem nicht  alle  bekommen  ?  Es  gehört  wieder  zur  Vernebelungstaktik 
der  Gegenseite,  immer  die  angeblich hohen  Sozialplanabfindungen  heraus-
zustreichen,  aber  die Probleme,  die sich für  uns Arbeitnehmer  aus 
dem  Verlust  des Arbeitsplatzes  ergeben,  herunterzuspielen. 
Sozialplan  oder  Arbeitsplatz 
aus:  Es  geht  nicht  nur  um  Heidenreich, 
Typoskript  Harnburg  1976 - 31  -
Die  Zusage  einer  betrieblichen  Altersversorgung,  d.h. 
die  Gewährung  von  Leistungen  der  Alters-,  Invalidität-
und  Hinterbliebenenversorgung,  wird  wertlos,  wenn  der 
Arbe i tg  e b er  ins  o 1 v e n t  w  i r d .  Um  hier  Ab h i 1 f e  zu  s c ha f-
fen,  ist  in  Form  des  Pensionssicherungsvereins  eine 
Versicherungslösung  geschaffen  worden,  die bis  zu  einer 
HÖchstgrenze  erworbene  Ansprüche  abdeckt2 3.  Diese 
Lösung  ist  für  den  Betroffenen  zweifellos  vorteilhaft, 
hat  aber  für  Belegschaftsfortführungen  wiederum  nach-
teilige  Wirkungen:  Bei  einer  Fortführung tritt der  Ver-
sicherungsfall  nicht  ein  und  die  Arbeitnehmer  stehen 
vor  der  Situation,  ihre  Renten  selbst erwirtschaften  zu 
müssen. 
- Insolvenzbedingte  Arbeitslosigkeit  berechtigt  selbst 
dann,  wenn  noch  ein  (Rest-)  Lohnanspruch  besteht,  zwn 
Bezug  von  Arbeitslosengeld  (§  117  Abs.  4  Arbeitsförde-
rungsgesetz,  AFG).  Auch  hierdurch  wird  der  an  einer 
Belegschaftsfortführung  interessierte  Arbei  tnehrner  vor 
die  schwierige  Wahl  gestellt,  zwischen  einem  sicheren 
Arbeitslosengeld  und  einem  unsicheren  Lohn- oder  Ge-
sellschafteranteil  im  selbstverwalteten Nachfolgeunter-
nehmen  entscheiden  zu  müssen. 
In  diesen  Beispielen,  die  sich  vermehren  ließen,  wird  deut-
lich,  daß  in  der  Bundesrepublik  die  Folgen  von  Unternehmens-
krisen  individuell  abgefedert  werden.  Das  dichte  "soziale 
Netz"  macht  kollektive  Lösungen  wie  eine  Belegschaftsfort-
führung  nicht  attraktiv  genug  und  geradezu  dysfunktional.  Daß 
dieses  Ergebnis  auch  politisch  intendiert  ist,  zeigte  sich 
jüngst  bei  der  Verabschiedung  eines  neuen  Gesetzes  über  den 
Sozialplan  im  Konkurs  (Bundesgesetzblatt  vom  27.2.1985).  Die 
Bedeutung  ausreichend  attraktiver Abfindungen  wurde  begründet 
23  Hans  Heinemann,  Die  Rechtslage  des  Arbeitnehmers  bei 
Insolvenz  seines  Arbeitgebers,  Berlin  1977,  S.  26  ff. - 32  -
mit  dem  Ziel  der  Vermeidung  industrieller  Konflikte  um  den 
Erhalt  von  Arbeitsplätzen24. 
4.  Rechtsformen  für  Arbeitnehmergesellschaften 
Die  Problematik der  geeigneten  Rechtsform  für  selbstverwalte-
te  Betriebe  stellt  sich  bei  Belegschaftsfortführungen  anders 
als bei  Neugründungen.  Sie  sind  von  der  Beschäftigtenzahl  her 
größer,  benötigen  mehr  Kapitaleinsatz,  haben  ein  größeres 
Bedürfnis  eines  Haftungsausschlusses  und  brauchen  eine  deut-
lichere  Festlegung  interner  Entscheidungsstrukturen,  da  eine 
genossenschaftliche  Entscheidungsfindung  hier  nicht  von  vorn-
herein  vorausgesetzt  werden  kann.  Die  wenigen  Belegschafts-
fortführungen,  die  über  das  Versuchsstadium,  bei  dem  es  noch 
um  andere  Themen  geht,  hinausgekommen 
Schwierigkeiten  einer  Einordnung  in  die 
recht  angebotenen  Formen.  Ein  Beispiel 
SÜßmuth: 
sind,  zeigen  die 
vom  Gesellschafts-
ist  die  Glashütte 
"Die  Unternehmung  ist  eine  GmbH,  deren  Stammkapital  ur-
sprünglich  10  Arbeitnehmer  treuhänderisch  verwalteten; 
d.h.  das  Fondsvermögen  war  wirtschaftlich  Eigentum  der 
Arbeitnehmer,  rechtlich  Eigentum  der  Treuhänder.  Die 
Arbeitnehmer  waren  ursprünglich  als  Verein  organisiert. 
Seit  1978  ist  der  Verein  durch  eine  gemeinnützige  Stif-
tung  ersetzt.  Die  Stiftung  erweist  sich  unter  dem  gelten-
den  Gesetz  als  am  besten  geeignet,  eine  Neutralisierung 
des  Kapitals  durchzuführen,  also  die  Ausschüttung  sowie 
die  individuelle Verfügbarkeit  des  Kapitals  auszuschlies-
sen.  Die  Ursachen  der  Umwandlung  des  Vereins  in  eine 
Stiftung  waren  haftungs- und  steuerrechtlicher  Natur.  Da 
dem  Verein  die  Eintragung  in  das  Vereinsregister  unter-
sagt blieb,·weil  er wirtschaftliche  Zwecke  verfolgte,  war 
unklar,  inwieweit  die  Haftung  der  Mitarbeiter  und  der 
Treuhänder  ging.  Außerdem  war  nicht  geklärt,  welche 
Steuern  anfielen.  Da  die  Unternehmung  bei  der  Übernahme 
tief  verschuldet  war  und  mit  Verlusten  arbeitete,  er-
schien  die  Frage  nicht  weiter  relevant.  Erst  als  1977 
2 4  Manfred  Balz,  Das  neue  Gesetz  über  den  Sozialplan  im 
Konkurs- und  Vergleichsverfahren,  Köln  1985,  S.  11. - 33  -
sowohl  die  GmbH  als  auch  der  Verein  einen  Vermögens-
steuerbescheid erhielten,  trat das  Problem  auf.u25 
Derartige  indirekte  Beteiligungsformen  mit  Hilfe  einer 
zwischengeschalteten  Beteiligungsgesellschaft,  in  die  das 
Kapital  der  Arbeitnehmer  eingebracht  ist,  erweisen  sich  als 
erforderlich,  weil 
- eine  steuerliche Mitunternehmerschaft  vermieden  wird, 
- eine  tatsächliche  Mitwirkung  an  den  Unternehmensent-
scheidungen gleichwohl  organisiert  werden  kann, 
- die  sich  aus  der  Fluktuation  der  Arbeitnehmer  ergeben-
den  Probleme  weitgehend  eliminiert  werden  können. 
Von  den  direkten  Beteiligungsformen  scheidet  die  AG  wegen 
ihrer  Größe  und  ihren  vielen  zwingenden  Formvorschriften 
aus.  OHG  und  KG  sind  ungeeignet  wegen  der  unbeschränkten 
Haftung.  Die  Problematik  der  Genossenschaft  findet  sich  an 
anderer  Stelle  dieses  Berichtes  eingehend  dargestellt.  So 
bleibt  als  nutzbare  Rechtsform  die  GmbH,  deren  Offenheit  zur 
Toleranz  bei  der  Anpassung  der  Satzung  an  unterschiedliche 
wirtschaftliche  und  Partizipationsbedürfnisse  immer  wieder 
hervorgehoben  wird.  Aber  auch  sie  ist  ungeeignet  für  fortge-
führte  Unternehmen.  Schon  wenn  die  Belegschaftsgröße  15  bis 
20  Mitglieder  übersteigt,  dürfte  mit  einem  relativ  häufigen 
Wechsel  der  Gesellschafter/Arbeitnehmer  zu  rechnen  sein. 
Jeder  derartige  Wechsel  verursacht  aber  erheblichen  Aufwand 
(notarielle  Beurkundungen,  Handelsregistereintrag)  und 
Kosten. 
Die  vorn  Gesellschaft  recht  angebotenen  Formtypen  erweisen 
sich  für  den  Fall  einer  Belegschaftsfortführung  als  noch 
erheblich  unhandlicher  als  für  eine  Neugründung.  Die  anzu-
treffenden  komplizierten Verschachtelungen  sind  nur  Notlösun-
gen,  die die  fehlende  Eignung  gesellschaftsrechtlicher  Struk-
turen  für  die  Bedürfnisse  größerer  Selbstverwaltungsunter-
25  Heinrich  Nücke,  Betriebswirtschaftliche  Probleme  deut-
scher  Arbei terselbstverwaltungsunternehmungen,  Stuttgart 
1982,  S.  40  f.;  nähere  Analyse  bei  Alfons  Kraft,  Horst 
Konzen,  Die  Arbeiterselbstverwaltung  im  Spannungsverhält-
nis  von Gesellschafts- und  Arbeitsrecht,  Köln  1978,  S.  13 
ff. J 
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nehmen  deutlich  machen.  Allein  ihre  Konstruktion  ist  mit  so 
viel  Beratungsaufwand,  Abstimmungs- und  Entscheidungserfor-
dernissen  sowie  Auseinandersetzungen  mit  Registergericht  und 
Finanzamt  verbunden,  daß  Belegschaftsinitiativen  zur  Gründung 
eines  Fortführungsunternehmens  schon  daran  scheitern  können. 
Beirat 
'forstand 
r--
+ .,  "  Beirat  G•bH 
Ges~häftsf~hrung 
Arbeitsg~u~pen,  BR  und  VK  ,  Belegschaft 
Produktionsbereiche  und  Verwaltung 
Ko11anditisten  (Teilhafter) 
•  AAA 
St:ftung  des 
lcnzerns  ode~ 
des  Landes 
Kapitalgeber 
=  ,.., 
..., 
L  ...  -----~~----.--- --.---• 
Gesellschaftsrechtliche  Verschachtelung 
eines  Arbeitnehmerbetriebs 
aus:  Helmut  Diez,  Michael  Grauvogel, 
Ratgeber  für  Belegschaften,  MS  1983 - 35  -
5.  Staatliche FÖrderungsprogramme 
Finanzierungsprobleme  des  Selbstverwaltungssektors  sind  nicht 
Thema  dieses  Berichts.  Aber  unsere  These,  daß  Belegschafts-
fortführungen  in  vorgegebene  rechtliche  Strukturen  nicht  hin-
einpassen,  läßt  sich  anhand  von  drei  Beispielen  auch  am 
Bereich staatlicher  Förderungsprogramme  demonstrieren. 
- Eine  Maßnahme  in  dem  Dringlichkeitsprogramm  zur  Siche-
rung  von  Arbeitsplätzen  und  für  Investitionsimpulse  an 
die  Wirtschaft  vom  Jahre  1982  war  die  Einführung  einer 
befristeten  Rücklage  bei  Obernahme  stillgelegter  oder 
von  Stillegung  bedrohter  Betriebe.  Für  die  Dauer  von  4 
Jahren  (1983  - 86)  kann  eine  steuerfreie  Rücklage  von 
30  - 40%  des Kaufpreises gebildet  werden,  wenn  Betriebe 
oder  Beteiligungen  an  Betrieben  erworben  werden  und 
wenn  durch  diesen  Erwerb  ein stillgelegter oder  von  der 
Stillegung  bedrohter  Betrieb  in  seinem  Fortbestand 
gesichert  werden  kann  (§  6d  EStG).  Für  den  von  einer 
Belegschaft  Übernommenen  Betrieb  dürfte  es  schon 
schwierig  sein,  die erforderliche  Bescheinigung  des  zu-
ständigen Landeswirtschaftsministeriums  zu  erhalten,  in 
der  festzustellen  ist,  daß  der  Erwerb  geeignet  war,  den 
Fortbestand  des  Betriebes  zu  sichern  und  daß  durch  den 
Erwerb  Dauerarbeitsplätze,  die  für  die  Wirtschafts-· 
region  und  den  jeweiligen  Arbeitsmarkt  von  besonderer 
Bedeutung  sind,  nachhaltig  gesichert  werden  können.  Die 
Dauerhaftigkeit  von  Belegschaftsmodellen  wird  wohl  bei 
den  zuständigen  Behörden  generell  in  Zweifel  gezogen. 
Im  übrigen  kommt  die  Steuerentlastung  nur  zum  Tragen, 
wenn  in  den  ersten  5  Jahren  nach  Betriebsübernahme 
Gewinne  gemacht  werden,  und  zwar  wirkt  sich  die  RÜck-
lagenbildung  um  so  eher  und  um  so  stärker  steuermin-
dernd  aus,  je eher  Gewinne  gemacht  werden.  Ein  solcher 
·Vorteil  kommt  typischerweise  florierenden  Unternehmen 
zugute,  die  sich einen  von  Stillegung  bedrohten  Betrieb 
hinzukaufen.  In  Höhe  von  30  40%  des  Kaufpreises - 36  -
erhalten diese  Unternehmen  durch  §  6d  EStG  im  Endeffekt 
für  5  Jahre  in  Raten  ein  zinsloses  Darlehen.  Beleg-
schaftsfortflihrungen,  die  in  den  ersten  Jahren  keinen 
oder  kaum  Gewinn  erwirtschaften  können,  kommt  dieses 
Programm  nicht  zugute. 
- Alle  Bundesländer  geben  Finanzierungshilfen  für  be-
stimmte  Investitionsvorhaben  und  meist  auch  speziell 
flir  die  Obernahme  stillgelegter  oder  von  Stillegung 
bedrohter  Betr iebe2 6.  Anträge  laufen  über  ein  Kredit-
institut  (Hausbank)  und  sind  in  der  Regel  von  der 
zuständigen  Industrie- und  Handelskammer  bzw.  Hand-
werkskammer  zu  begutachten.  An  diesem  Filter  müssen 
unkonventionelle  Betriebssanierungen  - und  als  solche 
werden  Belegschaftsfortführungen  immer  angesehen 
scheitern,  wenn  in  den  Vergabebedingungen  ausdrUcklieh 
formuliert  wird:  "Die  Ertragskraft des  Unternehmens  und 
die Qualität der  Unternehmensführung  müssen  langfristig 
eine  angemessene  Rendite  für  das  Unternehmen  und  eine 
ordnungsgernäße  Abwicklung  der  Beteiligung  erwarten 
lassen."  (So  z.B.  die Richtlinien  flir  die  Gewährung  von 
Finanzierungshilfen  und  für  die  Übernahme  von  Bürg-
schaften  des  Landes  Hessen  an  die  gewerbliche  Wirt-
schaft  ( Staatsanzeiger  Nr.  36  vom  7.  September  1981, 
s.  1746  f.). 
- Die  Bundesanstalt  für  Arbeit  (BA)  kann  nach  §  54  AFG 
zur  beruflichen  Eingliederung  von  Arbeitslosen  und  von 
Arbeitslosigkeit  unmittelbar  bedrohten  Arbeitsuchenden, 
deren  Unterbringung  unter  den  Ublichen  Bedingungen  des 
Ar bei  tsrnarktes  erschwert  ist,  Darlehen  oder  Zuschüsse 
gewähren.  Diese  Leistungen  sollen  in  der  Regel  50%  und 
dürfen  70%  des  tariflichen  Arbeitsentgelts  nicht  über-
steigen  und  werden  höchstens  für  die  Dauer  eines Jahres 
gewährt.  Eine  Anordnung  der  BA  sieht  auch  Eingliede-
rungsbeihilfen  für  Obernehmer  von  Konkursbetrieben vor, 
26  Wolfgang  Häussler,  Neue  staatliche  Finanzierungshilfen 
für  Unternehmen,  Lose-Blatt,  Stand  Oktober  1983. - 37  -
allerdings mit  erheblichen Einschränkungen  und  absurden 
verfahrensmäßigen  Kautelen  (Anordnung  des  Verwaltungs-
rates  der  BA  zur  Förderung  der  Arbeitsaufnahme  vom  18. 
Dezember  1969,  zuletzt geändert  am  16.  März  1982): 
(1)  Die  Leistungen  werden  nur  in Gebieten mit  schwacher 
Wirtschaftsstruktur  oder  überdurchschnittlich  hoher 
Arbeitslosenzahl  gewährt. 
(2)  Die  Leistungen  werden  nicht  für  den  Betrieb  insge-
samt,  sondern  für  die  Erhaltung  des  Arbeitsplatzes 
eines  schwer  vermittelbaren  Arbeitssuchenden  ge-
währt.  Die  Voraussetzung  der  schwierigen Vermittel-
barkeit  wird  also bei  jedem  Belegschaftsangehörigen 
des  Obernahmebetriebes einzeln überprüft. 
(3)  Der  neue  Arbeitgeber,  von  dem  der  Betrieb  übernom-
men  wird,  muß  nach  wirtschaftlicher  Betrachtungs-
weise  ein  neuer  Arbeitgeber  sein.  Durch  diese 
Formulierung  hat  die  Arbeitsverwaltung  im  Fall 
einer  Belegschaftsfortführung  einen  weiten  Ermes-
sensspie  1 raum. · 
( 4)  Betriebliche  Voraussetzung  ist,  daß  der  neue 
Arbeitgeber  bereit  und  voraussichtlich  in  der  Lage 
ist,  dem  Arbeitslosen  oder  von  Arbeitslosigkeit 
bedrohten  Arbeitsuchenden  einen  seinem  Leistungs-
vermögen  angemessenen  Dauerarbeitsplatz  zu  bieten. 
Die  Entscheidung  über  das  Vorliegen  der  betrieb-
lichen  Voraussetzungen  trifft  der  Präsident  des 
Landesarbeitsamts  nach  Anhörung  des Verwaltungsaus-
schusses  des  Landesarbeitsamts.  Will  der  Präsident 
des  Landesarbeitsamts  von  der  Stellungnahme  des 
Verwaltungsausschusses  des  Landesarbeitsamts  ab-
weichen,  so  ist  die  Entscheidung  des  Präsidenten 
der  BA  einzuholen.  l.Vill  dieser  von  der  Stellung-
nahme  des Verwaltungsausschusses  des Landesarbeits-
amts  abweichen,  so  ist eine  Stellungnahme  des  Ver-
waltungsratsausschusses  für  Arbeitsmarktfragen, - 38  -
Arbeitsvermittlung,  Organisation  und  Statistik ein-
zuholen.  Will  der  Präsident  der  BA  von  der  Stel-
lungnahme  dieses  Verwaltungsratsausschusses  ab-
weichen,  so  entscheidet  der  Vorstand  der  BA  {§  31 
SdA-Anordnung). 
Die  vielen  Entscheidungen  der  Arbeitsverwaltung  bis  zur 
Bewilligung  von  Leistungen  machen  das  Antragsverfahren  lang-
wierig  und  unkalkulierbar.  Eine  zur  Betriebsübernahme bereite 
Belegschaft  kann  die  ihr  auf  diesem  Wege  möglicherweise 
zufließenden  Beträge  nicht  in  ihre  Finanzplanungen  einbe-
ziehen.  Falls  die  Leistungen  gewährt  werden,  haben  sie  nur 
noch  einen Mitnahmeeffekt. 
In  den  von  uns  recherchierten  Fällen  ist die  Eingliederungs-
beihilfe nur  der  Geffken-Druckerei  zugute  gekommen. 
V.  Rechtliche Hindernisse  erfolgreicher Übernahmeverhandlun-' 
gen 
Betrachtet  man  konkrete  Fälle  von  Fortführungsversuchen  nach 
dem  Zusammenbruch  eines  Unternehmens,  so  springen  zunächst 
vor  allem  die  voluntaristischen  Elemente  des  Geschehens  ins 
Auge:  Der  Unternehmer,  der  Konkursverwalter,  die  Bankenver-
treter,  die  Vertreter  der  öffentlichen  Hand  sind  bereit,  der 
Belegschaft  zu  helfen  oder  sie  sind  dazu  nicht  bereit.  Auf 
dieser  eher  mor:ali sch-poli ti  sehen  Analyseebene  laufen  auch 
fast  alle Presseberichte  und  Selbstdarstellungen  der. Betrof-
fenen.  Angenommen  wird  eine  weitgehende  Handlungsfreiheit, 
die die  Beteiligten nicht  zugunsten  der  um  ihren Arbeitsplatz 
kämpfenden  Belegschaften  nutzen  wollen.  Ebenso  unrichtig  wäre 
es,  ein  Gegenmodell  etwa  der  Art  zeichnen  zu  wollen,  daß  die 
Akteure  des  Geschehens  um  einen  Unternehmenszusammenbruch 
weitgehend  rechtlich  gebunden  sind.  Eine  solche  Interpreta-
tion  wird  insbesondere  in  den  Rechtfertigungen  von  Konkurs-
verwaltern,  Rechtspflegern,  Richtern  und  Vertretern  der  Ver-
waltung  nahegelegt. - 39  -
Die  Handlungssituation  ist  besser  beschrieben  durch  ein 
Modell  der  Obernormierung.  Konkursabwicklung,  Belegschafts-
reduzierung,  Schuldbeitreibung,  Subventionsvergabe  sind  alle 
durch  eine  Vielzahl  von  Normen  (Gesetze,  Verordnungen,  Richt-
linien,  Rechtsprechung,  Kommentarliteratur)  geregelt.  Aber 
gerade  diese  Normierungsdichte  erlaubt  dem  Handelnden  ein 
instrumentelles  Umgehen  mit  Recht:  Er  kann  sich  bei  sehr 
vielen  Verhaltensalternativen,  die  sich  vielleicht  gegen-
seitig  ausschließen,  auf  rechtliche  Bindung  berufen.  Rechts-
regeln  determinieren  selten,  sondern  geben  Raum  auch  für 
eigene  Ziele.  Paradoxerweise  ist  der  einzelne  Akteur  in  der 
Durchsetzung  eigener  Ziele  um  so  freier,  je  Vielfältigeren 
Verhaltenserwartungen  er  sich gegenübersieht. 
Vor  diesem  rechtssoziologischen  Hintergrund  sind 
folgenden  ausgewählten  rechtlichen  Hindernisse  für 
die  im 
Beleg-
Schaftsfortführungen  zu  sehen.  Um  Krisensituationen  wie  einen 
Unternehmenszusammenbruch  meistern  zu  können,  sind  sie  bei 
allem,  was  vordergründig  als  offenes  Aushandeln  erscheint, 
als  Faktoren  in  Rechnung  zu  stellen, die  jeweils die Verhand-
lungsmacht  zugunsten  einer  der  Parteien  verschieben.  Sie 
determinieren  kein  Ergebnis,  aber  sie  beeinflussen  die  Ver-
haltens- und  Verhandlungsmöglichkeiten. 
1.  Arbeitsrechtliche Schranken der Erlangung  von Verhand-
lungsmacht 
Betriebsstillegungen  können,  wie  schon dargestellt,  nicht mit 
Hilfe  eines  Interessenausgleichs  (§  111  BetrVG)  verhindert 
werden.  Erzwingbar  ist  nach  den  Vorstellungen  des  Gesetz-
gebers  nur  ein  materieller  Folgenausgleich,  der  Sozialplan 
(§112  BetrVG). - 40  -
Protestaktion im Kasseler Enka-Werk 
Betriebsräte liegen 
im Bett und hungern 
Von LUTZ  E.  DREESBACH 
""NDELSBLAIT. Mittwoch,l6.9.1981 
Sein  Motto  hat  er  über  das  im 
Betriebsratsbüro  aufgestellte  Bett 
geheftet: .. Weil Unrecht ich niemals 
verschweig', antworte ich jetzt mit 
Hungerstreik!" Der Kampf um die 
Erhaltung der 800 Arbeitsplätze im 
Enka-Werk, Kassel, ist in ein neues 
Stadium getreten. Seit vergangeneo 
Donnerstag  befindet  sich der  Be-
triebsratsvorsitzende Helmut Haase 
im  Hungerstreik.  Seine  Kollegen 
August Gundlach, Willi Jensen und 
Jean Nothnagel haben sich diesem 
Schritt  angeschlossen.  Tag  und 
Nacht  sitzen  oder  liegen  die  aus 
Protest  gegen  die  beabsichtigte 
Werksstillegung Hungernden in ih-
rem Büro, ernähren sich von Wasser 
und Vitaminpillen. 
Den  ausschließlichen  Griff  zur 
Flasche  sieht  Haase  als  Akt  der 
Verzweiflung: "Das Vertrauen zum 
Vorstand ist erschüttert. Gegebene 
Zusagen wurden ebensowenig ein-
gehalten .wie  ...  ~t.riebsverfa$Sungs­
rechtliche  Bestimmungen".  Hinzu 
komme, daß der Vorstand bei den 
Interessenausgleichsverhandlun-
gen der letzten Monate nicht bereit 
gewesen sei, trotz der ihm vorliegen. 
Vorschläge  zur  Aufrechterhaltung 
des  Werkes  über  dessen  Fortbe-
stand  zu  verhandeln,  sondern nur 
sein  Sanierungskonzept  im  Auge 
gehabthabe.  · 
Der Enka-Vorstand bedauert den 
Hungerstreik .. außerordentlich". Er 
sei  unverständlich, "weil  wir noch 
vor einigen Wochen vereinbart ha-
ben,  vor  einer  Verhandlung  im 
Rahmen  des  Schlichtungsverfah-
rens  nach  dem  Betriebsverfas-
sungsgesetz ein  gemeinsames  Ge-
spräch  mit dem  hessischen  Mini-
sterpräsidenten Börner zu führen", 
verlautet aus der Konzern-Zentrale. 
Unternehmensleitung  und  Be-
triebsrat  befänden  sich  also  noch 
mitten in den seit Januar geführten 
Verhandlungen, die dem Ziel dien-
ten, "lebenswichtige Interessen un-
seres Unternehmens in größtmögli-
chem  Umfang  mit  den  sozialen 
Belangen der Kasseler Belegschaft 
in  Einklang  zu  bringen".  Dazu 
Haase:  "Die  Beschäftigten  hätten 
diese Reihenfolge gerne umgekehrt 
gesehen!" 
Seine  Aktion  sei,  so der  Enka-
Vorstand,  auch  deswegen  unver-
ständlich, weil ein Hungerstreik in 
einem  Land  mit  Betriebsverfas-
sungsgesetz,  Arbeitsgerichten  und 
unabhängigen Gewerkschaften kein 
geeignetes  Mittel  sei,  um  Interes-
sengegensätze auszutragen. Der be-
schrittene Weg führe im Augenblick 
nur dazu, daß die Unternehmenslei-
tung gehindert werde,  gemeinsam 
mit dem  Betriebsrat eine  Lösung 
des Problems im Rahmen der ge-
setzlichen Vorschriften zu suchen. 
Deshalb appellierte der Vorstand an 
Haase, die ihm betriebsverfassungs-
rechtlich  zukommenden  Aufgaben 
~er  .  aufzunehmen  .~ u.nd  . sein'-
Aktion abzubrechen. Haase jedoch 
stellt sich stur: "Weitere Verhand-· 
Iungen mit der Konzernspitze sind. 
einfach sinnlos!"· ··'  · -r  ·  •  - •·  ~ -- ~ 
Als  einen  "kleinen  Hoffnungs-· 
schimmer" wertet er das Ergebnis 
eines Gespräches der beiden strei-
tenden Enka-Parteien mit dem hes-
sischen  Wirtschaftminister  Hoffie 
und Sozialminister Clauss. Danach 
hat sich der Vorstand bereit erklärt, 
über  die  strittigen  Punkte  sowie 
über die vom Betriebsrat und leiten-
den Angestellten vorgelegten Sanie-
rungsvorschläge ein neutrales Gut-
achten erstellen zu lassen. 
Wie die Wiesbadener Ministerien 
erklärten,  seien  die  Beteiligten 
übereingekommen, auf der Grund-
lage  des  Gutachtens  die  weiteren 
Schritte  zügig  abzuwickeln,  um 
möglichst umgehend Klarheit über 
die Zukunft des Werkes Kassel zu 
erreichen. - 41  -
Nun  darf  das  Betriebsgeschehen  vor  oder  auch  nach  dem  Zusam-
menbruch  des  Unternehmens  nicht  zu  monokratisch  gesehen 
werden.  Die  Geschäftsleitung  ist  in  der  Krise  in  gewissem 
Umfang  auf  die  Unterstützung  der  Belegschaft  (keine  Kündigun-
gen  durch  die  Arbeitnehmer,  keine  Veröffentlichung  von 
Krisensignalen  etc.)  angewiesen  und  daher  insoweit  auch 
konzessionsbereit.  Der  Konkursverwalter  kann  die  Situation 
des  Unternehmens  nicht  vollständig  aus  den  ihm  zugänglichen 
schriftlichen Unterlagen  erschließen  und  benötigt vielfältige 
Auskünfte  von  Belegschaftsangehörigen.  Zumindest  um  die  Buch-
haltung  auf  neuesten  Stand  zu  bringen,  müssen  die  zuständigen 
Sachbearbeiter  zu  einer  befristeten  Weiterarbeit  bewegt 
werden.  Es  gibt  also  durchaus  noch  Themen  im  Betrieb,  über 
die  verhandelt  werden  muß.  Entzieht  sich  die  Belegschaft 
einer  Kooperation,  so  kann  den  Eigentümern  noch  erheblicher 
Schaden  entstehen.  Es  ist nicht  auszuschließen,  daß  derartige 
Kooperationen  gelegentlich  zu  erfolgreichen  Belegschaftsüber-
nahmen  führen,  von  denen  die  Öffentlichkeit  nichts  erfährt. 
Die  ganz  unspektakuläre  Übernahme  der  Geffken-Druckerei/ 
Bremen  ist ein  Hinweis,  daß  stille Verhandlungslösungen  vor-
kommen. 
Gleichwohl  bleibt  festzustellen,  daß  wohl  in  aller  Regel  die 
Verhandlungsposition  einer  fortführungswilligen  Belegschaft 
sehr  schwach  ist.  Um  sie  zu  stärken,  wenden  sich viele  Beleg-
schaften  an  die  Öffentlichkeit:  Protestversammlungen  und 
Flugblätter  inner- und  außerhalb  der  Betriebe  zählen  zu  den 
mildesten  Artikulationsformen.  Die  Presse  berichtet  fast 
täglich  von  Demonstrationen,  die  zum  Teil  an  den  Betriebs-
orten,  zum  Teil  aber  auch  in  den  Landeshauptstädten  und  in 
Bonn  stattfinden.  Gelegentlich  organisiert  sich  der  Arbeit-
nehmerprotest  in  Form  eines  Hungerstreiks  ( vgl.  Kasten),  in 
Bürgerinitiativen,  oder  er  löst  Appelle  von  Kirchen  aus. 
Durch  Buchpublikationen  wird  die  breite  Öffentlichkeit  ange-
sprochen27.  Der  Grund  für  diesen  "Umweg  über  die  Öffentlich-
27  Nähere  Belege  solcher  Aktionen 
Konstanze  Plett,  Der  Sozialplan 
Köln  1982,  S.  126  .. 
bei  Volkmar  Gessner, 
im  Konkursunternehmen, - 42  -
keit"  liegt  in der  arbeitsrechtlichen Situation,  nach  der  das 
typische  Druckmittel  der  Arbeiterschaft,  der  Arbeitskampf, 
zur  Durchsetzung  einer  Betriebsfortführung  und  Belegschafts-
übernahme  unzulässig  ist.  Die  Rechtslage28  sei  kurz  skiz-
ziert: 
(1)  Das  Bundesarbeitsgericht billigt das  Recht  auf  Arbeits-
kampf  allein den  Gewerkschaften  zu,  die  wiederum  nur  um 
tariflich  regelbare  Ziele  kämpfen  dürfen.  Die  Fort-
führung  oder  die Veräußerung  eines  Betriebes  sind  nicht 
Gegenstand  von  Tarifverträgen,  sondern  werden  im  Wege 
einer  einseitigen  Entscheidung  vollzogen.  Die  Gewerk-
schaften  können  sie  daher  nicht  durch  Arbeitskampfmaß-
nahmen  erzwingen.  Versuchen  sie  es  gleichwohl,  so 
machen  sie  sich  schadensersatzpflichtig. 
(2)  Die  typische  Arbeitskampfform  ist  der  Streik,  also  das 
Fernbleiben  vom  Arbeitsplatz.  Je  schwieriger die  Bedin-
gungen  für  einen  erfolgreichen  Streik  geworden  sind, 
desto  vielfältiger  sind  auch  die  Arbeitskampfaktivitä-
ten  geworden.  Eine  der  Formen  ist  die  Betriebsbeset-
zung,  die  folglich  auch  den  genannten  Einschränkungen 
unterliegt. 
( 3)  Ohne  Gewerkschaftsunterstützung  durchgeführt,  ist  die 
Betriebsbesetzung  als  Eigentumsstörung  unzulässig  und 
verpflichtet  als  Eingriff  in  den  ausgeübten  Gewerbebe-
trieb  zum  Schadensersatz.  Auf  Antrag  des  "Hausherrn" 
(Unternehmer/Konkursverwalter)  können  die  Streikenden 
auch  wegen  Hausfriedensbruch  strafrechtlich  belangt 
werden.  Das  gilt  auch  für  eine  Weiterproduktion  gegen 
den  Willen  des  Unternehmers/Konkursverwalters.  Ein 
Verkauf  der  Arbeitsprodukte  durch  die  Belegschaft  ist 
rechtlich  als  Unterschlagung  zu  werten,  da  die  Beleg-
schaft  kein  Eigentum  erwirbt. 
28  Vgl.  Sabine  Wendt,  Die  Betriebsbesetzung,  Frankfurt/New 
York  1984. 1
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(4)  Ein  Notwehrrecht  gegen  die  Sicherungsgläubiger,  die 
widerrechtlich  (verbotene  Eig  nmacht)  ihr  Sicherungsgut 
abtransportieren  wollen  {und  damit  den  Betrieb  funk-
tionsunfähig  machen),  steht  nur  dem  Unternehmer  bzw. 
dem  Konkursverwalter  zu.  Die  Belegschaft  hat  keine 
eigenen  Abwehrrechte  gegen  den  Entzug  von  Maschinen  und 
Arbeitsmitteln. 
Trotz  dieser  nahezu  unumstrittenen  rechtlichen  Beurteilung 
haben  Betriebsbesetzungen  in  jüngster  Zeit  zugenommen  (vgl. 
Kasten).  Bei  den  meisten  oben  dargestellten  Fortführungsver-
suchen  spielten  sie  eine  mehr  oder  weniger  gewichtige  Rolle. 
Sie  haben  auffälligerweise  auch  nie  zu  polizeilichen  Räumun-
gen  oder  (wohl  höchst  unpopulären)  zivilrechtliehen Haftungs-
ansprüchen  geführt.  Aber  sie  blieben  nicht  nur  folgenlos, 
sondern  auch  erfolglos,  d.h.  in  keinem  der  bekanntgewordenen 
Fälle  konnte  durch  Betriebsbesetzungen  die  Erhaltung  der 
Arbeitsplätze  erzwungen  werden.  Wegen  der  Illegalität dieser 
Kampfform  kann  zwar  die  Aufmerksamkeit  der Öffentlichkeit  und 
möglicherweise  auch  eine  Konzessionsbereitschaft  der  öffent-
lichen  Hand,  nicht  aber  ein  Nachgeben  auf  Seiten  der  Unter-
nehmer,  der  Konkursverwalter  oder  Sicherungsgläubiger  er-
reicht werden. 
2.  Zeitliche Restriktionen  nach  Konkursantrag 
Betriebsübernahmen  - auch  wenn  sie  im  traditionellen  Rahmen 
erfolgen  benötigen  angesichts  der  Komplexität  der  zu 
klärenden  Fragen  viel  Zeit.  Ein  Konkursverwalter,  der  das 
Unternehmen  als  Ganzes  veräußern will,  hat  trotz des  üblichen 
Drängens  der  Sicherungsgläubiger  auch  durchaus  die  Möglich-
keit,  Weichenstellungen  zwischen  Fortführung  und  Liquidation 
etwas  hinauszuschieben.  Allerdings  kann  auch  er  nicht  frei 
disponieren,  da  bis  zur  Betriebsstillegung  Massekosten 
(Löhne,  Miete,  Strom  etc.)  entstehen.  Etwas  Zeit  ist  gewon-
nen,  wenn  die  Konkurseröffnung  erst  nach  einer  Sequestra-
tionsphase  erfolgt,  in  der  ohne  Kostennachteile  für  die 
Konkursmasse  Rettungschancen  des  Unternehmens  geprüft  werden 
können. - 45  -
Auf  eine  ähnliche  Situation  eines  gewissen  zeitlichen Spiel-
raums  trifft man  bei  der  Gläubigersanierung. 
Viel  enger  ist der  zeitliche  Rahmen,  wenn  die  Initiative  für 
Fortführungsversuche  von  der  Belegschaft  ausgeht. 
- Unmittelbar  nach  Konkursantrag,  der  die  Belegschaft 
regelmäßig  unvorbereitet  trifft,  können  derartige 
Initiativen  noch  nicht  im  Vordergrund  stehen.  Zunächst 
sind  dringende  Organisationsaufgaben  zu  erledigen,  ohne 
die  die  Sozialleistungen  für  die  Arbeitnehmer  nicht 
oder  nicht  rechtzeitig  zur  Wirkung  kommen  ( vgl.  Ka-
sten) .  Schon  durch  diese  Aufgabe  ist  eine  Belegschaft 
bzw.  ihr  Betriebsrat  mangels  Erfahrung  und  Routine 
überfordert. 
- Immer  zeitaufwendig  ist dann  der  Meinungsbildungsprozeß 
innerhalb der  Belegschaft,  ob  überhaupt  eine  gerneinsame 
Initiative  zur  Rettung  der  Arbeitsplätze  gestartet 
werden  soll.  Die  Interessenlage  ist  typischerweise 
unterschiedlich  je  nach  Alter  des  Arbeitnehmers:  jünge-
re  finden  leichter  einen  neuen  Arbeitsplatz,  älteren 
droht  die  abrupte  Beendigung  des  Arbeitslebens. 
- Finden  sich  ausreichend 
Belegschaftsfortführung, 
viele  Initiatoren  für  eine 
so  sind  Verhandlungen  zu 
beginnen  mit  dem  Konkursgericht  (Anordnung  der  Seque-
stration)  dem  Sequester/Konkursverwalter  (einstweilige 
Fortführung,  Zurückbehaltung  des  Sicherungsgutes),  dem 
Arbeitsamt  {Kurzarbeitergeld),  der  Hausbank  (Vorfinan-
zierung  des  Konkursausfallgeldes,  Betriebsrnittelkre-
dit),  der  Wirtschaftsbehörde  (staatliche  Zuschüsse, 
Kredite,  Bürgschaften),  den  Lieferanten  und  Kunden 
(Fortsetzung  der  Geschäftsbeziehungen)  etc. 46  -
DIE Al'FGABES DES BETRIEBSRATES: 
OiECKUSTE BEIM KONKURSANTRAG 
1.  Vom Arbeitgeber: 
- alle im Betrieb vertretenen gesetzlieben Krankenkallc:n, 
- Wirtschaftsbehörde, 
- Arbcn:samt, 
- Kindergeldkasse beim Arbeitsamt 
(Arbeitsamt  überv.·e1st  duckt  an  Arbeitgeber  fUr  nic:bt  iD  DeutiChland 
bc:fi.ndhchc  Kinder), 
- Konklll"!>ausfaligeld.kasse  beim Arbeitsamt, 
- Lehr~berater  der Handels- bzw.  Handwerkskammer. 
2.  vom Betne-bsrat: 
- prüfen. ob Arbeitgeber alle mformien hat, sonst selbst informicTeo, 
- Verv.·altungssteUe  der zuständigen Gewerkschaft, 
- Arbeitnehmer. 
D.  Vono~  Orpaiatioasaafpbaa: 
- Formblatt zur  Information der K.ran.kenkassen bei privater Versic:benm8 ent-
wickeln  (Zah!ungsunfähigk.e1t.  Sequester, Antrag auf Stundunl!, Stempel des 
Arbengeben); 
- Aufhstung aller Forderungen der Arbeitnehmer (vgl.  Muster); 
- Li.ste  aller Arbeitnehmer (Alter, E.mtrittsdatum.  Adresse,  )etzter Vc:rdieost. 
Bankverbindung); 
- Liste aller Auszu~ildenden (Lehrberuf. Abschlußzenpunkt); 
- Liste aller Gewerkscbaftsrrutglieder (Adresse, Alter); 
- Formblatt mr Information von Spartassen und Lebensvenicbei'Wlgen wegen 
vermögenswirksamer  Leistuna  (Zahhmgsunfihigkeit,  Sequester,  Stundung, 
Selbstzahlung?); 
- Sammlung von Preasemelciungen. 
m.  s-t~p  AlllfpiN!a: 
- Prüfung- Bevoncbussung K.ontursausfallgeld; 
- Prüfung, wann das letzte Mal vermögenswirksame Leistung bezahlt wurden; 
- Prüfung, wann das letzte Mal Beitrqe an die AOK reuhlt wurden; 
- Prüfung, ob YOIO  Arbeitsamt überwiesenes Kindergeld (nicht in Deutschland 
befindlieber Kinder) an  den ArbeitDebmer weitergerejebt wurde; 
- Kon.tursausfallgeldantrige  beschaffen  und  vonarglieb  unterschreiben  lUieD 
(sicherstellen alle An.), Ausnahme 100 Prozent Bevorscbussuog; 
- Vollmachten (doppelt) von Arbeitnehmer ausstellen lassen für: 
a) fnstlose Kündigung im Notfall, 
b) Anmeldung der Sozialplanforderuogen; 
- Kontakt zu Gewerkschaft und Lehrlingsberatern der Kammern, um die Ausbil-
dung sicherzustellen; 
- Kontakt zur Wirtscbaftsbc:börde; 
- Kontakt zur Konkursausfallgeldkasse des Arbeitsamtes (in den Betrieb bolcu); 
- Ausfemgung von Zeugnissen in die Wege le1ten; 
- Besetzung des Personalbüros sichemellen; 
- Besetzung des Betnebsratsbüros sicbenteUen; 
- Benachnchtigung der Arbeitnehmer, die in Urlaub sind; 
- Urlaubshsten prüfen: Wer gebt demnächst 10 Urlaub? 
- S1chentellen- Kantinenversorgung (Es.\ensgeld rucht zweckentfremdet verwen-
den lassen); 
- eventuell vorhandene Belegschaftstasse sichern; 
- Betriebsgelände, Anlagen. Produkte. Lager gegen unkontrollienes Fortscbd-
fen  von Gegenstillden (durch  Gläubiger oder Arbeitgeber) sichern, DOtfaDI 
rund um die Uhr; 
- tigbcb Rundgänge im Betrieb; 
- nach Bedarf (auch tiglieb) kuru Betriebsversammlungen. 
aus:  Frank  Teichmüller,  Die  Betriebsänderung,  Köln  1983 - 4 7  -
Die  meisten  Belegschaften,  die  eine  Betriebsübernahme  im 
Konkurs  versucht  haben,  haben  Dokumentationen  der  dem  Kon-
kursantrag  folgenden  Ereignisse  herausgegeben29.  Der  Faktor 
Zeit  spielt  dabei  in  allen  Fällen  die  zentrale  Rolle:  Die 
Verhandlungen  scheitern  angesichts  eines  Versteigerungster-
mins,  ein  Gespräch  mit  Banken- und  Behördenvertretern  kommt 
nicht  mehr  rechtzeitig  zustande,  das  Gutachten  eines  Unter-
nehmensberaters  trifft  zu  spät  ein,  ein  Auftraggeber  springt 
ab.  Dieser  Zeitdruck  (es  stehen  meist  nur  wenige  Wochen  zur 
Verfügung)  ist  verursacht  durch  den  geringen  Einfluß  der 
Arbeitnehmerseite  auf  den  Ablauf  des  Konkursverfahrens  und 
durch  drohende  Schadensersatzansprüche  von  Gläubigern,  die 
sich gehindert  sehen,  ihr Sicherungsgut  zu  verwerten.  Wie  der 
Fall der  Spinnerei  u.  Weberei/Augusburg  (SWA),  die  8  Jahre  im 
Konkurs  fortgeführt  wurde,  zeigt,  können  ohne  Zeitdruck  sehr 
erfolgreiche  Konzepte  entwickelt  werden.  Aber  in  diesem  Fall 
stand  der  Konkursverwalter  voll  hinter  den  Rettungsbemühungen 
oder,  besser gesagt,  sie gingen  mehr  oder  weniger  vollständig 
auf  sein  Konto.  Hätte  man  den  anderen  Fortführungsversuchen 
auch  nur  die  Hälfte  dieser  Obergangszeit  gegönnt,  so  hätten 
sich  möglicherweise  betriebswirtschaftlich  sinnvolle  und  von 
den  traditionellen  Banken  finanzierbare  Sanierungsmodelle 
finden  lassen. 
2 9  Franz  Fabian  (H rsg.),  Arbeiter  übernehmen  ihren  Betrieb 
oder  Der  Erfolg  des  Modells  SÜßmuth,  Reinbek  1972; 
Industriegewerkschaft  Metall  (Bezirksleitung  Münster), 
Dokumentation  der  Belegschaft  Demag-Kunststofftechnik, 
Kalldorf,  Juli  1975;  Gudrun  Schmidt,  Wenn  wir  uns  rühren, 
rührt  sich  überhaupt  nichts,  Berlin  1981:  Vertrauensleute 
der  Firma  Heidenreich  &  Harbeck,  Es  geht  nicht  nur  um 
Heidenreich  Bericht  über  eine  Betriebsschließung, 
Dezember  1976;  Themas  Borchert  (Hrsg.),  Belegschaft  sucht 
Käufer,  Berlin  1980;  IG-Metall  Ortsverwaltung  Ludwigsburg 
( H  r sg . ) ,  We r  kämpft ,  kann  ver  1 i er  e n  - w  e r  nicht  kämpft , 
hat  schon  verloren,  Der  Kampf  der  Belegschaft  der  Firma 
Ahrendt/Sersheim,  Februar  1984;  Otto  König,  Adi  Ostertag, 
Hartmut  Schulz  (Hrsg.),  Unser  Beispiel  könnte  ja  Schule 
machen!  Das  Hattinger  Modell,  Existenzkampf  an  der 
Ruhr,  Köln  1985;  IG-Metall  Verwaltungsstelle  Landshut, 
Dieser  Betrieb  wird  bewacht  - Der  Kampf  der Huber-Kollegen 
in  Freising  um  ihre  Arbeitsplätze  hat  sich  gelohnt!,  Mai 
1985. - 48  -
3.  Haftungsrisiken  des  Konkursverwalters 
Die  Berichte der  Belegschaften über  ihre  Fortführungsversuche 
erwähnen  Verhandlungen  mit  Bankenvertretern,  mit  den  lokalen 
Verwaltungen  und  Wirtschaftsministerien  und  mit  Wirtschafts-
prüfern  und  Unternehmensberatern,  aber  sie  stellen  nicht 
deutlich  genug  heraus,  daß  der  wichtigste  und  letztlich 
allein entscheidende  Verhandlungspartner  der  vom  Gericht ein-
gesetzte  Konkursverwalter  ist.  Daß  der  Konkursverwalter 
allein  entscheidet,  entspricht  allerdings  nicht  ganz  der 
Rechtslage,  nach  der  die Gläubigerversammlung,  der  Gläubiger-
ausschuß  und  als  Aufsichtsmaßnahme  auch  das  Konkursgericht 
Über  die  Fortführung  des  schuldner ischen  Geschäfts  zu  be-
schließen  haben.  Aber  deren  Entscheidungen  erfolgen  aus-
schließlich  aufgrund  der  vom  Konkursverwalter  erarbeiteten 
und  vorgestellten  Datenlage,  ein  Abweichen  von  seinem  Votum 
ist daher  sehr  unwahrscheinlich. 
Wenn  es  also  zunächst  und  vor  allem  darum  geht,  den  Konkurs-
verwalter  von  den  Obernahmeplänen der  Belegschaft  zu  überzeu-
gen,  so  ist  dabei  seine  rechtliche  Position  in  Rechnung  zu 
stellen.  Seine  Hauptaufgabe  ist die  Verwertung  des  Schuldner-
vermögens,  wobei  darunter  in  aller  Regel  die  "Versilberung" 
verstanden  wird.  In  dieser  Konzeption  der  Konkursabwicklung 
ist  kein  Raum  für  unternehmerisches  Denken,  für  ein  Handeln 
unter  nicht  kalkulierbarem  Risiko.  Verhaltensnorm  ist  die 
Zerschlagung  des Vermögens  und  die Veräußerung  seiner Einzel-
teile.  Wesentliches  Merkmal  dieser  Verhaltensnorm  ist  die 
Veranlassung  zu·  restriktivem Verhalten,  seine  Ausrichtung  auf 
Demontage  anstelle  von  Wiederherstellung.  Da  das  Risiko,  eine 
Pflicht  zu  verletzen,  in  dem  Maße  sinkt,  in  dem  es  gelingt, 
den  Kreis  dieser  Pflichten  zu  begrenzen,  handelt  der  rasch 
liquidierende  Konkursverwalter  nicht  anders  als  rational. 
Nach  der  Rechtsprechung  des  Bundesgerichtshofs30  muß  der 
Konkursverwalter  "vor  allem  sowohl  auf  das  wirtschaftliche 
Risiko,  das  mit  der  Weiterführung  eines  un·ternehmens  verbun-
30  KTS  1973,  S.  253. \ 
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den  ist,  als  auch  darauf  RÜcksicht  nehmen,  daß  seine  Unter-
nehmensführung  von  vornherein  durch  den  Befriedigungs- und 
Liquidationszweck  begrenzt  ist,  dem  die  Fortführung  des 
Betriebes  zu  dienen  hat".  Oberster  Grundsatz  der  Verm5gens-
verwertung  hat  daher  die  Vermeidung  neuer  Verbindlichkeiten 
für  die  Konkursmasse  zu  sein,  wenn  diese  aus  der  Masse  nicht 
getilgt  werden  können.  "Der  Konkursverwalter,  der  ein Unter-
nehmen  zerschlägt,  und  dies  \t~omöglich  noch  in  optimal  kurzer 
Zeit,  verhält  sich  anfo rderungs- und  erwartungskonform.  Er 
hat,  wie  immer  man  zu  sagen  pflegt,  wenn  Unsinnigkeiten durch 
den  Buchstaben  einer  Norm  gedeckt  sind,  nur  seine  Pflicht 
getan"31. 
Der  von  der  herrschenden  Interpretation  des  Gesetzes  bei  der 
Unternehmenszerschlagung  unterstützte  und  hierzu  ermunterte 
Konkursverwalter  setzt  sich  einem  geringen  persönlichen 
Risiko  aus.  Zwar  ist er  nach  §  82  KO  selbst  für  leichte  Fahr-
lässigkeit  haftbar,  doch  wird  er  praktisch  nie  in  Anspruch 
genommen:  Bei  der  Übernahme  eines  Insolvenzverfahrens  geht  er 
lediglich  ein  Risiko  von  0,17%  ein,  für  einen  Ersatzbetrag 
(der  sich  dann  im  Durchschnitt  auf  DM  7.188,-- beläuft) 
haften  zu  müssen32.  Dieses  Risiko  ist  versicherbar  und  alle 
Konkursverwalter  schließen  spätestens  bei  ihrer  Bestellung 
eine  Haftpflichtversicherung  ab. 
Ein  fortführender  und  von  seinem  Rollenbild  abweichender 
Konkursverwalter  läuft  dagegen  Gefahr,  sehr  schnell  auf 
Schadensersatz  in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Ob  zu  Recht 
oder  nicht,  Gläubiger  gehen  unterstützt  von  der  Recht-
sprechung  - von  einer  potentiellen  Gefährdung  ihrer  Interes-
sen  beim  einstweiligen Weiterbetrieb  des  Unternehmens  aus  und 
prüfen  kritisch  die  Geschäftstätigkeit  des  Verwalters.  zu 
dieser  hÖheren  Aufsichts- und  Klagebereitschaft  kommt  noch 
31  Klaus  Stüdemann,  Die  Haftung  des  Konkursverwalters  bei 
der  Fortführung  des  Unternehmens,  Die  Wirtschaftsprüfung 
1978,  s.  413-425. 
32  Gessner/Rhode/Strate/Ziegert a.a.O.,  s.  217. - 50  -
hinzu,  daß  das  Risiko  bei  Fortführung  als  unternehrnerisches 
Risiko  qualifiziert  wird33  und  nicht  versicherbar  ist.  Es 
gehört  schon  sehr  viel  Wagemut,  Selbstsicherheit,  Durchset-
zungsvermögen  und  nicht  zuletzt  ein  finanzielles  "Polster" 
dazu,  wenn  ein  Konkursverwalter  sich  entschließt,  seine  Auf-
gaben  durch  Fortführung  und  Gesamtveräußerung  des  Unterneh-
mens  zu  erfüllen. 
Belegschaften  befinden  sich  jedenfalls  bei  ihrem  Begehren, 
die  Arbeitsplätze  zu  erhalten,  gegenüber  dem  Konkursverwalter 
angesichts dieser  Rechtslage  in  einer  sehr  schwachen  Verhand-
lungsposition  und  scheinen  sich  oft  gar  nicht  darüber  im 
k l a r e n  zu  s e i n ,  was  s i e  i hrn  zumuten .  Sie  können ,  da  sie 
selbst  nicht  Gläubiger  sind,  auch  nicht  anbieten,  was  den 
Akteuren  einer  Gläubigersanierung  leichtfällt,  nämlich  eine 
vertragliche  Haftungsfreistellung. 
4.  Sicherheiten der Kreditgläubiger 
Die  Situation,  vor  der  sich  Konkursverwalter  und  Belegschaft 
gestellt sehen,  wenn  sie sich  einen  ersten Oberblick  über  die 
Lage  des  Unternehm~ns  verschaffen  wollen,  läßt  sich  so  be-
schreiben:  Die  vorhandenen  Rohstoffe  sind  nicht  bezahlt  und 
stehen  unter  Eigentumsvorbehalt  der  Lieferanten.  Halbfertige 
und  fertige  Produkte  sind  ebenfalls  anteilig  in  das  Siche-
rungsgut  der  verschiedenen  Rohstofflieferanten  übergegangen. 
Das  Betriebsinventar  haftet,  sofern  es  nicht  noch  vorbehal-
tenes  Eigentum  qes  Verkäufers  ist,  als  Zubehör  für  die  Hypo-
theken  und  Grundschulden  und  ist  zudem  noch  sicherungsüber-
eignet.  Seine  Außenstände  hat der  Gemeinschuldner  zur  Sicher-
heit  abgetreten.  Die  Grundstücke  sind  mindestens  in  Höhe 
ihres  Verkaufswertes  belastet.  Der  Masse  bleibt  im  wesent-
lichen  nur,  was  die Gläubiger  im  Einzelzugriff  nicht  erfassen 
konnten,  also  der  Unternehmens- und  Firmenwert  sowie  alles, 
was  der  Konkursverwalter  im  Wege  der  Anfechtung  hereinbekommt 
und  den  vermeintlich  Sicherungsberechtigten  abjagen  kann, 
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wenn  er  auf  Sicherungsverträge  stößt,  die  den  Kriterien  der 
Rechtsprechung  nicht  standhalten34. 
Aktionen,  wie  die  Aufstellung  von  Torwachen  und  Betriebsbe-
setzungen,  die  nach  Konkurseröffnung  ein  rasches  Leerräumen 
der  Produktionsanlagen  durch  die  Sicherungsgläubiger  verhin-
dern  sollen,  sind,  wie  schon  dargestellt,  illegal.  Wird 
dennoch  zu  solchen  Mitteln gegriffen,  so  steht  dem  möglicher-
weise  positiven  Effekt  größerer  Öffentlicher  Aufmerksamkeit 
ein  gewichtiger  Nachteil  gegenüber:  Das  Verhältnis  zu  den 
Sicherungsgläubigern wird  so  nachhaltig  gestört,  daß  sie  sich 
kaum  noch  auf  Verhandlungen  darüber  einlassen,  ihr  Eigentum 
noch  eine  Zeit  für  die  Weiterführung  der  Produktion  zur 
Verfügung  zu  stellen. 
Derartigen  Vereinbarungen  kommt  bei  Betriebsveräußerungen  im 
Konkurs  besondere  Bedeutung  zu.  Kann  durch  ein  plausibles 
Fortführungskonzept  die  Erwartung  genährt  werden,  daß  der 
Wert  des  Sicherungsgutes  im  fortlaufenden  Betrieb  eher  steigt 
als  sinkt,  so  ist  durchaus  erreichbar,  daß  der  Verwertungs-
zeitpunkt  hinausgeschoben  wird.  Auch  eine  angemessene  Nut-
zungsentschädigung  ist  ein  Thema  solcher  Verhandlungen. 
Be steht  eine  Chance  zu  einer  Gesamtveräußerung  des  Unter-
nehmens,  so  werden  von  den  Sicherungsgläubigern Veräußerungs-
ermächtigungen  benötigt,  über  deren  Preis  gesprochen  werden 
kann.  Bei  Gläubigersanierungen,  bei  denen  ja meist  die  Haus-
bank  als  mächt.iger  Wortführer  auftritt,  und  natürlich  auch 
bei  Ausgliederungen  aus  einem  liquiden  Unternehmen  sind 
solche  Absprachen  an  der  Tagesordnung.  Die  neuerdings  immer 
häufiger  zu  beobachtenden  Gläubiger-Poolst  also  Zusammen-
schlüsse  der  Sicherungsgläubiger  zur  Vermeidung  von  Ausein-
andersetzungen  um  das  Sicherungsgut,  aber  auch die  Kreditver-
sicherungen  sind  leicht  erreichbare  Partner,  mit  denen  sich 
die  formale  und  auf  Liquidation  abzielende  Routine  des  Kon-
kursverfahrens  auflösen  und  in eine  auf  gegenseitige  Interes-
34  Wolfram  Henckel,  Die  Betriebsveräußerung  im  Konkurs,  ZIP 
1980 ,s.  2-9. - 52  -
Senwahrnehmung  ausgerichtete  Geschäftsatmosphäre  umwandeln 
läßt. 
Belegschaften  gelingt  es  nicht,  in  derartige  Verhandlungen 
einzutreten  (soweit  sie  neben  dem  Konkursverwalter  überhaupt 
als  Partner  für  Gespräche 
denn,  sie  erfolgreich  zu 
akzeptiert  werden),  geschweige 
führen.  Blockademaßnahmen  führen 
keine  Gesprächsbereitschaft  herbei.  Aber  auch  ohne  sie  ist 
ein  Gespräch  für  die  Sicherungsgläubiger  nicht  attraktiv,  da 
es  nur  darum  geht,  selbst  Konzessionen  zu  machen.  Die  Stel-
lung  der  Sicherungsgläubiger  ist  im  deutschen  Konkursrecht 
von  Rechtswissenschaft  und  Rechtsprechung  weit  über  die 
gesetzlichen  Vorgaben  hinaus  - so  fest  ausgebaut  worden,  daß 
zu  irgendwelchen  Konzessionen  gegenüber  Partnern,  die  nur 
eine  vage  betriebliche  Zukunft  anzubieten  haben,  keine Veran-
lassung  besteht. 
In  einem  juristischen  Ratgeber  für  Gläubiger  kommt  denn  auch 
die  ganze  Unangreifbarkeit  der  Gläubigerposition,  die  Schwä-
che  des  Arbeitsplatzargumentes  und  der  Pessimismus  hinsicht-
lich  der  Chancen  einer  erfolgreichen  Betriebsfortführung 
unzweideutig  zum  Ausdruck: 
"Der  soziale  Gesichtspunkt  der  Arbeitsplatzerhaltung 
sollte  für  den  Gläubiger  allein  nicht  ausschlaggebend 
sein,  einer  mehrjährigen  Betriebsfortführung  zuzustim-
men.  Geht  der  Betrieb  später  doch  in  Konkurs,  so  ist  auch 
den  Arbei  tsnehmern  mit  einer  unrentablen  Weiterführung 
nicht gedient.  Anders  nur,  wenn  die  zeitweilige  Betriebs-
fortführung·  gegenüber  einer  Wertezerschlagung  erhebliche 
Vorteile  bringt.  Keinesfalls  ist  der  Konkursverwalter 
berechtigt,  jahrelang  aus  sozialen Gesichtspunkten eigen-
mächtig  den  Betrieb  fortzuführen  und  das  Risiko  einer 
geringeren Gläubigerbefriedigung  einzugehen."35 
5.  §  613 a  BGB 
Durch.§  613a  BGB  wird  bei  Betriebs- oder  Teilbetriebsüber-
nahme  ein  gesetzlicher  Übergang  der  Ar bei  tsverhäl  tnisse  auf 
3 5  Wi lhelm  Uhlenb ruck,  Gläubigerberatung  in  der  Insolvenz, 
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den  Erwerber  vorgeschrieben.  Die Vorschrift  ist  im  Jahre  1972 
erlassen  worden.  Auslösendes  Motiv  für  eine  solche  Regelung 
war,  daß  Betriebe  nur  erworben  wurden,  um  sie  stillzulegen. 
Im  Jahre  1 9 8 0  wurde  d i e  No rm  d ur  c h  das  a r bei  t s recht  1 ich  e 
EG-Anpassungsgesetz  ergänzt.  Damit  sollte  das  deutsche  Ar-
beitsrecht  an  die EG-Richtlinie 77/187  vom  14.2.1977  (ABl.  EG 
No  L  61  vom  5.3.1977,  S.  26)  angepaßt  werden,  die  neben  der 
Gleichberechtigung  von  Mann  und  Frau  im  Arbeitsleben  auch  die 
Folgen  des  Betriebsübergangs  auf  die  Arbeitsverhältnisse  zum 
Inhalt  hatte.  was  den  Obergang  der  Arbeitsverhältnisse  auf 
den  Erwerber  anbetrifft,  war§  613a  BGB  der  Richtlinie  schon 
voraus.  Er  mußte  aufgrund  der  Richtlinie  aber  noch  ergänzt 
werden  hinsichtlich  des  Obergangs  der  kollektivvertragliehen 
Rechte  und  Pflichten  und  hinsichtlich eines  Kündigungsverbots 
wegen  Betriebsübergangs. 
Die  Anwendung  des  §  613a  BGB  im  Konkurs  ist  seither  im 
rechtswissenschaftliehen  Schrifttum  stark  angegriffen  wor-
den.  Da  beim  Erwerb  des  Unternehmens  oder  eines Betriebsteils 
alle  dort  Beschäftigten  zu  übernehmen  seien,  sei  der  Erwerb 
nicht  attraktiv  und  unterbleibe  meist:  Die  MÖglichkeit  eines 
raschen  Personalabbaus  ohne  die  Einhaltung  von  Kündigungs-
fristen  und  ohne  die Pflicht  zur  Zahlung  von  Sozialplanabfin-
dungen  sei  Voraussetzung  des  Erwerbs  eines  Konkursbetriebes. 
In  seiner  Wirkung  erreiche  §  613a  BGB  im  Konkurs  gerade  das 
Gegenteil  dessen,  was  er  bezwecke.  Er  führe  zur  Vernichtung 
von  Arbeitsplätzen.  Dagegen  wird  eingewandt,  daß  die  aus  § 
613a  BGB  folgende  Kostenbelastung  im  Kaufpreis  berücksichtigt 
werde  und  daß  betriebsbedingte  Kündigungen  nach  Erwerb 
weiterhin möglich  seien36. 
Das  Bundesarbeitsgericht  hat  sich  in  diesem  Streit  für  die 
Anwendbarkeit  der  Vorschrift  auch  im  Konkurs  entschieden.  Der 
36  Vgl.  z.B.  Volker  Grub,  Zur  wirtschaftlichen  Bedeutung  des 
§  613a  BGB  bei  Betriebsveräußerung  im  Konkurs,  KTS  1978, 
S.  129;  Wolfram  Henckel,  Die  Betriebsveräußerung  im 
Konkurs,  ZIP  1980,  2;  Günter  Schaub,  Rechtsproblerne  des 
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Erwerber  sei  allerdings  nicht  verpflichtet,  rückständige 
Ansprüche  der  Beschäftigten  (insbesondere  Lohnansprüche)  oder 
früherer  Beschäftigter  (insbesondere  Betriebsrenten)  zu 
erfüllen.  Diese  Ansprüche  seien  nach  den  Regelungen  der 
Konkursordnung  zu  befriedigen37.  Diese  Lösung  einer  Trennung 
von  Altforderung  (vor  dem  Konkurs)  und  Neuforderung  (nach  dem 
Konkurs)  stellt  für  den  Regelfall  einer  Betriebsübernahme 
eine  sinnvolle  Abwägung  der  unterschiedlichen  Interessen 
dar38.  Wer  einen  Betrieb  übernimmt  und  meint,  Arbeitnehmer 
entlassen  zu  müssen,  kann  dies  mit  dem  zur  Verfügung  stehen-
den  Instrumentarium  (betriebsbedingte  Kündigung,  Interessen-
ausgleich,  soziale  Auswahl,  Sozialplan)  tun  und  kann  den 
Kaufpreis,  der  der  Konkursmasse  zufließt,  entsprechend  gerin-
ger  ansetzen.  Um  letzteres  zu  vermeiden,  haben  Konkursverwal-
ter  vielfach  mit  einer  Umgehungsstrategie  Erfolg,  indem  sie 
unter  der  Drohung,  den  Betrieb  sonst  zu  zerschlagen,  alle 
Arbeitnehmer  zur  freiwilligen  Auflösung  der  Arbeitsverträge 
bewegen  und  einem  Teil  von  ihnen  die  Wiedereinstellung  im 
veräußerten  Betrieb  zusagen. 
Im  Falle  der  Betriebsübernahme  durch  die  Belegschaft  selbst 
ist die  HÜrde  des§  613a  BGB  paradoxerweise- denn  es  handelt 
sich  ja  um  eine Schutzvorschrift  zugunsten  der  Arbeitnehmer  -
erheblich höher.  Die  Situation ist ja  in aller  Regel  die,  daß 
sich  nur  ein  Teil  der  Belegschaft  zu  einer  Fortführung  in 
Eigenregie  entschließt.  §  613a  BGB  verhindert  die  Initative 
eines  solchen  aktiven  Belegschaftsteils.  Auch  bei  einer  Ver-
äußerung  an  eine  Teilbelegschaft  gehen  alle  Beschäftigungs-
verhältnisse über,  und  es  obläge  jetzt den  Fortführungswilli-
gen,  ihren  Kollegen  betriebsbedingt  zu  kündigen  und  sie  mit 
einem Sozialplan  abzufinden.  Der  Zwang  zu  einer Sozialauswahl 
kann  dabei  zu  einer  ganz  anderen  Belegschaftszusammensetzung 
führen  als  die  im  Fortführungsmodell  eingeplante.  Dies  dürfte 
zu  Konflikten  innerhalb der  Belegschaft  führen,  die  den  Ober-
37  BAG  in  ZIP  1980,  117,  und  ZIP  1983,  1377. 
38  Frank  Teichmüller,  Die  Betriebsänderung,  Köln  1983,  S. 
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nahmeplan  in aller Regel  zum  Scheitern bringen  werden.  Es  ist 
auch  nicht  zu  sehen,  wie  die  Fortführungsbelegschaft  ihre 
nicht-fortführungswilligen  Arbeitskollegen  zum  Abschluß  von 
Auflösungsverträgen  mit  dem  Konkursverwalter  bewegen  will. 
Komplizierte  Modelle  (Vertragsauflösung  mit  Abfindung  für  die 
einen,  Kaufvertrag  für  die  anderen)  sind  denkbar,  setzen  aber 
einen  Konsens  aller Beteiligten voraus,  der  in  den  hektischen 
und  emotional  aufwühlenden  Wochen  nach  Konkurseröffnung  nicht 
herstellbar  ist. 
§  613a  BGB  stellt  für  den  Normalfall  einer  Betriebsveräuße-
rung  im  Konkurs  nach  der  neuen  durch  das  Bundesarbeitsgericht 
geschaffenen Rechtslage  nur  noch  ein  kalkulatorisches Problem 
dar.  Für  den  Sonderfall  einer  Belegschaftsübernahme  löst  er 
über  das  rein  Kalkulatorische  hinaus  innerbetriebliche  Kon-
flikte  aus,  die  nichtüberwindbar  erscheinen. 
VI.  Unterstützungsstrukturen 
Rechtliche  Probleme  traditioneller  Formen  von  Unternehmens-
sanierungen  werden  in  den  Rechtsfakultäten  der  Universitäten 
und  Hochschulen,  von  Rechtsanwälten  und  von  Unternehmensbe-
ratern  bearbeitet.  Dieses  große  Reservoir  an  Fachwissen  ist 
leicht abrufbar  und  imstande,  etwa  noch  bestehende  rechtliche 
Hindernisse  von  Fortführungskonzepten  aus  dem  Wege  zu  räu-
men.  Belegschaften  wird  dagegen  Fachwissen,  das  auf  ihre 
Probleme  bei  Betriebsübernahmen  zugeschnitten  wäre,  kaum 
angeboten.  Allerdings  finden  sie  eine  gewisse  Unterstützung 
auch  in  rechtlichen  Fragen  bei  Gewerkschaften,  bei  den  Bera-
tungsgruppen  der  Netzwerke  und  einigen  wenigen  anderen  Ein-
richtungen. 
1.  Gewerkschaften 
Die  Haltung  der  deutschen  Gewerkschaften  zu  Betriebsüber-
nahmen  durch  die  Belegschaft  kann  man  charakterisieren  als 
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sich  weder  in  irgendeiner  Form  an  solchen  Versuchen  betei-
ligt,  noch  sich  zum  Problem  allgemein  geäußert.  Ein  unter-
schiedliches  Bild  gibt  allerdings  die  IG-Metall  ab.  Auf  der 
einen  Seite  warnt  ihr  Vorsitzender  Hans  Mayr  in  einem 
Positionspapier  über  "Möglichkeiten  und  Grenzen  einer  Be-
triebsübernahme  durch  die  Belegschaft",  das  Anfang  Februar 
1984  an  alle Untergliederungen  dieser Gewerkschaft  verschickt 
wurde:  "Im  Interesse  einer  Klarstellung  weisen  wir  hiermit 
darauf  hin,  daß  der  Vorstand  der  IG-Metall  weder  zu  derarti-
gen  Aktionen  aufruft  noch  die  Genehmigung  erteilt,  in  seinem 
Namen  entsprechend  zu  verfahren."  Auf  der  anitE?n  Seite 
berichten  einige  Belegschaften  - auch  solche  der  oben  be-
sehr  iebenen  Fälle  - von  aktiver  Unterstützung  der  IG-Metall 
auf  der  Ebene  der  Ortsverwaltungen.  Die  Ortsverwaltungen 
haben  für  die  Fortführungsversuche  Mönninghoff/Hattingen  und 
Arendt/Sersheim  ausführliche  Dokumentationen  erstellt  und 
dabei  Unterstützungsleistungen  aufgeführt,  die  nichts  von  der 
Zurückhaltung  des  IG-Metall-Vorstandes  erkennen  lassen  (vgl. 
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AhrendtiSersheim 
Vh hat die Orts.et'WltUfti dit ~l~Nft  untentUtzt? 
- ArbeitsrKhthchr  Beratung  und  Vertretung,  vor  all!'l'  bei  der  Abwrh" 
von  fristlosen  Kündigungen  und  Massenentlassungen,  aber  auch  bei 
Antragstellung  u.  Auszahlung  von  Kurzarbeiter·,  Konkursausfall- u. 
Arbeitslosengeld 
- He .. stellung  von  Kontakten  zu  externen  Be .. atern  und  deren  Startfinal'l-
z,e  .. ung 
- Organisatorische  Ur.terstutzung  durch  Sere1tstellung von  Organisations-
m,ttelr.  bzw.  Ubernahme  o"ganisatoriscner Leistungen 
- H~  .. stellung  von  Kontakten  zu  Politikern,  B~ho,.den,  Banken  und  Pe,.scne~ 
und  Gruppen,  die  den  Gewt'rkscnaften  naMestehen  und  deren  I-li lfe  von 
Nutzen  se~n konnte 
- Era~be•tun;  e1ne~  Konzepts  fur  die  Offer.t1~:~ke•tsarbe1t;  He~stf~·J~s 
vo~  kor>:akten  zu  Journalnten  bei  Ze·~uncE'"'·  R~.H'~.tunk  unC:  Fer!"se"er., 
Darste1 :ung  der  Standp~o~nkte der  IG  Hetall.u\·  gtoge ... ;;t>e ..  ee ..  Me::!1en 
·  :r.fo..-mH1or.  der  Betriebsrate  und  Ve .. t .. a~o~ensleua  a11er  Mea'
1tet  .. ~e~e­
,~ Orgar,sat,onsbereich  der  0~  m"~t  de~ Erfols.  dae  durc~  Sc',car~:a:s­
adresse.,  und  Spe'"lden  von  vie1en  Setr,e~e"  ge"'c1fe"  w\Jrde,  "'"'~  c·e 
P~otlf"!lt  de'"  Belegschaft  '"  ·e,ne  Dre1tere  Offer.t~':::flke':  ge:ra;.:~ 
wuroen 
- Lauf•ndt~!~format;on der  8ezirksle1tung,  der  anderen  Ortsve~al~U"?e~ 
1m  Berei~n des  Metallbezirks,  der  anoe .. er.  oue- Gewer•scheften  ,~  ~~e~s 
Ludw,gsburg,  der  lolirtschaftat:~e~lung  de"  \"orstandve~.e1tung,  de ..  ::; 
Metall·Schuler.  sow1e  der  eigenen  OV 
- Organisat1on  res~.  Vermittlung  vor.  externe~  Diskussionverar.s~e1tu"~ger. 
Sclidantatstreffen. lnfo-Stanoen,  Plak.atierungsaktionen  und  !)enlc"'St  .. a-
tionen,  bel  denen  a~f die  Probleme  der  Kollegen  von  Arendt  hingew1esen 
wurde 
.  Beratung  bei  der  Orga~1Sition  der  Arbe1t  der  r~roergemeins:h!~t 
•Arbeitsp1ätze  fur  Vaih1nge"l.'Sersheim"  e.'L 
·  Organisation  und  Durchsetzung  der  Hilfeleistungen  der  AW  Hordwurtt~­
berg,  Ulm  (Sonde'"k.onto  ~Arbe1tnhehmer  1n  Not~ 
- Herste11ung  VC"~  ~ontakten  zu  BfW  und  Arbeitsverwaltung  weger.  der 
Ourchfuhrung  von  berufsQuallf1Zierender  Ma&na~n 
·  8es::haffung  vieler  fur  das  Pian:.m;sk:;r.zept  re1evanten  !nfonutiCI'Ie" 
von  Verbanden  un~ :nstituten 
·  Stän:!~ge  Reflek~1on  der  [re~gnisse  und  Alrtiv'itäten  auf  die  g~  .. ll-
schaf:llchen  :n:eressen  und  sowelt  not.enc1g,  Ourchsetzun;  von  korre•-
turen - 58  -
Mönninghoff 
Wle  hat  dle  Ortsverwaltung  der  IG  Metall  HRttlngen  dlesen  Kampf 
unterstützt? 
•  Organisation  von  Demonstrationen,  Kundgebungen,  Solidaritätsfesten, 
1 
Info-Ständen,  bei  denen  auf  die  Probleme  der  Mönninghoff-Belegschaft  \ 
hinge~iesen wurde. 
•  Erarbeitung  eines  Konzepts  für  die  Öffentlichkeitsarbeit;  Herstellung 
von  Kontakten  zu  Journalisten  bei  Zeitungen,  Rundfunk  und  Fernsehen; 
Durchführung  von  Pressekonferenzen;  Darstellung  der  Standpunkte  der 
IG  Metall  Ortsverwaltung  gegenüber  den  M~dien. 
•  Information  der  IGM  Bezirksleitung  Hagen,  des  Vorstandes  der  IG  Metall, 
der  Abteilung  Wirtschaftspolitik,  Sozialpolitik  und  Bildungspolitik 
beim  Vorstand  der  IG  Metall,  der  IG  Metall  Bildungsstätten,  der 
Verwaltungsstellen  im  Bezirk  Hagen,  des  DGB  Kreises  Ennepe-Ruhr 
sowie  der  eigenen  Ortsverwaltung  und  Vertreterversammlung. 
•  Information  der  Betriebsräte  und  Vertrauensleute  der  Betriebe  im 
Verwaltungsstellenbereich  Hattingen  mit  dem  Erfolg,  daß  durch 
Spenden  den  Betroffenen  geholfen  und  durch  Solidaritätsadressen  die 
Probleme  der  Belegschaft  in  eine  breitere  Öffentlichkeit  getragen 
wurde. 
•  Herstellung  von  Kontakten  zu  externen  Beratern  und  deren  Startfinan-
zierung. 
•  Herstellung  von  Konktakten  zu  Behörden,  Banken  und  Politikern; 
Wahrneh~ung von  Gesprächen  und  Verhandlungen  im  Finanz- und 
Wirtschaftsministerium  NW. 
•  Herstellung  von  Kontakten  zu  BfG  und  der  Arbeitsverwaltung  wegen 
der  berufsqualifizierenden ~8nahmen. 
•  Beschaffung  VQn  notwendigen  Informationen  fUr  die  Erarbeitung 
des  Planungsionzeptes. 
•  Organisation  von  Solidaritäts-Spenden;  Mitherausgabe  der 
11 Zeitung  der  Mönninghoff-Kollegen". 
•  Unterstützung  bei  der  Gründung  und  Mitgliederwerbung  für  den 
gemeinnUtzigen  Verein  •Bildung  fUr  Arbeitnehmer  in  Hattingen  e.V." 
•  Arbeitsrechtliche  Beratung  und  Vertretung,  vor  allem  bei  der  Abwehr 
von  Kündigungen  und  Hassenentlassungen,  aber  auch  bei  der  Antrag-
stellung  und  Auszahlung  von  Konkursausfall- und  Arbeitslosengeld, 
Probleme  der  RUckkehrhilfe  bei  ausländischen  Kollegen. - 59  -
Die  von  den  Ortsverwaltungen  angebotene  und  geleistete  ar-
beitsrechtliche  Beratung  deckt  alJerdings,  wie  die  obige 
Analyse  rechtlicher  Schwierigkeiten  gezeigt  hat,  nur  einen 
Teil  des  Bedarfs  an  Fachwissen  ab.  Gesellschaftsrechtliche, 
steuerrechtliche  und  vor  allem  konkursrechtliche  Aspekte  der 
Krisensituation,  in  die  die  Belegschaften  von  Konkursunter-
nehmen  geraten  sind,  spielen  offenbar  allenfalls  eine  unter-
geordnete  Rolle. 
Wichtiger  aber  ist,  daß  die  Gewerkschaften  über  vereinzelte 
Beratungsleistungen  hinaus  rechtspolitisch  untätig  sind,  um 
Belegschaftsfortführungen  einen  Platz  in  den  vorhandenen 
Rechtsstrukturen  zu  schaffen.  Im  Rahmen  der  Insolvenzrechts-
reform  gibt  es  keinerlei  Initiativen  von  Gewerkschaftsseite, 
die die betroffenen  Belegschaften  aus  ihrer  passiven  Rolle  im 
Konkursverfahren  befreien  wollten.  Diskutiert  werden  neue 
Arbeitskampfformen,  insbesondere  Betriebsbesetzungen,  aber 
die  besonderen  Rahmenbedingungen,  die  sich  hierfür  im  Kon-
kursverfahren  stellen,  sind  nicht  Gegenstand  der  Debatte. 
Ungenutzt  bleibt  auch  die  Chance,  fachlich  ausgewiesene 
arbeitnehmerorientierte Konkursverwalter  den  Konkursgerichten 
anzubieten,  so  daß  die  Schlüsselposition  des  Insolvenzge-
schehens  fast  ausnahmslos  von  Personen  gehalten  wird,  die  der 
lokalen  Unternehmer-/Arbeitgeberseite  verbunden  sind. 
2.  Netzwerke 
Die  Netzwerke  werden  als  Helfer bei  Belegschaftsfortführungen 
nur  selten  erwähnt.  Die  Finanzkraft  dieser  Selbsthilfeein-
richtung  der  Alternativökonomie  ist  viel  zu  schwach,  um  den 
relativ  großen  Kapitalbedarf  beim  Erwerb  von  Produktionsan-
lagen  für  20,  30  oder  mehr  Arbeitnehmer  befriedigen  zu  kön-
nen.  Das  gleiche  gi  1 t  für  die  Be ratungskompeten?,,  die  sich 
nicht  auf  konkursrechtliche  und  kaum  auf  steuer- und  gesell-
schaftsrechtliche  Fragen  erstreckt,  und  für  die  Mitwirkung 
bei  der  Fortbildung  des  Rechts. - 60  -
3.  Sonstige Helfer 
Neben  einer  Handvoll  gutwilliger,  aber  im  Praxisfeld  des 
Insolvenzrechts  kaum  ausreichend  ausgewiesener  Unternehmens-
berater  und  Hochschullehrer  stehen  den  Belegschaften  verein-
zelt örtliche Einrichtungen  für  Beratung  und  Kontakthilfe  zur 
VerfÜgung.  Hierzu  gehören  etwa  \'Vi rtschaftsförderungsgesell-
schaften,  die  durchaus  auch  für  unkonventionelle  Beschäfti-
gungsinitiativen  offenstehen,  oder  zum  Beispiel  die  Ange-
stelltenkammer  Bremen,  die  nicht  nur  im  Einzelfall  berät, 
sondern  auch  Betriebsräte-Schulungen durchführt. 
Im  rechtspo  1 i t i sehen  Raum  haben  zunächst  die  GRÜNEN,  neuer-
dings  aber  auch  die  SPD  das  Thema  des  Arbeitsplatzerhalts 
durch  Belegschaftsfortführungen  aufgegriffen  und  zum  Gegen-
stand  von  Anhörungen  und  Arbeitskreisen  gemacht.  Die  SPD-Ab-
geordneten  Klose  und  Müller  schreiben  in  einem  Arbeitspapier 
(Frühjahr  1985): 
"Die  SPD  arbeitet  in  verschiedenen  Arbeitsgruppen  zur 
Zeit  daran,  hier  sinnvolle  Lösungen  zu  entwickeln.  Dabei 
geht  es  darum,  Betriebsfortführungen  mit  strukturpoliti-
schen  Maßnahmen,  gezielten  Förderungsbedingungen  der 
öffentlichen  Hand  und  Hilfen  für  die  Entwicklung  neuer 
betrieblicher  und  arbeitsorganisatorischer  Modelle  zu 
ermöglichen.  Dafür  sind  auch  die  rechtlichen  Vorausset-
zungen  zu  schaffen,  die  insbesondere  die  Eigenkapitalbil-
dung  und  die  Sicherung  des  Betriebsvermögens  gewährlei-
sten." 
Konkrete  gesetzgeberische  Initiativen  wurden  jedoch  noch  von 
keiner  politischen Seite  unternommen. 
4.  Unterstützungsmöglichkeiten:  ein  vorläufiges  Fazit 
Die  rechtlichen  Rahmenbedingungen  lassen  Belegschaftsfortfüh-
rungen  von  Krisenbetrieben  gegenwärtig  als  weitgehend  chan-
cenlos  erscheinen.  Hinzu  kommen  dann  noch  spezifische  Manage-
mentproblerne  von  Selbstverwaltungsunternehmen  und  - zum  Teil 
als  Folge  der  schwachen  Rechtsposition  - Finanzierungsschwie-
rigkeiten.  Es  erscheint  in dieser Situation,  die  sich  ja  auch 
anhand  der  schon  vorgestellten  Fälle  empirisch  belegen  läßt, - 61  -
kaum  vertretbar,  Belegschaften  zu  derartigen  Versuchen  anzu-
spornen.  Jeder  fehlgeschlagene  Versuch  führt  nicht  nur  bei 
den  betroffenen  Belegschaften  zu  materiellen  und  psychischen 
Verlusten,  sondern  bringt  insbesondere  auch  den  Gedanken  der 
Selbstverwaltungswirtschaft  in  Mißkredit. 
Die  Lösung  kann  daher  gegenwärtig  nicht  in  einem  Ausbau  der 
Beratungsstrukturen  liegen.  Sie  ist,  wenn  man  Belegschafts-
fortführungen  für  ein ökonomisch  und  gesellschaftlich wichti-
ges  Ziel  hält,  in  langfristig  angelegter  rechtspolitischer 
Arbeit  auf  den  Ebenen  der  Parteien,  der  Gewerkschaften,  der 
Verbände  des  Selbstverwaltungssektors  und  der  Wissenschaft  zu 
suchen.  Hier  ist  alles  das  an  Vorarbeit  und  juristischer 
Fantasie  nachzuholen,  was  zugunsten  traditioneller  Unter-
nehmenssanierungen  von  den Vertretern der Privatwirtschaft  in 
der  rechtspolitischen  Diskussion  schon  geleistet  worden  ist. 
Wie  die  vorstehenden  Ausführungen  belegt  haben  werden,  wird 
es  dabei  weniger  um  einzelne  Regelungen,  sondern  um  ein 
Bündel  von  gesellschaftsrechtlichen,  steuerrechtlichen, 
arbeitsrechtlichen  und  konkursrechtlichen  Strukturänderungen 
gehen. 
Allerdings  hat  man  sich  dabei  einer  aktuellen  Diskussion  zu 
stellen,  die  darauf  abzielt,  anstelle  des  geltenden  Konkurs-
und  Vergleichsrechts  ein  neues  Insolvenzrecht  vorn  Bundesge-
setzgeber  verabschieden  zu  lassen,  in  dem  nicht  die  Liquida-
tion  sondern  die  Reorganisation  des  Krisenunternehmens  zum 
vorrangigen  Verfahrensziel  erhoben  wird39.  Ob  und  wann  ein 
derartiges Gesetz  zustande  kommt,  ist derzeit  nicht  vorauszu-
sehen.  Aber  Lösungsvorschläge  zugunsten  von  Belegschaftsfort-
führungen  sollten  sich  darauf  einstellen,  daß  in  diesem 
Zusammenhang  sehr  grundsätzliche  und  komplexe  Reformüber-
legungen  im  Gange  sind,  die  gleichermaßen  auf  den  Erhalt  von 
Arbeitsplätzen  ausgerichtet  sind.  Ist,  so  muß  die  Frage 
3 9  Die  Literatur  kann  hier  nicht  im  einzelnen  nachgewiesen 
werden.  Von  besonderer  rechtspolitischer  Bedeutung  ist 
aber  der  jetzt vorgelegte  Bericht  der  Insolvenzrechtskom-
mission,  KÖln  1985. - 62  -
konkret  formuliert  werden,  das  Reforminteresse  der  Beleg-
schaften  von  Krisenbetrieben  mit  den  Reformüberlegungen  der 
Insolvenzrechtskommission  und  ihrer  wissenschaftlichen 
Begleiter  im  Prinzip  bereits  abgedeckt?  Ist  das  zu  bejahen, 
so  gibt  es  gegenwärtig  vom  Arbeitnehmerstandpunkt  keine 
bessere  rechtspolitische  Strategie,  als Verbands- und  Partei-
aktivitäten auf  die  baldige Verabschiedung  eines  neuen  Insol-
venzrechts  zu  konzentrieren. 
Ohne  Zweifel  waren  die  bisherigen  Fortführungsversuche  der 
Belegschaften  in  erster  Linie  ein  Kampf  um  Arbeitsplätze  und 
kein  Kampf  um  Selbstverwaltung.  Eine  Allianz  mit  den  Befür-
wortern  von  Unternehmenssanierungen  in  traditioneller  Form 
wird  sich  in  der  Reformdiskussion  also  unschwer  herstellen 
lassen.  Die  Vorarbeiten  für  ein modernisiertes  Insolvenzrecht 
haben  sich  dann  allerdings  noch  mit  dem  zusätzlichen  Aspekt 
zu  befassen,  ob  man  den  Belegschaften  Handlungsmöglichkeiten 
einräumen  kann  für  den  Fall,  daß  das  Interesse  der  Gläubiger 
an  einer  Reorganisation  des  Konkursunternehmens  nicht  stark 
genug  ist. 
Der  vergleichende  Teil  dieses  Berichts  wird  sich  mit  den 
Beteiligungsrechten  (Informationsrechte,  Prüfungsrechte,  Mit-
entscheidungsrechte)  und  Handlungsspielräumen  der  Belegschaft 
in  ausländischen  Konkursverfahren  befassen  und  so  eine  Ein-
schätzung  der  in  der  Bundesrepublik  geführten  Reformdiskus-
sion  erlauben.  Dabei  bleibt  der  Aspekt  von  Interesse,  ob  von 
den  Belegschaften  neben  dem  natürlicherweise vorrangigen  Ziel 
der  Erhaltung  der  Arbeitsplätze  auch  solche  Ziele  verfolgt 
werden  können,  die  mit  dem  Selbstverwaltungsgedanken  und  -
allgerneiner  - dem  eines  alternativen  dritten  Wirtschaftssek-
tors  verbunden  sind. Philippe Jean/Thierry  Ouazan,  Paris 
OBSTACLES  AUX  OPERATIONS  OE  REPRISE 
D'ENTREPRISES  PAR  LEURS  SALARIES - 65  -
P  L  A N 
Position  du  problerne  --------------------------------------
PREt-1IERE  PI\RT IE 
Les  procedures  collectives  :  Cadre  gen~ral  de  la 
reprise ---------------------------------------------
1)  Origine  de  la  reprise ----------------------------
a)  Premiere  forme  :  Desengagement  volanteire  du 
copitol  ------------------------------------------
b)  Deuxieme  forme  :  Un  desengogement  du  copitol 
qui  s'impose -------------------------------------
2)  Problemes  propres  aux  procedures  collectives -----
a)  Inform~tion des  solories dans  le  codre  des 
procedures  collectives ---------------------------
b)  Le  double  filtre  des  organes  de  la  procedure  --
Og:UXIEME  PARTIE 
Structures  juridiques  de  lo  reprise -----------------
1)  Choix  de  la  forme  juridique ----------------------
2)  Problemes  lies a la transition d'entreprise ------
a)  Le  problerne  de  lo  tronsmission  du  personnel  ---
b)  Reprise  par  les salories et  Location-Gerence --
3)  Finoncement  de  la  reprise ------------------------
a)  Modes  de  financement  commun  a toutes  les  formes 
de  reprise ---------------------------------------
- ressources  propres  des  salaries 
- intervention  des  pouvoirs  publies  :  role  des 
comites  de  restructratian 
- role  tres  limite  du  circuit  baneeire 
- role  des  collectivites locales 
b)  Aspects  specifiqucs  du  financement  de  la 
p.  67 
p.  70 
p.  70 
p.  71 
p.  72 
p.  76 
p.  76 
p.  83 
p.  89 
p.  90 
p.  101 
p.  101 
p.  108 
p.  111 
p.  111 
reprise  sous  forme  de  S.C.O.P -------------------- p.  121 
CONCLUSION  p.  128 - 67  -
POSITION  DU  PROBLEME 
Le  contexte  de  crise  economique  qui  sevit  depuis 
plusieurs  annees  n'a  fait  que  rendre  plus  sensible  les  prob-
lemes  lies a  la  disparition  des  entreprises. 
Parallelement  se  sont  accrus  les  efforts  faits  pour  faciliter 
la  reprise  de  ces  entreprises  dans  le  double  but  de  maintenir 
un  certain  potentiel  de  production,  et  de  limiter  en  partie 
les  consequences .sur  l'emploi  de  telles disparitions. 
Mais  la  reprise  d'entreprise  recouvre  des  realites 
multiples  :  deux  grandes  tendances  se  degagent  de  nos  obser-
vations. 
- Une  premiere  distinction  doit  etre  faite  en  fonction  de 
"l'etat  de  sante"  economique  de  l'entreprise  a  reprendre. 
- Une  seconde  distinction  doit  etre  faite  qui  tienne  campte 
de  l'auteur  de  la  reprise. 
Il  nous  apparait  que  ces  deux  aspects  d'un  meme  problerne 
sont  largement  determines  l'un  par  l'autre  :  le  choix  du  re-
preneur  est  directement  conditionne  par  "l'etat  de  sante"  de 
l'entreprise. 
L'etude  des  causes  de  disparitions  d'entreprise  revele  qu'une 
part  non  negligeable  de  ces  disparitions  concerne  des  entre-
prises  economi~uement saines. - 68  -
Un  tel  ph~nom~ne s'explique  le  plus  souvent  par  l'absence  de 
continuateur  de  l'entreprise  ce  probl~me se  posera  notam-
ment  lorsque,  arrive  a  l'age  de  la  relraite,  l'ancien  Diri-
geant  voudra  se  relirer  de  l'entreprise  dont  il  d~tenait  la 
quasi- totalit~  du  capital. 
En  France,  ce  ph~nomene n'est  pas  n~gligeable,  puisque  l'on 
peut  estimer  d'apres  les  statistiques,  qu'une  disparition 
d'e~treprise sur  huit,  soit  environ  3400  entreprises  en  1984, 
intervient  faute  de  successeurs. 
L'entreprise  sera  alors  cantrainte  de  deposer  son  bilan,  alors 
meme  que  les  conditions  ~conomiques d'une  poursuite  d'acti-
vite  seront  reunies. 
C'est  precisement  pour  tenter  d'enrayer  ce  phenomene  que 
les  Pouvoirs  Publies  ont  adopte  une  serie  de  mesures  visant 
a  favoriser  la  transmission  de  ces  entreprises  a  leurs  cadres 
salaries. 
L'ensemble  de  ce  dispositif,  inspire  du  systeme  Americain 
L.M.B.O  (Leverage  Management  Buy  Out),  a  fait  l'objet  d'une 
Lai  adoptee  en  1984*. 
Preferant  orienter  notre  etude  sur  la  reprise  d'entreprises 
en  difficultes  par  leurs  salaries,  nous  nous  contenterons 
ici  de  presenter  les  principales  particulatites  de  cette  Lai. 
Le  mecanisme  mis  en  place  est  le  suivant  : 
Une  Societe  "Holding"  est  creee  par  les  cadres  desirant  re-
prendre  leur  entreprise  pour  en  poursuivre  l'exploitation. 
*Loi  du  9  Juillet  1984  sur  "le  developpement  de  }'initiative 
economique".  Cette  Lai  a  egalement  prevu  des  amenagements  fis-
caux  visant  a  favoriser  la  transformation  d'entreprises  "saines" 
en  Societes  Conperatives. - 69  -
C'est  cette  Holding  qui  va  racheter  les  parts  sociales  de 
l'entreprise  (au  moins  50%  de  ces  parts),  rachat  qui  b~n~fi­
ciera  d'un  double  avantage  fiscal 
- les  int~rbts des  emprunts  contract~s par  les  salari~s  re-
preneurs  seront  d~ductibles  de  leur  revenu  imposable. 
- la  Holding,  quant  a  elle,  b~n~ficiera d'un  cr~dit  d'impot 
~gal  au  montant  de  l'impot  sur  les  soci~t~sdu par  la  soci~te 
rachet~e  au  titre  de  l'exercice  precedent. 
Les  frais  financiers  occasionn~s  par  les  emprunts  contractes 
par  la  Holding  pour  acquerir  les  parts  sociales  de  l'entrepri-
se  se  trouveront  ainsi  compens~s par  le  remboursement  du  cre-
dit  d'impot. 
Le  benefice  de  ce  mecanisme  n'est  cependant  pas  automatique; 
il  est  subordonn~ a  l'agr~ment prealable  du  Ministre  de 
l'Economie,  des  Finances  et  du  Budget. 
Depuis  l'entree  en  vigueur  de  cette  Lai,  cinq  a  dix  dossiers 
ont  re~u cet  agrement. 
Ce  type  de  reprise  ne  pose  pas  de  problemes  particuliers 
puisque  toutes  les  conditions  sont  reunies  pour  en  assurer 
la  reussite  : 
- L'entreprise  est  economiquement  saine. 
- L'ancien  proprietaire  souhaitant  voir  continuer  son  entre-
prise,  acceptera  souvent  une  relative  sous-evaluation  de  son 
prix. 
- Enfin,  principal  interet  de  ce  systeme,  par  le  jeu  de 
"l'effet  de  levier",  le  faible  apport  initial  du  groupe  des 
cadres  repreneurs  sera  largemant  amplifie  par  l'intervention 
des  organismes  bancaires,  a  priori  toujours  volontaires  pour 
investir  dans  ·une  entreprise  en  "banne  sante"  economique. - 70  -
I]  LES  PROCEDURES  COLLECTIVES  CADRE  GENERAL  OE  LA  REPRISE 
Le  problerne  de  la  reprise  d'entreprises  en  dif-
ficulte  apparait  beaucoup  plus  complexe. 
C'est  precisement  a  ce  type  de  reprise  que  s'interessera 
cette  etude. 
Oe  nombreux  obstacles  devront  etre  surmontes  par  les  even-
tuels  repreneurs  pour  mener  a  bien  leur  projet. 
1)  Origine  de  la  reprise 
Si  l'hypothese  de  la  reprise  est  soulevee,  c'est qu'il  y  a 
eu,  a  un  moment  donne,  desengagement  volontaire  (a)  ou  de-
faillance  (b)  des  anciens  detenteurs  du  Capital. 
Dans  un  contexte  de  crise  economique,  les  defail-
lances  d'entreprises  ne  s'expliquent  que  dans  une  faible  me-
sure  par  des  malversations  imputables  aux  dirigeants  (celles 
ci  n'interviennent  que  dans  6%  des  disparitions  d'entreprises). 
Il  faut  plutöt  rechercher  la  cause  de  ces  defaillances  du 
cöte  "d'erreurs  de  gestion"  qu'une  extreme  fragilisation  des 
entreprises,  due  a  la  crise  economique,  rend  particulierement 
insupportable~  (85%  des  disparitirins  d'entreprises  trouvent 
leur  origine  dans  ces  erreurs  de  gestion). 
L'existence  de  capitaux  en  surnombre  dans  certains  secteurs 
d'activite  entraine  une  diminution  de  leur  rentabilite,  qui 
se  traduira  dans  le  pire  des  cas  par  l'elimination  des  ca-
pitaux  les  moins  productifs. 
Cette  elimination  prendra  deux  formes. - 71  -
a)  Premiere  forme  :  desengagement  volontaire  du  Capital 
C'est  parfois  l'apporteur  de  capitaux  qui  decidera 
lui  meme  son  desengagement  :  l'hypothese-type,  est  celle  de 
la  restructuration  d'un  groupe  au  cours  de  laquelle  le  choix 
est  fait  d'abandonner  les  activites  les  moins  rentables  en 
depla~ant  les  capitaux  investis  dans  ces  secteurs  vers  d'au-
tres  secteurs  d'activite  pour  en  permettre  une  meilleure  va-
lorisation. 
Cela  se  traduira  souvent  par  l'abandon  d'une  filiale  par  un 
groupe,  DU  par  la  fermeture  d'un  etablissement  par  Une  entre-
prise. 
Cette  hypothese  appelle  une  remarque  importante  :  meme  si 
l'abandon  par  une  Societe  d'une  partie  de  ses  activites 
trouve  sa  cause  dans  une  diminution  de  leur  rentabilite,  il 
n'est  pas  exclu  pour  autant  que  ces  activites,  moyennant  une 
restructuration,  puissent  attirer  d'autres  investisseurs 
traditionnels  (la  raison  premiere  de  l'abandon  peut  en  effet 
resider  dans  la  volonte  du  groupe  de  renforcer  sa  cohesion 
en  limitant  ses  ambitions,  et  en  concentrant  ses  activites 
dans  un  champ  d'intervention  plus  restreint). 
Dans· de  telles· hypotheses,  la  rentabilite  de  l'entreprise 
n'est  pas  toujours  directement  en  cause  :  dans  la  plupart  des 
cas,  il  y  aura  place  pour  une  reprise  par  des  investisseurs 
traditionnels. 
C'est  seulement  si  aucun  investisseor  "traditionnel"  ne  se 
presente,  qu'il  y  aura  eventuellement  place  pour  une  reprise 
par  les  salari8s*. 
*C'est  dans  ces conditions que  s'est effectuee la reprise des entreprises 
"2F"  et  "3F"  par  la SCOP  "Fondaco"  en  1980.(cf  :  note  monographique  en  annexe - 72  -
Il  faut  des  a  present  preciser  qu'une  reprise  par  les  salaries 
dans  ces  conditions  constitue  certainement  le  cas  de  figure 
le  plus  favorable  (la  reprise  s'effectuera  sur  des  bases  en-
core  saines). 
Mais  ces  cas,  les  plus  favorables,  sont  aussi  les  plus  rares. 
Le  plus  souvent,  la  solution  "reprise  par  les  salaries"  se 
presentera  comme  la  solution  ultime,  dans  un  contexte  alors 
extremement  degrade. 
b)  Deuxieme  forme  :  un  desengagement  du  capital  gui  s'impose 
Cette  degradation  de  la  situation  est  directement 
liee  aux  conditions  dans  lesquelles  s'opere  cette  elimination 
du  capital  en  excedent  :  la  mise  en  "faillite"  de  l'entreprise 
dans  le  cadre  d'une  procedure  collective  de  "Liquidation  des 
Biens". 
Encore  faut  il signaler  que  la  liquidation  des  biens  de 
l'entreprise  n'interviendra  souvent  qu'au  terme  d'un  lang 
processus  chaotique  de  devalorisation  de  l'outil  de  produc-
tion. 
Au  debut  de  la  procedure  collective  peut  parfois  etre  envi-
sagee  l'hypothese  d'un  redemarrage  de  l'entreprise. 
Plusieurs  cas  de  figure  peuvent  alors  se  presenter  : 
- si  la  situation  financiere  de  l'entreprise  le  permet,  et 
si  existe  une  possibilite  de  parvenir  a  un  concordat  (transac-
tion  par  laquelle  le  debiteur  s'engage,  moyennant  certaines 
concessions  de  la  part  de  ses  creanciers  sur  l'etendue  de 
leurs  droits,  a  les  "desinteresser"  en  respectant  un  calendrier - 73  -
pre-etabli),  alors  le  Tribunal  de  Commerce  pourra  decider 
la  mise  en  "Reglement  Judiciaire"  de  l'entreprise. 
Ce  choix  est  subordonne  a  l'existence  d'une  chance  serieuse 
de  reprise  de  l'activite  dans  des  conditions  de  rentabilite 
satisfaisantes. 
Cette  reprise  sera  en  principe  confiee  a  l'ancienne  equipe 
"remise  en  selle",  moyennant  son  engagement  a respecter  le 
concordat. 
Les  offres  concordataires  etant,  de  par  la  Lai,  souscrites 
au  nom  du  debiteur,  c'est  en  principe  a  lui  que  reviendra 
lacharge  de  poursuivre  l'activite  de  l'entreprise  :  il n'y 
a  en  principe  ici  pas  de  place  pour  une  reprise  par  des 
tiers. 
11  arrive  cependant  parfois  qu'une  telle  reprise  ait  pour-
tant  lieu  dans  le  cadre  d'une  procedure  de  reglement  judi-
ciaire.  Dans  cette  hypothese,  l'offre  concordataire  emanera 
bien  du  debiteur,  mais  les  engagements  qu'elle  camporte  se-
ront  souscrits  pour  le  campte  d'un  tiers,  candidat  a  la  repri-
se  :  c'est  ce  concordat  ainsi  "amenage"  qui  fera  l'objet 
d'une  homologation  par  le  Tribunal  de  Commerce. 
On  pourrait  i~aginer  que  dans  de  tels  cas,  il  y  ait  place  pour 
une  reprise  par  les  salaries. 
En  realite,  une  telle  operation  est  peu  probable  en  raison 
de  l'incapacite  des  salaries  a  financer  les  engagements  sous-
crits  par  le  debiteur  dans  le  cadre  des  propositions  concor-
dataires. 
Dans  la  presque  tota.lite  des  cas,  la  reprise  de - 74  -
l'entreprise  par  les  salaries  interviendra  dans  le  cadre 
d'une  procedure  collective  de  liquidation  des  biens,  a  la 
suite  de  plusieurs  dep6ts  de  bilan  sanctionnant  chacun  l'echec 
d'une  nouvelle  tentative  de  reprise. 
A titre  d'exemple,  nous  eiterans  ici  le  cas  de  l'entreprise 
"0 ...  ",  qui,  apres  un  premier  dep6t  de  bilan  a  ete  mise  en 
reglement  judiciaire  en  1980. 
Son  exploitation  sera  alors  ronfiee  a  une  autre  societe  qui 
sera  elle  meme,  une  annee  plus  tard,  mise  en  liquidation  des 
biens. 
Une  troisieme  societe  sera  alors  creee  qui  reprendra  l'exploita-
tion  de  l'entreprise,  avant  d'etre  mise  a  son  tour  en  liquida-
tion  des  biens,  deux  ans  plus  tard. 
Unederniere  societe  est  alors  creee  :  la  societe  "8 ...  " 
dont  le  capital  est  majoritairement  detenu  par  les  salaries 
de  l'entreprise  d'origine. 
Cet  exemple  n'est  pas  atypique  :  il est  caracteristique  des 
conditions  dans  lesquelles  interviennent  souvent  les  reprises 
d'entreprise  par  leurs  salaries. 
Trois  depöts  de  bilan  auront  ete  necessaires  pour  qu'apparais-
se  une  solution  a  laquelle  les  salaries  seront  pleinement 
associes. 
D'une  fa~on plus  generale,  cette  succession  de 
depöts  de  bilan  et  de  liquidations  de  biens,  ne  sera  pas 
sans  consequences  pour  l'entreprise,  consequences  qui  se  fe-
ront  sentir  a  deux  niveaux  : 
- l'entreprise  va  connaitre  une  grave  erosion  de  sa  struc-- 75  -
ture  :  les  crises  successives  qu'aura  traversee  l'entreprise 
se  traduiront  frequemment  par  son  demantelement;  des  ateliers 
ou  des  departements  entiers  (souvent  les  plus  productifs) 
seront  alors  vendus. 
L'entreprise  qui  precedemment  formait  un  "taut"  coherent 
ne  subsistera  souvent  plus  que  saus  la  forme  d'un  ensemble 
d'activites  disparates. 
- La  structure  sociale  de  l'entreprise  sera  fortement  ebran-
lee  :  la  baisse  d'activite  de  l'entreprise  aura  entrainee 
de  nombreux  licenciements  auxquels  viendront  souvent  s'ajou-
ter  les  departs  volontaires  des  cadres  les  "plus  competents" 
dont  le  reclassement  hors  de  l'entreprise  ne  pose  pas  de 
difficulte. 
Le  personnel  qui  restera  en  place  dans  ces  conditions,  apres 
avoir  connu les multiples  echecs  de  l'entreprise,  apres  avoir 
lutte  lors  de  chaque  depot  de  bilan  pour  le  maintien  des 
emplois  et  la  survie  de  l'entreprise,  sera  totalement  demoti-
ve. 
C'est  lorsque  se  profilera  a  nouveau  un  depot  de  bilan,  et 
qu'aucun  projet  de  reprise  realiste  n'existera  (ou  meme 
qu'aucun  repreneur  ne  se  portera  candidat),  que  certains 
salaries,  avec  l'appui  du  Comite  d'Entreprise  ou  d'une  DF 
ganisation  Syndicale,  proposeront  de  tenter  eux-memes  la 
reprise. - 76  -
2)  Problemes  propres  aux  Procedures  Collectives 
Si  l'on  excepte  les  problemes  humains  dont  l'ampleur  n'est 
pas  8  sous  estimer,  il  restera  aux  salaries  qui  souhaitent 
reprendre  leur  entreprise  a  resoudre  deux  problemes  : 
- Parvenir  a  obtenir  des  informations  precises  sur  la  Situa-
tion  reelle  de  leur  entreprise  (a) 
- Vaincre  l'hostilite  que  rencontre  souvent  la  seule  idee 
d'une  reprise  par  les  salaries  aupres  de  certaines  organes 
de  la  procedure  collective  :  Syndics  et  Tribunaux  de  Commer-
ce  (b). 
a)  Information  des  salaries  dans  le  cadre  d'une  procedure 
collective 
Le  problerne  de  l'information  des  salaries  en  cas 
de  procedure  collective  ne  peut  etre  dissocie  de  celui  plus 
general  de  leur  information  sur  la  vie  economique  de  leur 
entreprise. 
Si  ce  problerne  existe,  ce  n'est  pas  pour  les  salaries  faute 
de  disposer  d'un  canal  d'information  :  depuis  longtemps  en 
effet,  a  ete  reconnu  au  comite  d'entreprise,  independamment 
de  sa  mission  de  gestiondes  oeuvres  sociales  de  l'entreprise, 
sa  capacite  a etre,  en  matiere  economique,  une  structure 
d'information  et  de  consultation. 
La  Lai  du  28  Octobre  1982,  relative  au  developpement  des 
Institutions  Representatives  du  Personnel,  a  largement 
contribue  a  redynamiser  cette  institution,  notamment  en 
elargissant  sensiblement  l'etendue  de  sa  mission  en  matiere - 77  -
d'information  economique. 
Pourtant,  malgre  cette  evolution  r~cente,  une  large  zone 
d'ombre  demeure  qui  limite  considerablement  les  possibilites 
d'jntervention  du  comite  d'entreprise. 
En  effet,  lorsque  s'ouvre  une  procedure  collective,  et  alors 
meme  que  cette  situation  exigerait  que  les  salaries  puissent 
disposer  d'une  information  suffisante  sur  le  deroulement  de 
cette  procedure,  la  legislation  commerciale  organisant  le 
Droit  de  la  faillite  semble  exclure  taute  possibilite 
d'intervention  et  d'information  des  salaries  par  le  comite 
d'entreprise. 
11  faut  rechercher  la  cause  de  cette  situation  dans  la  fonc-
tion  attribuee  par  le  droit  Fran~ais de  la  faillite  aux 
procedures  collectives  le  seul  objectif assigne  par  la 
Loi  du  13  Juillet  1967  a  ces  procedures  est  de  garantir  la 
protection  des  creanciers,  meme  si  pour  cela  l'entreprise 
doit  etre "sacrifiee". 
Cet  objectif prioritaire  explique  que,  seuls  les  creanciers 
et  le  debiteur,  represente  par  le  syndic,  soient  parties  a 
la  procedure  :  les  salaries  et  leurs  representants,  faisant 
figure  de  tier·s,  en  seront  donc  largement  exclus  (taut  au 
plus  seront  ils  concernes  en  ce  qu'ils  sont  eux  memes  de-
tenteurs  d'une  creance  de  salaires  sur  le  debiteur). 
Depourvus  de  voies  legales  d'acces  a  l'informa-
tion,  mais  aussi  de  taute  possibilite  d'intervention  dans 
le  debat  judiciaire,  les  salaries  sont,  saus  l'empire  de  la 
Loi  de  1967,  a  fortiori  maintenus  a  l'ecart  du  debat  sur  la - 78  -
reprise. 
Comme  le  declarait  le  Ministre  de  la  Justice  lors  du  debat 
sur  le  projet  de  Lai  relatif  au  reglement  judiciaire*  :  les 
salaries  "sont  les  ignores,  les  exclus  du  droit  de  la  fail-
lite.  A  aucun  moment  la  Lai  n'oblige  a  les  entendre.  Et, 
si  ils parviennent  a  s'exprimer,  c'est  hors  des  voies  judi-
ciaires  ou  grace  a  la  banne  volonte  d'un  Magistrat  consulaire 
soucieux  de  s'ecarter  de  la  rigidite  procedurale". 
C'est  notamment  pour  mettre  fin  a  une  teile  situation  que 
le  legislateur  a  engage  depuis  1981  une  refonte  profonde  du 
droit  de  la  faillite**. 
L'innovation  majeure  apportee  par  la  legislation  nouvelle 
consiste  en  une  redefinition  des  objectifs  assignes  aux 
procedures  collectives. 
L'objectif prioritaire  n'est  plus  de  parvenir  au  desinteres-
sement  des  creanciers,  mais  d'abord  de  realiser  le  redres-
sement  de  l'entreprise  et  de  parvenir  a  la  Sauvegarde  de 
l'emploi. 
Dans  ce  contexte,  l'ensemble  des  acteurs  concernffipar 
1' entreprise  aura  un  role  a  jouer  :  au  premier  rang  de  ces 
a c t e ur s ,  1 es .s a 1 a r i es  d e v r o n t  e t r e 
11 m  ob i 1 i s es 
11 
•  I 1 s  n e  sau-
raient  etre  ecartes  du  debat  qui  decidera  du  sort  de  leur 
entreprise. 
*Journal  Officiel debat,  Senat,  6  Juin  1984  page  1273 
**Ce  dispositif legislatif s'articule autour  de  3  textes nouveaux  : 
- la Loi  du  15  Octobre  1981  relative au  Droit  d'action du  Ministere  Public 
dans  les Procedures  Collectives 
- la Loi  du  1er Mars  1984  relative a la prevention et au  reglement  amiable 
des difficultes des  entreprises 
- la Loi  du  2S Janvier  1985  relative au  redressement et a la liquidation 
judiciaires des  e.ntreprises. - 79  -
Il  devenait  donc  urgent  que  les  salaries  aient 
taute  leur  place  a l'interieur  des  procedures  collectives; 
c'est  precisement  ce  qu'exprimait  le  Garde  des  Sceaux  devant 
l'Assemblee  Nationale*:  "Les  salaries  trouvent  enfin  leur 
place  dans  la  procedure.  Ils  cessent  d'en  etre  les  sujets 
pour  devenir  des  intervenants.  D'abord  le  comite  d'entreprise 
devra  etre  consulte  a  toutes  les  etapes  de  la  procedure, 
ensuite  il  sera  naturellement  appele  aux  debats  judiciaires 
ou  il  pourra  se  faire  entendre". 
Mais  l'intervention  des  salaries  ne  doit  pas  etre 
cantonnee  a  la  seule  phase  du  redressement  judiciaire  de 
l'entreprise  dans  le  cadre  renove  des  procedures  collectives. 
C'est  beaucoup  plus  en  amont  que  le  legislateur  a  entendu 
permettre  aux  salaries d'intervenir  dans  le  cadre  des  mesu-
res  tendant  a  prevenir  les  difficultes  de  leur  entreprise. 
Ainsi,  la  Lai  du  1er  Mars  1984  a  mis  en  place  un  dispositif 
relativement  simple  dans  son  principe,  centre  autour  de  3 
idees-forces 
- taute  prevention  passe  par  une  information  et  une  respon-
sabilisation  des  salaries  et  des  partenaires  de  l'entreprise. 
A cette  fin,  .la  Lai  organise  a destination  des  associes, 
du  Commissaire  aux  Comptes,  mais  aussi  du  Comite  d'entreprise, 
une  relative  transparence  economique  et  financiere  de  l'en-
treprise,  par  la  communication  reguliere  d'indicateurs  de 
situation**. 
*JO  "debats"  Assemblee  Nationale  6  Avril  1984  page  1182 
**Art.  340.1  nouveau  du  Code  du  Travail 
- Situation de  l'actif realisable et disponible et du  passif exigible 
- Tableau  de  financement  (moyens  et previsions de  financement) 
- Comptes  previsionnels  de  resultat 
-Plan de  financement  permettant  de  verifier que  l'equilibre financier  de 
l'exercice est possible - 80  -
L'analyse  de  ces  documenls  doil  permettrede  detecter  et 
de  traiter  en  temps  utile  d'eventuels  disfonctionnements. 
- les  Dirigeants  doivent  etre  en  mesure  de  fournir  des  ex-
plications  sur  leur  gestion  :  c'est  pourquoi  une  "procedure 
d'alerte"  a  ete  instituee,  qui  peut  etre  declenchee  par  le 
Commissaire  aux  camptes  au  par  le  Comite  d'entreprise. 
Ainsi,  en  cas  de  prablemes  "risquant  d'affecter  de  maniere 
preaccupanle  la  situation  de  l'entreprise",  le  Camite  d'entre-
prise  paurra  demander  des  eclaircissements  au  Chef  d'entrepri-
se. 
- enfin,  dernier  pivöt  de  cette  Lai  :  la  mise  en  place  d'une 
procedure  canventionnelle  dite  de  "Reglement  Amiable"  dait 
permettre  d'eviter  que  l'entreprise  ne  soit  amenee  a  depa-
ser  san  bilan  du  seul  fait  d'une  insuffisance  mamentanee 
de  tresarerie. 
Ce  Reglement  Amiable  interviendra  entre  le  Dirigeant  de 
l'entreprise  en  difficulte  et  ses  creanciers,  et  sera  facili-
te  par  l'arbitrage  d'un  canciliateur  namme  par  le  Tribunal 
de  Cammerce. 
Par  hypathese,  si  les  abjectifs  assignes  a cette 
Lai  sant  att~ints  (ce  qui  vaudra  dire  que  l'entreprise  a 
reussi  a  surmanter  ses  difficultes  passageres),  alors  san 
activite  reprendra  narmalement;  il  n'y  aura  danc  pas  place 
paur  une  reprise  de  l'entreprise  par  ses  salaries. 
Si  au  cantraire,  les  difficultes  revelees  par  la  mise  en  oeuvre 
de  ce  dispasitif s'averent  suffisamment  graves  pour  ne  pas 
pouvoir  etre  traitees  dans  le  seul  cadre  de  la  pracedure - 81  -
amiable,  il  faudra  alors  adopter  les  mesures  plus  radicales 
prevues  par  la  Lai  sur  le  redresse.nent  et  la  liquidation 
judiciaires. 
C'est  precisement  en  ce  qu'elle  constitue  une  etape  preala-
ble  a  la  procedure  de  redressement  judiciaire, que  la  Lai  du 
1er  Mars  1984  peut  jouer  un  röle  important  dans  l'hypothese 
ou  les  salaries  se  porteraient  candidats  a  la  reprise. 
Ils  disposeront  alors  de  taute  une  serie  d'elements  d'infor-
mations  leur  permettant  de  remonter  aux  causes  premi~res 
des  difficultes  de  l'entreprise,  et  par  suite,  d'elaborer 
un  projet  de  reprise  dans  de  meilleures  conditions. 
Il  nous  faut  donc  maintenant  nous  arreter  quelques 
instants  sur  la  Lai  du  25  Janvier  1985*,  puisqu'elle  est 
amenee  a  devenir  le  cadre  juridique  dans  lequel  pourront 
prendre  place  des  plans  de  reprise  elabores  par  les  sala-
ries. 
Brievement  resumes,  les  prlncipes  directeurs  de  cette  Lai 
sont  les  suivants. 
La  procedure  qui  s'ouvre  du  fait  de  la  declaration  de  ces-
sation  des  paiements**  emportera  deux  consequences  principa-
les  : 
- l'ouverture  d'une  "periode  d'observation" 
- la  nomination  d'un  Administrateur  provisoire 
Pendant  cette  periode  d'observation,  la  continuation  de  l'ac-
tivite est  de  droit  (la  Lai  anterieure  faisait  dependre  cette 
*Cette  Lai  doit  entrer en  vigueur  au  plus tard le 1er Janvier  1986 
**La procedure  peut  aussi  s'ouvrir en  l'absence  de  situation de  cessation 
des  paiements  du  fait  du  non-respect  par  le debiteur  des  engagements  contrac-
tes lors  du  reglement  amiable. - 82  -
continuation  d'une  autorisation  prealable  du  Tribunal  de 
Commerce). 
L'Administrateur,  pendant  cetle  premiere  periode,  devra  eta-
blir  un  bilan  economique  et  social  sur  la  Situation  de  l'ent-
reprise  et  de  ses  difficultes, dans  la  perspective  de  l'elabo-
ration  d'un  plan  de  redressement. 
Dans  le  meme  temps,  l'Administrateur  recevra  les  eventuelles 
propositions  de  reprise,  qui  devront  imperativement  compor-
ter  trois  volets  (economique,  social,  financier). 
C'est  au  vu  du  bilan  etabli  par  l'Administrateur,  et  du  rap-
port  analysant  les  differentes  offres  de  reprise,  que  le 
Tribunal  de  Commerce  arretera  seul  le  plan  d'entreprise. 
Il  pourra  opter  soit  pour  la  continuation  de  l'entreprise, 
soit  pour  sa  cession  partielle  ou  totale,  soit  pour  sa  liqui-
dation. 
Deux  innovations  marquent  cet  aspect  de  la  reforme 
- ilne seraplus  necessaire,  comme  saus  l'empire  de  la  Lai 
de  1967,  de  passer  par  la  liquidation  de  l'entreprise  pour 
pouvoir  envisager  une  solution  legale  de  cession 
- le  principe  de  "plan  d'entreprise",  en  affirmant  la  priori-
te  donnee  a  la·  survie  de  l'entreprise,  supprime  le  passage 
oblige  par  un  concordat  en  cas  de  redressement  judiciaire  : 
le  "plan  d'entreprise",  arrete  par  le  Tribunal  de  Commerce 
seul,  s'impose  a  tous,  y  compris  aux  creanciers. 
Meme  si,  comme  nous  le  verrons  dans  la  suite  de 
cette  etude,  le  problerne  du  financement  par  les  salaries  de 
la  reprise  n'est  pas  resolu  par  cette  Lai,  celle-ci  presente - 83  -
du  moins  le  merite  d'associer  etroilement  les  salaries,  par 
le  biais  de  leurs  Institutions  Representatives,  a  toutes  les 
phases  de  la  procedure. 
Ainsi  associes  et  mieux  informes,  les  salaries  seront  plus 
en  mesure  de  preparer  leur  propre  projet  de  reprise. 
Celui  ci,  soumis  au  Tribunal  de  Commerce  par  l'Administrateur, 
aura  ainsi  vocation  a  ~tre etudie  au  meme  titre  que  les 
projets  concurrents,  eventuellement  presentes  par  d'autres 
repreneurs. 
La  encare,  la  Lai  de  1967  avait  induit  un  certain  nombre 
de  pratiques  canstituant  autant  d'abstacles  a  franchir  par 
les  salaries candidats  a  la  reprise. 
b)  Le  "double  filtre"  des  arganes  de  la  procedure 
A  suppaser  que  les  salaries  aient  reussi  a  cons-
truire  un  prajet  de  reprise,  malgre  l'evictian  qui  les  frap-
pait,  encare  leur  fallait-il  abtenir  que  leur  projet  sait 
transmis  a l'autarite  judiciaire  competente  et  qu'elle  l'etu-
die  reellement. 
Cela  signifiait  dans  les  faits  :  abtenir  du  syndic  qu'il 
transmette  le  prajet  au  Tribunal  de  Cammerce,  et  que  celui 
ci  l'etudie  serieusement. 
Or,  la  transmissian  de  l'affre  de  reprise  des  salaries  se 
heurtait  sauvent  a  une  obstructian  de  la  part  du  syndic. 
Une  telle attitude  pauvait  s'expliquer  principalement  par 
le  sauci  de  ce  dernier  d'exercer  ses  attributians  canfarme-
ment  a  la  mission  que  lui  canfiait  la  Lai. - 84  -
Cette  mission  etait  double 
assister  ou  remplacer  le  debiteur  a  Ja  tete  de  l'entreprise 
- mener  a  bien  la  procedure  collective,  dont  l'objet  essen-
tiel etait,  rappelans  le,  de  parvenir  au  meileur  desinteres-
sement  possible  des  creanciers. 
Des  lors,  il etait  difficile  d'envisager  que,  face  a  plu-
sieurs  offres  de  reprise,  le  syndic  ne  manifeste  pas  quelques 
reticences  a  transmettre  unprojet  dont  }'esprit etait  SOU-
vent  bien  davantage  guide  par  la  volonte  de  preserver  l'entre-
prise  et  les  emplois,  que  par  le  souci  de  desinteresser  les 
creanciers. 
La  tentation  pour  le  syndic  de  ne  pas  transmettre  d'eventuel-
les  propositions  des  salaries  pouvait  alors  etre  grande, 
d'autant  que  la  Loi  ne  lui  en  faisait  pas  l'obligation. 
Cette  difficulte  supplementaire  imposee  aux  sala-
ries  a  trouvee  une  amorce  de  solution  dans  une  Directive 
du  Garde  des  Sceaux*  dans  laquelle  celui-ci  indique  :  "J'ai 
demande  que  les  syndics  fassent  etat  dans  leurs  requetes 
de  toutes  les  propositions  de  reprise  dont  ils ont  ete  saisis, 
ou  dont  ils ont  eu  connaissance,  et  tout  particuli~rement  de 
celles  qui  emanaient  de  groupements  de  salaries  de  l'entrepri-
se  en  liquidation  des  biens,  ainsi  que  des  raisons  pour  les-
quelles  ces  propositions  n'ont  pas  ete  retenues". 
Il  faut  considerer  cette  reponse  comme  une  mesure  transitoire 
en  attente  de  la  mise  en  application  de  la  Lai  du  25  Janvier 
1985  qui  apporte  une  solution  plus  "definitive"  a  ce  probleme. 
*  Directive du  30  Juin  1982  Bulletin Officiel  du  Ministere  de  la Justice 
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La  priorite  donnee  au  redressement  de  l'entreprise  et  au  main-
tien  de  l'emploi  exigeait  que  soit  reformee  la  profession 
de  syndic.  C'est  pourquoi  le  nouveau  dispositif  legal  prevoit 
leur  "disparition"  el  leur  remplacemenl  par  deux  types  d'auxi-
liaires  de  justice  les  uns  seront  charges  d'assurer  le  re-
dressement  de  l'entreprise  (ce  seront  les  Admi8istrateurs 
judiciaires),  les  autres  de  sa  liquidation  en  cas  d'echec  du 
redressement. 
Ces  deux  missions  reveleront  desormais  de  deux  professions 
d i f f e r e n t e s, i n c o m  p a t i b 1 e s  e n t r e  e 11 e s . 
Enfin  et  cela  decoule  egalement  de  la  priorite  donnee  au 
redressement,  la  loi  prevoit  explicitement  que  toutes  les 
offres  de  reprise  devront  etre  consignees  et  analysees  par 
l'Administrateur  dans  son  rapport. 
Sera  ainsi  leve  l'obstacle  de  l'absence  de  transmission  des 
offres  de  reprise  des  salaries  du  fait  des  syndics. 
Quel  sera  alors  l'accueil  reserve  par  les  Tribu-
naux  de  commerce  a  de  telles  propositions? 
L'observation  des  pratiques  passees  de  ces  juridictions 
prouve,  qu'au  moins  jusqu'a  une  periode  recente,  elles 
eprouvaient  pour  le  moins  quelque  reticence  a  l'egard  des 
projets  presentes  par  les  salaries. 
Sans  doute  faut  il  rechercher  l'origine  d'une  telle attitu-
de  dans  la  combinaison  de  deux  facteurs 
- d'une  part  une  representation  schematique  du  phenomene 
"reprise  d'entreprise  par  les  salaries"  qui  reduit  ce  pheno-
mene  a  un  "outil  syndical  de  lutte  contre  le  patronat", - 86  -
voire  a  un  outil  de  "spoliation"  de  celui-ci. 
- ce  facteur  est  d'autre  part  aggr~ve  par  le  caractere  spe-
cifique  de  la  composition  des  Tribunaux  de  commerce  :  cette 
juridiction est  en  effet  composee  de  Juges  commer~ants elus 
par  leurs  pairs. 
Bien  qu'aucune  reforme  des  Tribunaux  de  cammerce  ne  sait 
actuellement  en  caurs,  le  legislateur  a  entendu  cambattre 
leur  inertie  (voire  leur  hostilite)  en  canferant  au  Ministere 
Public*  le  pauvair  de  former  appel  des  jugements  de  ces  juri-
dictians  autarisant  au  refusant  la  cessian  d'elements  d'ac-
tif  de  l'entreprise. 
Ce  nauveau  pauvair  canfie  au  Ministere  Public  trauve  sa  rai-
san  d'etre  dans  l'affirmatian  des  abjectifs  priaritaires 
desarmais  assignes  aux  Pracedures  callectives. 
Camme  l'indique  le  Garde  des  Sceaux**  :  "Une  insuffisance 
du  prix  de  cessian  par  camparaisan  avec  celui  resultant 
d'autres  affres,  peut  par  exemple, etre  avantageusement  campen-
se  par  le  maintien  de  taut  au  partie  des  Cantrats  de  travail, 
pardes  garanties  pravenant  de  tiersau des  pauvairs  publics, 
au  par  le  caractere  serieux  du  plan  de  redressement  prapa-
se.  Le  rachat ·a  farfait  a  un  prix  moindre,  si il est  appuye 
sur  un  plan  de  restructuratian  ecanomique  et  social  serieux, 
peut  ainsi  permettre  au  repreneur  d'affecter  par  priarite 
ses  ressaurces  au  develeappement  futur  de  l'entreprise, 
plutöt  qu'a  l'apurement  du  passif". 
Ce  que  vise  ici  explicitement  le  Ministre,  c'est  le  fait  que 
*  Lai  du  15  Octabre  1981  precitee 
**  Directive  du  30  Juin  1982  precitee - 87  -
tres  souvent,  les  Tribunaux  de  commerce  s'opposent,  au 
nom  de  la  defense  de  l'interet  des  creanciers,  a  la  cession 
a  bas  prix  de  taut  ou  partie  des  actifs  de  l'entreprise,  em-
pechant  ainsi  la  reprise  de  se  realiser. 
Lors  de  la  reprise  de  l'entreprise  "D ...  "  (cf.  exemple  ci-
te  page  8),  c'est  par  l'intervention  du  Ministere  Public 
que  la  Cour  d'Appel  de  Paris  a  ete  saisie  d'une  demande 
tendant  a  ce  que  soit  reforme  un  jugement  du  Tribunal  de 
commerce  qui  refusait  d'autoriser  le  syndic  a  ceder  le 
stock  d'une  entreprise  en  liquidation  de  biens  a  la  Societe 
constituee  par  les  salaries  en  vue  de  la  reprise  de  l'activi-
te. 
Si  dans  cette  affaire  le  Tribunal  de  commerce  legitimalt 
principalement  son  refus  en  invoquant  l'insuffisance  du  prix 
de  cession,  la  Cour  d'Appel  a  pour  sa  part  estime  que  : 
"si  le  prix  offert ...  apparait  faible,  et  se  trouve  assorti 
de  modalites  de  paiement  tres  favorables  a  l'acquereur,  on 
ne  peut  manquer  de  retenir,  comme  le  souligne  le  Ministere 
fublic,  que  la  proposition  de  Monsieur  A.  s'accompagne  d'un 
plan  de  reconstitution  de  l'entreprise  par  la  creation  d'une 
Societe  Anonyme  dont  le  capital  sera  detenu  a  raison  de 
40%  par  les  apporteurs  exterieurs  et  de  60%  par  45  anciens 
employes,  que  cette  societe  pourra  beneficier,  par  des  con-
cours  financiers  et  sociaux,  de  l'appui  des  Pouvoirs  Publies 
en  vue  du  sauvetage  de  l'industrie  Fran~aise de  la  Machine-
Outil  et  de  la  sauvegarde  de  l'emploi"  ... qu'il  y  a  donc 
"lieu  de  faire  droit  a  l'appel  du  Procureur  de  la  Republique 
et  d'autoriser  la  cession  d'actif a  forfait  aux  conditions - 88  -
proposees". 
Comme  cette  premiere  partie  avait  pour  objectif 
de  le  montrer,  la  volonte  des  salaries  de  faire  aboutir 
un  projet  de  reprise  de  leur  entreprise  suppose  que  soit 
surmonte  un  certain  nombre  de  contraintes  qui  tiennent  directe-
ment  a  l'etat  de  difficulte  dans  lequel  se  trouve  leur  entre-
prise  et  aux  particularismes  des  Procedures  collectives  qui 
serviront,  dans  la  plupart  des  cas,  de  cadre  a  l'operation 
de  reprise. 
A  supposer  les  salaries  conscients  de  ces  proble-
mes,  mais  suffisamment  armes  et  motives  pour  tenter  taut 
de  meme  de  les  affronter,  ils  devront  s'attendre  a  se  heur-
ter  encore  a  un  grand  nombre  de  difficultes  inherentes  a 
l'operation  meme  de  reprise. 
Ils  devront  d'abord  choisir  un  cadre  juridique  pour  "abri-
te~' leur  entreprise,  organiser  la  periode  de  transition  en-
tre  les  deux  societes,  et  surtout  vaincre  les  obstacles  fi-
nanciers  que  ne  peut  manquer  de  faire  surgir  une  teile  en-
treprise. - 89  -
II]  STRUClURE  JURIDIQUE  OE  LA  REPRISE 
Comme  nous  l'avons  signale,  la  reprise  par  les 
salaries  s'effectue  dans  la  grande  majorite  des  cas  a  la 
suite  d'une  cession  de  taut  ou  partie  des  elements  d'actif 
de  l'entreprise  defaillante,  dans  le  cadre  d'une  procedure 
collective  :  il  sera  donc  necessaire  de  creer  une  entite 
juridique  nouvelle  qui  abritera  l'entreprise  creee  par  les 
salaries. 
Les  "salaries  repreneurs"  auront, en  France,  le choix  entre 
trois types  de  societe.  Ils  pourront  opter  pour  une  societe 
commerciale  classique  de  type  Societe  Anonyme  (S.A)  ou 
Societe  a  Responsabilite  Limitee  (S.A.R.L),  mais  ils  pour-
ront  egalement  choisir  de  constituer  une  Societe  Cooperative 
Ouvriere  de  Production  (S.C.O.P);  ils pourront  enfin  decider 
de  constituer  une  Societe  Anonyme  a  Participation  Ouvriere 
(S.A.P.O). 
Toutefois  dans  le  cadre  de  cette  etude,  nous  avons  delibere-
ment  choisi  de  ne  pas  nous  interesser  a  cette  derniere 
forme  de  societe,  essentiellement  pour  deux  raisons  : 
- elle  constitue  une  formule  tres  peu  usitee  :  il n'existe 
en  France  aujourd'hui  qu'une  centaine  de  S.A.P.O,  qui  recouvre 
par  ailleurs  des  realites  multiples  (ainsi,par  exemple,la 
compagnie  aerienne  "U.T.A"  est  constituee  sous  cette  forme). 
- la  S.A.P.O,  a  notre  sens,  ne  presente  pas  de  veritable 
interet  pour  des  salaries  repreneurs.  En  effet,  la  S.A.P.O 
n'est  autre  qu'une  S.A  classique,  dont  les  statuts  ont  ete - 90  -
specialement  amenages  pour  permettre  une  participation 
des  salaries  qui,  par  hypothese,  no  sont  pas  proprietaires 
de  l'entreprise. 
Or  l'hypothese  de  reprise  par  les  salaries  repose  precise-
ment  sur  le  postulat  inverse  :  la  reprise  n'aura  lieu  que 
si  les  salaries  eux  memes  deviennent  proprietaires  de  l'entre-
prise. 
1)  Choix  de  la  forme  juridigue 
Dans  l'hypothese  de  reprise  par  les  salaries,  la 
constitution  d'une  S.C.O.P  apparait  dans  la  grande  majorite 
des  cas,  comme  "la"  solution  au  probleme. 
Ce  choix  peut  s'expliquer  principalement  par  la  volonte 
"d'essayer"  un  autre  syst~me  que  celui  qui,  par  hypothese, 
vient  de  faire  la  preuve  de  son  absence  d'infaillibilite, 
tauten  valorisant  la  dimension  collective  de  l'operation 
de  reprise. 
Des  lors  la  S.C.O.P  presente  de  nombreux  attraits  dont  l'es-
sentiel  reside  dans  la  reunion  du  capital  et  du  travail. 
Avant  d'examiner  le  statut  de  ces  cooperatives,  il convient 
de  rappeler  que  la  S.C.O.P  n'est  pas  une  formule  particulie-
rement  nouvelle. 
Elle  est  directement  issue  du  mouvement  associationiste  du 
19eme  Siecle,  et  plus  particulierement  du  courant  fourieris-
te. 
L'exemple  le  plus  ancien,  et  peut  etre  le  plus  connu  de 
coop~rative  de  production,  reste  la  Verrerie  Ouvriere 
d'Albi  nee  en  1886  a l'initiative  de  Jean  JAURES,  et  qui 
fonctionne  encore  aujourd'hui. - 91  -
Le  statut  actuel  des  S.C.O.P,  principalement 
regi  par  la  Loi  du  19  Juillet  1978,  contient  diverses  dis-
positions  qui  marquent  J'originalite  de  ce  type  de  societe. 
Deux  principes  fondamentaux  guident  le  fonctionnement  de  la 
S.C.O.P  : 
- le  principe  de  la  "double  qualite"  qui  suppose  que  les 
membres  d'une  S.C.O.P  ont,  par  principe,  vocation  a  etre 
simultanement  travailleur  et  associe.  A cet  egard,  la  Loi 
de  Juillet  1978  renforce  les  possibilites  pour  tous  les  sa-
laries  de  la  S.C.O.P  d'acceder  a cette  double  qualite. 
- le  principe  democratique, qui  ma  rque  la preeminence  voulue 
dans  la  cooperative  du  travail  sur  le  capital. 
Ce  principe  se  caracterise  par  l'affirmation  "Un  homme-Une 
voix"  :  chaque  associe  disposera  dans  la  S.C.O.P  du  meme 
pouvoir,  quelle  que  soit  l'importance  de  sa  part  de  capi-
tal. 
Cette  primaute  donnee  au  facteur-travail  sur  le  facteur-
capital  conduit  a  n'accepter  qu'une  faible  remuneration  de 
ce  dernier,  au  profit  d'une  part,  d'une  plus  forte  remunera-
tion  du  travail,  et  d'autre  part,  d'une  affectation  obliga-
toire  d'une  partie  des  excedents  nets  de  gestion  a  une 
reserve  dont  l'interet est  double 
- permettre  l'auto-financement  de  l'entreprise 
- permettre  la  constitution  d'un  patrimoine  collectif,  ces 
reserves  ayant  la  particularite d'etre  impartageables  et 
indisponibles  (en  cas  de  disparition  de  la  cooperative,  et 
quelle  qu'en  soit  les  raisons,  le  "boni  de  liquidation''  au - 92  -
lieu  d'etre  partage  entre  les  differents  associes,  devra 
obligatoirement  etre  affecte  a  une  autre  S.C.O.P,  ou  a  un 
autre  organisme  de  l'Economie  Sociale). 
Pour  terminer  la  presentation  des  grands  principes  qui 
regissent  les  S.C.O.P,  il  convient  encore  de  preciser  que 
les  associes  se  choisissent  mutuellement  par  cooptation,  et 
que  les  parts  sociales  qui  constituent  le  capital  sont  no-
minatives.  La  S.C.O.P  est  une  societe  a  capital  variable  :  de 
la  meme  fa~on qu'ils  ont  contribue  a  la  formation  du  capital 
de  la  societe  par  leurs  apports,  les  associes  qui  seraient 
amenes  a  quitter  l'entreprise  obtiendront  en  echange  de 
leurs  parts,  restitution  d'un  capital  egal  a  celui  sous-
crit. 
11  est  des  a  present  possible  de  noter  que  ces 
facteurs  d'originalite  constitueront,  pour  chaque  cas  par-
ticulier,  autant  de  freins  que  d'elements  de  dynamisme  po-
tentiels. 
En  dehors  de  ces  principes  fondamentaux,  la  S.C.O.P  dispo-
se  d'une  option  quand  au  choix  de  la  forme  juridique  qu'elle 
adoptera  :  avant  la  Lai  de  Juillet  1978,  elle  pouvait  s'or-
ganiser  saus  la  forme  de  S.A;  depuis  cette  Lai,  elle  peut 
egalement  s'organiser  SOUS  la  forme  S.A.R.L. 
Il  n'existe  donc  pas  de  statut  totalement  autonome  des 
S.C.O.P  :  cette  absence  de  statut  propre,  independant  de 
celui  des  societes  commerciales  traditionnelles,  est  par-
. fois  consideree  comme  prejudiciable  aux  cooperatives  dont 
elle  a  tendance  a  masquer  certaines  des  specificites  fonda-
mentales. - 93  -
Dans  les  hypotheses  de  reprise  saus  forme  de 
S.C.O.P,  le  choix  entre  les  forme~  S.A  ou  S.A.R.L  dependra 
de  criteres  objectifs  donl  deux  sont  essentiels  : 
- le  nombre  d'associes  :  si  les  "minimas"  sont  relativement 
faibles  dans  les  deux  cas  (4  travailleurs-associes  pour  la 
S.A.R.L.;  7  pour  la  S.A),  la  S.A.R.L  a  la  difference  de  la 
S.A.,  sera  limitee  dans  ses  perspectives  de  croissance  puis-
que  le  nombre  maximum  d'associes  ne  pourra  exceder  50  (au 
dela  de  ce  plafond,  elle  devra  se  transformer  en  S.A). 
- le  montant  du  capital  social  exige  :  si  il n'est  que  de 
2000  Francsdans  le  cas  de  la  S.A.R.L.,  il s'elevera  a 
10.000  Francs  pour  les  S.A.  A  ce  sujet,  il  faut  souligner 
des  a present  que,  dans  les  hypotheses  de  reprise  d'entrepri-
se,  cette  distinction  entre  deux  niveaux  de  capital  social 
minimum  ne  saurait  constituer  un  critere  de  choix  realiste. 
En  effet,  le  capital  necessaire  a  une  reprise  d'entreprise 
sera  le  plus  souvent  largement  superieur  aux  montants  mini-
rnums  imposes  par  la  Lai,  quelle  que  soit  la  forme  choisie. 
L'exemple  de  l'entreprise  Fondaco*est  une  parfaite  illustra-
tion  de  la  disproportion  entre  le  capital  minimum  legal  et 
le  capital  minimum  indispensable  a  la  reussite  d'un  projet 
realiste. 
Enfin,  s'agissant  des  criteres  de  choix,  si  la  S.A.R.L 
presente  l'avantage  de  n'exiger  qu'un  formalisme  restreint, 
la  forme  S.A  semble  mieux  adapter  aux  exigences  des  princi-
pes  cooperatifs. 
*  cf.  note  monographique  en  annexe - 94  -
L'existence  dans  les  S.A  d'organes  d'administration  repre-
sentant  les  associes  (Conseil  d'administration  ou  Conseil 
de  surveillance)  pPrmet  un  fonctionnement  plus  democrati-
que  que  dans  la  S.A.R.L  ou  existe  un  risque  de  domination 
de  la  societe  par  un  seul  gerant. 
Ces  raisons  expliquent  que  la  Confederation  Generale  des 
S.C.O.P  (C.G-S.C.O.P)*  incite  les  cooperateurs  a  s'organi-
ser  sous  la  forme  de  S.C.O.P-S.A  plutöt  que  sous  celle  de 
S.C.O.P-S.A.R.L. 
L'originalite  du  statut  de  la  S.C.O.P,  alliee  a 
la  volonte  de  rompre  avec  le  mode  d'organisation  tradition-
nel  purement  "capitaliste"  de  l'entreprise,  peut  expliquer 
le  succes  qu'ont  rencontre  ces  societes  cooperatives. 
De  plus,  il n'est  pas  indifferent  de  constater  qu'existe, 
historiquement,  un  lien  direct  entre  le  developpement  des 
societes  cooperatives  et  l'existence  d'un  puissant  mouvement 
social  (la  revolution  de  1848;  1871  et  la  Commune  de  Paris; 
.  1936  et  le  Front  Populaire;  l'immediate  apres-guerre;  1968 
et  le  "mouvement  de  Mai"). 
C'est  sans  doute  la  conjonction  de  tous  ces  elements  qui 
explique  qu'a  partir  de  1981,  l'arrivee  en  France  des  Par-
tis  de  Gauche  au  pouvoir,  dans  un  contexte  de  crise  economi-
que,  se  soit  traduite  par  une  augmentation  tres  sensible 
*  La  C.G-S.C.O.P  est une  association  qui  regroupe  la plupart  des  S.C.O.P 
Elle represente  les S.C.O.P  aupres  des  Pouvoirs  Publies  dont  elle est 
l'interlocuteur privilegie. 
Elle apporte a ces cooperatives  un  soutien "logistique"  en  leur  fournissant 
un  certain nombre  de  services  (promotion,  financement,  conseil  economique 
et juridique).  Ces  services sont  en  partie  finances  par  les S.C.O.P  adheren-
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du  nombre  de  reprise  d'entreprise  en  difficulte  sous  forme 
de  S.C.O.P. 
L  es  c h i  f f r es  so n t  s i g n i  f i c a t. i  f s  d e  c e t t e  e v o 1 u t i o n  :  e n  1 9 7 9, 
29  S.C.O.P  ont  cte  creees  suite  a  une  defaillance  d'entrepri-
se;  33  l'ont  ete  en  1980;  leur  nombre  s'est eleve  a  74  en 
1981,  pour  atteindre  un  maximum  de  109  "reanimations  en 
1982*. 
Le  nombre  d'emplois  ainsi  sauvegardes  est  passe  de  683  en 
1979  a  2904  en  1982. 
Pendant  la  meme  periode,  les  Organisations  syndi-
cales  ont  modifie  leur  attitude  a  l'egard  des  S.C.O.P,  la 
C.G. T  s'engageant  plus  que  d'autre  dans  le  soutien  aux  tra-
vailleurs  desirant  reprendre  leur  entreprise. 
D'une  position  de  retrait,  voire  de  reticence  dans  le  pas-
se  (motivee  par  le  refus  de  considerer  que  le  passage  par 
la  cooperative  serait  la  seule  voie  pour  acceder  au  socialis-
me),  la  C.G.T  s'est,  d~s  le  milieudes  annees  1970,  engagee 
dans  un  mouvement  de  soutien  aux  salaries  desirant  repren-
dre  leur  entreprisesousforme  de  S.C.O.P.;engagement  qui 
s'explique  par  la  demande  de  plus  en  plus  pressante  des  sala-
ries  de  tro~ver des  solutions  originales  a  leurs  proble-
mes  d'emploi. 
Cette  necessite  de  repondre  a  l'attente  des  salaries  a  lar-
gement  contribue  a  rejeter  au  second  plan  le  debat  ideologi-
que. 
Comme  l'a souligne  Henri  KRASUCKI**,Secretaire  general  de 
*  Source  C.G-S.C.O.P  :  "Les  S.C.O.P a mi-Decembre  1984" 
**  Extrait  de  l'intervention de  H.  Krasucki  aux  journees d'etudes sur  "La 
C.G.T  et le Mouvement  Cooperatif"  22  et 23Mars  1983 - 96  -
la  C.G. T  :  "Aujourd'hui,  ce  debat  est  assez  largement  depas-
se  par  le  mouvement  reel  de  la  vic.  Non  pas  que  nous  pensions 
maintenant  que  .le  chemin  de  la  transformation  socialiste  de 
la  Societe,  ce  sont  Jes  S.C.O.P ...  mais  les  travailleurs  ont 
ete  amene  ~  dire  ~  la  C.G.T  "le  patron  ferme,  nous  n'ac-
ceptons  pas,  trouvez  nous  une  solution".  Ce  debat  n'etait 
pas  que  theorique,  cela  s'est  traduit  par  des  initiatives 
de  defense  relevant  d'une  attitude  de  combat ...  ". 
Contrairement  aux  autres  organisations  syndicales  qui  n'ont 
pas,  sur  ce  sujet,  adopte  une  ligne  de  comportement  claire-
ment  definie,  et  preferent  reagir  localement  et  cas  par 
cas,  la  C.G.T  a  fait  du  developpement  des  S.C.O.P  un  element 
de  sa  strategie,  auquel  elle  assigne  un  double  objectif  : 
- donner  un  terrain  d'application  ~  de  nouveaux  modes  de 
gestion  permettant  la  remise  en  cause  des  criteres  de  ges-
tion  "purement  capitalistes" 
- faire  de  la  S.C.O.P  "un  moyen  de  lutte  qui  peut  etre  plus 
efficace  qu'hier,  et  qui  peut  prendre  une  plus  grande  dimen-
sion  aujourd'hui,  au  fur  et  ~  mesure  du  developpement  de 
la  crise,  devant  les  consequences  de  la  politique  dite  de 
"creneaux"  face  aux  abandons,  ~  la  casse  des  entreprises ... 
il  faut  bien  trauver  des  solutions  ~  la  demission  du  patro-
nat  :  les  travailleurs  ne  peuvent  rester  les  orphelins 
eplores  d'une  classe  decadente  et  nous  allans  nous  donner 
les  moyens  de  faire  face"*. 
La  creation  de  l'A.D.I.T.E.S**  par  la  C.G.T  en 
*  H.  Krasucki:  intervention precitee 
**  Association de.  Developpement  Industriel  Technique,  Economique  et Social - 97  -
1983  apporte  une  reponse  a cette  preoccupation  nouvelle  :  cet 
organisme  est  charge  de  conseille~ les  salaries  eandidats 
a  la  reprise  et  de  leur  apporler  une  aide  logistique  dans  la 
realisation  de  ees  projets. 
Cette  poussee  syndieale  s'est  trouvee  renforeee 
par  la  volonte  des  Pouvoirs  Publies  de  promouvoir  l'Eeono-
mie  Soeiale,  et  plus  particulierement  le  mouvement  eoopera-
tif. 
Cette  volonte  s'est  traduite  par  l'inseription  dans  le 
Plan  interimaire  (1982-1983)  d'une  promotion  de  l'Eeonomie 
Soeiale  au  titre  des  reformes  de  strueture,  ainsi  que  par 
la  ereation  d'organismes  nouveaux  :  Seeretariat  a  l'Eeonomie 
Soeiale;  Institut  de  Developpement  de  L'Economie  Soeiale 
(I.D.E.S)  et  Delegation  a  l'Eeonomie  Soeiale. 
L'affeetation  de  la  quasi-totalite  des  ressourees  et  moyens 
de  eette  derniere  a  la  C.G-S.C.O.P  illustre parfaitement  la 
volonte  des  Pouvoirs  Publies  de  faire  des  S.C.O.P  un  moyen 
privilegie  de  ereation  et  de  sauvegarde  des  emplois. 
Mais  ce  vaste  mouvement  de  developpement  des 
S.C.O.P  s'est tres  vite  heurte  a  l'epreuve  des  faits. 
On  peut  eonsiderer  aujourd'hui  qu'un  eoup  d'arret  a  ete 
donne  a  l'expansion  des  reprises  d'entreprise  SOUS  forme 
de  S.C.O.P  :  le  nombre  de  ees  reprises  est ainsi  passe  de 
109  en  1982  a  95  en  1983. 
Mais  surtout,  alors  que  la  C.G-S.C.O.P  etait saisie,  dans - 98  -
les  annees  1981/1982  de  10  a  15  projets  de  reanimation 
d'entreprise*  par  jour,cc  nombre  est  passe  en  1985  a  2  ou 
3  par  mois. 
Ce  phenomene  peut  s'expliquer  par  la  convergence  de  plusieurs 
facteurs  dont  deux  sont  determinants 
- L'attitude  de  la  C.G-S.C.O.P 
Celle  ci,  qui  se  veut  la  "gardienne"  de  l'image  de  la  coope-
rative,  entend  a  ce  titre  lutter  contre  un  double  mouvement 
de  nature  a  degrader  durablement  cette  image  :  elle  ne  veut 
p8S  VOi f  la  s • c •  0 • p  devenir  Synonyme  d I  echeC a·  C0Uft  terme; 
elle  souhaite  encore  moins  voir  la  S.C.O.P  cantonner  dans 
un  role  de  "voiture-balai"  du  capitalisme  en  crise. 
C'est  pourquoi,  la  confederation  n'entend  apporter  son  sou-
tien  qu'a  des  projets  scrupuleusement  etudies,  offrant  de 
serieuses  chances  de  reussite**. 
Dr,  il  faut  preciser  que  lors  d'une  reprise  sous  forme  de 
S.C.O.P,  il  nous  est  apparu  important  que  les  salaries  bene-
ficient  de  l'appui  de  la  Confederation.  Cet  appui  se  tradui-
ra  en  effet,  par  l'intervention  d'experts  ayant  derriere 
eux  une  grande  experience  de  ce  type  de  dossiers,  et  par 
l'octroi  eventuel  de  prets  accordes  par  le  Fonds  d'Expansion 
Confederal  (F.E.C),  organisme  financier  directement  depen-
dant  de  la  C.G7S.C.O.P. 
Mais  surtout,  cet  engagement  de  la  Confederation,  equivalent 
a  une  "caution  morale"  donnee  au  projet  des  salaries,  confe-
rera  a  ce  dernier  une  plus  grande  credibilite  de  nature  a 
*  Il s'agit de  projets,  et non  de  reprise  effective 
**  cf.  annexe  2  :·Resolution du  Conseil  National  Confederal  sur  la creation 
de  S.C.O.P  par  reprise d'entreprise defaillante  (24-25  Juin  1983) - 99  -
inciter  d'autres  partenaires  (notamment  financiers)  a  le 
soutenir. 
- Le  changement  d'attitude  de  la  C.G.T 
Comme  nous  l'avons  vu,  la  creation  de  S.C.O.P  par  reprise 
d'entreprises  defaillantes  sous  l'impulsion  des  organisations 
syndicales  etait  sous-tendue  par  l'idee qu'il  n'existait 
pas  de  "fatalite  de  la  crise",  et  qu'il  etait  d~s lors  pos-
sible,  par  l'adoption  d'autres  regles  de  gestion,  de  sauver 
des  entreprises  et  des  emplois  qui  leur  etaient  attaches. 
Or,  tres  souvent,  ces  reprises  se  sont  soldees  par  des 
echecs  dont  un  grand  nombre  est  imputable  a  la  volonte  des 
salaries-repreneurs  de  maintenir  la  plus  grande  partie  des 
contrats  de  travail  existant  dans  l'entreprise defaillante. 
Cette  prise  de  conscience  de  l'incapacite  de  la 
societe  cooperative  a  repondre  a  n'importe  quel  projet  de 
reprise,  a  fortement  attenue  le  "reflexe-S.C.O.P",  redon-
nant  par  18-meme  plus  d'importance  aux  autres  formules  de 
reprise  qui  s'offrent  aux  salaries  :  le  recours  a  des  socie-
tes  plus  traditionnelles  (S.A  ou  S.A.R.L),  dont  ils seraient 
les  principaux  actionnaires. 
Meme  si  le  fondement  ideologique  sur  lequel  re-
pose  ce  dernier  type  de  societe  est  tres  different  de  ce-
lui  qui  anime  une  societe  cooperative,  le  caractere  majori-
taire  de  la  participation dessalaries  au  capital  dans  une 
societe  classique  se  traduira  par  une  reunion  de  fait  du  ca-
pital  et  du  travail,  attenuant  du  meme  coup,  le  caractere 
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D'autre  part,  la  reprise  par  les  salaries  saus  forme  de 
societe  traditionnelle  restera,  du  moins  dans  la  phase  de 
redemarrage  qui  nous  interesse  ici,  fortement  dominee  par 
sa  dimension  collective,  retardant  ainsi  l'emergence  d'un 
antagonisme  entre  le  capital  et  le  travail. 
Encore  faut  il  signaler  que  l'adoption  par  les  salaries 
d'une  forme  classique  de  societe  ne  sera  pas  sans  poser 
de  difficulte  :  ainsi,  par  exemple,  bien  que  majoritaires 
au  capital  (voire  en  detenant  la  totalite),  les  salaries 
ne  pourront  etre  membres  du  Conseil  d'administration  de 
leur  entreprise  :  la  legislation  sur  les  societes  interdi-
sant  en  principe  aux  salaries d'etre  membres  du  Conseil 
d'administration,  8  moins  qu'ils  ne  puissent  justifier 
de  deux  ans  d'anciennete  dans  l'entreprise. 
L'anciennete  acquise  dans  l'entreprise defaillante  ne  pour-
ra  etre  prise  en  campte  pour  le  calcul  de  ces  deux  annees. 
De  plus,  la  Lai  prevoit  que  les  salaries  ne  pourront  en 
taute  hypothese,  occuper  plus  d'un  tiers  des  sieges  du 
Conseil  d'administration. 
Toutefois,  si  l'on  ecarte  ce  type  de  particularis-
me,  les  problemes  rencontres  par  les  salaries-candidats  8  la 
reprise  seront  souvent  du  meme  ordre,  independants  pour  l'es-
sentiel  de  la  forme  juridique  adoptee  pour  la  societe. 
C'est  ce  que  nous  tenterons  maintenant  de  montrer,  en  nous 
interessant  aux  problemes  rencontres  par  les  salaries  pour 
faire  aboutir  leur  projet,  et  permettre  le  redemarrage  dans 
de  bonnes  conditions  de  leur  entreprise. - 101  -
2)  Problemes  lies  a  1a  transition  d'entreprises 
a)  Le  problerne  de  la  "transmission  du  personne1" 
Des  lors  qu'i1s  s'engagentdans  1'operation  de 
reprise  de  leur  entreprise,  1es  salaries  repreneurs  ris-
quent  deja  de  se  voir  imposer  une  obligation  :  ce11e  de  de-
v o i r  a s s um e r  1 a  c o n t i n u a t i a·n  d e s  c o n t r a t s  d e  t r a v a i 1 ,  " n e s " 
dans  l'entreprise  defaillante,  par  application  de  l'article 
L.122.12*du  Code  du  Travai1. 
Ce  desormais  ce1ebre  article  du  Code  du  Travai1  visait,  a 
l'origine,  a  garantir  aux  sal~ries  1a  continuation  de  1eur 
cantrat  de  travail,  par  de1a  1a  modification  dans  1a  struc-
ture  juridique  des  entreprises  qui  1es  emp1oyaient. 
En  meme  temps  qu'etait  reconnue  1a  necessite  de  permettre 
une  evo1ution  de  1a  structure  du  capita1,  etait  aussi  re-
connue  une  autre  necessite  :  eviter  de  faire  des  sa1aries 
des  victimes  de  ces  modifications. 
Depuis  son  origine,  ce  texte  a  connu  une  tres  1arge  appli-
cation,  et  a  suscite  une  abondante  jurisprudence. 
Ce11e-ci,  campte  tenu  de  1'objectif vise  (assurer  1a  stabi1i-
te  de  1'emp1oi~,  a  ete  amenee  a affirmer  1e  caractere  d'ord-
re  pub1ic  de  ce  texte. 
D  e u  X  c 0 n s e q u e n c es  d e c 0 u 1 e n t  de  ce  c a r a c t e r e 
- d'une  part,  1e  nouve1  emp1oyeur  est  tenu  de  reprendre  a 
son  campte  1es  contrats  de  travail  souscrits  avec  1'ancien 
*  L'artic1e L.122.12  dans  son  a1inea  2  indique  :  "Si  i1  survient  une 
modification dans  la situation juridique de  l'employeur,  notamment  par 
succession,  vente,  fusion,  transformation  du  fonds,  mise  en  societe, 
tous les  contrat~ de  travail en  cours au  jour  de  la modification subsistent 
entre le nouvel  emp1oyeur  et 1e personnel  de  1'entreprise". - 102  -
employeur,  sans  pouvoir  se  soustraire  ~·  ~ette obligation. 
- d 
1 a u t r e  p a r t ,  1 e  s a 1 a r i e  es  t  1 u i  a  ~J s s i  1 i e  p a r  c e  texte 
ce  changement  d
1 employeur  s
1 operant  sans  rupture  de  son 
cantrat  de  travail,  ne  permettra  pas  au  salararie  de  pouvoir 
pretendre  ~  des  indemnites  de  licenciement. 
En  cas  de  reprise  par  les  salaries  de  leur  entre-
prise,  les  conditions  d'application  de  L.122.12  seront  le 
plus  souvent  remplies,  du  moins  si  l'on considere  que  la 
societe  creee  par  les  salaries  poursuit  la  meme  activite 
que  l
1 entreprise  defaillante*. 
11  y  a  bien  modification  dans  la  personne  juridique  de 
1
1 employeur  : celle-ci  resul te c:E  la  dispari tion  de  1
1 ancien-
ne  societe  et  de  la  naissance  de  la  societe  creee  par  les 
salaries. 
Ainsi,  l
1 integralite  des  contrats  de  travail  se  trouvera 
transferee  au  nouvel  employeur,  donc  ~  la  societe  creee 
par  les  salaries. 
C'est  a  elle  qu
1il appartiendra  des  lors  de  proceder  aux 
licenciements  des  salaries  en  surnombre,  et  donc  d'assumer 
la  charge  financiere  de  ces  licenciements. 
Mais  l
1 application  de  ce  texte  aura  une  consequence  plus 
grave  encore  pour  les  salaries  candidats  a  la  reprise  :  ces 
derniers,  qui  disposent  rarement  d'une  epargne  personneile 
importante,  ne  pourront  le  plus  souvent  constituer  le  ca-
pital  initial  indispensable  au  demarrage  de  la  societe 
qu
1 en  lui  apportant  leurs  indemnites  de  licenciement  aux-
*La jurisprudence considere parfois qu'il peut  y  avoir continuation  de 
l'entreprise des  lors que  la meme  activite est poursuivie  par  la nouvelle 
entreprise,  et alors  meme  que  n
1existerait aucun  lien juridique entre les 
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quelles  viendront  s' ajouter, eventuellement,  les  sommes  per-
~ues  au  titre  de  "l'aide  aux  chömeurs-createurs  d'entrepri-
se"*. 
L'application  dans  cette  hypothese  de  l'article L.122.12, 
qui  apere  un  transfert  automatique  des  contrats  de  travail 
d e  1 ' an c i e n  a u  n o u v e 1  e m  p 1 o y e ur ,  n e  1 a iss  e  en  p r in  c i p e  a u-
cune  place  pour  des  licenciements,  qui  pourtant  constituent 
l'unique  evenement  generateur  de  l'octroi  de  ces  indemni-
tes  et  aides. 
La  mise  en  oeuvre  de  L.122.12  dans  cette  hypothese  condui-
ra  a  un  paradoxe  : 
Privee  de  sa  source  de  financement  essentiel,  et  devant  faire 
face  au  cout  important  engendre  par  les  licenciements,  l'en-
treprise  nouvelle  ne  pourra  voir  le  jour  :  la  derniere  chan-
ce  de  redemarrage  de  l'entreprise  apparait  ainsi  compromi-
se  par  le  seul  jeu  d'un  texte  pourtant  destine  a garantir 
aux  salaries  de  leur  emploi. 
Face  a  ces  problemes,  certains  se  sont  demandes 
si  ce  texte,  qui  par  hypothese,  s'applique  aux  S.A  et  S.A.R.L, 
devait  aussi.s'appliquer  dans  le  cas  ou  la  nouvelle  socie-
te  se  serait  constituee  saus  forme  de  S.C.O.P. 
Le  Ministre  du  Travail  a  ete  amene  a  exprimer  sa  position 
sur  ce  point  en  1982**. 
Pour  le  Ministre,  l'article L.122.12  est  applicable  aux 
S.C.O.P  comme  aux  autres  entreprises  :  l'indemnite  de  licen-
*  Le  mecanisme  de  cette aide sera etudie  dans  le chapitre consacre  au 
financement· 
**  Reponse  ministerielle J.O  Assemblee  Nationale  8  Fevrier  1982  page  543 - 104  -
ciement  vise  a  compenser  la  perte  de  son  emploi  par  le  sala-
rie  et  non  a  lui  donner  les  moyens  financiers  necessaires  a 
12  creation  d'une  entreprise. 
La  jurisprudence  a  pris  position  dans  le  meme  sens,  comme 
en  temoigne  l'arret  "Fondaco"  du  15  Fevrier  1984*,  qui 
enonce  :  " ...  en  soit,  la  forme  juridique  adoptee  par  1 'en-
treprise  ne  saurait  faire  obstacle  a  l'application  de  L.122.12; 
en  particulier,  le  fait  qu'il  s'agisse  d'une  S.C.O.P  ne  sau-
rait  l'exonerer  de  respecter  les  contrats  de  travail  des 
salaries,  si  par  ailleurs,  les  conditions  prevues  par  ledit 
article  Se  trOUVent  reunies  0  0  0  II 
Une  parfaite  illustration  des  consequences  qui  peuvent  re-
sulter  de  ce  type  de  jurisprudence  est  fournie  par  l'affai-
re  "Scopeinor"  qui  vient  de  donner  lieu  a  un  jugement  du 
Conseil  des  Prud'hommes  de  Maubeuge**. 
En  l'espece,  53  salaries  licencies  par  le  syndic,  avaient 
decide  de  reprendre  leur  entreprise, alors  en  liquidation 
des  biens,  par  la  creation  d'une  S.C.O.P. 
Le  Tribunal  de  Commerce  ayant  accepte  la  reprise,  la  S.C.O.P 
debute  son  activite  le  20  Avril  1984. 
Son  financement  est  assure  pour  l'essentiel  par  la  capitali-
sation  des  indemnites  de  licenciement,  dont  une  partie  seule-
ment  sera  versee  par  le  syndic. 
Les  salaries  ne  parvenant  pas  a  obtenir  le  paiement  du  solde 
de  ces  indemnites,  intenterent  une  action  devant  le  Conseil 
des  Prud'hommes  afin  que  celui-ci  en  ordonne  le  paiement. 
*  Cour  d'Appel  de  Paris  15  Fevrier  1984  "Fondaco"  Dalloz  1984  I.R  page  296 
**  Conseil  des  Prud'hommes  de  Maubeuge  6  Fevrier  1985  "Scopeinor"  Inedit - 105  -
Cette  demande  sera  rejetee,  le  Conseil  des  Prud'hommes  estimant 
"  qu'il  existe  une  solution  de  continuite  dans  l'activite 
des  salaries  au  service  des  deux  societes": la  societe  creee 
par  les  salaries  ayant  succede  a  la  societe  en  liquidation, 
il n'y  avait  pas  place  pour  des  licenciements  ouvrant  droit 
a  indemnisation. 
Cette  decision  risque,  si  elle n'est  pas  reformee  en  appel, 
d'entrainer  la  chute  de  la  S.C.D.P  ,  son  plan  de  financement 
reposant  (comme  dans  la  plupart  des  hypotheses  de  reanima-
tion  d'entreprise  par  des  salaries)  pour  l'essentiel  sur  le 
montant  des  indemnites  de  licenciement. 
Face  a  de  tels  problemes,  la  solution  reside  peut 
etre  dans  l'extension  a  ces  hypotheses  de  la  jurispruden-
ce  "Lau"*  du  31  Janvier  1980. 
Dans  cette  affaire  en  effet,  la  reprise  d'une  entreprise  par 
une  autre  societe  n'avait  eu  lieu  qu'apres  licenciement 
d'une  partie  du  personnel  par  le  syndic. 
On  aurait  pu  penser  que  de  tels  licenciements  seraient,  en 
l'espece,  declares  irreguliers,  car  executes  par  le  syndic 
en  fraude  de  ~'article L.122.12. 
Dr,  la  fraude  n'a  pas  ete  retenue  dans  ce  cas,  car  les  licen-
ciements  apparaissaient  comme  la  condition  "sine  qua  non" 
de  la  reprise;  les  juges  relevant  par  ailleurs  que  la  reprise 
dans  ces  conditions  avait  fait  l'objet  d'un  plan  agree  par 
les  Pouvoirs  Publics. 
*  Chambre  Sociale de  la Cour  de  Cassation  31  Janvier  1980  Dalloz  1980  p.399 - 106  -
On  peut  alors  se  demander,  dans  l'hypothese  ou  la  reprise  par 
les  salaries  apparait  comme  l'ultime  chance  de  sauvegarder 
l'entreprise  et  cert8ins  de  ses  emplois,  et  ce  en  fonction 
d'un  plan  de  reprise  presentant  des  garanties.de  viabilite 
suffisantes,  si  il  ne  serait  pas  utile  d'ecarter  le  jeu  de 
l'article L.122.12,  et  de  permettre  au  syndic  d'operer  des 
licenciements  prealablement  a  la  reprise. 
Si  il est  vrai  que  cette  solution  aurait  pour 
consequence  de  mettre  a  la  charge  du  syndic  (donc  des  crean-
ciers  de  l'entreprise en faillite)  les  indemnites  de  licen-
ciement  des  salaries,  il n'en  est  pas  moins  vrai  que  ces 
licenciements  prealables  constituent  l'ultime  chance  de 
redemarrage  de  l'entreprise  :  lui  enlever  cette  derniere 
chance,  c'est  laisser  en  taute  hypothese,  au  meme  syndic, 
la  charge  d'effectuer  les  memes  licenciements. 
La  seule  difference  qui  devrait  orienter  le  sens  des  decisions 
des  tribunaux,  sera,  que  dans  un  cas,  l'entreprise  sera 
definitivement  liquidee,  alors  que  dans  l'autre,  ces  licen-
ciements  permettront  peut  etre  le  redemarrage  de  l'entre-
prise,  a  terme  le  reembauchage  des  salaries,  et,  pourquoi 
pas,  fera  renaitre  au  profit  des  creanciers  (aux  fournis-
seurs  en  particulier)  un  courant  d'affaires  benefique  a  leur 
activite. 
Il  semble  enfin,  que,  cet  obstacle  a  la  reprise  tende  a 
disparaitre,  pour  une  taute  autre  raison,  dans  le  cas  de 
la  reprise  saus  forme  de  S.C.O.P  :  en  effet,  la  C.G-S.C.O.P 
(comme  nous  l'avons  signale)  impose  que  chaque  projet  de - 107  -
reprise  fasse  l'objet  d'une  etude  prealable,  dont  la  reali-
sation  pourra  demander  plusieurs  mois. 
Dans  ce  cas,  le  jeu  de  L.122. 12  semble  pouvoir  @tre  ecarte 
en  l'absence  d'une  des  conditions  necessaire  a  sa  mise  en 
oeuvre  :  la  continuite  de  l'exploitation. 
Cette  derniere  solution  presente  cependant  un  grave  incon-
venient  :  la  cessation  prolongee  d'activite  d'une  entrepri-
se,  suite  a  sa  faillite,  risque  de  lui  faire  perdre  defini-
tivement  ce  qui  constitue  encore  sa  principale  richesse  :  sa 
client~le. 
En  effet,  rares  sont  les  cas  ou  l'attachement  d'une  cliente-
le  a  son  fournisseur  resiste  a  une  cessation  de  la  produc-
tion  de  ce  dernier.  La  fuite  vers  les  concurrents  risque 
alors  de  se  reveler  definitive,  hypothequant  serieusement 
les  chances  de  la  reprise. 
Ainsi  envisagee,la  reprise  impose  que  soient  con-
cilies  deux  imperatifs  apparemment  contradictoires 
- preparer  un  plan  de  reprise  avant  de  relancer  l'exploita-
tion 
- poursuivre  cette  meme  exploitation  pour  empecher  la  fuite 
de  la  clientele. 
Il  faudra  donc  aux  salaries- repreneurs,  amenager  une  perio-
de  transitoire,  et  ainsi  concilier  ces  deux  imperatifs. 
Une  solution  s'offre  alors  aux  salaries  :  recourir  a  la 
Location-gerance. - 108  -
b)  Reprise  par  les  salaries  et  Location-gerance 
La  signature  d'un  cantrat  de  location-gerance 
apparajt  comme  une  solution  possible  pour  assurer  la  conti-
nuite  de  l'entreprise  et  eviter  une  depreciation  definitive 
du  fonds. 
Le  cantrat  de  location-gerance  est  une  convention  par  la-
quelle  le  proprietaire  d'un  fonds  de  commerce,  donne  celui-
ci  en  location  a  un  tiers,  moyennant  le  paiement  par  ce  der-
nier  d'une  redevance. 
Dans  le  cas  qui  nous  interesse,  le  tiers  sera  la  societe 
creee  par  les  salaries,  qu'il  s'agisse  d'une  S.A  ou  S.A.R.L 
traditionnelle,  ou  bien  encore  d'une  S.C.O.P  (cette  socie-
te  prendra  le  nom  de  "societe  d'exploitation"  ou  de  "socie-
te  de  location-gerance"). 
Le  legislateur*a  apporte  un  certain  nombre  d'assouplisse-
ments  quant  aux  conditions  de  recours  a  un  tel  cantrat 
dans  le  cadre  d'une  procedure  collective  :  sont  ecartees 
les  dispositions  de  la  Lai  du  20  Mars  1956  qui  imposent 
au  proprietaire  du  fonds  d'avoir  ete  commer~ant  pendant 
une  duree  de  7  ans  et  d'avoir  exploite  pendant  au  moins 
2  ans  le  fondi  mis  en  gerance,  ainsi  que  la  disposition 
qui  prevoit  la  responsabilite  solidaire  du  loueur  et  du 
locataire-gerant  quant  aux  dettes  contractees  par  ce  der-
nier  pendant  les  6  premiers  mais  de  son  explaitatian. 
L'interet  d'un  tel  cantrat  pour  le  repreneur 
sera  de  lui  permettre  de  disposer  immediatement  d'un 
*  cf.  article 27  de  la Lai  du  13  Juillet 1967  qui  ecarte les dispasitians 
des  articles 4,  5·,  et 8  de  la Lai  du  20  Mars  1956  sur la Lacation-gerance 
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important  potentiel  de  production,  sans  avoir,  pendant  la 
periode  de  location-gerance,  a enpayer  le  prix  :  la  societe 
d'exploitation  pourra  se  suffir  pendant  cette  p~riode d'un 
capital  tres  faible  et  profiter  de  ce  delai  pour  faire  "un 
essai  en  vraie grandeur",  avant  de  s' engager  de  far;on  defi-
nitive.  La  Lai  du  25  Janvier  1985  sur  le  redressement  judi-
ciaire  fait  disparaitre  cette  derniere  possibilite.  Le  re-
cours  a  un  tel  cantrat  dans  le  cadre  d'un  processus  de  ces-
sion  de  l'entreprise,  sera  subordonne  a  l'engagement  prea-
lable,  par  le  gerant,  de  se  porter  acquereur  du  fonds  au 
t e r m  e  du  c o n t r a t,. 
Cette  disposition  nouvelle  vise  a  lutter  contre  certains 
abus  auxquels  a  pu  donner  lieu  la  location-gerance  (ce 
cantrat  n'etait  souvent  conclu  par  le  locataire-gerant  que 
pour  soustraire  au  debiteur  l'element  fondamental  de  son 
fonds  de  commerce  :  son  fichier  client~le). 
Se  trouve  ainsi  renforce  le  caractere  eminemment  transi-
toire  de  la  location-gerance  qui  ne  devra  plus  desormais 
constituer  qu'un  amenagement  technique  de  la  cession  de 
l'entreprise. 
Le  recours  a  ce  type  de  cantrat  n'est  pas  sans 
danger  pour  des  salaries  repreneurs  :  saus  capitalisee,  la 
societe  de  location-gerance,  dont  le  but  est  de  poursuivre 
l'exploitation,  devra  disposer  d'un  important  fonds  de  rou-
lement  lui  permettant  de  faire  face  a  l'absence,  de  fait 
totale,  de  credit  de  la  part  des  fournisseurs.  La  mefiance 
de  ces  derniers  semble  taut  a  fait  naturelle  puisque  le - 110  -
locataire-gerant  les  sollicite  pour  assurer  la  continuite 
d'une  entreprise  avec  laquelle,  par  hypothese,  ils  ont  con-
nu  quelques  "deboires". 
Dernier  inconvenient  de  taille  au  recours  a  un  cantrat  de 
location-gerance  :  celui-ci,  parcequ'il  fait  naitre  une  so-
lution  de  cantinuite  de  l'entreprise  (c'est  san  abjet  prin-
cipal),  reintraduit  le  debat  autour  de  l'article L.122.12. 
Par  le  jeu  de  cet  article,  les  contrats  de  travail  seront 
automatiquement  transmis  de  la  societe  en  faillite  a  la 
societe  d'exploitation,  puis,  si  le  projet  de  reprise  par 
les  salaries  aboutit,  de  la  societe  d'exploitatian  a la 
societe  definitivement  constituee  par  les  salaries.  paur 
la  reprise  (d'ou  l'interet  de  la  jurisprudence  "Lau"  pre-
citee,  d'ailleurs  rendue  a  propos  d'une  affaire  concer-
nant  des  licenciements  pranances  par  le  syndic,  prealable-
ment  a  la  canclusion  d'un  tel  cantrat  de  locatian-gerance). 
La  location-gerance  ne  peut  donc  etre  envisagee 
comme  permettant  a elle  seule  de  resoudre  tous  les  proble-
mes  qui  se  posent  aux  salaries.  Taut  au  plus  permet  elle 
d'eviter  les  consequences  nefastes  d'un  arret  d'activite 
et  de  menager  un  delai  suffisant  qui  permettra  une  banne 
preparatian  de  l'aperatian  de  reprise. 
Au  terme  de  la  location-gerance,  il  faudra  aborder  de 
front  le  problerne  du  financement  de  la  reprise. - lll -
3)  Financement  de  la  reprise 
a)  Modes  de  financement  commun  a  tuutes  les  formes  de  reprise 
Vouloir  faire  renaitre  une  entreprise  impose  la 
mobilisation  de  ressources  financieres  importantes  ceci 
d'autant  plus  que,  comme  nous  avons  eu  l'occasion  de  le  pre-
ciser,  la  reprise  par  les  salaries  intervient  tardivement, 
souvent  au  terme  d'un  lang  processus  de  degradation  de 
l'entreprise  auquel  les  repreneurs  devront  faire  face. 
De  meme,  un  grand  nombre  de  reprise  d'entreprise  defaillante 
intervient  dans  des  secteurs  d'activite  a  forte  "intensi-
te  capitalistique",  necessitant  une  capacite  d'investisse-
ment  importante. 
Comme  nous  allans  le  voir,  les  ressources  financieres  im-
mediatement  mobilisables  par  les  salaries  sont  generale-
ment  faibles  au  regard  des  besoins  auquels  ils devront 
faire  face  :  il  leur  faudra  donc  recourir  a  des  sources  de 
financement  exterieures,  qui  ne  leurs  seront  accessibles 
qu'au  terme  d'une  longue  procedure  de  negociation,  menee 
le  plus  souvent  avec  l'aide  des  Pouvoirs  publics. 
- Ressources  propres  des  salaries 
Lorsqu'ils  se  porteront  repreneurs  de  leur  entre-
prise,  les  salaries  ne  disposeront  dans  la  plupart  des  cas, 
que  de  leurs  seules  indemnites  de  licenciement,  et  de  peu 
(voire  pas)  d'epargne  personnelle. 
Mais  parfois,  ces  indemnites  auront  totalement  disparues, 
dans  la  mesure  ou  elles  constituent  les  seules  ressources 
dont  disposent  les  salaries  pendant  la  delai,  souvent  assez - 112  -
long 1  qui  separe  leur  versement  de  la  date  de  la  canstitutian 
de  la  saciete. 
C'est  paurquai,  la  partie  la  plus  impartante  des  fands  ap-
partes  par  les  salaries  paur  canstituer  le  capital  de  la 
saciete,  ne  resultera  pas  de  ces  indemnites  de  licencie-
ment,  mais  des  sammes  per<;ues  au  ti  tre  de "1' aide  aux  chö-
meurs  createurs  d'entreprise". 
Creee  par  une  Lai  du  22  Decembre  1980,  cette  aide,  initiale-
ment  versee  par  les  caisses  d'indemnisatian  du  chömage, 
est  desarmais  prise  en  charge  par  l'Etat  :  d'un  mantant 
variable*,  prapartiannel  a  la  periade  d'activite  anterieu-
re,  elle  peut  etre  versee  a  taut  chömeur  indemnise  qui 
cree  au  reprend  une  entreprise**,  des  lors  qu'il  en  exerce, 
individuellement  au  callectivement,  le  cantröle  effectif***. 
Cette  dispasitian  ne  peut  qu'inciter  les  createurs  d'entre-
prise  a  repartir  le  capital  sacial  (au  mains  50%  de  celui-
ci)  sur  le  plus  grand  nambre  possible  d'assacies,  chacun 
d'eux  percevant  alars  l'aide  de  l'Etat  (an  peut  se  deman-
der  si  ce  mecanisme  ne  risque  pas  d'aboutir  a  la  creatian 
de  nambreuses  entreprises  dant  le  capital  serait  detenu 
par  l'ensemble  des  salaries ...  pendant  une  periade  breve, 
mais  suffisante,  paur  permettre  le  benefice  de  ces  aides). 
*Oe  10.350 Francs  a 41.400  Francs 
**  La  Circulaire OE  N°44.84  du  29/11/84  indique  que  les demandes  relatives 
a des entreprises de  plus  de  9  persannes  devrant  faire  l'abjet d'un 
examen  prealable  de  la viabilite du  prajet. 
***  Cantröle effectif = detentian par  les salaries de  plus  de  50%  du 
capital;  au  detentian persannelle d'au  mains  un  tiers du  capital si le 
demandeur  exerce  une  fanctian  de  dirigeant  dans  Ja saciete. - 113  -
Autre  interet  de  cette  aide  :  la  couverture  sociale  de 
chaque  "chömeur-crealcur"  scra  assurce  gratuitement  pendant 
les  six  prerniers  mois  dc  son  activile  (la  couverture  ~ociale 
sera  financee  par  l'Etat  pendant  ce  delai). 
Dans  le  cas  ou  cetle  aide  servira  a  la  creation  d'une  S.C.O.P, 
les  sommes  per~ues par  chaque  createu~ au  titre  de  l'aide, 
seront  exonerees  d'impot  sur  le  revenu. 
En  1983,  s ur  1 es  3 8 . 0 0 0  a i des  ver  s e es  p a r  1 ' Etat,  2 2 8 0,  so i t 
environ  6%,  l'ont  ete  a  des  salaries  licencies,  repreneurs 
de  leur  entreprise. 
Rappelans  que,  comme  nous  l'avons  signale  en  envisageant 
le  problerne  de  L.122.12,  l'application stricte  de  ce  texte 
aux  hypotheses  de  reprise  de  leur  entreprise  par  les  sala-
ries,  risquerait  de  paralyser  le  droit  au  benefice  de  cette 
aide. 
11  semble  cependant,  comme  l'indique  la  Circulaire  du 
Ministere  du  Travail  precitee*,  que  l'Administration  ait 
decidee  de  renoncer  purement  et  simplement  a  la  mise  en  oeuv-
rede  cet  article,  en  ce  qu'il  pourrait  faire  obstacle  au 
versement  de  l'aide. 
Enfin,  signalans  que  la  mise  en  oeuvre  de  cette  aide  pose 
souvent  des  problemes  pratiques  a  ses  b~neficiaires  :  cette 
aide  ne  sera  parfois  versee  qu'au  terme  d'un  delai  de  6  mois 
suivant  le  debut  de  l'activite.  Les  sommes  versees  ne  pour-
ront  donc  servir  a  couvrir  les  frais  de  demarrage  de  l'acti-
vite,  et  en  particulier  a constituer  le  fand  de  roulement 
*  "en  cas  de  reprise  d'entreprise  par  ses  salaries,  l'aide  a 
la  creation  peut  etre  verseesans qu'il  y  ait  lieu  de  referer 
en  l'espece  aux  dispositions  de  l'article L.122.12  du  Code  du 
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initial,  obligeant  alors  J 'entreprise  ~  s'endetter  d~s  le 
debul  de  son  aelivile. 
Dans  la  plupctrt  des  eas  de  reprise,  les  fonds  ain-
si  reunis  par  les  salaries,  aussi  importants  soient  ils,  ne 
suffiront  pas  le  plus  souvent  ~  permcttre  l'entier  financement 
de  la  reprise,  e'est  ~  dire  l'öcquisition  de  l'entrepri-
se  (raehat  total  ou  partiel  des  elements  d'aetif)  et  les 
frais  neeessaires  ~  la  relanee  du  eycle  d'exploitation. 
Les  salaries  devront  done  neeessairement  faire  appel  ~  des 
partenaires  exterieurs  et  sollieiter  leurs  concours. 
- Intervention  des  Pouvoirs  publies 
de  restructuration 
le  role  des  comites 
Au  premier  rang  de  ces  partenaires,  les  Pouvoirs 
publies  seront  souvent  amenes  ~  jouer  un  röle  fondamental 
dans  la  mesure  ou  leur  volonte  de  preserver  l'emploi  et 
le  potentiel  industriel  pourra  trauver  dans  le  projet  des 
salaries  un  moyen  de  sa  realisation. 
Encore  l'intervention  des  Pouvoirs  publies  sera-t-elle 
subordonnee  ~  l'existence  d'un  projet  presentant  des  ga-
ranties  suffisantes  de  faisabilite. 
Cette  exigence  n'est  pas  de  pure  forme;  le  plus  souvent, 
les  projets  presentes  par  les  salaries  seront  juges  trop 
ambitieux.  Ils  devront  etre  profondement  remanies,  une  des 
eauses  d'eehec  des  reprises  par  les  salaries  resultant 
bien  souvent  d'une  surestimation  des  possibilites  de - 115  -
l'entreprise  nouvelle  (mauvaise  estimation  du  marehe  en-
trainant  sur-produetion  et  sur-effPetif). 
D~s eette  premiere  etape,  un  grand  nombre  de  projets  juges 
non  viables  se  trouvera  elimine,  les  Pouvoirs  publies  refu-
sant  de  les  soutenir. 
Devant  l'aeeroissement  du  nombre  des  defaillan-
ees  d'entreprise,  les  Pouvoirs  publies  ont  mis  en  plaee 
depuis  1974  un  dispositif  de  traitement  des  entreprises 
en  diffieulte,  eentre  autour  de  deux  struetures 
- le  Comite  Interministeriel  pour  l'Amenagement  des  Strue-
tures  Industrielles  (C.I.A.S.I)  au  niveaunational 
- les  Comites  Departementaux  d'examen  des  problemes  de 
Finaneement  des  entreprises  (CODEFI)  au  niveau  loeal. 
Ce  systeme  a  fait  l'objet  d'une  reforme  en  1982,  avee  la 
ereation  des  Comites  Regionaux  de  Restrueturation  Industriel-
le  (CORRI)  au  niveau  regional,  et  du  Comite  Interministeriel 
de  Restrueturation  Industrielle  (C.LR.I),  en  remplaeement 
du  C.I.A.S.I. 
L'artiele  2  de  l'arrete  du  6  Juillet  1982  fixe  la  mission 
d e  c es  divers .c o mit es  :  " ••• e x a m  in  er  1 es  c aus es  des  d i f f i-
cultes  d'adaptation  de  eertaines  entreprises  industrielles 
a  leur  environnement,  et  susciter  des  partenaires  existants 
ou  potentiels  de  ces  entreprises,  l'elaboration  ou  la  mise 
en  oeuvre  des  mesures  industrielles,  sociales  et  finaneie-
res  visant  a  assurer  leur  redressement,  le  maintien  d'emp-
lois  durables  et  leur  contribution  au  developpement  eeono-
mique,  ou  a defaut,  de  provoquer  la  mise  au  point  de  mesures - 116  -
de  reconversion". 
Comme  l'indique  le  tableau  suivant,  la  competence  de  ces 
differents  comites  est  determinee  par  le  double  critere  : 
du  nombre  des  salaries  travaillant  dans  l'entreprise,  et  du 
montant  des  fonds  publies  susceptibles  d'etre  engages  par 
les  comites  pour  chaque  dossier. 
Tableau  n°  1  Articulation  des  trois  niveaux  de  traitement 
Domaine 
d'intervention 
Niveau departemental 
CODEFI 
Entreprises  industrielles  de 
moins de  250 personnes 
( 1) 
Niveau regional 
(experimental) 
CORRI 
Entreprises industrielles 
de  moins  de  400  per-
sonnes(2) 
A l'exclusion des filiales de grands groupes 
M ')yens financiers 
exceptionnels 8 Ia 
disposition du comite 
Saisine 
1 million F de prät du FDES 
au  maximum  par  affaire 
Par  I  es  chefs  d'  entreprises 
( 1)  Ainsi que certaines entreprises du secteur du  BTP  et de  l'artisanat. 
12)  Aino.;i  que certninPs  entreprises du  secteur du  BTP. 
4 millians F de pret du FDES 
au  maximum  par  affaire 
Par les CODEFI de Ia  region 
Par  le  secretariat  general 
du CIRI 
En  cas  d'urgence.  par  ses 
propres membres 
Niveau national 
CIRI 
Dossiers  non  susceptibles 
d'ätre  traites  au  niveau 
des CODEFI ou des CORRI 
Par ses membres 
Par les CORRI 
Par les CODEFI 
C'est  dans  le  cadre  de  ces  structures  que  s'organisent  les 
negociations  vi.sant  a  mettre  au  point  un  plan  de  reprise  de-
finitif. 
Rappelans  que  la  mission  premiere  de  ces  structures n'est 
pas  de  dispenser  des  fonds  publics,  mais  de  susciter  l'emer-
gence  d'un  consensus  aussi  large  que  possible,  seul  garant 
de  la  reussite  du  projet. 
Taute  intervention  financi~re  de  ces  organismes  n'est  ce-
pendant  pas  exclue,  mais  les  fonds  du  Fonds  de  Developpement - 117  -
Economique  et  Social  (r .D.E.S)  qu'ils  gerent  ne  serviront 
qu'a  assurer  le  complement  de  financement  que  necessiterait 
la  reprise. 
La  condition  prealable  a  l'intervention  de  ces  comites  sera 
que  le  repreneur  (pour  nous,  ici,  les  salaries),  s'engage 
financierement  dans  l'operation,  assumant,  le  premier,  une 
part  du  risque  qu'elle  represente. 
L'un  des  premiers  problemes  qui  devra  etre  reso-
lu  dans  le  cadre  de  ces  comites  sera  d'obtenir  du  syndic 
qu'il  cede  l'entreprise dansdes  conditions  financieres 
telles  qu'elles  n'hypothequent  pas  des  l'origine  les 
chances  de  reussite  du  projet.  L'idee  centrale  qui  doit 
alors  predominer,  est  qu'il  est  preferable  pour  le  repreneur 
de  consacrer  ses  ressources  en  prioriteau  financement  du  re-
dressement  de  l'entreprise,  plutot  qu'au  dedommagement  des 
creanciers  de  l'entreprise  en  faillite. 
Un  probl~me pouvait  alors  naitre  du  fait  que  la  cession  a 
forfait  (mode  le  plus  usite  de  transmission  de  l'entrepri-
se  dans  le  cadre  d'une  procedure  de  liquidation  des  biens) 
de  taut  ou  p~rtie de  l'entreprise  devait  etre  autorise 
par  le  Tribunal  de  commerce. 
Si,  comme  nous  l'avons  par  ailleurs  signale,  le  Tribunal 
commerce  a  souvent  manifeste  une  certaine  reticence  a l'e-
gard  de  ce  type  de  reprise,  il  semble  que  sa  position  sur 
ce  point  tende  a  evoluer. 
Dans  un  premier  temps,  cette  juridiction n'acceptait - 118  -
d'autoriser  ce  type  de  cession  qu'en  laissant  le  plus  souvent 
apparaitre  dans  ses  jugernents  que  son  choix  n'avait  pas  ete 
totalernent  libre. 
Cette  attitude  des  Tribunaux  de  cornrnerce  a  sernble-t-il  lar-
gernent  evolue.  Ces  juridictions  sont  aujourd'hui  apparern-
ment  plus  sensibles  a  la  necessite  de  faire  parfois  preva-
loir  un  interet  public,  social  et  economique,  sur  le  seul 
interet  prive  des  creanciers. 
Cette  evolution  est  de  prerniere  importance  puisque,  dans  de 
tr~s  nombreux  cas,  d~s  lors  que  le  projet  aura  obtenu  l'aval 
des  Pouvoirs  publics,  le  problerne  du  prix  de  cession  s'ef-
facera  derri~re la  necessite  de  sauver  l'entreprise  (qui 
pourra  parfois  meme,  etre  cedee  pour  1  Franc  symbolique). 
Le  problerne  de  la  transmission  de  l'entreprise  resolu, 
reste  pour  les  salaries  repreneurs  a  trauver  les  finance-
ments  necessaires  au  redemarrage  de  l'entreprise. 
11  faudra  souvent  investir  des  sommes  importantes  pour 
remettre  en  etat  le  potentiel  de  production  parfois  arre~ 
te  depuis  plusieurs  mois,  et  financer  la  reprise  de  l'acti-
vite. 
Les  liquidites.necessaires  a  ce  moment  seront  d'autant 
plus  importantes,  qu'en  r~gle generale,  aucun  credit  fournis-
seur  ne  sera  accorde  aux  salaries  repreneurs. 
- Röle  tres  limite  du  circuit  bancaire  traditionnel 
Le  premier  reflexe  des  salaries  sera  peut  etre 
de  se  tourner  vers  le  secteur  bancaire  traditionnel. - 119  -
Cette  tentative  sera  le  plus  souvent  vouee  a  l'echec  :  les 
banquiers,  qui  auront  parfois  perdus  beaucoup  d'argent  dans 
la  faillite  de  l'entreprise  precedente,  seront  peu  enclins 
a  s'engager  de  nouveau  pour  prendre  part  au  redressement  de 
cette  entreprise. 
Qui  plus  est,  le  fait  que  cette  derni~re soit  dirigee  par 
ses  salaries  dont  les  capacites  de  gestionnaire  restent 
par  hypothese  a  demontrer,  contribuera  a  decourager  defini-
tivement  taute  velleite  d'intervention  de  la  part  des  ban-
ques. 
Taut  au  plus,  ces  banques  accepteront  elles  parfois  de 
fournir  un  complement  de  financement*,  des  lors  que  d'au-
tres  organismes  se  seront  engages  avant  eux. 
La  encore,  le  fait  que  la  negociation  se  deroule  au  sein 
d'un  Comite  de  restructuration  peut  etre  un  atout  pour  les 
salaries  repreneurs,  dans  la  mesure  ou  ces  comites  dispo-
s e n t  d' u n  '' p o u v o i r  p o 1 i t i q u e  d e  c o n t rainte"  s e u 1  s u s c e p t i-
ble,  en  definitive,  d'amener  les  banques  a soutenir  cer-
tains  projets,  malgre  leurs  reticences  d'origine. 
- Role  des  Collectivites  locales 
Un  autre  concours  financier  pourra  etre  recher-
ehe  du  cöte  des  collectivites  locales  (Regions,  Departe-
ments,  Communes). 
Celles  ci,  particulierement  sensibles  aux  problemes  d'emploi 
et  de  sauvegarde  du  tissu  industriel,  accepteront  souvent 
Ge  jouer  un  röle  dans  le  redressement  d'entreprises  en  dif-
*Ce  financement  se traduira  rarement  par  l'octroi de  prets,  mais  plutot 
par  l'ouverture de  lignes d'escompte,  de  garanties sur  travaux etc. - 120  -
ficulte. 
Cette  action  des  collectivites  locales,  facilitee  depuis 
la  Loi  du  2  Mars  1982  relative  aux  "Droits  et .Libertes  des 
Communes,  des  Departements  et  des  Regions",  pourra  s'expri-
mer  de  diverses  manieres. 
Les  regions  peuvent  intervenir  directement  par  l'octroi  de 
primes  diverses  financees  par  leurs  ressources  propres. 
Il  en  sera  ainsi  des  Primes  regionales  a  l'emploi  et  des 
Primes  a  la  creation  d'entreprise  attribuees  par  le  Presi-
dent  du  Conseil  Regional  dont  le  role  de  coordinateur  de 
la  politique  de  soutien  aux  entreprises  s'est  trouve  reaf-
firme  au  terme  de  la  reforme  d'ensemble  des  aides,  interve-
nue  en  1982. 
C'est  egalement  le  President  du  Conseil  Regional  qui  proce-
dera  aux  attributions  de  la  Prime  a  l'amenagement  du  terri-
toire,financee  par  l'Etat. 
Toutefois,  la  Region  n'a  pas  le  monopale  de  l'aide  aux  entre-
prises  :  les  Departements  et  les  Communes  pourront  egalement 
intervenir  et  apporter  leur  aide  au  projet  de  reprise  des 
salaries. 
Mais  1es  budgets  dont  disposent  ces  collectivites  locales 
ne  leur  permettent  souvent  pas  d'interveni~ directement, 
dans  tous  les  plans  de  reprise. 
Leur  aide  sera  alors  davantage  une  aide  indirecte  qui  pren-
dra  generalement  la  forme  de  rabais  sur  cessions  de  locaux 
ou  de  terrains,  de  garanties  d'emprunt,  d'avances,  de  boni-
fications  d'interet,  etc. - 121  -
Il  convient  enfin  de  signaler  que  l'octroi  de 
ces  aides  ne  saurait  etre  automatiaue,  qu'il  dependra  sou-
vent  de  la  negociation  menee  au  sein  des  CORRI  ou  des 
CODEFI. 
b)  Aspects  specifigues  du  financement  de  la  reprise  saus 
forme  de  S.C.O.P 
On  aurait  pu  penser  que,  guidees  par  les  principes 
cooperatifs,  les  S.C.O.P  eprouvent  encore  davantage  de  dif-
ficultes  que  les  societes  commerciales  traditionnelles  (S.A 
ou  S.A.R.L)  pour  obtenir  des  financements. 
Le  respect  de  ces  principes  conduit  en  effet  a  refuser  que 
des  apporteurs  de  capitaux  exterieurs  puissent  etre  amenes 
a  jouer  un  role  trop  important  au  sein  de  la  cooperative  : 
c'est  aux  travailleurs-associes  que  le  pouvoir  doit  appar-
tenir  en  premier  lieu. 
Ce  refus  de  l'emprise  d'intervenants  financiers  exterieurs 
trouve  son  expression  dans  l'affirmation  de  deux  regles  de 
fonctionnement,  de  nature  a  dissuader  de  tels  intervenants 
- la  preeminence  donnee  au  facteur  travail  conduit  a n'ac-
corder  qu'une  faible  remuneration  au  capital  (la  Lai  elle-
meme  pose  cette  limitation) 
- l'absence  de  liens,  dans  ce  type  de  societe,  entre  le  mon-
tant  du  capital  detenu  et  le  pouvoir  :  consequence  directe 
du  principe  democratique  "1  Homme  - 1  Voix". 
Pourtant,  ces  handicaps  qui  semblent  frapper  la  S.C.D.P, 
ne  doivent  pas  etre  sur-evalues  au  moment  de  la  reprise. - 122  -
En  effet,  la  prudence  des  banques  (et  des  investisseurs 
en  g~n~ral)  est  avant  taut  fond~e sur  leur  absence  de  con-
fiance  dans  les  salari~s repreneurs  :  il  importe  alors  peu, 
que  la  nouvelle  societ~  cr~~e  par  les  salaries  adoptent  la 
forme  cooperative  ou  une  forme  plus  classique. 
11  apparait  par  ailleurs,  que  la  S.C.O.P  pourra  dans  cer-
tains  cas,  beneficier  de  plus  d'avantages  qu'une  societe 
classique,  et  ce  parcequ'existe  un  dispositif  d'aide  et  de 
financement  specifique  a  l'Economie  Sociale. 
On  peut  alors  se  demander  quel  role  peut  etre  amene  a  jouer 
le  Credit  Cooperatif? 
11  nous  semble  que  ce  n'est  certainement  pas  en  s'adressant 
a  la  Caisse  Centrale  de  Credit  Cooperatif,  ou  a  l'une  de 
ses  filiales,  que  les  salaries  pourront  trauver  les  moyens 
n~cessaires  au  financement  de  leur  reprise. 
Bien  qu'il  appartienne  au  secteur  cooperatif,  cet  organis-
me  financier  est  anime  par  la  meme  prudence  que  ses  homolo-
gues  du  secteur  bancaire  traditionnel  et  juge,  comme  eux, 
que  la  reanimation  d'entreprise  saus  forme  de  S.C.O.P  cons-
titue  une  activite  a  haut  risque. 
La  part  de  pre~s a  moyen  et  lang  terme  consentis  par  le 
Graupe  pour  la  reprise  d'entreprise  en  difficulte  saus  forme 
de  S.C.O.P  ne  constitue  qu'une  infime  partie  de  son  acti-
vite  :  la  part  totale  consacree  par  le  Credit  Cooperatif 
a  toutes  les  operations  tournees  vers  les  S.C.O.P  ne  repre-
sentait  en  1983  que  4,95%  du  total  des  prets  consentis  par 
ce  groupe  financier. - 123  -
C'est  plutot  du  cote  de  la  C.G-S.C.O.P  que  les  salaries 
pourront  trauver  un  appui  reel,  eLsentiellement  par  l'in-
tervention  du  Fonds  d'Expansion  Confederal  (F.E.C). 
Cree  en  1965,  le  F.E.C  (devenu  Socoden-F.E.C  en  1972),  est 
une  union  de  S.C.O.P  dont  le  but  est  d'intervenir  dans  la 
creation,  le  developpement  ou  le  redresseemnt  des  S.C.O.P. 
Il  tire  pour  l'essentiel  ses  ressources  d'un  prelevement 
apere  sur  les  cotisations  annuelles  versees  a  la  Confedera-
tion  par  les  S.C.O.P  adherentes. 
Dans  les  Operations  de  reprise,  apres  etude  de  la  faisabi-
lite  du  projet,  en  liaison  avec  la  Confederation,  le  F.E.C 
interviendra  eventuellement  SOUS  forme  de  prise  de  parti-
cipation  dans  le  capital  social  de  la  S.C.O.P  en  voie  de 
creation,  ainsi  que  par  l'octroi  de  prets  participatifs 
consentis  sans  aucune  garantie.  Un  tel  engagement  du  F.E.C, 
meme  si  il est  souvent  limite  dans  son  montant  en  raison  des 
ressources  limitees  de  ce  Fonds,  jouera  souvent  le  role  de 
catalyseur,  et  permettra  ainsi  de  declencher  l'interven-
tion  d'autres  partenaires  financiers. 
Les  S.C.O.P  pourront  enfin  beneficier  de  deux  autres  sour-
ces  de  financ~ment  : 
- des  subventions  des  collectivites  locales,  la  Loi  de  1978 
qui  definit  le  statut  des  S.C.O.P  ayant  permis  cette  possi-
bilite  en  leur  faveur 
- le  droit  reconnu  aux  S.C.O.P  d'emettre  des  Titres  parti-
cipatifs. 
Cette  derniere  possibilite,  ouverte  aux  seules  S.C.O.P-S.A - 124  -
par  la  Loi  du  3  Janvier  1983,  permet  aux  S.C.O.P  d'attirer 
d e s  c a p i t a u x  e x t -e r i e u r s  e t  d e  p a 1 1 :i  e r  a i n s i  1 e u r  a b s e n c e 
"congenitale"  de  fonds  propres,  sans  pour  autant  porter 
atteinte  aux  principes  cooperatifs. 
Ces  titres,. emis  par  les  cooperatives,  sont  pour  elles  as-
similables  a  des  fonds  propres,  a  des  participations  au  ca-
pital  depourvues  de  taut  droit  de  vote. 
Par  ailleurs,  ces  titres,  non  remboursables  avant  un  delai 
de  7  ans,  se  voient  accorder  une  double  remuneration  compor-
tant  une  partie  fixe  et  une  partie  variable  (calculee  par 
reference  aux  resultats  de  l'entreprise). 
Ces  titres  nouveaux  sont  pour  le  moment  principalement  saus-
crits  par  l'lnstitut  de  Developpement  de  l'Economie  Socia-
le  (I.D.E.S)*,  mais  a  terme,  d'autres  investisseurs  au-
ront  vocation  a  les  souscrire  (notamment  des  organismes 
d'investissement  crees  a  cet  effet  par  les  Federations  ou 
par  la  C.G-S.C.O.P). 
Il  est  encore  trop  töt  pour  dire  si  ce  moyen  de  financement 
permettra  de  repondre  aux  espoirs  que  les  cooperatives  p1a-
cent  en  lui.  Le  succes  de  cette  politique,  inspiree  et  for-
tement  soutenus  par  les  Pouvoirs  publics,  dependra  a  terme 
de  l'emergence  effective  d'un  veritable  marche  du  Titre 
participatif,  ouvert  au  plus  grand  nombre  d'investisseurs. 
*  L'l.D.E.S,  cree  en  1983  est une  Societe Anonyme  dont  le capital  a  ete 
apporte  (pour  un  total de  52,7 Millians de  Francs)  par  l'Etat  (}0%)  et 
par  l'ensemble  des  organismes  financiers  du  mouvement  de  l'Economie 
Soc ia1e  (  70~~). 
L'I.D.E.S,  par  la prise de  participation dans  le capital  des  S.C.O.P, 
a  pour  objet d'aider ces dernieres a renforcer  leurs  fonds  propres. - 125  -
Il  nous  faut  enfin  signaler,  au  terme  de  cette 
etude  des  moyens  de  financement  de  la  reprise,  que  certai-
nes  mesures  fiscales  pourront  permettre  de  faciliter  le  re-
demarrage  de  l'entreprise  en  operant  un  allegement  de  ses 
charges. 
- Les  entreprises  nouvellement  creees,  au  terme  d'une 
procedure  collective,  pourront  beneficier, pour  les  trois 
premieres  annees  de  leur  activite,  d'une  exoneration  tota-
le  de  l'impot  sur  les  societes,  puis  d'une  exoneration  de 
50  % de  cet  impot  les  deux  annees  suivantes. 
Cet  avantage  pourra  beneficier  aussi  bien  aux  S.C.O.P 
qu'aux  S.A  ou  S.A.R.L  classiques. 
Passe  ce  delai,  toutes  ces  societes  seront  soumises  a  l'im-
pöt  sur  les  societes  dans  des  conditions  normales. 
- Les  S.C.O.P  beneficient  d'une  exoneration  de  la  taxe 
professionnelle.  Cette  mesure  resulte  plus  aujourd'hui 
d'un  vide  juridique,  que  de  la  volonte  du  legislateur  de 
favoriser  cetteforme  de  societe*. 
Les  autres  societes  peuvent  egalement  obtenir  une  exonera-
tion  totale  ou  partielle  de  la  taxe  professionnelle,  mais 
cette  mesure  n~est  pas  automatique,  et  ne  peut  etre  octroyee 
que  pour  une  duree  maximum  de  5  ans. 
- Les  entreprises,  quelle  que  soit  leur  forme,  pourront 
souvent  beneficier,  apres  negociation  avec  les  Administra-
tions,  de  delais  de  paiement  concernant  notamment  leurs 
*  Une  Loi,  adoptee  en  1980,  a  mis  fin a cette exoneration.  Mais  son 
entree en  vigueur  a  ete  subordonnee a l'adoption d'un Decret  reformant 
l'assiette de  la taxe professionnelle,  Decret  qui  pour  le moment,  n'a 
toujours  pas ete publie. - 126  -
charges  fiscales,  T.V.A ...  ,  ou  sociales,  U.R.S.S.A.F ... 
- Au  terme  de  J 'Ordonnance  de  17  Aout  1967  sur  "la  partici-
pation  des  salaries  aux  fruits  de  l'expansion",  les  entre-
prises  qui  auront  conclues  avec  leurs  salaries  un  accord 
de  participation  sont  tenues  de  constituer  une  "reserve 
speciale  de  participation  des  travailleurs". 
Les  sommes  versees  chaque  annee  a cette  reserve  (et  indispo-
nibles  pour  les  salaries  pendant  cinq  ans)  seront  exclues 
des  resultats  servant  a  definir  l'assiette  de  l'imp6t  sur 
les  societes. 
Les  entreprises  qui  auront  signe  un  tel  accord  de  partici-
pation  avec  leurs  salaries,  sont  egalement  autorisees  a 
constituer  chaque  annee  une  provision  pour  investissement 
dont  le  montant  est  fixe  a  12%  des  sommes  versees  annuel-
lement  a  la  reserve  precitee.  Dans  le  cas  des  S.C.O.P,  ce 
taux  est  fixe  a  100%  du  montant  de  la  reserve.  Les  S.C.O.P 
pourront  ainsi,  en  affectant  une  part  de  leurs  excedents 
de  gestion  a cette  reserve,  renforcer  leurs  Fonds  propres, 
taut  en  beneficiant  d'exonerations  fiscales  considerables. 
Paradoxalement,  il  nous  est  apparu  que  les  proble-
mes  financiers  lies  a  la  reprise  ne  constituent  pas  toujours, 
dans  la  pratique,  un  obstacle  insurmontable. 
La  multiplication  des  intervenants  financiers  (donc  des 
Sources  potentielles  de  financement),  doit  etre  consideree 
au  regard  de  la  sensibilisation croissante,  de  la  prise 
de  conscience  generale  de  la  gravite  du  problerne  de  l'em-- 127  -
ploi,  et  de  la  necessite  d'apporter  un  soutien  a  taute  for-
me  de  solution. 
La  mobilisation  de  ces  intervenants  sera  souvent  d'autant 
plus  forte,  que  la  crise  que  traverse  l'entreprise  sera 
profonde. 
A cet  egard,  le  fait  que  la  reprise  prenne  place  au  terme 
d'une  procedure  de  faillite  apparait  comme  un  element  de 
dynamisme.  Des  lors,  il  nous  semble  qu'un  projet  industriel 
credible,  soutenu  par  l'un  des  Comites  de  restructuration 
(voire  par  la  C.G-S.C.O.P  si  la  societe  creee  choisit  d'adop-
ter  la  forme  cooperative)  echouera  rarement  faute  d'avoir 
pu  mobiliser  les  financements  necessaires. 
Si  des  problemes  importants  de  financement  doi-
vent  se  poser,  il  semble  que  cela  soit  plutöt  dans  la 
phase  posterieure  a  la  reprise,  l'entreprise  ne  parvenant 
pas  alors  a  assurer  une  exploitation  qui  lui  permette  de 
degager  des  excedents  de  gestion  et  de  s'auto-financer. 
Il  sera  parfois  difficile a l'entreprise  d'evaluer  dans  les 
premieres  annees  sa  rentabilite  reelle,  celle ci  etant  large-
ment  faussee  par  1' importance  mal  evaluee  des  aides  financieres 
dont  elle  aura  beneficiee  au  moment  de  son  redressement; 
mais  l'analyse  de  ces  problemes  depasserait  le  cadre  de  cette 
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CONCLUSION 
Il  ressort  de  cette  etude  que  subsiste  encore 
un  grand  nornbre  d'obstacles  juridiques  de  tous  ordres  au 
problerne  de  la  reprise,  que  ces  obstacles  appartiennent 
au  Droit  des  Societes,  au  Droit  de  la  Faillite  ou  au  Droit 
du  Travail. 
11  faut  cependant  constater  que  depuis  quelques  annees, 
CeS  obstacles  juridiques  ont  tendance  a  s'effacer,  SOUS 
l'action  cornbinee  de  deux  facteurs  : 
- l'action  rnenee  par  les  Pouvoirs  publies  en  faveur  d'une 
part,  de  l'Econornie  Sociale  (avec  la  creation  de  structu-
res  originales  de  financernent  et  de  prornotion),  et  d'autre 
part,  en  faveur  d'une  refonte  du  droit  de  la  faillite  (in-
forrnation  et  association  des  salaries  dans  les  Procedures 
collectives). 
- la  sensibilite  croissante  des  partenaires  exterieurs 
a la  reprise  (Collectivites  locales,  Tribunaux  de  cornrner-
ce,_ ••• ),  au  problerne  de  l'ernploi. 
L'existence  d'un  Consensus  sur  ce  dernier  point  suffit  a 
expliquer  que,  face  aux  problernes  juridiques  qui  derneurent, - 129  -
une  solution  pourra  le  plus  souvent  @tre  trouvee. 
Mais  si,  comme  nous  venons  de  le  dire,  chaque 
problerne  juridique  pris  isolement  peut  trauver  une  solu-
tion,  il  semble  en  revanche,  que  l'accumulation  de  ces 
difficultes  constitue  un  reel  obstacle  pour  les  candidats 
a  la  reprise. 
Ces  derniers  devront  faire  preuve  d'une  mobilisation  ex-
treme  et  de  tous  les  instants  pour  oser  aborder  ce  type  de 
problemes,  et  tenter  de  degager  une  solution. 
Dans  de  tres  nombreux  cas,  la  perspective  pour  les  sala-
ries  d'avoir  a  affronter  l'ensemble  de  ces  difficultes, 
la  conviction  qu'ils  auront  de  s'engager  dans  un  processus 
qu'ils  ne  pourront  maitriser,  suffira  a  les  faire  renoncer. 
Mais  surtout,  il  nous  apparait  clairement  que 
ces  obstacles  juridiques  ne  peuvent  pas  etre  dissocies 
du  contexte  largement  domine  par  le  "fait"  dans  lequel  ils 
interviennent,  contexte  qui  renfermera  deja  le  germe  de 
l'echec. 
C'est  souvent  au  cours  d'un  conflit  collectif,  marque  par 
une  occupation  des  locaux,  qu'apparaitra  le  projet  des  sa-
laries.  A l'occasion  de  cette  occupation,  ils tenteront 
d'assurer  par  eux  memes  la  production  • 
Mais  cette  tentative,  parce  qu'elle  s'effectuera  dans  des 
conditions  peu  orthodoxes  (absence  de  tenue  de  comptabilite, 
vente  sauvage  des  stocks  ••. ),  contribuera  souvent  a  han-
dicaper  fortement  la  reprise. Les  consequences  d'une  poursui-
te  d'activite  dans  ces  conditions,  rejailliront  sur  la - 130  -
nouvelle  societe  creee  par  les  salaries. 
Oe  la  meme  fa~on,  les  salaries  devront  aussi  faire  face  a 
l'hostilite  du  milieu  patronal  et  a  un  phenomene  de  fuite 
des  competences  qui  laissera  souvent  l'entreprise  sans 
dirigeants,  ni  personnel  d'encadrement  apte  a  les  remplacer. 
Les  salaries  qui  restent  dans  l'entreprise  seront  souvent 
desorientes,  n'ayant  jamais  ete  prepares  a affronter  les 
formalites  necessaires  a  la  constitution  d'une  societe,  ni 
les  problemes  poses  par  la  gestion  d'une  entreprise. 
L'importance  de  ces  difficultes,  l'obstacle  majeur  qu'elles 
constituent  lors  de  la  reprise  d'entreprise,  ne  nous  semble 
pas  pouvoir  etre  resolue  par  la  seule  intervention  du 
Droit. 
Une  experience  recente,  menee  dans  le  Departe-
ment  du  Var,  pourrait  peut  etre  guider  ce  qui  serait  une 
amorce  de  solution  a  ces  problemes. 
Deux  responsables  syndicaux  de  ce  Departement  ont  crees, 
avec  l'appui  du  Conseil  General  et  des  municipalites,  un 
Groupement  d'lnteret  Economique  (G.I.E)  baptise  "Aide  aux 
Createurs  d'Entreprise  du  Var"  destine  a  apporter  un  soutien 
logistique  aux·salaries  ou  aux  chömeurs  desireux  de  repren-
dre  ou  creer  leur  entreprise. 
Ces  derniers  trouvent  aupres  de  ce  G.I.E  les  conseils  in-
dispensables  pour  remplir  les  formalites  administratives 
(redaction  des  statuts,  inscription  au  Registre  du  com-
merce,  demarches  aupres  d'organismes  pouvant  attribuer 
des  aides  ... ),  et  le  soutien  necessaire  pendant  les  pre-- 131  -
miers  mois  de  l'activite  (tenue  de  la  comptabilite,  etablis-
sement  de  comptes  previsionnels .•. ). 
Si  ce  G.I.E  se  consacre  pour  l'instant  essentiellement  a 
la  creation  d'entreprises  artisanales,  rien  ne  s'oppose 
a  ce  que  dans  l'avenir,  de  tels  groupements  interviennent 
sur  des  dossiers  d  entreprises  plus  importantes,  qui  pour-
raient,  pourquoi  pas,  concerner  des  projets  de  reprise  par 
les  salaries. - 132  -
ANNEXE  I 
Note  monographigue 
"S.C.O.P  Fondaco" 
L'entreprise  Fondace  est  nee  de  la  reprise  par 
les  salaries  des  deux  societes  "2F"  et  "3F",  filiales 
fran~aises  de  la  societe  Beige  "Compagnie  Internationa-
le  des  Pieux  Armes  Frankignoul".  Ces  societes  intervenaient 
dans  le  secteur  du  batiment,  pour  des  activites  de  "fonda-
tions  speciales". 
Ces  deux  societes  ont  ete  amenees  a deposer  leur  bilan  en 
raison  du  retrait  de  la  Societe-mere,  qui  ne  voulait  plus 
supporter  le  poids  d'une  gestion  devenue  deficitaire. 
Les  administrateurs  des  deux  societes  ayant  demissionne, 
un  administrateur  provisoire  fut  nomme  qui  proceda  au  depot 
de  bilan. 
En  l'absence  de  repreneurs  exterieurs,  il  demanda  la  liqui-
dation  des  biens  de  l'entreprise,  qui  interviendra  le  3  Avril 
1980,  tous  les  salaries  des  deux  societes  etant  aussitöt 
licencies. 
Entre  temps,  six  cadres  se  regroupent  autour  d'un  Direc-
teur  d'exploitation  qui  leur  propose  d'etudier  les  con-
_ditions  d'une  reprise  de  l'entreprise. 
Leur  reflexion  s'oriente  d'abord  vers  la  recherche  des 
causes  de  l'echec  de  leur  entreprise. 
I 
Trois  causes  leur  paraissent  pouvoir  expliquer  les  diffi-
cultes  rencontrees  : - 133  -
- le  surdimensionnement  de  l'entreprise,  imposant  des  couts 
de  structure  eleves  dans  un  marche  en  recession 
- la  masse  salariale  trop  elev2e 
- la  demotivation  importante  des  salaries. 
Au  terme  de  cette  reflexion,  cette  equipe  entreprend  une 
etude  de  marche,  au  vu  de  laquelle  seront  determines  le 
dimensionnement  de  l'entreprise  a creer,  et  les  besoins  de 
financement  de  cette  nouvelle  entreprise. 
Parallelement,  ces  salaries  recherchent  le  choix  d'une  forme 
juridique. 
Au  depart,  l'idee  de  fonder  une  S.C.O.P  ne  s'impose  pas, 
en  raison  de  l'image  plutöt  negative  qu'en  ont  les  cadres 
(crainte  de  son  aspect  auto-gestionnaire). 
Mais  tres  vite,  la  S.C.O.P  apparaitra  comme  le  moyen  le 
plus  adapte  au  projet  :  elle  doit  permettre  de  repondre 
a  la  demotivation  des  salaries  (consideree  par  les  cadres 
comme  un  obstacle  majeur),  par  l'association  des  travail-
leurs  au  capital  de  la  societe;  et  de  trauver  en  meme  temps 
un  mode  de  financement  original. 
Oe  plus  la  S.C.O.P  se  greffe  sur  une  structure  de  societe 
classique  :  le  fonctionnement  democratique  n'excluera  donc 
pas  taut  principe  hierarchique  de  Oirection. 
La  forme  S.C.O.P-S.A  sera  donc  choisie  pour  servir  de  cadre 
juridique  a  la  nouvelle  societe  (la  forme  S.A  s'impose  en 
raison  de  la  volonte  des  fondateurs  de  regrouper  a  court 
termeplus  de  50  Associes). 
A partir  de  ce  moment,  ce  groupe  de  salcries  va  prendre - 134  -
contact  avec  la  C.G-S.C.O.P.,  qui  lui  apportera  l'aide 
n~cessaire  pour  ~tablir  un  plan  de  financement  et  pour 
mettre  au  point  des  statuts  conformes  a  l'esprit  coop~ra­
tif. 
Deux  id~es-force se  degagent  de  cette  pr~paration  : 
- le  besoin  en  capital  de  la  soci~t~ est  ~valuee a  envi-
ron  1  Million  de  Francs. 
- l'effectif de  d~part doit  etre  absolument  limit~ a  60 
salari~s. 
A  ce  stade,  l'~quipe initiale  convoque  l'ensemble  des 
salari~s et  leur  expose  les  grandes  lignes  de  ce  plan  de 
reprise. 
Il  leur  sera  notamment  pr~cis~ les  raisons  ayant  guid~ 
le  projet  de  reprise,  le  choix  de  la  forme  juridique  et 
l'engagement  financier  qui  s'imposera  aux  candidats-asso-
ci~s. 
La  participation  au  capital  de  la  S.C.O.P  est  fix~e  a  4 
mois  de  salaire  (2  mois  seulement  pour  les  manoeuvres). 
Seul  le  quart  des  salari~s se  d~clarera  favorable  a  ce 
projet,  les  autres  salari~s etant  soit  absents,  soit  refrac-
taires  au  projet  en  raison  de  l'engagement  financier  qu'il 
suppose. 
Restaient  donc  environ  75  candidats,  d'entre  lesquels  64 
travailleurs-associ~s seulement  devraient  etre  choisis. 
Cette  selection  s'effectuera  par  cooptation,  les  salaries 
non  retenus  ~tant assures  de  ben~ficier d'une  priorite  a 
l'embauche,  a  mesure  du  developpement  de  l'entreprise. - 135  -
Au  terme  de  cette  reunion,  le  quart  necessaire  du  capital 
social  avait  pu  etre  reuni;  la  totalite  le  sera  dans  le  delai 
d'un  mois. 
11  etait  convenu  entre  les  64  associes  que  tous  ne  seraient 
pas  embauches  des  le  debut  de  l'exploitation,  mais  qu'ils 
resteraient  inscrits  au  chömage,  et  ne  seraient  recrutes 
qu'au  fur  et  a  mesure  de  la'montee  en  charge  de  l'entrepri-
se  (la  totalite  des  64  a  ete  effectivement  embauchee  dans 
un  delai  de  4  mois  suivant  le  debut  de  l'activite). 
Cette  operation  avait  pour  but  d'eviter  une  surcharge  de  la 
masse  salariale  d~s  le  debut  de  l'exploitation. 
Il  faut  noter  que  le  delai  qui  s'est  ecoule  entre  la  liqui-
dation  des  biens  des  deux  entreprises  d'origine  et  la  creation 
de  la  nouvelle  societe,  n'a  ete  que  de  deux  mois. 
Ce  bref  delai,  considere  par  les  fondateurs  comme  une  con-
dition  "sine  qua  non"  de  la  reussite  s'imposait  pour 
q u e  so i e n t  p r es  e r v e es  1 e s  p a r t s  d e  m·a r c h e  d e  1 ' e n t r e p r i s e 
defaillante. 
Le  plan  de  financement  de  cette  reprise  est 
particulierement  interessant. 
L'entreprise ·n'a  pu  obtenir  aucun  concours  du  secteur  ban-
caire  traditionnel,  certaines  banques  refusant  meme  d'etu-
dier  le  dossier. 
En  revanche,  la  S.C.O.P  Fondaco  a  obtenu  de  la  Societe 
Belge  proprietaire  des  actifs  des  deux  societes  initia-
les,  qu'elle  lui  laue  l'ensemble  du  parc-machines  encore 
en  sa  possession.  L'entreprise  n'aura  donc  pas  a  financer - 136  -
l'aehat  du  materiel,  mais  seulement  a  payer  le  prix  de  sa 
loeation  (meme  si  par  la  suite  l'entreprise  a  rachete  l'ensem-
ble  de  ee  materiel). 
Malgre  eette faeilite,  1 'entreprise,  eu  egard  a  la  nature  de 
son  aetivite,  avait  des  l'origine  un  grand  besoin  de  fonds 
de  roulement  que  le  eapital  initialement  investi  ne  pouvait 
suffir  a  couvrir. 
Le  reeours  a  des  coneours  financiers  exterieurs  s'imposait. 
Ainsir  au  1,185  million  de  franes  apporte  par  les  assoeies, 
se  sont  ajoutes  387.000  franes  d'aides  aux  ereateurs  d'en-
treprise. 
Fondace  a  egalement  obtenu  un  pret  du  F.E.C  de  300.000  Fes. 
Le  CODEFI  a  pour  sa  part  eonsenti  un  pret  du  F.D.E.S  pour 
250.000  Fes. 
Les  salaries  ont  egalement  obtenu,  apres  negoeiation  avee 
les  organismes  d'assuranee  ehomage,  le  versement,  en  dehors 
de  taut  regime  legal,  d'un  important  finaneement  preleve 
sur  leurs  fonds  soeiaux.  L'entreprise  a  ainsi  per~u 
688.000  Fes.  de  dons,  et  143.000  Fes  de  prets  eonsentis 
sans  interets  pour  une  duree  de  2  ans. 
A  ee  finaneement,  il  faut  ajouter  l'exoneration  de  eharges 
soeiales  pour  ehaque  assoeie,  pendant  une  duree  de  6  mois, 
au  titre  de  l'aide  aux  ereateurs  d'entreprise. 
Ce  finaneement  a  ete  eomplete  par  deux  prets  personnels 
eonsentis  par  le  Credit  National  au  Direeteur  et  a  son 
adjoint,  pour  un  montant  total  de  600.000  Fes. 
Afin  de  renforeer  eneore  l'importanee  de  ses  fonds  propres, - 137  -
taut  en  reduisant  l'importance  de  l'impöt  sur  les  socie-
tes,  Fondaco  a  conclu  des  la  premiere  annee  un  accord  de 
participation,  et  a  procede  dans  le  meme  delai  a  une  aug-
mentation  de  capital  reservee  aux  travailleurs. 
A  la  fin  de  1984,  le  capital  de  la  S.C.D.P  atteignait 
9,3  Millians  de  Fes. 
11  faut  aussi  inclure  dans  ce  financement  les  concessions 
acceptees  par  les  salaries  quant  a  leur  remuneration. 
Taus  les  associes  ont  connu  une  diminution  de  salaires  par 
rapport  a  leur  emploi  precedent,  allant  de  5
0' 
10  pour  les 
manoeuvres  a  35%  pour  les  cadres  dirigeants. 
L'echelle  des  salaires etait  alors  de  1  a  3,5. 
(Precisons  qu'a  la  fin  de  1984,  cette  echelle  etait  passee 
de  1  a  6,2) 
Aujourd'hui,  la  S.C.D.P  "Fondaco"  occupe  180 
personnes,  dont  138  sont  associees(soit  un  taux  de  societa-
riat  proehe  de  75%). 
Elle  est  largement  beneficiaire  et  a  assis  son  expansion 
sur  la  creation  de  filiales  a  l'etranger. 
Ce  succes  de  la  reprise  explique  peut  etre  qu'au  cours  de 
la  deuxieme  annee  d'exploitation,  les  salaries  non  reem-
bauches  par  la  S.C.D.P  aient  introduit  une  action  devant 
le  Conseil  des  Prud'hommes  visant  a  obtenir  des  dommages 
et  interets  pour  rupture  abusive  de  leur  cantrat  de  travail, 
en  violation  de  L.122.12. 
Cette  action)  qui  pour  le  moment  n'a  pas  abouti,  prouve - 138  -
des  problemes  apparemment  resolus  lors  de  la  reprise, 
peuvent  reapparaitre  plusieurs  annees  apr~s,  et  remettre 
alors,  parfois  en  cause  l'equilibre  de  l'entreprise. - 139  -
ANNEXE  II 
Resolution  sur  les  cr8ations  de  S.C.O.P  par  reprise 
d'affaires  defaillantes,  adoptee  par  le  Conseil  National 
de  la  C.G-S.C.O.P  des  24  et  25  Juin  1983. 
Le  Conseil  National  Confederal, 
considerant  que  les  creations  de  S.C.O.P  par  reprise 
d'entreprises  en  difficulte  renforcent  durablement  le 
Mouvement  quand  elles  sont  convenablement  etudiees  et 
suivies,  mais  affectent  de  fa~on tres  dommageable  son 
potentiel  et  son  image  lorsqu'elles  aboutissent  ulte-
rieurement  a  un  echec,  et  que  celui  ci  met  en  evidence 
qu'elles  ont  ete  realisees  sans  les  precautions  necessaires, 
arrete  les  dispositions  ci-apres  et  invite  le  Bureau 
confederal  a  veiller a  leur  application  : 
1)  Lorsqu'elles  mettent  en  oeuvredes  effectifs et  des 
besoins  de  financement  relativement  importants,  ces 
creations  doivent  fadre  ~'objet d'etudes  preparatoires 
enc~~e plus  approfondies,  avec  la  collaboration  d'ex-
perts  permettant  d'apprecier  avec  plus  de  surete  notam-
ment  la  qualite  de  l'equipement  et  sa  compatibilite 
avec  les  exigences  d'une  exploitation  rentable,  et  les 
hypotheses  de  productivite  et  de  commercialisation. 
2)  Les  promoteurs  de  la  creation  de  la  cooperative 
do±vent  etre  clairement  informes  que  la  confederation 
ne_pourra  suivre  leur  projet  que  si  : 
a)  l'equipement  disponible,  ou  qui  pourrait  @tre  ac-
quis  a  la  faveur  d'un  plan  de  financement  raisonnable, - 140  -
permet  d'atteindre  les  niveaux  de  productivite  conside-
res  comme  satisfnisants  dans  ln  profession; 
b)  les  ohjectifs  commerclaux  peuvent  ~tre  tenus  pour 
reHlistes,  soit  S  la  SUite  d'une  etude  rigoureuse  du 
m  a r c h e ,  s o ±  t  d u  f a i t  d ' e n g a g e m  e n t s·  p r e  c i s  d e  c 1 i e n t s 
siC]nificatifs; 
c)  au  cas  oD  il apparaitrait  que  l'equipe  ne  camporte 
Pas  en  son  sein  les  competences  suffisantes  en  matiere 
de  direction  generale  et  de  responsabilites  techniques, 
commerciales  et  administratives,  les  futurs  coopera-
teurs  prennent  l'engaqement  de  s'ouvrir  a  des  recrute-
ments  exterieurs  ou  d'accueillir  une  direction-relais; 
d)  les coaperateurs declarent accepter si necessaire,  un  suivi 
methodique  de  leur  gestion  pendant  la  periode  de  demar-
rage; 
e)  les  futurs  cooperateurs  prennent  les  engagements 
necessaires  de  souscription  en  capital  et  de  poursuite 
ulterieure  des  souscriptions. 
3)  Les  plans  de  financement  doivent  comporter  la  cou-
verture  des  frais  de  premier  etablissement  que  consti-
tuent  les  recrutements  eventuellement  necessaires, 
s'il y  a  lieu  la  mise  en  place  d'une  direction-relais, 
et  le  suivi  de  la  gestiön  pendant  la  periode  de  demar-
rage. 
Le  Conseil  national  considere  en  outre  que  la 
Cönfederation  : 
1)  ne  doit  pas  hesiter  a  faire  connaitre  clairement  a - 141  -
tous  interesses  qu'e1le  ne  peut  cautionner  ni  technique-
ment  ni  finRncierement  les  projets  qui  ne  lui  parais-
sent  pas  comporter  une  presompti~n raisonnable  de 
reussite; 
2)  doit  refuser  taute  intervention,  meme  symbolique  du 
F.E.C,  qui,  saus  le  pretexte  de  parfaire  unplande 
financement,  serait  en  fait  la  cautiön  technique  du 
Mouvement  a  un  projet  dont  l'etude  ne  lui  paraitrait 
pas  aboutir  a  cette  presomption; 
3)  si  el1e  doit  accueillir  dans  l'esprit  de  la  plus 
large  ouverture  les  S.C.O.P  dont  la  conformite  juridi-
que  et  les  engagements  cooperatifs  n'appellent  pas  de 
reserve,  elle  n'est  pas  tenue  pour  autant  de  leur  faire 
apporter  le  concours  du  F.E.C  ou  de  soutenir  leur  pro-
jet  devant  les  pouvoirs  publies  et  les  etablissements 
financiers,  des  lors  qu'elle  n'a  pas  participe  a l'etu-
de  prealable  ou  que  celle-ci  ne  lui  permet  pas  de  cons-
lure  a  la  presomption  de  reussite. - 142  -
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lntroduction 
The  purpese  of  this  report  is  to  examine  the  relevant  areas  of United 
Kingdom  law  which  affect  the  conversion  of  a  business  into  an  industrial 
workers'  cooperative.  Part  1  gives  a  general  commentary  on  conversions 
into  workers'  cooperatives.  This  is  followed  in Part  2  by  a  discussion  of 
the  background  to  cooperative  law,  an  introduction  to  conversion 
alternatives  and  reference  to  the  major  differences  between  Scotland  and 
England/Wales,  the  main  jurisdictions within  the  United  Kingdom.  Part  3 
covers  the  rights  of  creditors,  including security holders,  and  the  sale  of 
a  business  to  the  new  cooperative.  lhe  next  section  deals  with  the 
conversion  process.  Finally,  Part  5  gives  an  outline  of  the  outside 
finance,  including Slate aid,  available  to  the  new  business. 
Wehave  deliberately  limiled  the  number  of  references  tc statute since 
british  Company  and  Insolvency  law  is  in  the  process  of  change.  The 
Companies  Acts  1945,  1967,  1976,  1980  and  1981  have  just  been  consolidated 
and  as  frorn  July  198~ three  new  Acts  will  apply:  a  mammoth  Companies  Act 
dealing  with  most  of  company  law;  the  Companies  (Insider  Oealing)  Act  and 
the  Companies  (Business  l\lames)  Act.  lnsolvency  law  has  in  recent  years 
been  the  subject  of  much  discussion,  particularly  in  the  lork  keport  of 
1982.  This  discussion  has  resulted  in  an  Insolvency  bill  which,  at  the 
time  of  writing,  has  gone  through  the  hause  of  Lords  and  is  now  at  the 
report  stage  in  the  Hause  of  Commons.  We  have  endeavoureo  to  comment  on 
some  aspects  of  the  proposed  legislation  but,  as  is  inevitable  with 
proposals  as  controversial  as  those  in  the  bilJ,  have  stopped short  of 
predi ct ing  thE:  outcorrw  o f  P8r  11 ament 's  de 1 iberat  i ons. .. 
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PART  1 
Commentary  on  conversions 
There  are  two  possibilities  for  the  conversion of  an  existing business  into 
an  industrial workers  cooperative  - either  the  parent,  the  conventional 
business  is  solvent,  or  it  is  not.  A  further  possibility exists  where 
there  is  a  group  of  companies  or  a  business  in  several  divisions,  one 
section  or  subsidiary  of  which  is  insolvent  or  uneconomic  from  the 
viewpoint  oF  the  centre.  This  last  has  in  Fact  been  shown  to exist  in  many 
cases  particularly  in Scotland. 
Relevant  law  is  that  which  aFfects  both  the  parent/converted business  es 
well  as  cooperative  lav.·  in  general.  In  United  Kingdom  terms,  however, 
there  is  considerable  Flexibility  and  Freedom  in the  use  oF  Formats  for 
business  organisations  allowing  several  methods  of  organising  a  business 
along  conventional  lines  - as  well  as  freedom  to  create  a  cooperative. 
United  Kingdom  cooperatives  can  use  one  oF  several  forms  oF  business 
organisation;  it  is  adhcrence  to  cooperative  principles  that  will  mark  out 
the  United  Kingdorn  cooperative,  not  the  use  oF  a  particular  legal 
procedure. 
In  respect  oF  conversions,  Mr.  C.  Cornforth  of  the Open  University  produced 
the  following  statistics  at  a  Research.  Seminar  of  the  Society  for 
Cooperative  Research  in January  198.): 
NEw  SlARl 
UPS 
477 
93.5 
PHGU-.1 X/kt.SCUL S 
23 
4.5 
CCH\\-E.kSl Uf\ 
15 
3  10mo -~ 
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The  statistical conclusion  is  that  the  number  of conversions  is negligible. 
This  confirms  the  opinion  of  the  officials of  the Cooperative  Development 
Agency  and  Scottish  Cooperatives  Development  Committee  Ltd.  who  were 
consulted.  Further,  it  must  be  said  that  this  figure  presupposes 
conversion  from  solvent  businesses.  lt  seems  that  legal  and  practical 
difficulties combine  to  render  conversion  from  an  insolvent  business  even 
less likely. 
If  a  business  is  insolvent,  United  Kingdom  law  invokes  a  whole  range  of 
controls  upon  the  disposition  of  business  assets  in  seeking  to  afford 
proper  protection  of  creditors.  Further,  this set  of controls,  coupled 
with  the  inherently  dilatory  nature  of  bankruptcy  and  liquidation 
procedures,  mean  that  insolvent  businesses  are  not  good  targets  for  new 
cooperatives.  Gnly  the  most  radical  'sit in'  or  'work  in'  has  managed  to 
keep  such  businesses  alive. 
lhe  reality  has  been  that  if there  is  a  viable  business  underneath,  a 
takeover  on  conventional  terms  occurs,  to  which  the  employees  do  not 
obJect,  and  thus  the  cooperative  option  falls.  lt1e  employees  do  not  object 
as  job security  is preserved,  and  if redundancies  are  required  the  trade 
unians  are  usually  satisfied if they  have  negotiated  generaus  redundancy 
payments. 
It  also  must  be  realised that  unless  the  employees  have  a  real  commitment 
to  cooperation  to  drag  people  in  for  a  job  preservation  motive  does  not 
improve  the  prospects  for  the  new  cooperative.  lhe  so  called  'Senn 
Cooperatives'  of  the  196U's  evidence  this. 
More  importantly  if  8  business  is  insolvent,  turning  it  into  an  industrial 
workers  cooperative  will  not  of itself make  it solvent. 
It  is  suspected  that  the  real  proble~ for  cooperatives  is  lack  of capital 
since  an  industrial  workers  cooperat1ve  cannot  have  outside 
voting/conlrolling  shareholders.  lndeed.  tne statistics  1n  Table  1  show 
that  of  the  e~isting cooperatives  the  maJorit~  are  collect1ves  or  guar~ntee - 152  -
campenies  which  by  their constitution exclude  any  form  of  share  capital  in 
the  conventional  sense.  The  only  shares  are  a  simple,  nominal  badge  of 
membership. 
Table  1  - Forms  of  organisation of  UK  workers'  cooperatives 
ICOM  Industrie!  and  Provident  Society 
ICO~ guarantee  company 
Miscellaneous  companies  (apparently  the  majority  are 
guarantee  cor.1pany  varialions  on  ICU~l  model) 
CDA  neighbourhood  lndustrial  and  Provident  Society 
(this  is not  a  true  induslr1al  workers  cooperative 
form) 
CDA  lndustrial  and  Provident  Society  1982  form 
HIOB  lndustrial  and  Provident  Society  (this is  a 
communJty  cooperativc  restricted to  lhe  Highlands  of 
Scotland) 
38.7% 
31.1~~ 
6.  6~o 
2.  9~o 
L.  2~o 
Source:  lhe  ~e~ Cooperatives  (Cooperative  Oevelopment  Agency  3rd  Edit. 
1  '184) 
N.8.  The  mean1ng  of  the  descriptive  terms  used  above  will  be  explained  at 
appropriate  points  in  the  report. 
lhus,  the  actual  cooperative  practice  excludes  external  finance  in  any  form 
other  than  loan  capital.  In  the  commercial  world,  this  creates  an 
imbalance  in the  accounts  and  causes  suspicion  in  cautious  bank  managers 
that  the  business  is  insolvent. 
Further  the  possibilities  of  using  special  Shareholdings  - non-voting 
shares,  non  voting  preference  shares  which  can  be,  under  the  Campenies  Act 
1981  redeemable  by  the  company  - are  excluded  b)  the  practical  fears  of  the 
investor.  Ir,  a  nutshell,  the  preference  shareholder  in  a  conventione:d 
business  knows  that  U1e  ordinary  Shareholders  can  get  no  return  until  the 
preference  div1dend  1s  pa1a.  lhus  the  ordinary  interest  looks  after  lhe 
preference  dividend.  lhe  preference  sharellolder  need  not  worry  aboul 
restricted  voting,  since his  investment  has  preferential  treatment. - 153  -
In  a  co-operative  all the  ordinary  Shareholders  are  emplo)'ees  who  control 
the  board  of  directors  - or  are  the  board  of  directors.  They  can  remove 
their  share  of  profit  as  wages/bonus  an  wages  rather than  as  dividend. 
Indeed  the  tax  system  encourages  them  to  da  so.  lhere  need  be  nothing left 
for  the  preference  dividend.  Whether  such  an  action  by  the  worker 
directors/members  would  be  a  violation  of  their  duty  to  act/vote  for  the 
benefit  of  the  company  as  a  whole  is  a  sufficiently nebulous  question to 
warrant  years  of  litigation were  it ever  raised! 
It  is suggested  that  the  powers  of  redemption  of shares  under  the  Campenies 
Act  1981,  the  use  of  an  employee  share  scheme  or  the  device  of an  employee 
trust  could  be  used  to  encourage  investment  in  cooperati~es. 
This  question  will  warrant  serious  examination  but  does  not  fall  within the 
remi t  of  this  report  - i f  only  because  the  business  may  not  be  an 
1ndustrial  workers'  coo~erative.  Forthat  implies  only  employees  can  be 
members  and  that  employees  must  be  members  and  these  schemes  have  an 
employee  trust  as  a  member.  And  an  employee  trust  cannot  by  definition  be 
an  ernployec!  lhere  are  also  the  alternative  views  of  those  accepting 
individual  shareholaings  and  those  committed  to  &  pure  collective 
philosophy. 
A further  statistic that  is  relevant  can  be  taken  from  the  CUA  book,  'The 
New  Co-operators
1
•  lhe  Sc-ottish  position  illustrates  the  smallness  of 
most  cooperatives: 
T  able  2 
Scottish cooperatives 
Guarentee  companies  (ICOh  form  and  others) 
ICO~·'i  Societies 
Unincorporated 
hlOb  Community  Looperatives 
Number  of 
20 
18 
) 
1e .• 
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Excluding  the  HIDB  cooperatives  - they  are  community  Organisations,  not 
industrial  worker  cooperatives  - only  6  of  the  remaining  43  had  over  20 
members. 
To  take  another  area  at  random  - West  Midlands  had  only  4  exceeding  20 
members  (although all  four  exceeded  80,  all  the  rest  were  below  20!) 
In  other  words  the  vast  majority  of  United  Kingdom  lndustrial Workers 
Cooperatives  are  very  small  and  it is fair  to  assume  most  at  new  creations 
rather  than  conversions. 
There  remains  the  third possibility  - that  part  of  a  business  which  is seen 
as  insolvent  or  uneconomic  or  redundant  by  a  group/holding  company.  In  fact 
many  of  these  parts,  desired  to  be  shed  by  groups  retrenching  to  survive 
the  current  economic  situation,  have  been  converted  into  successful 
industrial  workers  cooperatives.  lhis  is  particularly  so  in Scotland,  but 
also  applies  extend  lo  other  p~rts of  the  United  ~ingdom. 
1 h ese  t1 av e  been  referred  to  as 
1 phoen1 x  cooperat i ves',  cases  wnere  there 
is  closure  of  a  satellite  operation  and  sorne  of  the  redundant  workforce 
are  sufficiently determined  to  save  their  own  and  potentially  create  other 
jobs  by  f orming  a  ne~·  cooperat i ve  to  t ake  over  all  or  part  of  the  assets  of 
the  defunct  satellite as  a  new  business. 
In  jargon  this  1s  an  employee  buy  out.  At  1ts  s1mplest  these  (ex) 
employees  use  one  of  the  models  from  the  relevant  agency  and  then  having 
raised  the  membership  capital  (one  share  per  person,  plus  a  loan  stock 
comrr1i tment:  fro;:  redur.dancy  pay  and  other  sevcrancE- payments,  seek  further 
finance  to  purchase  the  assets  for  the  cooperal1ve.  Une  interesting 
feature  is  the  willingness  of  business  closing  down  parts  to  pay 
1conscience  mone) 
1  in  the  forrr.  of  charging  norr.inal  cons1deration  for  old 
plant,  anc  grantin;  favourable  leasing  arrangements  etc. 
lt.  is  th1~  f:Jrrr.  of  convcr~.1or,  that  in  fact  occurs  1n  trtc  l.Jn1ted  k.ingoorr.  not 
the  theoretica~  wor~ers  takPover . - 155  -
A  s  we 11  as  this,  there  have  been  the Scot  t  Bader  Comi'TlCJnweal th  and  the John 
Lewis  Partnership  where  former  controllers  have  handed  their  businesses 
over  to  the  workforce.  As  can  be  expected  such  self-denying attitudes  are 
not  common  in entrepreneurs! 
Recently  however  the  Baxi  heating  company  - Richard Saxendale  and  Sons  Ltd. 
- converted  from  being  a  private  family  owned  and  controlled  company  to  a 
partnership (to  use  their  own  term).  (N.B.  the  company  - a  private,  share 
company  was  restructured to  give  the  employees  ownership). 
This  conversion  in  fact  required  the  availability  of  the  Campenies  Act  1981 
procedures  to  allow  redemption  and  cancellation  of  the  greater  part  of  the 
ordinary  shares  held  by  the  Baxendale  farr.ily.  A  further  factor  was  that 
the  Saxendale  family  were  prepared  lo  accept  a  price  for  their  shares, 
which  the  company  could  meet  out  of capital  and  retained profit  and  which 
was  substanlially  below  the  full  market  value. 
In  brief the  scheme  was  that  -
1.  An  employee  trust  was  created.  lhis  represents  a  collective  element, 
to  secure  the  lang  term  i nterests  of  tne  ous) ness  as  a  ~1ho le. 
2.  The  employee  trust  bought  a  nominal  shareholding  from  the  family. 
3.  lhe  company  boughl  back  the  remaining  ordinary  shares  - and  cancelled 
thern. 
4.  lhe  crnployee .lrust  was  left  as  the  sole  snareholder  - U1ereaflt:r  the 
trust  will  divest  itself  of  49%  of  the  shares  in  favour  of  the 
employees. 
5.  lhe  company  would  cont1nue  with  the  emoloyee  trust  holding  51~ of  thf 
shares  and  tne  actual  employees  49~ between  lherr ..  (This  balance  haE 
meant  th2t  the  scneme  is  condemned  by  many  comn-:itteu  coorerat.ors  a~' 
being  agajnst  cooperat1ve  principles~·. - 156  -
~.B. from  the  information  available  for  this  report  (i) details  of  share 
transfers  were  dependant  on  Inland  Revenue  approval  and  (ii) the 
actual  management  system  had  to  be  developed  as  a  two  tier  board 
structure of  partnership  council  and  executive  board. 
The  cooperative  sector  in  the  United  Kingdom  has  always  been  mainly  a 
retail  movement.  Agricultural  cooperatives  form  the  next  major  sector, 
leaving  industrial  workers'  cooperatives  as  a  small  new  element. 
lt  must  be  recognised  that  man)  advisers  (for  example,  solicitors,  bank 
managers  and  accountants)  are  suspicious  of  the,  to  them  strange 
cooperative  form.  Same  are  even  hostile.  Clearly,  this  will  also  have  a 
negative  effect  on  convers1ons. 
Also,  within  any  conversion  the  education  needed  for  the  workers  (who  are 
now  tne  conlrollers)  is  v1tal.  For  if  that  education  is  not  given  then 
there  will  be  a  power  vacuurr:  al  the  top  of  the  cooperative.  If it  is  not 
filled~  the  business  will  not  succeed,  and  possibly,  the  cooperative  will 
be  underm1ned  by  thosE- who  lEti-.c  control. - 157  -
PART  2 
Cooperative  Law  background;  Conversion Alternatives;  Main  Scottish/English 
di fferences 
(i)  Cooperative  Lew  Background 
General 
There  are  several  distinct  legal  jurisdictions within  the  United  Kingdom, 
even  though  tne)  are  subject  to  the  Westminster  Parliament  and,  in  civil 
law  matters  a  final  internal  appeal  court  in  the Hause  of  Lords. 
Those  of England  and  ~ales,  and  Northern  Ireland are  most  closely  related, 
that  of  Scotland  is  different  as  are  the  Channel  Islands  and  the  Isle  of 
fvian. 
This  report  deals  onl~  with  the  law  applicable  to  England  and  Wales,  and 
Scotland. 
In  fact  in  company  and  cooperative  law  matters  these  two  jurisdictions use 
the  same  basic statuteb  w1tn  necessary  adaplations  for  the  particular  local 
variations.  There  are  wider  differences  in  bankruptcy  and  security  law.  lt 
should  be  noled  that,  1n  genercd,  the  United  K1ngoom  is  a  common  law  legal 
system,  as  distinct  from  the Civilian [uropean tradition.  Essentially  this 
means  the  la~·  is  not  codif1ed  but  taken  from  a  combination  of  comnton  law 
principles  and  statutes  - Acts  of  Parliament. 
Cooperative  Law 
lhere  is  no  simple  coooerative  law.  In  stricll}  legal  terms  there  is  no 
stalutory deflnitior,  of  a  bona  fide  cooperative  sociel~. 
lhe  closest  to  an  offic1aJ  definil1on  is  to  be  found  in  Practice  ~ote 
(F .617)  issued  by  thE- Re~ist!-~  of  Friendl)  Societ 1es  and  used  b~  therr.  1r. 
assessing  whether  an  organ:isation  is  a  bona  fide  cooperative  society  within - 158  -
the  terms  of  Industrie!  and  Provident  Societies Act  1965  5.1.  It  requires 
a  society  to  meet  the  following  conditions. 
(a)  Conducl  of  business.  The  business  of  lhe  society  will  be  conducted 
for  the  mutual  benefit  of  its members  in  such  a  way  that  the  benefit 
which  members  obtain will  in  the  main  stem  from  their participation in 
its business. 
(b)  Control.  Lontrol  of  the  society  will  under  its rules  be  vesled  in the 
members  equally  and  not  in  accoroance  wilh  their  financ1al  1nterest  in 
the  society. 
(c)  Interest  on  share  and  loan  capital.  lnterest  payable  on  share  and 
loan  capital  will  under  its  rules  not  exceed  a  rate  necessary  to 
obtain  and  retain the  capital  required  to  carry  out  the  objects  of  the 
society. 
(d)  Profits.  The  profits  of  the  society's  business  after  payment  of 
int..eref:.t  on  strare  capital,  if distribulable  amongst  the  members,  ~ill 
under  the  rules  be  distributaDle  amongst  them  in  relation  to  the 
extent  to  wh1ch  they  have  traded  with  or  taken  part  in  the  business  of 
the  society. 
(e)  Restrietion  on  membership.  There  should  be  no  artificial  restrict1on 
of  membership  with  the  object  of  increasing  the  value  of  proprietary 
rights  and  interests.  There  may,  of  coursc,  be  grounds  for 
restricting  membership  that  do  r1ol  offend  the  co-operative  princ1ple. 
As  can  be  seer.  it  folJo~Js  the  International  CooJ.Jerative  ~lliance 
recommendations  on  cooperative  pr1nc1ples. 
;..,  coope:r8tive  carr  lherefore  take  several  forms.  A.s  th1s  report  deals  onl; 
witn  1ndustr1al  workers  cooperatives  only  tne  relevant  alternatives  are 
lislec. - 159  -
Unincorporated Partnership 
These  are  regulated  by  the  common  law  as  applied  by  the  Partnership Act 
1b90.  Scoltish partnerships have  legal  personality,  English  and Welsh  ones 
do  not.  Neither  has  limited liability.  The  minimum  membership  is  2,  the 
maximum  is 20. 
Industrial  and  Provident  society 
This  forfTI  of  cooperalion  is  the  developed  form  of  a  pattern orig1nally 
designed  for  industrial  workers'  cooperatives  by  the  first  Act  of  1b5~.  The 
current  Acts  are  lndustrial  and  Provident  Societies  Acts  1965  - 197b. 
Registration  is  supervised  by  the  Chief Hegistrar  of Friendly Societ1es  in 
L  ondon,  covering  England  and  Wales  and  an  Assislant  kegistrar  in Edinburgh 
covering  Scotland.  lhe  country  of  registration  fixes  the  domicile  of  the 
society  and  lhf'  relevant  legal  system. 
Schedule  1  of  the  1965  Act  lists 14  points  that  must  be  provided  for  the 
rules  of  a  sociel~  bul  lhe  promoters  of  a  societ)  have  rel~tive  freeaom  to 
select  the  way  in  which  these  points  are  covered.  ~onetheless the  relevant 
registrar will  vet  the  contents  to  ensure  that  they  are  acceptable. 
The  minimum  membership  is 7,  or  2  if the  society  is  formed  as  a  federal  of 
other  societies.  Shares  are  the  badge  of  membership  and  can  be 
transferable,  withdrawable  ano  cancellable.  Members  of  a  society  have 
liability  limited  to  the  price  paid  for  their shares.  There  is  no  minimum 
capital  requirement. 
Cornpany 
Tne  Companies  Act  194b-19b1  are  currently  bEing  consolid~tea and  the 
current  Acts  will  be:  repealed  and  replaced  by  tr.e  new  legislatior,, 
commencing  In  mid-19e5. 
lhere  are  Registrars'  off1ces  in Carüiff  /Lonaor1  fo;  Englano  and  ~.ales,  anc 
Edinburgh  for  Scotland.  Again  the  country  of  reg1stration  f1xes  domicile 
and  legal  system. - 160  -
There  are  three  forms  of  incorporation: 
( i  ) 
(ii) 
(iii) 
the  share  company; 
the  guarantee  company; 
the  unlimited  company. 
The  cooperat i ve  forrnat  can  be  used  in  any  of  these  forms  es  the 
regislration procedure  leaves  maximum  flexibility  to  the  promoters.  The 
minimum  number  of  mernbers  is  2.  There  are  no  minimum  capita1  requirements. 
Share  company.  lhere  is  share  capital  and  share  ownership  is  the 
qualification  for  membership.  lhis  is  the  most  common  form  and  is  used  for 
all  forms  of  business  8Cllvity  because  of  the  availability  of  share  capital 
and  limitea  liabil1ty. 
Guarantee  company.  lhis  has  no  mechan1sm  to  raise  share  capital;  instead, 
members  prornise/guarantee  a  nominal  sum  in  the  event  of  insolvent 
11 q u .i da t 1 o r  1 •  T  1~1 e r c  1 s  1 i rn i l e d  l i ab i l i t y • 
Unlimited  company.  This  form  is  only  of  interest  in  that  a  partnership 
that  exceedeo  iG  partners  is  required  to  incorporate  and  this  form  would 
allow  partnership liabilities to  continue  into  corporate  existence. 
Note  1: 
i'-4ote  2: 
All  three  torms  above  are  private  companies.  Unly  the  share 
company  can  be  a  public  company  which  has  a  minimum  capital 
requ1rement  of  50.00ll  and  the  ability it has  to  offer  its shares 
to  thc  p.uLlH.,  beJny  ag.:nnst  cooperat..1ve  princ1ples,  1s  t~1ereb) 
no  advontage. 
T  h e  c o n  s t 1 t. u t .i o n  o f  a  c o m  p a n  ~  c o n s 1 s t s  o f  a  m  e m  o r a n du  rr.  o f 
associa~1on  and  arlicles  of  associat1on  - tne  former  is  tht.: 
constituent  document  with  ~  compulsory  clauses.  Tne  latter  are 
lhF  by~  ]ah!S.  Although  t.11e  Comr::an1es  Acts  impose  cerl2ir. 
requirerr,ents,  in  the  ma1n  proceduraJ,  lt"ie  promot.er  has  tot...cl - 161  -
freedom  to  organise  the  company  as  he  sees  fit.  Styles  of 
constitution  are  found  in  the  Companies  Act  194&  Schedule  1, 
Tables  ABC  end  E,  whose  form  must  be  followed.  These  do  not 
impose  significant  restrictions. 
It  is  up  to  the  prospective  cooperators  to  choose  the  formal  most  suited 
for  their needs.  It must  be  admitted  that  very  often  the  choice  is  rather 
more  aceidentel  - thus  if  there  are  less  than  7  potential  members 
partnership  or  company  law  forms  are  the  only  ones  available. 
(ii)  Conversion  alternatives 
There  are  a  large  number  of  possible  alternatives.  lhe  converting business 
may  be  sole trader/partnership  or  a  share  cornpany.  It  may  be  converted 
into  a  partnership,  a  society  or  share  or  guarantee  company. 
8riefly  the  position here  would  be:  (i)  A sole  trader  or  partnership  is 
under  no  registration requirement  for  legal  status  and  if such  a  business 
was  converled  to  an  industrial  worKers•  cooperative  in  partnerst1ip  form  the 
former  employees  would  take  over  the  assets  of  the  business  which  would  be 
transferred to  a  new  firru.  lt  would  depend  on  the  negotiated  contract  of 
sale  whether  liabilities had  also  to  be  taken  over. 
(ii)  lf the  transfer  was  to  a  cerparate  form  - society  or  company  - as  the 
new  cooperative  is  a  new  legal  person  there  again  would  be  a  transfer  of 
assets  with  or  without  the  forrncr  liabilities  just  as  in  the  first  case. 
(  . .. 'I 
..  111 :  lf  the  existing  business  15  a  share  company  (since  guarantee 
companies  cannol  raise  share  capital  conventional  business  does  not  use 
these  for  trading  purposes  although  cooperatives  do)  the  company  can eilher 
transfer  assets  or  convert  itself.  In  th~ former  case  a  new  firm  or  legal 
person  would  bP  created  in  the  latter  case  the  same  legal  person  woulG 
continue  subject  to  a  change  1n  constitution.  The  position  is  as  follows: 
( a)  1 rans fer  of  assets  - The  contractual  arrangemer.ts  bety,·een  th~ compan) 
and  the  new  cooperalive  would  set  out  the  assets and  possible  l1abilities 
transferred  and  the  terms  on  which  that  is  done. - 162  -
(b)  Conversion  - A  share  company  can  re-register  as  an  unlimited company. 
In  practical  terrns  this  is  such  an  unlikely  possibility  as  to  be  ignorable. 
A share  company  cannot  re-register as  a  guarantee  company. 
A share  company  can  convert  and  re-register  as  a  society.  The  procedure  is 
set  out  in  lnduslrial  and  Provident  Societies  Act  196S  s.53. 
A st1are  compan)  can  re-orgaruse  its  own  constJtution  into  a  cooperative 
form.  In  respect  of  administrative  matters  there  would  be  no  difficulty. 
However  capilal  reconstruction  would  be  more  complex.  A mere  alteration  of 
share  holders  rights  could  be  carried  b)  the  company  members.  A more 
complicated  share  const ructior1  would  requi re  the  procedures  of  Companies 
Act  194b  s.20~ which  involves  obtaining  the  sanct1on  of  the lourt. 
1tlerf'  arf'  also  pov>ers  under  Lompe:mies  Act  i981  ss.  4tJ-49  for  a  company  to 
purchase  its  own  shares  - even,  by  virtue  of  ss.  S4-58  (for  a  private 
company)  o0t  of  car~1tal.  ln  genEral,  a  company  cannot  provide  ass1stance 
to  purchase  its  own  shares  - Companies  Act  1981  s.  42.  That  sect1on 
contains  exceptions  for  authorised  employee  share  purchase  schemes. 
Additionally  private  compan1es  may  take  advantage  of sections  43  and  44 
which  give  them  further  exemplions  from  the  prohibition  of section 42.  Any 
such  dealings  also  have  significant  taxation  consequences. 
Any  significant  conversion  of  a  bus1ness  into  an  industrial  workers' 
cooperative  is  most  likel)  to  have  to  follow  this  raute  because  of  the  need 
for  cap1tal.  lts  effpctivenes~  wou}d  not  aepend  on  the  statulory 
provisions,  but  rather  on  ttte  deal  negot1ated  by/with  the  existing members 
as  well  as  the  attitude laken  by  thE  lnlanc  Revenue  authorities. 
All  the  foreqoing  assume  a  voluntary  transfer  from  a  solvent  business. 
There  is  also  the  possibilit~  of  convers1on  fron·  an  1nsolvent  business. 
Provided  the  bus1ness  js  not  1r:  recclvtrsrn~  or  1n  liqu1oe:.t1or,  tr1eli  U1e 
owners  would  have  U1e  ~·ower  lo  sE:ll;cClflvErt...  lr1  such  clrcurr:st.anc:·es  nor-·~\er, 
the  cooperalive  would  be  very  1ll  adv1seo  to  take  over  the  bus1ness  assets - 163  -
and  liabilities,  to  take  over  the  shares  or  to  converl  the  company  to  a 
cooperative  - because  of  the  risk  of  creditors  preserving their  claims  and 
so  winding  up  the  business.  Ta  buy  the  assets  - premises,  plant,  raw 
materials  and  possibly  orders  in  progress  Hnd  to  transfer  them  to  a  new 
business  would  be  far  safer.  lf the  business  is actually  in  the  process  of 
dissolution under  bankruptcy  or  liquidation  procedures,  the  trustee  or 
liquidster  has  power  of  sale  and  power  to  continue  the  business, 
principally  to  facililate sale  as  a  going  concern.  This  would  allow  the 
employees  to  take  over  the  business,  by  a  transfer  of  assets  to  a  new 
business.  These  matlers  w1ll  be  considered  in  detail  in Part  3. 
There  is  a  procedure  under  Companies  Act  1948  s.287  as  modified  by 
s.298/s.245  whereby  a  company  in  liquidation  can  transfer  the  whole  or 
part  of  its  business  to  another  company  in  excnange  for  cash  or  sh&res. 
Section  287  is  in  fact  intended  for  voluntary  (i.e.  solvent)  liquidations 
as  part  of  a  compan)  reorganisation. 
In  the  special  circumstances  of  a  conversion  to  an  1ndustrial  workers' 
cooperativc-·  it  1s  01ff1cult  to  see  where  tt11s  would  be  an  advantage,  for 
the  clean  break  lead1ng  to  a  new  solvent  business  is crucial  for  the  Future 
viability  of  the  new  cooperative. 
United  Kingdom  company  law  has  a  further  complication  aFfecting  the  company 
in  difficulty.  Companies  and  societies  have  power  (For  English  and  Welsh 
Companies  by  the  Common  Law  and  the  Companies  Act  1948;  for  Scottish 
companies  the  Companies  (Floating  Charges  and  Receivers)  (Scotland)  Act 
1972;  for  English  Societies  by  the  lndustrial  and  Provident  Societies Act 
1967  and  for  Scottish  Socielie~  RS  amenaed  b~  thf  1972  Act}  to  grant 
Floating  charges  over  all  or  part  of  the1r  property,  heritable  or  rnoveable, 
real  of  personal.  The  Floating  charge  is  a  securi  ty  whi eh  does  not  at tach 
to  any  specific  asset  save  in  the  event  of  default,  in  cantrast  witn  a 
fixed  charge  wllich  does  allac~~  to  a  specif1ed  iterr  .. 
Une  rioht  g1ven  to  the  holder  of  8  float1ng  chargl'  to  entorcE·  h1s  ric;mL  of 
securit~,  is  to  real1se  the  security  subjecls  b~  appoint1ng  a  recr::-n:er.  h1e 
receiver  displaces  the  company  d1rectors  and  admin1sters  t~'e  compa:-')  for 
his  creditors'  interest.  A  receiver  has  po~er  of  sale  anc  to  cont1nue  a - 164  -
business  in  operation.  These  powers  would  also  permit  him  to  transfer 
assets/part  of  the  business  to an  employees  industrial cooperalive. 
(iii)  Scottish/[nglish differences. 
Notwithstanding the different  legal  traditions,  separate  legal  professions 
and  courts  which  mean  that  in certain areas,  property  law  in  particular, 
the  law  in Sealland  differs  from  that  in England  and  Wales,  there  are  basic 
similarities  between  both  jurisdictions. 
One  major  difference  which  has  not  yet  been  mentioned  is  that  of  the 
English/helsh  official  the  Official  Heceiver  who  participate  in  and 
supervi ses  insol vency  administration.  There  is no  equivalent  in Scotland, 
where  the  Accountant  of  Court  takes  the  annual  and  final  statements  of  the 
trustee  in  bankruptcy  but  is  a  registering official  not  a  participant  as  in 
England  anc  v,;:Jlcs.  lhe  kegistrar  of  lorT1panies  perforrns  the  sarne  functior; 
for  liquidation. - 165  -
PART  3 
General  Matter 
This  section considers  the  law  on  conversion  of all or  part  of  a  business 
into  an  industrial  workers•  co-operative.  As  a  result  of the sheer  amount 
of  law  which  exists  on  j_nsolvency,  it  will  be  appreciated  that  there is 
more  to  be  said  on  conversion  from  an  insolvent  business  than  from  a 
solvent  business.  Ho\vever,  this  imbalance  does  not  reflecl  the actual 
proportians  of  conversions  of  each  type:  as  was  pointed  out  earlier,  the 
majority  of  conversion  co-operatives  convert  from  an  existing solvent 
business. 
The  forthcoffiing  discussion  focuses  upon  transfers  from  insolvent  companies. 
A transfer  of  business  from  an  insolvent  partnership  to  a  new  cooperative 
is  extrerr,ely  rare  and  is  therefore  not  considered.  However,  the  general 
p r in  c i p  1 es  o f  c red  i t o r  pro  t e c t 1 o n,  in  c 1 u d in  g  t n e  a p p o in  t me n t  o f  a 
representative  (trustee),  discussed  below  will  apply  to  insolvent 
partnersnips. 
Where  a  company  is  solvent  and  wishes  to sell all  or  part  of  its business 
to  the  new  cooperative,  tnere  are  few  legal  difficulties.  Assets  which  are 
owned  by  it may  be  sold  or  leased to  the  cooperative.  Same  assets  may  not 
be  owned  by  the  company  (e.g.  machinery  or  premises  wrnch  are  subject  to  a 
hire  purchase  or  leasing  agreement)  in  which  case  termswill  have  tobe 
negotiated  with  the  owner.  Creditors  of  the  solvent  business  will  either  be 
paid  off  or  will  negotiate  an  arrangement  with  the  new  business  (for 
example  usino  s.~D6 lompanies  Act  1~48  - see  Jater). 
Clearly,  the  main  transact ion,  from  the  point  of  view  of  the  new 
co-operative,  will  be  the  actuaJ  transfer  of  the  assets  or  undertaking  of 
the  previous business  to  the  new  business.  As  noted earlier,  in transfers 
frorn  a  solvent  business  there  are  few  legal  problen1s.  In  transfers  from  an 
i n s o 1 v e n t  L) u s i n e s s ,  h o \'Je v e r  ~  t h e  w  h o l e  p a n o p 1 y  o f  p r o t e c t i o n  f o r  t h e 
creditors  Gf  tne  business  v-·111  be  invoked,  thus  greally  complicating  the 
matter.  kepresentatives  (6  receiver  or  a  liquidator)  of creditors  will 
usually  be  appointed  to  gather  in  the  assets  of  the  business  and,  in  most - 166  -
case,  realise  the  assets  by  a  sale.  Accordingly,  the  new  co-operative  may 
wish  to  purchase  all  or  part  of  the  Former  business  from  the  representative 
of  the  creditors.  before  fully  considering these  matters,  it  should  be 
re-staled that  lhere  are  very  few  conversions  of  Ulis  type,  at  least  partly 
for  the  reason  that  there  is  little point  in  taking  over  an  insolvent 
business.  The  discussion  which  follows  seeks  to  express  the  relevant 
principles  of  U.K.  law  affecting  conversion.  where  necessary,  important 
differences  between  the  law  of  Scotland  and  that  of England  and  Wales  are 
pointed  out. 
Aims  of  Insolvency  Law 
In  order  to  set  this  part  of  the  discussion  in context,  it  is  necessary  to 
consider,  in  general  terms,  the  aims  of  Insolvency  Law.  In  its  recent 
report  on  Insolvency,  tr1e  Cork  Committee  described  the  law  as  " ••.  a 
cornpact  to  wrnch  there  are  three  parties:  the  debtor,  his  creditors  and 
soc1etv".  Where  the  debtor  1s  an  insolvent  company,  rather  than  an 
individual  debtor,  tne  law's  protect1on  of  creditors  and  society  commonly 
results  in  k1ll1~g off  lhe  compan~ by  w1nd1ng  up,  or  the  company  otherwise 
losing  its identity  by  sale  of  its business.  It  is suggested  that  British 
law  does  not  concern  itself enough  with  attempting to  save  such  businesses, 
preferr1ng  lo  brcak  up  tr1e  compan~.  lhe  very  small  number  of  co-operatives 
convert1ng  from  insolvent  businesses  evidences  this difficulty. 
broadly,  britisti  lah·  is  concerned  to  ensure  that:  (a)  actings  by  the 
company  lo  lhe  prejudice  of  its creditors  be  struck  al;  (b)  an  equitable 
distribution  of  assets  amongst  the  various  creoitors,  according  to  any 
flQhls  Of  r~rl\ilet;Jf'G,  be  arhieved;  (cJ  that  lhose  individua}s  invo}ved  in 
the  bus1ness  be  able  to  comrnence  a  new  bus1ness,  unless  circumslances  (e.g. 
fraud)  dictate  otherwise.  The  first  aim  is  achieved  by  the  law  allowing 
reduction  of  gratuitou~  alienatlons  and  fraudulent  preferences. 
üispositions  of  propert\  without  adequate  consideration  fall  1nto the 
former  calegor),  wh1le  payments  to  particular  credilors  in  preference  to 
otrH.>rs  are  covered  by  t~,e  latler  (cash  paymenls  of  debLs  actual]y  aue:, 
transactions  in  the  ordJnary  cou~se  of  business  Bnd  ne\o\·  debts  oif' 
exernpted).  A  sale  of  property  frorr.  an  insolvent  business  to  a  new 
co-operative  which  takes  place  within  the  recognised  period  and  which - 167  -
satisfies the  insolvency  criterie could  be  made  void  on  these  grounds.  The 
law  attempts  to  meet  the  secend  aim  by  lreating creditors  of  the  irtsolvent 
business  equally,  subject  of  course  to  any  security  right  or  other 
preference  which  may  have  been  otJluined.  ln  practice,  however, 
distributions  of  assets  are  almost  always  inequitable  since  secured 
credilors  and  preferential  deblors  (including  the  Stete)  swallow  up  the 
vast  bulk  of  available  assets.  Commonly,  the assets  will  be  subject  to  a 
charge  (security  right)  and  the  result  will  ue  that  a  representative(s)  of 
the  charging  creditor(s)  will  sell  off  lhe  whole  business  in  order  to 
satisfy  the  dcul.  heceivers  and  liquidalors  must  act  in  yood  faith  and  for 
tt1e  benefit  of  the  company  and  secur1ty  of  holders.  Also,  they  are  bound 
to  exerc1se  aJl  reasonable  care  so  as  to  obtain  a  proper  price  for  assets 
wh1ch  they  sell.  and  so  as  to  preserve  e:my  remaining  goodh'ill  of  the 
company's  busine~~~~- lh1s  comb1nation  of  duties  usually  results  in  a  sale 
of  the  bus1ness  en  bloc  and  any  ne\':  cooperat1ve  will  have  difficulty  in 
8cqu1r1ng  pdr~  ori]~  of  theinsolvent  business. lh1s  w1ll  obv1ously  cause 
serious  problem~.  wherf'  8  nev-;  c-o-operat ivP  seeks  to  purchose  part  only  of  an 
insolvent  busines~;.  Aqain,  lhis  results  in  few  conversions  of  this  type. 
ln  meeting  the  th1rd  ain;,  british  law  adheres  firmly  to  the  separate entity 
principle:  a  company  is  a  separate entity  and  as  such  is  responsible  for 
its  debts.  In  generEd,  directors  or  shareho]ders  incur  no  personal 
liability  for  debls  of  the  company.  Certain  exceptions  to  this  rule  are 
recognised,  including  that  those  responsible  for  fraudulent  trading  may 
incur personal  liaL.ility.  Tt.is  particular  provision  has  proved  to  be 
inadequate  and  a  proposal  is  contained  in the  current  lnsolvency  Bill to 
cost  a  wider  net  by  adopt1ng  the  concept  of  'wrongful  trading'.  This  new 
criterion  is  dt::signecJ  to  apply  \f.'here,  in  a  winding  up,  1t  seems  that  a 
company  was  perm1tteo  to  carry  an  trading,  thus  incurring  additional 
liabilities  and  prejudicing  the  position  of existing creditors,  and  the 
d1rectors  knew  or  ouoht  to  have  known  that  there  was  no  reasonable  prospect 
of  meeting  these  obligations. 
The  8ill  also  conteins  proposals  to  extend  the  law  on  disqualificat1on  of 
company  directors.  Current  provis1ons,  under  the  Companies  Acts,  allow  for 
disqualification  for  up  to  15  years.  It is  proposed  to  subject  directors 
of  companies  which  have  been  wound  up  compulsorily  to  automatic - 168  -
disqualification  from  company  management  for  three  years.  Directors  who 
can  sat.isfy  the  court  that  they  should  not  be  disqualified will  be  allowed 
to  manage  other  businesses.  Both  the  wrflngful  trading  proposals  and  the 
disqualification proposals  have  mel  with  resistance  in  the  progress  of  the 
proposed  legislation.  At  the  time  of  writing,  it is  not  certain whether 
(and,  if so,  in  which  form)  the  proposals  will  appear  in  the  final  Act. 
In  this  way,  directors  of  insolvent  businesses  may  bP  subject  to  personal 
1 iabi J i ty  for  the  company 's  debts  or  may  be  debRrred  from  company 
managemenl.  lhesP  matters  will  clearly  ~ffect  the possibilily  of  a  director 
of  the  insolvent  concern  taking  part  in  an)  new  co-operative. 
Positior,  and  reiTledies  of  creditors 
A.  Secured  credilors 
( i)  F i xed  ar 1G  f l oat i rw  eh arnPs 
In  most  companlt,s,  thc  largcr  part  of  wor~ing  capital  is  raised  b) 
borrowing,  secured  over  part  or  all  of  the  company 's  assets.  "Every 
creditor  is  entitled  to  orl  and  hold  the  besL  security  the  law  allows  ~nn' 
lo  take"  (Lord  ~1acnaghten in Salomon  v.  Salomon  and  C0.  [ 1897]  A.C.  22  at 
p.  52)  - as  a  result  lenders  common1y  take  a  charqe  over  al1  of  the  assets 
o  f  a  c  ornp a  11 y •  0  n  1 ns o  1 ve n c  ~, ,  t h e  c red  i t o r ' s  r e  p r es  e n t a t i v  e  v: i ll  m  e e t  t h e 
debt  by  selling  lhe  businer~s.  Unce  preferential  debts  are  paid,  there  is 
litt1e or  nothing  left  for  the  ordinar~  unsecured  creditor. 
floating  ct1argE~.  11.  f1xPd  chargP  1s  a  secur1t.y  over  ascertainPd  anc 
definite property,  the  most  common  example  be1ng  the  land  or  bui1dings  of  2 
r o m  p ?. n y •  I r1  [ n g 1 2 n d ,  t h e  f i x e d  c h a r g  e  i s  d E s c r i b e d  a s  a  1 e y a 1  o r  a n 
e ::_1  u i t ab 1 P  m  o r t g a g c  o v e r  t h e  p r o  p e r t.  ~  •  l n  Sc  o t J an d •  a  f i x e d  c h a r g e  1 s  an' 
s E'C' u r i t y  o trw r  t tl Em  2  f 1  o a t Fl  r;  c h a r g;:: . 
F l o a t i n 0  c h a r g e f.  w  c r t'  r e c o 9 r 1 s e d  b  ~  E  n g 1 i s h  c C)l Jt t s  i n  t h e  1 8 6  Ci  : s  5 r  1 (; 
1 6 7 (J  ' s ,  a n d  r e m  a 1 n  g o v e r n e d  b y  t h  E·  c o m  m  o n  1 a  v; •  I n  S c o ll  a n d  !  f 1 o  ~  t. i n  c; 
ct1arges  were  introduced  by  statuLe  in  1961  and  the  law  is  no~ contained  in - 169  -
the  Campenies  (Floating  Charges  end  Receivers)  (Scotland)  Act  1972.  lhe 
Scots  Act  does  not  define  the  term  Floating  charge,  but  ditta  in Ehglish 
cases  explain  i ts  meaning:  "I  should  have  thought  that  there  was  not  much 
difficulty  in  defining  whst  a  Floatingcharge  is  in  cantrast  to  what  is 
called  a  specific  [fixed]  charge.  A speciFic  charge  I  think  is  one  that 
without  more  fastens  on  ascertained  or  definite  property  or  property 
capable  of  being  ascertained  or  deFined;  a  Floating  charge  on  the  other 
hand  is  amhulatory  ano  shifting  in  its  nature.  hovering  over  and  so  to 
speak  floating  with  the  property  which  it  is  inlended  to affect  until  some 
act  1s  donc  which  causes  il  to  settle  and  fasten  on  the  subject  of  the 
charge  within  its  reach  and  grasp"  - Lord  McNaghten  in Illingsworth  v. 
Houldsworth  [19U4]  A.[.  35~  •• 
komer  J.  in  ke  \orl-:shire  ~oolcombers  Associat1on  l19LJ3]  '1..  Ch.  2b4 
identified  the  follow1ng  character1st1cs  of  a  floating  charge:  "(i) if il 
1s  a  charge  on  a  class  of  asscls  of  a  company,  presenl  and  Future;  ( 1 i)  1 f 
that  class  1s  one  wh1ch  in  the  ordinary  course  of  buElness  of  the  company, 
would  be  changing  frorn  time  to  time;  and  (iii) if •..  by  the  charge  it  is 
contemplat ed  that,  until  sorne  future  sle~)  1s  laken  b~  or  on  behcd f  of  thosE: 
in  t er  es  t e d  i n  t h e  eh o r g e ,  t h e  c o m  p a n  y  m  a y  c a r r y  o n  i t s  b u s i n es  s  i n  t h e 
ordinary  way  as  far  as  concerns  the  particular  closs  of  assets". 
Floating  charges  must  be  created  by  a  written  instrument  of  charge  which, 
like  a  fixed  security,  must  be  registered.  Failure  to  reg1ster  causes  the 
charge  to  be  void. 
It  is  very  cornn1on  for  a  floating  charge  to  cover  all  of  the  property  of  a 
a e b t o r  c o  rn  r..~ a n  .~  ~  f=1  r e s c ;  1 t  a ,.1 c  f u t u r t· •  T  h u s ,  i t  c r e a t e s  a  s e c u r j  t }  o v e :::-
assets  which  are  constant.ly  varying.  The  company  remains  free  to  deal  with 
the  property  chBrg~d in  the  ord1nary  course  of  business.  Floating  charges 
are  therefore  an  exception  to  the  genere:d  rule  that  real  rights  in secur1ty 
an:  created  by  deliver:  anc  not  by  mere  agreement. 
A  f 1 o a t 1 n g  c h a r g e  v• 1 l  l 
1 c r ) s t a 11 i s e 
1 
\ a t t a c h  tu  t h E:  ~  r o  p e r t y  c h a n_w c )  o r. 
the  occur rence  of  ce rt  c. Hl  event s.  In  pa rt  i cula r,  c ryst all1  s at i or1  Ol Ci.JfS  or, 
the  appointment  of  a  receiver  or  the  commencemenl  of  winding  up  of  the 
company. - l 70  -
So,  the  floating  charge  is  a  convenient  end  flexible  form  of  security, 
which  possess~s  a  number  of  advantages  for  the  conduct  of  commerce: 
security  over  all  or  parl  of  a  company's  undertaking  can  be  easily crealed, 
while  leaving  the  company  free  to carry  on  its business  in  the  normal  way. 
In  the  result  '' •••  a  significant  part  of  the  working  capital  or  the 
cerparate sector,  particularly  that  part  of  it  which  consists of  loan 
finance  provided  by  the  banking  community,  is  raised  upon  the  security  of 
Floating  charges;  8nd  it is  thoughl  that  the  grealer  part  of  the  materials 
1n  course  of  processJng  and  lhe  ordinary  stock  in  trade  of  lhe  corporote 
sector  is  subjecl  to  them".  (Cork  RPport,  para.  1477) 
Floating  chBrges  howEver  have  certain  inherenl  disadvantages  for  the 
chargeholders.  Lhief  urnongst  these  is  that  such  8  charge~  although 
allowing  the  holder  to  rank  in  pr1ority  to  unsecured  creditors,  postpones 
his  cla1n  lothat  of  otr1ers  \prlntipc:dly,  tr1e  cla1ms  of  preferential 
creditors  and  hold~rs  of  f ixed  charges).  Further~orE,  if a  Floatingcharge 
1 s  created  wi trun  1 L  months  before  the  commencernent  of  wind1ng-up  it will 
b E:  1 n \ a i 1 G ,  e ;.; c E p t  C:J~,  l o  t h e  8  m  o  u n t  o f  an)  c a s h  p a i d  l o  t h e  c o m  p a n y  a t.  o r 
after  the  t1me  when  t11e  charge  was  created  and  in considerat1on  for  the 
charge,  unless  t.he  company  was  solvent  immediately  after  the  chargs  was 
created. 
Despite  t.hese  disadvantages,  there  have  long  been  cogent  criticisms  from 
tne  comrnercic.l  commuruty  on  the  injustice  created  by  the  pr1ority  which 
attaches  to  float1ng  charges.  The  Cork  Lommittee  notes  that  three  of  the 
main  problems  are  thot  ( i)  the  company  appears  to  be  in  possession  of 
valuablE:  assets.  thus  inouc:Jnt;1  suppl1ers  artd  other:::;  to  extend  cred1t,  h'hen 
in  fact  tt1ose  assels  are  already  cherged;  (ii)  a  compan)  d1rector  can - 171  -
protect  the capital  he  has  invesled  by  creating a  Floating  charge  in  favour 
of  himself;  (iii)  since  the  modern  practice  is  to  charge  all  of  the 
company's  assets,  all  of  the assets  of  an  insolvent  will  be  swallowed  up  by 
the  chargeholder (s).  The  Cornmittee 's  comment,  "lt  is  not  easy  to  discern 
on  what  principle  of  equity  the  holder  of  a  Floating  charge  should obtain 
security  over  goods  for  which  his  money  has  not  paid,  in  priority  to  the 
claim  of  the  unpaid  supplier  of  the  goods",  highlights  the  grievance  of  the 
ordinary  unsecured  creditor.  As  currently  Framed,  the  proposed  lnsolvency 
legislation will  not  alleviate this grievance. 
(ii)  Priorit~  of  Charges 
In  theory,  [nglish  law  permits  a  Floatingcharge  to  become  postponed  to  a 
subsequent  floating  charqe.  Scots  law  provides  that  charges  over  the  same 
property  rank  according  to  their  time  of  registration.  lt  is  common 
practice,  howeH:·r,  lo  Insert  thf'  Instrument  creating  the  charge  of  clau~~e 
whereby  tne  comparty  1s  precluded  frorr.  granting  any  further  charge  (fixed  or 
float1ngJ  in prior1ty  lo  or  ranking  equally  with  the  original  charge.  Such 
a  ~rov1sion V>'lll  usuall)  be  effecl1ve  aguinsl  later chargeholaers,  although 
in Scotland  a  fixed  security  aris1ng  by  operation  oF  the  law  (e.g.  by 
statutory  provision)  will  always  have  pr1ority  over  a  floating  charge. 
5ubject  to  the  above,  the  general  rule  is  that  charges  will  rank  in  the 
order  of  registration,  and  thal  f1xed  charges  have  priority  over  Floating 
eh a r g  es .  A  o d i t i o n a 11 y ,  t h e  h o 1 d  e r  o f  a  f 1 o a t i n g  c h a r g  e  h a s  h i s  c l a i m 
postponed  to:  the  claim  of  a  creditor  who  has  effectually  levied  execution 
or  exercised  diligence  (that  is,  a  creditor  who  has  obtained  a  court  decree 
in  his  f avour  anc  ~h='  hns  tnkcr-,  tr1E·  nerPssary  steps  to  enfo;-cr·  lnf  ordf:r  .:  ; 
the  right  of  an  owner  (e.g.  one  who  has  let  assets  an  hire  purchase  to  the 
debtor  company);  certain unsecured,  but  preferential~debts. 
\\'E·  understarJd  that  1n  other [[[  countrie~·  the  float1ng  charge,  1n  tnis 
form,  15  unkno\!Vr~. 
;..t  th1s  sla·]E:,  it  car,  bE·  said  U1ot  tht·  asset.s  of  an  i'lsolvent  busine~~~,  w1ll 
almost  cert21nl>  oe  subject  to  a  fixed  and;or  Floating  charge  and  that  any 
new  co-operative  which  seeks  lo  take  over  all  or  part  of  the  previous - 172  -
business  will  require  to  purchase  lhe  relevant  assets  from  the 
representatives  of  the  chargehölder(s).  Of  course,  these  flexible  security 
devices  will  be  available  lo  the  new  co-operative  and  will  allow it to 
raise  loan  capital  on  its  own  assets,  this  ameliorating  one  of  the  key 
financing  problems  of  co-operatives. 
(iii)  Remedies  of  secured creditors 
Fundamental  to  the  question  of  whether  a  new  co-operative  will  be  able  to 
purchase  p~rt  or  all  of  an  insolvent  business,  is  the  protection  afforded 
by  the  law  to  creditors  of  the  business.  Where  these  creditors  hold  some 
form  of security,  the  mosl  important  remedy  will  clearly  be  enforcement  of 
t h e  s e c u r i t y  r i g h t .  T  hu s ,  t h e  h o 1 d e r  o f  a  f J o a t in  g  c h arge  w  i 11 ,  on  t h e 
cryslallisation of  the  charc;w,  appoinl  a  receiver  to  gather  in  and  sell  the 
assets  which  are  subject  to  the  charge.  Likewise,  the  holder  of  a  fixeo 
security  1s  entitled  tc  SE·lJ  (or  foreclose  upor,)  the  Sf'cur1ty  subjects.  ln 
addilion  to  these  rernedi(;s  the  secured  credilor  has  open  to  him  an  orainary 
action  for  payment  of  tt1e  debt  ( followed,  if  necessary,  by  execution  or 
diligence)  and  has  th~  r1ght  tc  petit1on  for  a  w1nd1ng  up  order  unoer 
s.LL2(e)  of  the  Compan1es  Act  1948  on  the  ground  that  the  company  is  unable 
to  pay  its  debts.  These  latter  remedies  are  more  germane  tc  the  unsecured 
creditor  ano  will  be  d1scussed  further  in  tllat  context. 
As  noted  above,  the  holder  of  a  fixed  security  (e.g.  over  a  company's 
premises)  will  usually  enforce  that  security  by  sale.  If  the  new 
co-operative  desires  to  purchase  part  only  of  the  previous  premises  then it 
is  unlikely  to  be  successful  since  sale  of  the  whole  is  usual. 
vihere,  as  is  usually  thP  case,  a  lender  has  a  Floatingchargeoverall  of 
the  assets  of  the  insolvent  business,  the  receiver  appointed  by  the  Jender 
v.·i J 1  usually  seek  to  sell  the  whole  business  as  a  go1ng  concern  since  t~·1is 
~•ill  realise  the  best  pr1cE:.  A9c.in,  it  is  unl1kely  that  a  new  co-operativ~ 
which  sought  to  purchase  part  only  of  the  inso\'lent  business  would  succeed. 
T  h e  pro  c es  s  o f  s e 11  i n 9  t n  E:  b u  ~..l n es  s  \'d 1 1 ,  o f  c o u r s e ,  b  E- u 1 s r u p l e o  1 f  e: 
fixed  charge  over,  tor  example,  a  fBctory.  has  prior1t~  over  a  Floating 
charge  covering  the  whole  bus1ness.  Here,  the  receiver  would  t)e  unable  to - 173  -
sell  the  company's  business  without  the  consent  of  the  holder of  the  fixed 
charge.  Thot  consent  will  rarely  be  given  unless  the  teeeiver  can 
guarantee  to  pay  the  holder  of  the  fixed  charge  at  leEJst  the  price  which 
the  subjects  themselves  would  have  realised.  As  the  Cork  Report  makes 
• 
clear,  the  absence  of  a  power,  on  the  part  of  a  receiver,  to  suspend  the 
remedy  of  secured creditors until  the  sale  of  the  business,  is  inimical  to 
the  rescue  of  the  concern  and  may  of  course  cause  difficulties  for  any 
co-operative  which  may  wish  to  purchase  all  or  part  of  the  business. 
8.  Unsecured  Credilors 
Creditors  who  have  taken  no  securit)  for  debts  owed  by  the  insolvent 
business  can  bro~dly  bP  grouped  inlo  two  categor1es:  preferential  unsecured 
creditor~.  who  havr- been  given,  tJy  statule,  2  preferential  right  to  payment; 
and  ordinar~  unsecured  creditors  who  have  no  such  right  and,  indeed,  will 
rank  as  the  J.as~  group  of  credilors  1n  a  \lo.'lnc:iing-u~. 
certain unsecured  anci  r1on-preferenli al  creoi tors  are 
In  pract1ce,  however, 
nonetheless  able  to 
obtain  full  rayment  of  arnounts  due.  [xamples  of  these  include  roonopoly 
suppliers  of,  tor  f:.xam~·le,  gas,  electricit:- or  water  who  threaten  to  cut 
off  the  supply.  lt  is  common  pract1ce  for  a  receiver  who  wishes  to sell 
ttle  business  (and  so~  who  musl  in  the  rneantirne  keep  the  business  go1ng)  to 
meet  bills  from  such  suppl1ers.  ~naeed,  the  receiver  may  be  in  oreach  of 
duty  if he  allows  such  a  supply  to  be  withdrawn.  Same  ordinary  trade 
creditors  whose  produce  is  essential  to  the  continuation  of  the  bus1ness 
may  likev-ase  recover  thelr  debts  at  th1s  stage. 
Preferential  creditors  receive  payment  in  preference  to  the  holder  of  8 
float1n9  cr1argE  ar1G  to  othPr  un~;ecured creditors.  8roaci1~,  rates  ano  taxt::~ 
for  one  year,  wages  and  salaries  of  employees  due  within  four  months  of 
winding  up  (maxirnun:  HUO  per  employee),  accrued  holiday  pay  of  employees 
and  social  security  payrnents  for  the  last  year,  cor,stitute  the  preferentic:d 
debts.  lt  seerns  lhat  the  view  expressec  1n  tne  CnrL·  heport- that  the 
existence  cf  preferences  d1sturbs  an  equ1table  d1str1bution  of  assets  -will 
p r e v a i 1  an  d  t n 2 t  C  r o  w~  p r e f er  e n c es ,  a t  1  e a s l ,  w  i 11  b  e  c ur  t a i 1  e d  b y  t h P  n e  ~.­
insolvenc~  legislation. - 17 4  -
L ike  other  debts  of  the  insolvent  business,  these  debts  can  be  left  behind 
on  the  separate  entity ptinriple - the  assets  of  the  insolvent  business  are 
s w  a 11 o w  e d  u p  an d  t h e  n a t u r a 1  p e r ·s o n s · i n v 6 1 v  e  d  1  n  i t  a r e  f r e e ·  t o  s t a.r t 
afresh  (assuming,  of  course,  that  there  has  been  no •·fraudulent  lrading  or 
other  reason  to lift the  veil  of  incorporation). 
Urdinary  unsecured  creditors 
1 h e  n e x t  q u e s t 1  o n  w  h i c h  f a l 1  s  t o  b e  c o n s i d e r e d  i s  t h e  e x t e n t  t o  wh ich 
non-preferent1al  unsecured  creditors  are  protected  bv  lhe  law  - can  they 
obt ai n  payment  and,  i f  not,  can  the  insolvent  business  leave  the  debts 
behind  allowing  a  new  co-operative  to start  afresh? 
Unsecured  cred1tors  are  clearly  at  a  considerable  disadvantage  on  the 
insolvenc-y  of  a  debt.or  business.  [very  creditor  has  the. right  to  bring  a 
c o u r l  8 c t.  1 o n  s e e k 1 n q  p 8  ~· m  e n l  o f  h 1 s  d e b t  o r  r e p a y m  e n t  o f  h 1 s  1 o a n • 
Obtain1ng  a  judgemenl  1s  8  rout1ne  process  but  the  next  st~p  is  the  cause 
of  sorr1f'  d1  fficull~.  [nglish  and  Scots  law  both  recognise  various  means  b; 
which  assets  of  tr1c  deblor,  eith~r  in his  O\'m  h8nds  or  in  tht·  hands  of  a 
third  party,  may  be  'attached'  for  the  purpose  of  paying  the  debt.  However, 
insolvent  bus1ncss  will  usually  owe  debts  not  to  a  single  creditor  but  to  a 
number  of  suppliers  and  lenders.  As  a  result,  if one  creditor  presses  his 
claim  in  the  mannE:r  outl1ned  above,  others,  fearful  of  imminent  insolvency 
of  the  debtor  company,  w1ll  wish  to  commence  formal  liquidation 
proceed1ngs.  Of  course,  the  debt  due  to  the  original  creditor  will  usually 
be  lost  1n  this  process.  lhus,  1t  is  often  unwise  for  the  unsecured 
creditor  to  seek  payrnent  by  the  formal  legal  channels  since  a  full  winding 
up  may  bE  prec1~italed. 
A  s  an  alternative  to  formal  enforcement,  the  company  may  enter  a  voluntary 
arrangement  with  1ts creditors  whereby  each  creditor  agrees  to  forego  his 
individual  righl  to  attach  propert~  or  petition  for  a  winding-up  in 
exct1ano[·  for  an  undertaking  to  have  outstanding  debt  paid  off  over  a  period 
of  tim~  or  at  a  reouced  ratE.  Schemes  unoer  which  such  arrangements  m3\·  bf 
m  a d c  a r e  p r o v i d e d  f o r  i n  t h E..  L  o m  p a n i e s  P, c t  s • 2  (J 6 ,  s 2 8 7  a n d  s • 5[J t· •  l n 
pract1ce,  s.ZB7  appl1es  only  to  solvent  companies  and  1s  thus  irrelevant  in 
the  presenl  conlext.  Section  306  requires  approval  by  75~ of  all  of  8 - 175  -
company's  creditors  and  it seems  that  this  requirement  to canvass  the  whole 
body  of creditors has  rendered  s.306  redundant.  ln  cantrast  to  s.306, 
s.~06 allows  any  scheme  which  has  been  approved  at  meetings  of classes of 
credilors  or  contributor1es  by  a  majority  1n  number,  representing  75~ in 
value  of  those  present  and  voting,  and  which  has  been  approved  by  the 
Court,  to  be  binding  upon  the  creditors.  In  practice,  s.206  schemes  are 
more  commonly  used  for  solvent  businesses  rather  than  those  which  are 
insolvent.  A number  of  diff1culties,  includ1ng  the  formality  end  complexity 
of  procedure  and  the  moratorium  between  formulation  of  the  scheme  and  its 
becoming  effect1ve,  h8ve  caused  lhis  paucity  of  s.2U6  schemes  for  insolvent 
companies.  Perhaps  a  greater  difficulty,  however,  is  that  secured 
creditors  cannol  be  forced  to  give  up  their  securities.  Where,  as  is 
common,  a  floating  charge  exists  over  all  of  a  company's  assets,  the 
chargeholder  can  easily  frustrate  a  s.206  arrangement  by  enforcing  his 
secur  i ty.  I f  a  s. 2U6  scheme  has  been  successfully  carried  t11rough,  formal 
receivership  or  1 iquidat1on  v1ill  be  replaced  by  the  informal  arrangement. 
As  a  result  of  this  qenerally  unsatisfactory  level  of  protection  which 
insolvency  law  extends  tu  the  unsecured  creditor,  many  suppliers  whose 
debts  cannot  conveniently  be  secured  by  fixed  or  floating  charge  resort  to 
o t her  me t r1 o d  s  o f  p r o t e c t i o n .  T  h e  b es  t  m  e t h o d  i s  t h e 
1 Ho m  a 1 p a 
1  c 1 aus e 
(i1lustrated in Alum1n1rnum  Industrie \'aasen  B.V.  v.  Romalpa  Aluminium  Ltd. 
[ 1976)  1  hLR  676)  whereby  a  supp1ier  retains title to  goods  sold  to  the 
debtor  company  unt1l  pa~ment  of  the  contract  price.  Such  clauses  usually 
also  provide  that  title  to  goods  which  the  debtor  company  has  produced 
using  the  supplier
1s  goods  will  rem8in  with  the  supplier  and  that  the 
proceeds  of  any  sale  of  the  goods  wilJ  be  held  on  trust  for  the supplier. 
Eng l i s h  1 a  ~·  i rli t 1 a ~ l ~  a c c e p l e d  H  u rfl Li l p 2  c 1 a u s e s  b u t  Sc o t s  1 a  '~~'  was  1 es s 
welcoming.  Later  lnal1sh  cases  also  cast  doubt  on  Ute  validity  of  the 
c 1 aus es,  on  the  ground  that  the~  const i tute  a  eh arge  over  the  proper  t y  an d 
as  such  should  be  regislered.  lhe  latest  case  (C1ough  Hili  Lld.  v.  Nart1n 
[1985  1  All.  [.R.  982)  opposes  th1s  vie~,  allowing  a  Rompa1pa  clause tobe 
g1ven  effect.  Thus,  the  law  on  retention  of  title is  in  a  state  of  flux. 
It  must  also  be  bornein rrnnd  thEtt  u.~:.  law  permits  arrangemenls  whereby  an 
o wn er  o f  p r o p e r t y  c a n  h i r e  o r  1 e a s e  t h a t  p r o p e r t y ,  w  i t h  o r  w  i t h out  o n 
option  to  buy.  So,  an  1nso1vent  contpany  may  be  using  machines  or  occupying - 176  -
premises  without  ownership  or  these  properties.  Commonly,  a  company  will 
heve  for  example  machines  an  hir·e  purchase  or  conditionaJ  sale·,  contracts 
whereby  ownership  does  not  pass  until  the  lPst  instalment  of  prite. is paid. 
lf such  a  company  is  insolvent  there  is  litlle chance  of  passing  such  goods 
to  any  successor  co-operative.  Likewise,  a  company  which  is  in  financial 
difficulties  may  sell  plant,  machinery  etc.  to  e  finance  organisation  and 
then  lease  back  the  goods  for  use  in the  business.  Again,  such  property 
will  not  be  C!vr:tilable  for  Sole  in  insolvency. 
In  summary,  assets  of  the  insolvent  company  will  be  sold  to  meet  the  claims 
of  f1xed  or  floating  chargeholders,  and  the  preferential  creditors. 
Ordinary  unsecured  creditors  may  use  a  komalpa  clause  to  protect 
themselves.  Same  property  which  the  company  uses  or  occupies  in  the 
ordinar}  course  of  business  may  not  in  fact  be  owned  b)  it  and  cannot 
therefore  be  soldonbehalf of  creditors,  or  to  anv  new  venture.  Havinr; 
atten1pted  lo  pay  its  debts  the  cornpan~·  \'1'111  bP  wound  up  or  sold  off  ar1c 
released  frorr,  its  ooligat1ons. -
- 177  -
PART  4 
Conversion  Process 
Formalion 
The  site  of  the  registered office  for  both  campenies  and  societies  fixes 
their  legal  system  for  registration and  liquidation  as  well  as  any  other 
proceedings  requiring  the  intervenlion  of  lhe  courts. 
(i)  Companies.  Forn,at1on  1s  a  simple  procedure  regulated  by  the  Companies 
Act  1948  ~arl 1.  Two  membPrs  are  re4uired  to  sign  the  necessary  documents. 
The  oocuments  are  lhe  Memorandum  of  Association  (specifled  in  S.2)  and 
Articles  of  Association  (sp~cified in S.6). 
lhe  memorandum  must  specify  five  clauses  Fixing  the  name,  registered 
country~  objecls,  lirruted  liabilily,  share  capital  of  a  share  company  or 
the  guarantee  of  a  guarantee  company. 
Arl1clts  are  str1ctl)  oplional  for  share  compan1es,  ~1ere Table  A applies 
unless  excluded.  In  fact  all  companies  register  articles  in  some  form  or 
olher.  In  resrect  of  a  cooperative  it  will  be  the  orovisions  in  the 
arlicles  principally  that  will  organise  the  company  on  cooperative 
principles.  This  is  done  through  the  membership  qualifications,  the  voting 
r1ghts  at  general  meetings,  the  composition  of  the  board  of  directors  and 
the  provis1ons  for  distribution  of  profit.  kecommended  statutory  forms  are 
conlained  in lable  A,  C and  l. 
lr,  thE·  rnernbrandurr, •.  on~y  the  regislf:'red  off1ce  clause  is  for  procedural 
purposes  unalterable.  ln  the  articles,  procedural  matters  must  conforn·1  to 
min1mum  standards  designed  to  protect  members  rights.  Provided  these  are 
met~  the  articles  can  be  altered.  The  special  resolution  procedure, 
requ1ring  a  three  quarfers  majorit~  of  members  voting  at  a  gener~l meeting, 
has  to  be  used,  with,  for  the  memorandum,  other  formalities,  or  rights  of 
objeclion  by  qualif1ed  rr.inorit1es  depending  on  lhe  particular k1nd  of 
cnange. - 178  -
Provided  that  the  nembers  are  agreed  end  that  they  do  not  try  end  break  the 
requirements  of  the Companies  Acts  they  have  for  all  practicel  purposes 
unreslricted  rights  as  to  how  their  company  is organised. 
When  the  Memorandum  and  Articles  of  Association  have  been  agreed,  the 
members  sign  them,  end  statutory  forms  detailing the  registered office, 
First  directors,  which  with  a  declaration  of  compliance  and  the  fee  of  50 
are  delivered  to  thf'  Registrar.  Apart  frorn  the  name,  the  Registrar is 
concerned  with  the  procedural  aspPcts  and  not  the  content  of  the  docurrents. 
If  they  are  in  order  he  shall  issue  the  certificate  of  1ncorporation 
(Companies  Act  194S  s.12  and  1980  s.3). 
(ii)  Societ1es 
In  cantrast  w1th  company  law  ~1ich is  permissive  in  its effect  but  provides 
a  style  of  ttJE.'  var1ous  lables  ana  stotutory  requirernents  for  var1ous 
procedural  matters  ~1ich control  the  permissive  element,  the  lndustrial  and 
Provident  Societ1es  Acts  1956-1978  have  the  minimal  statutory  requirements, 
but  place  the  control  1n  the Registrar's  d1s2ret1on. 
The  Industrial  and  Provident  Soc1eties  Act  1965  provides  that  bona  f1de 
c oop er  at 1  v  e  soc  i el i es  and  soci et ies  which  have  a  bus1ness  for  the  benefit 
of  the  community  with  special  reasons  for  this  registration  may  register 
(s.1).  but  there  are  no  other  defin1t1ons,  the  bona  fide  cooperat1ve  is 
defined  fron:  the  Practice  note  referred  to earlier. 
The  society  has  its  rules  - equ1valent  of  the  memorandum  and  articles. 
1hese  t-•owevEr  rnu~t  ordv  provide  for  1....;  points  s~ecif1ed in Schedule  1. 
lhere  are  no  equlvolents  lo  the  Lompanies  Act  1b48  1 ables,  nor  does  the 
19 65  .C\ct  gi ve  procedur al  requi rernents  for  rreet 1ngs  etc. 
ln  fact  the  Regl~·trar  will  not  accept  rules  that  do  not  conforrn  tc 
cooperat1ve  oemocracy.  This  neans  that  the kegistrar  must  vet  the  ruJes. 
A furtner  comp11cat1oG  - or  rather  simplification!  8)·  Registrars'  practice 
and  withoul  express  statutory  conversion  the Reg1strar  recognises  model 
rules  cleared  by  him  in  advance  for  sponsoring  bod1es.  ~ot  only  does  tt1is - 179  -
simplify  tegistretion  but  a  fee  of  13U  as  opposed  to  the  full  fee  of 
290  is charged.  This  lest element  is significant.  The  lndustrial  Common 
Ownership  Movement  Ltd.  has  two  sets  of  lCOM  model  rules  for  common 
ownership  workers  cooperatives  on  a  collective principle.  The  Cooperative 
Development  Agency  also  has  model  rules  for  a  variety  of  cooperatives 
including  an  industrial  workers  cooperative. 
This  me>ans  that· the  vast  majorily  of  cooperalives  follow  the  ICOf~  society 
or  guarantee  formats;  in Sealland  the  Scoltish  Cooperatives  Oevelopment 
Committee  Ltd.  has  a  guarantee  formal  and  the  Highlands  and  lslands 
Development  Board  has  a  community  cooperative  society  pattern.  These  and 
the Cooperative  Developmenl  Agenc)  pattern are  virtuell)  universal  and  only 
a  very  few  cooperatives  have  their  own  rulEs. 
The  registration  procedure  as  covered  by  the  196)  Act  involves  the 
submiss1on  of  two  copiPs  of  the  rules  (previously  approved  in  draft  by  tne 
Registrar)  as  signed  by  seven  members  and  the  secretary  along  w1th  an 
applicalion  form  and  the  fee. 
Essentially  the  same  procedure  is  used  for  rrodel  rules  except  that  they  are 
submitted  via  lhe  Sponsoring  bodv  to  the  Reoistrar. 
Thereafter  when  all  is  checked  as  being  in  order  the  acknowledgement  of 
registration  is  lhe  birth certificate  of  the  new  cooperative  society. 
One  important  point  on  formation  1s  that  the  United  Kingdom  company  with 
shares  musl  have  at  least  2  - but  the  nominal  va 1 ue  is  not  f i xed  by  1 aw. 
The:re  1s  no  m1nirnurn  cao1tal,  nor,  of  course  a  max1murn.  for  8  so~iet~  there 
is  no  minimum  capital  - save  that  there  must  by  ]  members  with  7  shares. 
Unlike  the  company  there  is  a  maximum  share  holding  per  member,  currently 
1U,uli0  (Industrial  and  Provident  Societies  hCt  1~65 s.6 as  amended  by  the 
1975 Act  and  stalutory  instrument). - 180  -
Conversion 
There  are  a  number  of  relevant  conversion  alternatives. 
There  is  no  direct  way  of  converting  a  share  company  into  a  guarantee 
company,  but  this  is  in  fact  not  a  drawback  since  the  phoenix  cooperatives 
are  new  cooperatives  taking  over  assets  and  not  conversions. 
There  are  procedures  for  thP  acquisition  of  limited  Jiability  by  an 
unlimiled  company  (Companies  Act  1967  s.44)  or  the  shedding  of  it  by  a 
limited  compon~  (Cornpanies  Act  1967  s.43).  This  is really  of  academic 
interest  onl~. 
Tt1e  con\ers1on  of  d  share  cornpany  into a  registered society,  is  potentially 
the  most  s.i gni ficant  possibi 1  i ty  along  with  the  reconst ruct i on  of  a  share 
company  on  thP  baxeneale  patterr1. 
The  statutorv  procedure  .is  extremely  simple  and  is  contained  in  Industrial 
and  Pro\ldent  Soc1elies  Act  1~6~  s.53.  The  company  passes  a  s~ec1al 
resolutiort  authorising  the  conversion  of  ilselfinto a  society.  Thereafter 
the  rules  of  the  new  society  the  resolution  and  statulory  forms  are  sent  to 
the  Registrar  for  approval.  lf he  approves  them  certificates  arE·  issued, 
the  registrar  of  compan1es  notif1ed  and  the  company  becomes  a  society. 
There  is provision  for  adjustrnent  of  the  submitted  rules  ~rhich  are  un1ikely 
to  be  relevant  as  the  forms  ~ill  have  been  approved  in  draft  at  an  earlier 
stage  if model  rules  are  not  in  fact  used. 
1nt- [oo~crE,tlVE'  UE'\Elor)rnent  Äger1c'~  rE~:,:Jrted  and  publishec  8  pE!ttern  of 
conversion  using  this section.  That.  form  was  dssigned  for  exist1ng  solvent 
companies  where  the  owner/shareholders  wished  to  convert  their  companies 
Jnlo  cooperat1ves. 
Ir,  outline their  procedure  involved  f ive  slcqes  and  the  estatJlishrnent  of  an 
e mrd o  ~ e e  t r u s t •  H11 s  p  <:J l t e r n  w a s  1 n t e n d e r:- t o  t a k e  a d v a n t a g e  o f  L  d r-'  1 t a l 
Transfer  lax  relief  unoer  F1nar1ce  Acl  19/E:.  s.C/  and  Capitt:d  Gains  la>..  under 
Finance  Act  1976  s.~6/[apital Gains  Tax  Acl  1978  s.14~). - 181  -
The  procedure  envisaged  the  establishment  of  an  employee  trust,  end  the 
transfer  to  it  of  a  controlling  share  holding.  lh1s  could  be  by  sale 
(resources  coming  into  the  trusl  from  the  employees/future  cooperative 
members)  or  by  gift  from  the  ferner  owners. 
Thereafter  the  procedures  of  s.53  are  put  into effect  and  the  company 
turned  into a  cooperative. 
lhe  idea  behind  the  employee  trust  is  that  he  trustees  convert  their 
sharehold1ng  1nto  loan  stock  or  alternatively  transfer  then1  to  the 
employee/worker  members  of  the  cooperative.  Similarly  any  minority 
sharehold1ngs  held  b)  non-cooperative  members  are  seen  as  be1ng  converted 
into  loan  stock. 
The  pract1cal  fault  of  lhis  scheme  is  the  certain  predominance  of  loan 
stoct-..  Ttns  r-1as  tne  effecl  of  pul ting  the  bolance  sheel  into  imbalance  and 
sho\'.·ing  on  apparent  danger  of  insolvency. 
lapilal  Kestrucluring 
There  are  a  number  of  prov1sions,  vJhich  have  been  referred to,  allowing 
restructur1ng  of  a  company •s  capital/share  holding  arrangements,  inc luding 
members  and  creditors  r1ghls.  For  information,  these  are  now  set  out. 
lompanies  Act  1948  s.2u6-208 
These  provisions  allows  a  company  to  make  an  arrangement  or  compromise  with 
its credilors  or  1ts  mE'rnL'ers,  or  an}  class  of  therr:.  If  the  procedure  is 
correctly  followed  and  the  Court  sanctions  the  schen1e  it will  be  binding  an 
all  parties.  Such  a  scheme  can  be  used  when  the  company  is  solvent  or  in 
liquidation.  lt can  be  used  to  reorgan1se  a  company  internally,  or  a  group 
of  compan1es,  or  as  part  of  a  company  amalgamation  schemE.. 
The  proceourE;  requ1rt.s  an  applicatior1  by  the  company,  or  any  member  or 
creditor,  or  the  liquidator  to  the  court  for  its sanct1on.  The  court  oroers 
the  hold1ng  of  meetings  by  the  relevant  1nterests  affected  - members, 
creditors,  or  t.neir  various  classes,  any  cornpany  affected. - 182  -
Provided  the  meet1ngs  sanction ·the  scheme  by  a  three quarters .majori ty  the 
court  has  a  discretion  to  sanction  the  scheme. 
lt  appears  that  if the  sanctions  are  obtained  then  the  court  is  generally 
satisfied,  unless  there  is  an  apparent  dishonest  motive  or  some  formal 
defect  - the  procedural  requirements  cannot  be ·  wai ved  .• 
This  follows  the  case  law  where  an  objective  stance  is  taken  provided  the 
majority  volers  in  respecl  of  their  particular  interest  take  a  decision 
that  can  be  reasonably  taken  by  bu~inessrnen then  the  Court  is  likely  to  be 
satisfied. 
Comranies  Act  1~~C s.  3Ub 
This  section  authorises  lhe  rnaking  of  a  cornpromist:  wilh  creditors  ouring 
the  course  of  a  volunlary  l1quidotion. 
Such  c;  com~rorr,ise  1s  t.Jind1ng  on  all  the  cred1tors  provided  it  1s  sanctioned 
by  the  compan),  by  extraordinary  resolution  and  by  the  creditors,  by  three 
quarters  b~  number  and  value.  Ubjectors  - be  they  members  or  creditors 
-may  appeal  to  the  courts  which  again  has  a  discretion  to  approve  or  modify 
t he  scherne. 
In  volunlary  liquidation  the  company  may  or  may  not  be  insolvent  but  such  a 
compromise  cannot  be  used  to  make  the  company  solvent  and  so  prevent 
liquidation. 
A similar  power  to  cornpromise  with  creditors  under  s.24~ is  given  to  the 
liquidator  in  compulsory  liquidation. 
Companies  Act  1948  s.  287 
Where  a  COiltpany  is  1n  rnembers'  voluntary  liquidation  the  members  ma'  elect 
(by  special  resolut1on)  to  transter  all  or  part  or  the  busineEs  or  1ls 
assets  to  another  company  and  to  alJow  the  liquidator  to  receive  (for 
onward  transmission  to  them)  cash  or  shares  in  exchange.  There  1s  no - 183  -
requirement  for  the  courts'  sanction  - creditors'  interests  are  protected 
es  the  company  is  solvent  and  so all  creditors  must  be  paid  in  full  within 
at  nost  one  year  before  any  distribution  ca~1  be  rnade  to  lhe  rrembers. 
A dissenting  member,  who  did  not  vote  for  the  scheme  may  exercise his 
rights  under  s.287(3)  to serve  notice  an  the  liquidator  and  either have  the 
scheme  abandoned,  or  his  interest  purchased  at  an  agreed/arbitrated  price. 
T  hat  p r i c e  i s  t o  b e  t h e  v a 1 u e  o f  t h e  s h a r es  me a s ur  e d  agains  t  t h e 
distributed share  of  liquidated assets. 
Campenies  Act  194b s.  209 
This  seclion is  designed  to  ensure  that  any  takeover  is  made  complete  where 
the  acquirer  of  shares  in  the  company  is  able  to secure  90%  of  the  shares 
in  question  within  4  months  of  the  bid.  Provided  the  acquirer  is  another 
company,  s.iU9  would  apply  to  allow  serv1ce  of  nolices  leading  to  the 
compulsory  acquisit1on  of  any  non-accepting  shareholders'  interest  1n  the 
relevant  shares. 
Again  the  minority  memoer  has  the  right  to  seek  the  protection of  the 
court,  but  he  has  a  heavy  burden  of  proof  to  discharge  since  the  scheme  has 
obtained  90~ approval. 
This  section is  designed  for  company  taking  over  company  and  so  unlikely  to 
be  relevant  for  a  conversion  into  an  industrial  worker~'  cooperative. 
Acquisition  b)  a  company  of  its  own  shares 
by  cornmon  law,  as  re1nforced  by  Companies  Act  1980 s.  3~,  a  company  cannot 
acquire  its  own  shares.  However  there  are  exceptions,  one  of  which  was 
introduced  by  the  Companies  Act  1981.  It is of  possible  relevance  on  a 
conversion  from  a  conventional  compan)  into  a  cooperative. 
This  prohibilion  inc1dentally  has  never  applied  to  Industrial  and  Provident 
societies  whose  shares  can  ue  withdrawable  by  wh1ch  is  rneant  redeemable, 
by  the  society.  The  terms  of  redemption  would  be  fixed  by  the soc1et;s 
rules.  Until  1981  this concession  to societies  was  a  great  attraction  of - 184  -
choosing  that  form.  It  must  be  noted  that,  ~1ilst it could  be  of  value  in 
retail  cooperatives  where  there  are  large  numbers  of  members  with  small 
capital  holdings  and  few  redemptions  at  any  one  t1me,  an  industrial  workers 
cooperalive  lhe  dangers  of  unexpected  withdrawal  of  a  substantial 
proportion  of  capital  could  be  fatal. 
The  19ti1  Act,  by  section  58,  allows  a  company  to  issue  redeemable  shares 
and  to  purehast  its  own  shares.  This  was  a  wholly  new  concept  for  British 
company  law  and  the  full  impact  of  the  provision  is  not  yet  apparent. 
~onetheless,  as  a  method  of  fac1litat1ng  the  conversion  of  a  solvent 
company  into  an  employee  owned  cooperative  it  could  prove  crucial. - 185  -
PART  ) 
State Help  and  Other  Sources  of  finance 
There  are  now  so  many  Government,  EEC,  local  authority  and  other  financial 
support  schemes  that  some  institulians  (e.g.  the  Bank  of  Scotland)  have 
resorted  to  a  computerised  service  aimed  at  allowing  the  new  business  to 
find  a  way  lhrough  the  maze.  Despile  this  plethora  of  sources,  banks 
remain  the  major  providers  of  capital  for  the  small  bus1ness,  1ncluding  new 
cooperatives.  1he  main  sources  are: 
(A)  Reqional  and  Local  Assistance 
1hP  Secretary  of  State  for  Trade  and  lndustry  has  the  po\'ler  to  des1gnate 
parlicular  area~.  of  the  Uh.  as  'spec1al  developrnent  areas'  'development 
areas'  or  '1ntermed1at..e  areas'.  Re~ponaJ  development  granls  lowards  tr1e 
purchase  of  machinery  or  prem1ses  may  be  awarded  to  businesses  (lhe  rat~ is 
22%  in  special  development  areas  and  15~ in  development  and  intermediate 
areas).  Also,  artas  of  tht>  LW  ma)  be  de~.ignated  as  'assisted  areas'  ano 
businesses  in  such  areas  may  rece1ve  financiaJ  support  from  the  State. 
Local  authorities  may  g:ive  financial  assistance  to  businesses  in  areas 
designated  as  having  'special  social  needs'.  Areas  may  also  be  designated 
as  Enterprise  Zones,  wherE:  businesses  are  granted  exemption  from  rates  and 
other  incentives.  Local  author1ties  also  have  power  to  spend  a  sntall 
percentage  of  rate  income  on  matters  which  benefit  the  area  or  any  part  of 
the  area.  Some  local  authorities,  notably  West  Midlands  County  Council, 
use  sorrt~·  Ctf  Uu~;  fu:-1d  tc  aio  coopcratl\'E'  oevelopment. 
Clearly,  these  considerations  will  1nfluence  the  location  of  any  new 
business,  includin~ a  new  cooperative. 
(8)  lhe  Loan  GuaranteE  Scheme 
Tr1is  is  o  scherne  wnerebv  Danks  or  lend1ng  institulians act  as  aqentrs  for 
the  Government  in  seek1ng  to  encourage  the  assislance  of  potent1all)  viable 
businesses  which  cannot  ra1se  capital  from  conventional  sources.  u~  to - 186  -
75,000  may  be  borrowed,  repayable  over  a  period of  2-7  years.  A  'holiday' 
period  (during  which  no  capital  nced  be  repaid)  of  up  to  two  years  may  be 
negotiated.  The  Government's  guarantee  covers  7~o  of  the  sum  borrowed,  the 
balance  of  risk  fall1ng  upon  the  bank.  A  premium  of  3%  per  annum  on  the 
amount  borrowed  is  payable  to  the Government.  This  results  in  a  very  high 
interest  rate  for  a  loan  which  may  be  secured  over  the  debtor's  assets.  It 
has  thus  proved  unat tractive  to  new  businesses  and  indeed  may  have  helped 
cause  some  failures  by  bleeding  the  business  of  cash  to  meet  interest 
payments.  F urther,  bank  cooperat ion  is  often  dependent  upon  local 
manaqers,  me:my  of  whom  do  not  participale  in  the  scheme. 
prefer  larger  loans  (an  average  figure  is  28,000). 
Those  who  do 
F  or  these  reasons  this  scheme  must  be  regarded  as  a  last  resort  for  the  new 
cooperative. 
(C)  The  8usines: [xpansion  Scheme 
A  more  imaginative  scheme  to  aid  companies  in  need  of  finance  1s  the 
Business  lxpans.Lon  Scherr:t-,  which  encourages  investment  by  g1ving  generaus 
income  tax  relief  for  investors  who  subscribe  for  shares.  The  financial 
press  regularly  includes  advertisements  for  companies  using  the  scheme. 
Unfortunately,  the  scheme 's  basis  (share  ownership)  Bnd  conditions  (e.g. 
that  shares  must  be  held  for  at  least  five  years)  render  it  unusable  for 
cooperatives  by  reason  of  cooperat1ve  princ1ples  on  return  of  capital. 
(D)  Enterprise Allowance  Scheme 
itns  1s  c,  sct1ernt.  wtteretJ~,  thP  Lc~vernrnent,  through  lt-te  hanpo'l'ler  Services 
Comm1ssior'~  seeks  to  encour8ge  new  businesses  by  provid1ng  a  payment  of  4G 
per  week  for  up  to  52  weeks.  However,  participants  must  be  under  notice  of 
redundancy  or  out  of  werk  for  at  least  15  weeks  and  must  have  at  least 
1,UOU  to  invest  ovPr  the  f1rst  1Z  months.  For  qualif)Ing cooperators,  tht 
scnerne  provides  a  valuable  and  regular  small  income. - 187  -
([)  Venture  Capital 
The  term  Venture  Capital  is  commonly  used  in the United  Kingdom  to  describe 
an  arrangement  whereby  the  private  provider  of  capital  takes  a  shareholding 
usually  of  at  least  15%,  in  the  company.  The  investor  is normally  involved 
in  managing  the  growth  of  the  new  venture.  A number  of  organisations 
provide  venture  capital,  but  few  will  consider  investments  of  less  than 
25, OOCJ. 
Again,  the  equity  involvement  of  the  f1nancing  organisation  and  the  fact 
that  such  organisations  are  ablc  to  be  highly  selective  about  chosen 
investments  means  that  new  cooperatives  cannot  raise  funds  in  this  way. 
( F )  Bank  L o an 
A  s1mple  ban~:  loan  is  the  most  common  method  of  financing  a  small  business. 
However,  most  banks  will  seek  security,  usually  in  the  form  of  a  Floating 
charge,  or  personal  guarantees  from  those  involved  in  the  business  prior  to 
lending. 
(G)  Redundancy  Payments 
Une  cornmon  method  of  raising  the  initial  f1nance  for  a  workers'  cooperative 
is  for  the  cooperators  to  contribute capital  from  awards  of  redundancy  pay. 
Persans  dismissed  on  grounds  of  redundancy  who  have  at  least  two  years 
continuous  employment  with  the  employer  who  dismisses  them  are entitled to 
a  lump  sum  payment.  kedundancv  will  arise  \'Jhere  the  employee  is dismi ssed 
(i)  necause  lhe  em.Ploycr  hc.ls  ceased  or  intends  to  cease  to  carry  on  thc 
business  in  which  the  employee  was  employed,  or  (ii)  because  the  employer 
has  ceased  to  carry  on  that  business  in  the  place  where  the  employee  was 
employed,  or  (iii)  because  the  requirements  of  the  business  for  employees 
to  carry  out  work  of  a  particular kind  in  the  place  where  the  ernpl oyee  was 
employed  have  ceased  or  diminished  or  are  expected  to  do  so. 
These  provisions  raise  son~ difficulties,  particularly  where  a  conversion 
is  concerned.  Put  simply,  \'there  there  is  a  'transfer of  a  business',  for 
example,  to  the  new  cooperative,  then  employees  who  continue  to  be  employed - 188  -
after  the  transfer  will  not  be  entitlerl  to  redundancy  payment.  Where  a 
group  of  workers  buy  out  all  or  part  of  a  going  concern  their  'self  imposed 
redundancy'  will  defeat  their  right  to  paymenl.  however,  if there is  a 
'transfer  of  assets'  then  employees  who  cooperate  in  the  new  venture  will 
be  entitled  to  redundancy  payments.  In  the  leading case  (Melon  v.  Hector 
Powe  Ltd.  [1980]  IRLR  477)  Lord  fraser  explained see  the distinction thus: 
'lt  seems  to  m~  lhat  the  essential  distinction  between  the 
transfer  of  a  business,  or  part  of  a  business,  and  a  transfer  of 
physical  asset~,  1s  that  in  the  Former  case  the  business  is 
transferred  as  a  go1ng  concern  so  that  the  business  rerr1ains  the 
same  bus1ness  in  d1fferenl  hands  •••  whereas  in  lhe  latter case 
the  assels  are  transferred  to  the  new  owner  to  be  used  in 
whatever  business  he  chooses.  Individual  employees  may  continue 
to  do  lhc  same  work  1n  the  same  environment  and  they  may  not 
appreciate  thal  they  äre  working  in  a  different  bus1ness,  but 
that  may  be  tne  true  position  on  consideration  of  lhe  whole 
circumstances.  A change  in  lhe  ownership  of  a  part  of  a  business 
wi 11,  I  t h .i  nk,  s e J d orr.  o c c ur  e x c e p t  wh e n  t hat  p a r t  i s  t o  so  n1e 
e x l e n t  s E- p a r a L e  an  d  s e v e r a Ld e  f r o  rn  t h e  r es t  o f  t r-, e  bu s i ne s s , 
either  geographically  or  O)  reference  to  the  products,  or  1n  some 
other  wC:Jy'. 
This  means  that  employees  who  wish  to  use  redundancy  pay  to  convert  or 
transfer  the  business  into  a  a  workers'  cooperative  must  ensure  that  a 
transfer  of  assets  rather  than  a  transfer  of  business  takes  place. 
Where  payment  is  due,  the  amount  is  ca.lculated  by  multiplying  the  number  of 
completed  vears  of  continuous  ernployment  the  employee  has  with  the  employer 
(subject  to  a  max.imurn  of  LU  years)  by  the  amount  of  a  week's  wage  (subject 
to  a  maximum,  currently,  of  152)  or  one  and  a  half  week's  pay  for  years  of 
employmenl  over  the  ao::- of  4u.  A  rebate  of  3S~o  may  be  recovered  by  the 
e m  p 1 o y  t  r  f r  OH,  t h E.'  · h e dun o 8 n c y  F und ,  wh ich  i s  f i n an  c e d  b y  c;  1 e v  y  or1  & ll 
employers.  Where  thP  employer  is  insolvent,  the  fund  makes  the  redundancy 
payment  and  the  Fund  becomes  a  preferential  creditor  of  the  insolvent 
bus1ness. 
It  is  common  practice  for  Trade  Unions  to  have  negotiated  a  more  generaus 
redu;!doncy  package  thar1  that  of  the  statutory  scheme. - 189  -
Thus,  cooperators  who  wish  to  use  redundancy  payments  in the  new  venture 
must  ensure  that  a  transfer  of  assets  alone  occurs.  An  employer  who  has 
made  redundancy  payments  following  e  transfer  of  business  end  who  then 
claims  a  rebate  may  be  refused  on  the  basis  that  there  was  no  legal 
obligatio~ to  make  the  payments. 
This  problern  does  not  seem  to  have  seriously  affected employers'  practice 
of  making  redundancy  payments  to  potential  cooperators,  and  it seems  that  a 
realistic  view  is taken  by  the  Departmenl  of  Employmenl. 
The  Transfer  of  Undertakings  (Protection  of  Employment)  Regulations  1981 
(implementing  EEC  Directive  77/187)  place  an  obligation  upon  employers  to 
inform  and  consult  represPnlatlves  of  their  employees  when  a  business  is 
transferred.  lf  the  ne~  workers'  cooperative  later dismisses  or  makes 
redundant  an,·  of  its  employees  then  the  question  of  continuity  of 
employment  from  the  previou~.  bus1ness  to  the  workers'  cooperat1ve  w1ll 
ar1se.  lhese  matters  are  ae~lt  with  by  an  interaction  of  redundanc) 
payments  legislation  and  the  1981  Regulation. 
Under  the  lndustrial  Common  Ownership  Act  1976  government  grants  were  made 
available  fro~  1976  until  1981  for  the  funding  of  cooperatives.  Funds 
disbursed  under  the  Act  were  administered  by  lndustrial  Common  Uwnership 
Finance.  Although  Funding  under  the  1976 Act  is  no  langer  available,  ICOF 
still exisls  as  a  d1stributor  of  cooperative  funds  from  private  and  local 
authority  lenders. - 190  -
SUMI1ARY 
Part  1  Commenlary  on  Conversions 
There  are  very  few  conversions  from  a  conventional  business  into  a  workers 
cooperative. 
There  are  three  theorelical  possibilities: 
1.  Conversion  from  a  solvent  business  into  a  cooperative. 
Thi~.  is  rorc.  lhe  reasons  rnay  be  the  need  to  matct1  a  selling owner 
w1th  8  cooperative  workforce,  lhe  problerns  of  raising  purchase 
c8pital,  taxatio~ consequences  and  the  lack  of  a  viable  precedent. 
2.  Cor;vcrsior,  fror.!  an  1nsolvent  business  into  a  cooperative. 
1 f  this  1s  understood  as  a  conversion  when  the  insolvenc}  procedure 
has  begun  conversion  is  effectively  excluded  in  all  but  the  rnost 
unusual  cases  by  the  effect  of  insolvency  procedures. 
w1ll  not  make  the  insolvent  bus1ness  viable  and  solvent. 
3.  Phoenix  cooperatives. 
Conversion 
Where  6  business  is  oeing  closed  down,  be  it solvent  or  insolvent,  all 
or  part  may  be  re-created  in  a  new  business.  This  phenomenon  has 
occurred  qu1te  often  in  the  cooper8tive  world  8nd  is  1dentif1eu  8S  8 
phoer1ix  cooperative.  lt  is  the  only  significant  'conversion'  1n  the 
U.K. 
Part  L  Cooperative  Lav-.·  8ackground  - General 
There  are  several  di fferer,t  jur1sdictions within  the  United  t\ingdor11.  The 
la\·;  uiscussec here  is  tt·,c:Jl  2pply1ng  in  Scotland,  aiid  England  ano  ~ales 
Getween  which  there  are  differences. - 191  -
Cooperative  Law 
lhere  is no  single cooperative  law.  lt1e  elections  from  which  the  promoters 
must  choose  are: 
1.  Unincorporated  partnership  regulated  by  common  law  and  the Partnership 
Act  189U. 
There  is  no  limited  liabilily.  Minimum  number  of  members  2,  maximurn 
20.  No  formalities  for  formation. 
2.  lndustrial  and  provident  society  - regulated  by  the  lndustrial  and 
Provident  Societies  Acts  1B6~-1678. 
L1ability  is  limited  to  the  nominal  value  of  issued  shares.  There  is 
share  cap1t~l,  no  minimum  but  max1mum  of  1000  per  cooperative  member. 
fvli  nimurr:  number  of  members  7,  no  maximum.  Hules  must  cover  1it  points 
and  satisfy  the  Hegistrar,  but  no  statutory  guidance. 
3.  Companies  registered  under  the  Companies  Acts  1948-1981.  lt1ere  are 
three  types  available. 
A.  Private share  capital. 
Liability  is  limited  to  the  value  of  the  issued  share  capital  of 
which  there  is no  minimum  or  maximum  value. 
8.  Guarantee  compan}. 
Liability  is  limited  lo  the  value  of  the  guarantee  f)gure,  there 
is  no  minimum  or  max1mum  value.  There  is  no  share  capital. 
C.  Lmlimited  company. 
This  form  is  1ncorporated,  without  limi.ted  liability.  Share 
capital  is  possible. - 192  -
For  all  forms  the  minimum  number  of  members  is  2  with  no  maximum.  The 
constitution is  in  the  memorandum  and ·articles of  association. 
Conversion Alternatives 
1.  Sole  trader/partnership into cooperative  partnership.  This  requires 
no  legal  formalities.  The  conversion  would  be  carried  out  by 
contract,  transferring assets  and  any  liabilities  which  may  be  taken 
over. 
~.  Sole  trader/partnership  into  a  cooperalive  society  or  company.  The 
society  or  company  is  a  registered  legal  person  but  the  conversion 
would  b)  contract  in  thP  srune  way  as  (1)  above. 
8oth  the  forego1ng  are  new  cooperatives  taking  over  an  existing  bus1ness, 
not  legall}  converted. 
3.  Solvent  share  company  into  cooperative  society  or  company. 
A.  by  transfer  of  assets  by  contract  in  the  same  way  as  (1)  above. 
B.  share  company  re-registereo  as  unlimited.  This  can  be  ignored. 
Share  company  cannol  re-register  as  a  guarantee  compan). 
C.  share  company  can  re-register as  a  society  under  the  Industrial 
and  Provident  Societies Acts  19&5-197b.  The  legal entity  changes 
its form  but  not  its 1dentity. 
ü.  share  company  can  adopt  a  new  cooperative  constitution  by 
arnendment  of  its articles  of  association.  Capital  reorganisation 
to  meet  cooperative  principles  would  require  amer.dment  of  the 
mernorandurn  of  association,  this  would  be  complex  and  may  have  ta:\ 
consequences. - 193  -
·This  can  be  carried out  by  the  members  themselves.  Companies  Act 
1 9 4 8  s • 2 0 6  g i v es  t h e  Court  power  t o  s an c t i o n  e  bind  in  g 
re-organisation.  Companies  Act  1981  ss.  46-49,  54-58  provide  for 
the  redemption  of  capital  by  the  company. 
4.  Insolvent  into  a  cooperative. 
A trustee  1n  bankrupty,  liquidator  or  receiver  has  power  to sell  the 
assets  of  a  business  as  a  going  concern  or  in  part.  This  is  the safest 
way  of  'converting~ an  insolvent  business  as  the  liabilities of  the 
insolvent  business  can  be  left  behino. 
Part  3 
There  is  much  more  law  concerning  transfer  of  assets  from  an  insolvent 
business  into  a  co-operative,  than  transfer  from  a  solvr  of  assets  from  an 
insolvent  bus1ness  into  a  co-operative,  than  transfer  from  a  solvent 
business.  However,  conversions  of  the  former  type  are  very  rare. 
Few  legal  obstacles  stand  in  the  way  of  transfer  of  assets  from  a  solvent 
business  to  a  new  co-operative.  In  transfers  from  insolvent  business, 
however,  the  matter  is complicated  by  the  existence  of  a  mass  of creditor 
prote:tion pr1nciples. 
Hepresentatives  of  creditors  will  usually  be  appointed  to gather  in  and 
se  11  tr,e  assets  of  the  insolvent  bus i nes s.  Le g&l  dut i es  in  cumbent  upon 
these  p&rties  help  to  ensure  that  tne  assets  secured  are  solo  en  bloc  so 
that  usu&ll~  a  new  cooperative  cannot  acquire  part  only  of  the  insolvent 
concern. 
SaJes  of  property  (withln  certain  periods  from  insolvency)  from  an 
insolvent  business  to  a  new  cooperative  may  be  reduced  as  gratuitious 
alienat1ons  or  fraudulent  preferences. 
Directors  of  insolvent  companies  may  be  barred  from  participating  i~  the 
new  cooperative. - 194  -
A !arge part  of  the  assets  of  trading  companies  in  the  U.K.  is  subject  to 
floating  charges,  which  will  allow  creditors  to  appoint  a  receiver  over  the 
business.  Other  creditors  may  have  fixed  charges  over  business  assets.  Any 
new  co-operative  which  seeks  to  take  over  all  or  part  of  the  previous 
business  will  require  to purchase  the  relevant  assets  from  representatives 
of  the  shareholders.  lf the  insolvent  company's  premises  ar~ subject  to  a 
fixed  charge  and  the  remaining  assets  are  subject  to  a  floaling  charge  then 
a  new  co-operative  seeking  to  täke  over  the  whole  business  must  succeed  in 
acquiring  each  from  tne  relevant  creditors  or  their  representatives. 
Any  assets  which  have  not  been  swallowed  up  by  chargeholders  will  be 
available  to  ordinary  creditors.  Preferential  ordinary  creditors  have 
first  claim  on  these.  Commonly,  a  large  number  of  ordinary  trade  creditors 
arenot  paid.  These  liabilities  can  be  left  behind  with  the  insolvent 
company.  lo  avo1d  this,  ordinary  unsecured creditors  may  use  a  Romalpa 
clause  to  protect  themselves. 
Same  properly  wtuch  the  1nsolvent  business  uses  or  occup1es  may  not  in  foct 
be  owned  b)  it  and  cannot  therefore  be  sold  by  creditors'  representatives 
to  a  new  venture.  A  new  co-operative  wishing  to  use  such  property  must 
negotiate  with  the  true  owners. 
Part  4  Conversion  Proceaures  - Formation 
The  registered  office  fixes  the  legal  system  and  Registrar  for  both 
companies  and  societies. 
1.  lompanies  - Companies  Act  1948  Part  1 
The  constitution  will  contain  the  necessary  cooperative  principles  by 
adaptation  of  the  Memorandum  and  Articles.  Memorandum  of Association 
-contains  5 clauses  fixing  name,  registered office,  objects,  limited 
liability,  share  capital  or  guarantet.  Articles  of  Association  - sets 
out  the  by-laws  in  numbered  paragraphs. 
, - 195  -
Both  are  subject  to  minimal  statutory  control,  subscribed  by  two· 
faunder  members. 
lhey  are  lodged  with  the  Registrar  along  with  statutory  forms  and  a 
fee  of  50.  If  all  is  in  order  the  Registrar  shall  issue  a 
Certificate of  lncorporation. 
2.  Societies-lndustrial  and  Provident  Societies Act  1965  ss.  1  and  2. 
Registration  under  the  1965  Act  is  restricted to  cooperative societies 
and  certain  other  'public  benefit'  bod1es.  The  Rules  (its 
constitution  and  by-laws),  subscribed  by  7  faunder  members,  are 
submitted  to  the Registrar  with  a  statutor~  form  and  the  fee  of  29U. 
The  kules  must  cover  14  points  set  out  in  1965  Act  Schedule  1.  The 
Registrar  vets  the  rules  contents  in  detail. 
In  practice  model  rules  prepared  by  sponsor1ng  bodies  with  the 
Registrars  approval  are  almost  always  used.  The  fee  is  only  130.  The 
result  is  that  rnost  industrial  workers  cooperatives  have  adopted  one 
of  a  small  number  of  set,  model  patterns. 
Conve rs ion 
lndustrial  and  Provident  Societies Act  1965  s.  53. 
To  convert  a  company  into  a  society  the  members  of  the  company  will  pass  a 
special  resolution  authorising the  conversion,  making  any  necessary  capital 
aojuslments  oi1G  EtGO(Jtln~  lhe  new  rules.  hll  thesE  documenls  are  sent  to 
the  Registrar  for  his  approval  which  when  granted  will  result  1n  the  new 
society  being  registered  with  the  cancellation  of  its company  registration. 
Capital  Restructuring 
1.  Companies  Act  1948  ss.  206-LUb 
Provision  is  made  for  an  application  to  the  court  to  sanction  an 
arrangement  or  compromise  with  the  company's  members  or  creditors.  The - 196  -
court  will  order  meetings  lo  get  the  consent  of  affected  interests 
before  granting  its approval,  whereupon  the  scheme  is  binding  on  all 
parties. 
2.  Companies  Act  s.3U6,  s.245 
A  company  in  voluntary  liquidation  may  make  a  compromise  with 
credilcrs.  The  members,  by  extraordinary  resolution,  and  tt1e 
creditors  by  three  quart~rs majority  by  number  and  value,  must  agree. 
There  is  an  appeal  to  the  courts. 
In  compulsory  liquidation,  the  liquidator  has  similar  power  to  w~ke  a 
comprornise. 
3.  Compan1es  Act  1948 s.  L87 
Hembers  of  a  company  in  rrembers  voluntary  liquidallen  may  by  special 
resolution transfer  all  or  part  of  the  undertaking  to  another  compan~ 
in exchange  for  cash  or  shares. 
4.  Compani es  Act  1948  s.  209 
This  allows  a  company  which  has  acquired  90~c of  the  shares  in  analher 
company  within  4  months  of  the  takeover  bid  to  cornpulsory-purchase  the 
non  accepting  10~. 
5.  Purehase  by  a  company  of  its  own  shares.  by  the  Companies  Act  1981 
ss.  4b-4St~  )4-)8  prot1ibit1on  aga1nst  a  compan)  purchosing  its  own 
shares  is  relaxed  in specifled circumstances. 
Part  5 
There  are  rnan;  forms  of  f inanci al  support  for  small  businesses,  some  of 
wh1ch  are  available  to  cooperatives.  banks  rema1n  the  chief  suppl1ers  of 
capital.  Regional  and  local  assistance  1s  availab1E·  1n  certain areas  which 
qual1fy  for  State  or  local  authority  aid. - 197  -
The  Loan  Guarantee  Scheme,  set  up  to  encourage  the  development  of  small 
businesses,  is  a  possible  source  of  finance  for  cooperatives.  However, 
difficulties  (including  high  interest  rates)  render  the  scheme 
unattractive. 
The  Business  Expansion  Scheme,  and  the  provision  of  Venture  Capital 
generally,  are  unusable  for  cooperative  finance  because  of  cooperative 
principles  on  relurn  of  capital,  and  the  involvemenl  of  outside  equity 
shareholders. 
The  Enterprise  Allowance  Scheme  1s  a  possible  source  of  finance  for 
cooperators  and  there  is  evidence  of  it being  used  for  this  purpose. 
Bank  loans  remain  the  rrost  comrnon  method  of  small  business  f1nancing.  Same 
security  will  usuall)  be  soughl  by  the  Jending  Dank  - eilher  in  the  form  of 
a  float1ng  charge _over  cooperat1ve  assets  or  by  way  of  a  personal  guarantee 
from  cooperators. 
F<edundancy  payments  are  often  used  by  workers  who  wish  to  set  up  a 
cooperative.  There  are  legal  problems  with  regard  to  whether  assets,  or  the 
business  i tsel  f,  are  transferred  from  the  previous  employer,  v.hich  affect 
the  availability  of  redundancy  payments. 
Government  grants  were  made  available  to  cooperatives  under,  a  1976 
statute,  from  1976  until  1981.  Such  funding  is  no  langer  available  but  the 
distributing  body  - lndustrial  Common  Ownership  Finance  - remains  as  a 
distributor  of  funds  frorn  private and  local  authority  lenders. 
Government  has  recently  stated  its  intention  to  furU1er  assist  srnall 
businesses  by  exempting  tnem  from  compliance  with  certain areas  of  legal 
regulation. - 198  -
APPENDIX 
1.  Flight  of  the Phoenix 
Extract  from  Annual  Report  1985  of Scottish Cooperatives Development 
Committee. 
2.  A Phoenix  Cooperative  Case  Study 
[xtract  from  Pnoenix  Cooperatives  - Viable  ~ew  ~entures  from  Redundant 
business  by  l.  lampbell,  Cooperative  Development  Agency  1'783. 1\vÖ Rfeent Phoe  · 
.  Co-operatives:._.-. 
,  Peter, Nick and John, Lhrec of the 
fonner employees, knew in their he-arts 
that the rombined W'esr Highland Yachts 
and Great Gien Crui_c;ers operation ba~·d 
in lnvemess could be profitable, but only if 
run &om the riverbank by commined 
work.er-owners. The announcement by the 
pl'e\rious O\\Tlers that the operation was to 
be put into Iiquidation started 4 months of 
long. hard negotiations to buy rhe assets. 
Ewen Robb. the forrner ProductManager 
at Smirhs lndusrries Clock Company a~d 
no'Y.' St.James' General Man~er, also 
knew that \\irh a dedio.ted and committd 
~·orkforce the presentatiun clock stde of 
the old business could be saved 
Many reasons are grven for  bu~ines~ 
failure; suppliers pur prices up.  k~ staft 
move on, a large cusromer ~0eS our of 
business, ovenradin1-= or unforest..-cn 
chane::es in the market  There was and ts a 
market for holiday boars and for carriagc 
clocks, but the re-v;ards arenot there to 
sarisfy the overh~ad and prot1t 
expel"tations of a large group or compan~ 
Those at headquaners. areout o1 tuuch 
\\ith the customers "Y.·hich the subs1d1ar\'  i::, 
servicing and those in the suh~idiaf} ha~T 
linle moti\'ation or resourcc~ tor 
rontinuing the operation. In corne~ worker 
ownership and that mythical bird, rhc 
Phoenix. 
In a phoenix siruation the market and 
potential custorners dJctare the numher of 
jobs that are saved. Few were lost at 
Highland Holiday Boat~. but on  savin~ thc 
small but profitable brass carriaf!e dock 
production and abandoning the wide 
range of other docks. St. James couJd keep 
onlv ten of  r...l,e seventV-t\\'0 workforce. 
M~keting  consultants confumed E\\·en 
Robb's esrimates of the company's salcs 
potential and a  range of new  model~ wen: 
designed for the compan~,.~ Li.unch in 
A%"TUSt last year. 
1\'tck. Peter and ]ohn o/ Hrgh!ond Ho!rday &.ats- read-~· /or a bumper year /or tounsts 
That mythical bird of  the Arabian Desen, 
living for hundreds of years, has risen again, right herein Scocland. 
lt has risen in the form of  a group of  co-operative companies 
which have been bome out of the ashes of business 
closure, receivership, and Iiquidation. 
T  wo recent exarnples are Highland Holiday Boats 
Limited and SL J  ames Oock Company 
Limite<!. 
If  'cashflow' was the shon imroducrion 
to the world of business O'Y.11ership for 
Peter and Ewen, gearing was the story yet 
to come. Co-operatives are frequently 
1  W1dercapitaL.sed and the capitai intensive 
Couna/lo,. L.:wrcnre ,\1,-GJrr,.-Com c'lt'' ' ' \:r 1f;,, .'1 .ic 1\c~''' 1fid! Corma(, 
!)  Eronumi,  Den-lopmt·nt c·w!J»::t!t':· u nl'··,  ./,,, _.,.  •,. /::•t· .'\t  /Jnu·~  tcur•! 
phoenix must fly nearly venical at tal-:e off 
w generate suffiCient proht to co\'er tiw 
high loan repayments which soon fall due. 
Staning with litrle personal capital, dra~  11 
from members, redundancy pa~ments. 
family or friends, the phoeni.x has been 
known to borrow si.x  runa as much  a.<.  rh;:: 
member~  · o"Y.·n caoital  The ininJl t\\'Ll \'t:Jr~ 
tS  the penoJ whe~ tht bu~l~l;..·~:-.  1~ .n  h1~h 
ri~k .md  1t  must takc Jtk,mu~l- tll n tT\ opponunity that prl"Srnts nsdf. For 
cxamplc. on many occasions. the hil!h cost 
to thc: pan.·m company of rtmcl\'111J.; 
equipment from the \'acanr faC10I} 
favourablv affccts irs resalr value to the 
c<H>perativc. Smiths Industries' decision 
~  to Jet the production equipment go for half 
book value payab]e after one year of 
peppercom rent \\'as a major factor in the 
estahlü,hmen: of St. Jam~ H~hland 
Hoüday &ats ·wcre equaUy fortunate in 
acquiring the fleet of 18 cruisers and yachts 
at a favourab1e price. 
Ot.her opportunitiö, such as rent free 
concessions from  landlord~ and  ~rants for 
the creation of ne·w )obs have alJ been 
seizcd, and conrributc in easinr the hurdcn 
of company start-up. In particular the 
Enrerprise Allowanc<.: Scheme run h\· the 
Manpower Servicö Commtsston  ha~ hecn 
outstandmgly helpful w co-operattves 
There is one asset. h~)We"\Tr. whJCh  i~ 
rele.ased to the co-o;x·ramT at  no cos:. and 
is  L~e mosr lmpCir.ant  of th::m all  Tht~ 
asset 1s the year!- oi skill a:-Jd cxpcrlc:l,T 
which  i~ conrained withm rhr workr~)rn· 
them~d\'c~ a:1d which  fc,rm~ a hast:- of tht 
ne-w firm 's futurt suc cö~ 
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Co-opcraiJ\'eS arc husml'~~e~  o~Titd and 
conrrolled by tht pc·opk workmr m them. 
As such . each per~on  ~Tai:. the hat of 
employec and business pwpnetor carryinr 
on a full rime jol-- wdiin tht firm and 
anendm!! reneraJ meermp outside 
workin~ hours. Many of the phc)CnLx 
co-operati\'C.""5 ha\·t their berinruilp in the 
action oi rumpelent and commined trades 
union represemati\'es. wl1Cl when finally 
taced with thc closure of thr emire firm, 
look around for realistK ~·avs to sustain 
emplo~ment. Althout.:h some co-operatives 
kecp up umon memher:,h!p and an: acuw 
in theiT support at branch level. nont: ha\'c 
e'\'er found it  ne-ce&o.an· to have a 
repre~entarive takr anion u1thin their 
\\'alh - owne~  and workers bcinp onc and 
thl' same. This leads to great flexibiby ir1 
carrying out the jobstobe done, open-ness 
and frankness in deahng \\1th each oiher. 
and a relaxed and confidem feelmr, amont-
the proup. Thev have agrttd amon~st 
themsclves \\'hat thev u·am from work and 
how they are goin~ t.o achtt"'.'e i! and have 
set out together to make it happen 
All  ~brp shape- Par/ of  thc Hrp,hland Hulr.:ia)  Bou:s ·  Flt'cl o( 18 boa!1- Read_·~ /or spnng, 
Loan Finance 
\X'here docs thr loan finance come 
from? \X'ho \\  -illlend to a finn \\ith no 
track record and lm.le per.,onal capital? 
Happily, therc is s growin~  acct'ptanct' of 
phocnix co-operatives as a \'iable \\'ay to 
produre jobs. This is secn in thr 
encouraging rcsponse in the request for 
loans from all major authorities and 
~ovemment agcncies. In part.icular 
Strathclyde and Fife Regional Council, the 
Sconish Devdopment Agency, the 
Hirhlands and lsland.c;; Development 
Board, ar1d manv othcr k)('a1 authorities 
have nau· supro"rted phoen..ix co-
operatives \\1th busincss loans on 
commercial terrm.. 
Other lendmr agencies such as the 
British Steel Corporation (lndustry! and 
lndustrial Common ~nership  Fmanc-t 
havc- helped to anract other lender:.. by 
conflmünr their support of tht n~· 
w-opcr  ative at an early stage. Thi.5- can tip 
the balance in fa\·our of the co-operatives· 
proposal~ and increase ronfidence in the 
phcx·ni.x 's abiliry w succeed. \Xnile good 
relationship~ exisi beru·een the majo; 
harJ~s and .phocnix co-operativb the~ han· 
not vet lx-en ablt: to lend to start-uo~ o!..her 
L~;rr; through the expensive Loan  . 
Guaranttt Scheme  E\'en \\ith the comfort 
of tht ~0\Trnr.1t:nt guarantL"t:. hanb seci; 
sound security for their portion of the 
loan 
In Scotland in the last fe\\· vears u·e 
have secn proofthat phoenix  ~o-opcraÜve:; 
can be successful and SCDC \\iD commut: 
lo promote and heip them. A~  busines5 
creanon goes, it is cenainly not  L~e ideal 
wav to start-uP. and ne'\1.· wavs are bei.n.c 
co~sidered to-overcome the-clifiiculties-of 
fmancm~ capital mtensive co-operativ~. 
Until that time, and probably thereafter, 
the phoenix will cominue to fly. ' 
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A  PHOENIX  Co-OPERATIVE  - CASE  STUDY 
November  1980,  and  the  workforce  at  ABC  Limited,  learn that they 
are  to lose  their  jobs  at Christmas.  The  factory,  a  small  one  in 
a  group  manufacturing  sports  and  protective  clothing,  is  to 
close,  with  the  loss of  65  jobs. 
The  workers,  all women  with the exception of John  Brown  their 
manager  and  Jim  the  trainee mechanic,  had  worked  tagether  for  a 
nurober  of years  and  some  of  the~.  nearing  retiral age,  all their 
lives.  The  factory,  previously  an  old  established  private 
business,  had  been  bought  by  the  present  co~pany within  the last 
5  years,  .to  run  as  a  "satellite" manufacturing unit,  controlled 
from  their  Head  Office  some  500  miles  away.  As  often happens  in 
clothing  factories  a  tremendous  spirit  of  camaraderie  had 
developed  among  the  women.  They  were  a  cohesive  team,  working 
together  and  sharing  each others  joys  and  sorrows.  The  loss of 
their  jobs  and  income  was  certainly a  severe blow,  but  the  loss 
of  the  working  relationship was  just unacceptable.  It was  this 
cohesiveness,  coupled  with  a  streng deterrnination,  which  was  to 
stand  them  in  good  stead  over  the  following  months. 
Shortly  after redundancy  was  announced,  discussions  took  place 
with  the  Trade  Union.  The  idea of  some  form  of  workers'  co-
operative  was  raised.  As  an  option it was  fairly  low  down  on 
the priority list.  Finding  a  new  owner  for  the  factory  seemed  to 
be  the  most  desirable  outcome  to both  the  Manager  and  the 
workers.  A  nurober  of potential buyers  came  to visit the  factory 
but  it  was  felt that most  of  them were  just  ~nosing  around". 
There  was  no  customer  for  the  factory  as  a  going  unit,and  most 
interested  parties  just  wanted  to  buy  rnachines  or  obtain 
materials  at  cut price.  Early on,  the Trade  Union  asked  the 
local  Co-operative  Development  Agency  to  help  the  workforce 
examine  the possibility of  saving  the business,  or part of it,  as 
a  workers'  co-operative.  Initial investigations  and  discussions 
revealed  a  number  of major  problems. 
The  factory had  been  for  the  last few  years,  a  cut,  rnake  and  trim 
(CMT)  facility only.  Each  week  a  truck woulä  arrive  from  Head 
Office  with  a  load  of materials  and  the  schedule  for  the 
following  week.  The  same  truck would  take  away  the  previous 
week's  completed  production.  There  was  no  contact  with 
custorners,  no  knowledge  of who  the customers were  and  no  factory 
based  sales  force.  This  is  fairly  common  in  "labour only''  units 
within  the  clothing  trade.  Financial  control  was  also  located at 
Head  Office  and  the  factory  clerkess  simply  recorded hours,  units 
produced  etc.,  submitting  these  each  week  to Head  Office.  In 
other  words,  there  was  no  marketing  or  financial  expertise 
resident  within  the  local  factory.  Preliminary market  research 
indicated  that the  rnarket  was  under  severe  pressure  from  foreign 
imports but that there  was  still a  reasonable  demand  for  garments 
of good  design  and  of  a  high quality. - 202  -
In  order  to start exploring  the co-operative option,  the  small 
Cornmittee  was  formed  which  included  the  ~1anager  and  other 
employees  with particular expertise.  This  Committee  worked  along 
with  the officer  frorn  the  Local  Co-operative  Development  Agency 
and  an  action plan was  developed  which  included  the  following 
major  points:-
• 
* 
* 
Contact  possible 
potential  ~arket 
clothing. 
customers 
for  high 
Reduce  the workforce  to  26. 
and  research  the 
quality  protective 
Advertise, 
person. 
interview  and  hire  a  capable  sales 
Negotiate with  the  parent  company  for  the  lease of 
factory  and  equip~ent on  favourable  terms,  with 
the first year  rent  free. 
Ask  each  worker  to make  a  loan  to the  co-operative 
out  of  their  redundancy  money. 
Seek  the  agreement  of the workforce  to  work  for 
an  initial period without wages. 
Make  an  application  for  loan  fund  finance  to 
Industrial  Comrnon  Ownership  Finance  and  seek 
bank  overdraft facilities.  Seek  grant  facilities 
from  the  Local  Authority. 
Maintain  a  close  relationship  with Trade  Union, 
Local  Authority  and  other organisations willing to 
assist. 
The  Co-operative  started  trading  in  February,l981.  March  1983 
sees  the  co-operative with  a  healthy order  book,  a  workforce of 
36  and  good  prospects  for  the  future.  This  was  not  always  the 
case  and  the co-operative has  had  many  difficulties,  all  of 
which  have  been  met  with  cheerfulness  and  stoic  determination. 
The  success  of this workers'  co-operative  can  be  attributed to  a 
nurober  of  factors  of which  the  following  are  irnportant:--
* 
The  manager  ~as  enthusiastic  about  the  co-
operative  idea  and  worked  hard  to  develop  new 
skills  in  the  areas  of  sales  and  finance  and 
guided  the  co-operative  through difficult periods. 
The  excellent  working  relationship within  the  co-
operative  and  between  the  rnanagement  team  and  the 
workforce. 
The  highly  skilled  and  dedicated  workforce  who 
would  turn their hand  to anything. • 
• 
* 
* 
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The  attraction  of  a  good  salesman  into the  co-
operative which  allowed  them  through  time  to 
develop  a  wider  market • 
Good  support  and  business  advice  from  the  local 
Co-operative  Development  Agency. 
The  financial  contribution  by  the  workforce 
coupled  with  the  reinvestment of their wages  in 
the  business  demonstrating  commitment  to  outside 
agencies. 
Financial  support  from  the  Local  Authority  and  bank. 
This  is  a  short but  true  story about  a  group of  comrnitted  people 
who,  when  they were  made  redundant,  decided  to make  jobs  for 
thernselves.  They  created  a  new  venture,  full  of  zest  and 
enthusiasm  and  run  as  a  workers'  co-operative,  out  of the ashes 
of  a  failed  business.  This  is only  one  exarnple  out  of  an 
increasing  number  of phoenix  co-operatives which  are being  set up 
throughout  Britain  and  which  are creating  new  jobs  through  worker 
co-operation.  It  is  not  an  easy way  to create  jobs,  but  a  way 
which  gives  those  involved  much  satisfaction and  the  knowledge 
that  in creating  jobs  for  themselves  they are  showing  a  new  way 
that others  may  follo~. Carlo Picozza,  Latina/Raimondo Ortu,  Rom 
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I.  TRASFOHMAZIONE  Dl  SOCIGTA'  Dl  Ci\PITALE  IN  COOPEHATIVE 
1.  1  DEFINIZlONE  E  CARATTJ.t:RISTICIIE  DEL  FENONENO 
Se  e vero  ehe  nel  eorso  delle erisi ehe il Paese  ha 
attraversato negli ultimi dieei  anni,  dalle  eooperative 
e venuta  una  risposta  ehe  ha  espresso  una  tendenza  anti-
eieliea,  e pur  vero  ehe  per gli stessi motivi  di earatte-
re  strutturale alla  base  di  questo  fenomeno,le  imprese 
eooperative  non  hanno  mani1estato capacita  di  sviluppo  in 
termini  di  trasformazione  e  di  adeguamento  al mercnto. 
Cio  spiega,  altreche  la  natura  intrinseca  delle  so-
cieta  cooperative nel  loro  rapporto  con il mercato  (1), 
anche  le motivazioni  di  fondo  ehe  prevalgono all'atto del-
la  costituzione  di  nuove  cooperative  sulle ceneri  di  pree-
Note 
(1)  In  proposito,cfr.10 studio  dei  proff.Leon  e  Garavini 
su  un  campione  di  cooperative manifatturiere aderenti 
alla  Lega  (1982),  riportato in sintesi,negli atti del 
convegno  n~zionale"Una nuova  politica per  lo  sviluppo 
delle  cooperative industriali"  - 24-25  febbraio  1983: 
"Nella  visione  cooperativa,il rnercato,corne il profitto 
non  e un  fine  ma  il mezzo.  Di  qui il carattere difen-
sivo,la struttura  a  monade  ( ••• )  delle cooperative. 
(Questa)  le rende  aziende  product  oriented  e  il rappor-
to  eon il mercato  e un  rapporto necessitato,piu ehe 
rappresentare  una  opportunita  •  Per  questo  motivo  le 
eooperative si espandono  meno  delle  private nei  perio-
di  di  espansione  mentre  resistono meglio  in quelli di erisi." - 210  -
sistenti imprese  di  enpit0le  in erisi:  esse  vRnno  ricerea-
te,infatti,sopratutto  nella  tensione  alla  eonservazio-
ne  del  posto  di  lavoro,pQrtieolarmcnte  nvvertita  nei 
momenti  reeessivi  e  di  rigidit~ della  domanda  di  lavoro. 
Questa  earatteristiea  "genetiea"  delle  eooperative  in 
esame  rappresenta  anehe  una  ehiave  per  spiegare il fatto 
ehe  nella  quasi  totalita  dei  easi,  esse  naseono  dalle eri-
si aziendali,  mentre  rimane  seonoseiuto  o  quasi  ,nell'espe-
rienza  italiana,il fenomeno  della  tr~sformazione di  azien-
de  industriali  ad  andamento  positivo in soeieta  autogesti-
te. 
Una  conferma  indiretta  di  cio  puo  costituita  dai  tentati-
vi  ehe  da  anni il sindacato  ita.iiano porta  avanti  per l'or-
ganizzazione  in societa  cooperative  dell'arcipelago  delle 
piccole  imprese  familiari  e  artigiane  ehe  operano nell'a-
rea  del  decentramento  produttivo  (ci riferiamo,  in parti-
colnre,al settore  tessile-ubbigliamento,  a  quello  del 
legno,  ete. ) 
Questi  tentativi raramente  hanno  prodotto risultati.  I 
motivi  vanno  forse  ricereati nelmnatura  delle  imprese 
familiari  e  artigiane  e  nel  fatto  ehe  esse,  generalmente, 
si avvantaggiano  di  un  rapporto  eon  un  eommittente  pri-
vilegiato. 
E'dunque  pid prohabile  ehe  la  eooperativa  nasea  dal 
processo  di  d~verticalizzazione di  un'impresa  - qualora 
questo  abbia  conseguenze  aeeentuate  sull'oceupazione-
piuttosto ehe  dal  tentutivo  di  rieomporre  -con  nuove  for-
me  - una  frantumazione  dei  segmenti  produttivi,di fatto  gi~ - 211  -
esistcnti nel  tessuto  industrinle. 
A  mnggior  ragione  questa  valutazione  va  estesa,dun-
que,alla  generalit~ delle  imprese  ad  andamento  positive. 
Peraltro,le rare ricerche  sul  campe  nella  letteratu-
ra  in materia,concordano nell'individuare nella  motivazio-
ne  della  difesa  dei  posti  di  lnvoro,  la  molla  verso  l'or-
ganizzazione  autogestita.(2) 
"Negli  anni  70  segnatamente  in seguito alla  prima  cri-
si petrolifera  sorgevano,in  opposizione  alla  minaccia  di 
chiusura  o  di  decentramento  della  fabbrica,numerosi  tenta-
tivi di  autogestione.  Si  parlnva  allora  di  autogestione 
come  forma  di  lotta  ( ••• ).  L'obiettivo dell'autogestione 
era  difendere  i  posti  di  lavoro  e  dirnostrare  ehe  l'attivi-
ta  produttiva  poteva  continuare( ••• ) 
La  seconda  fase  della  crisi economica  ha  portato  con 
se  numerose ristrutturnzioni aziendali nei  piu vari setto-
ri difronte alle quali  i  protagonisti  hanno  assunto  talo-
ra  un  attegiamento negoziale.  Cio  si e riscontrato nei 
Note 
(2)  Cfr.:  Fond~zione Corazzin:"Organizzazione  del  lavo-
ro,processi  decisionali  e  ruolo  del  managment  nelle 
imprese  cooperative  autogestite"(Ancora  in bozze); 
Zangaro,Sauda  Secchi,Sofia:  "Analisi  e  prospettive 
della  cooperazione nel  settore industriale:  15  azien-
de  trasformate  in strutture coopcrative"-Vol.I  -
Rapporto  finale- Roma,agosto  1984;  oltreche,gia 
pubblicati:  "Oggi  l'autogestione"  - interventi di 
-AA.VV.- Roma  1980- Edizioni  Lavoro;  I.s.R.I.L.:  Ruo-
lo  della  cooperazione  a  fronte  della  crisi della  picco-
la  e  media  impresa  industriale"- supplemento  a  "Qua-
ct·erni  ISTIIL" ,n. 2/1982; etc. - 212  -
casi  di  ~mministrazione controllnta  dell'aziendn  ove  tal-
voltn  la  proprietc)  c  il  sind<-~C<Ito  h<:nno  cercato  di  gestire 
insieme  la  ristrutturnzione dell'azienda  se  non  per  una  sua 
continazione,( ••• ),per Cncilitare le soluzioni  successi-
ve  • • • " ( 3 ) • 
Abbiamo,tuttavia,ritrovato  duc  esperienze  di  conver-
sione  di  imprese  s<,ne  in  coopernti  ve, ehe, per  1' intrcccio 
di  motivazioni  culturali-politiche  con  quelle  commerciali 
e  di  cfficienza  a  produttiva,meritano  di  essere  segnalate. 
Si  tratta  dclla  metalmeccanica  FA.}i.CA.  (Famiglia  Meccani-
ca  di  Camusa)  di  Brescia  e  della  elettronica  Cabel  di  Der-
gamo. 
Questi  due  ce~si  hnnno  in  comune  un  tentative  di  speri-
mentazione  di  nuove  forme  di  rapporto  tra  direzione  azien-
dale-proprietn  e  lavoratori  e  tra  impresa  autogestita  e 
mercato,al  quale  non  e estranea  un'ispirazione  di  tipo ideale. 
Le  due  esperienze,in quanto  sui generis,costituiscono, 
appunto,un'eccezione  confirmatoria  dell'assunto  da  cui  par-
tiamo. 
Possiamo  affermare  inoltre,che nella  quasi  totalit~ 
dei  casi,le caratteristiche  "genetiche"  condizionano  la 
vita sociale delle  cooperative  e  i  loro risultati  econo-
mici. 
Note 
(3)  Cfr.  "Oggi  l'autogestione"  - AA.VV.  - Collana  "Studi 
e  ricerche"  n.11  - Roma  1980  - Edizioni  Lavoro. - 213  -
La finali  ta prepondcrnnte  di  mt~ntenere  i  posti  di  la-
voro,eostringe  a  pereorsi obbligati nclla  gestione  e  li-
mita  le possibilita  di  seelta. 
L'oecupi1zione,assunta  eome  11vnrinbile  indipendente", 
ncl eontesto  di  un  sistema  industriale reso  fortemente  di-
namieo  dai  proeessi  di  innovazione  teenologiea  tesi  a  so-
stituire lnvoro  eon  cnpitale,risehia  di  divenire  un  ele-
mento  di rigiditn  ehe  si ripcrcuote  negativamente  sulla 
stessa  possibilita  di  sopravvivcnza-consolidamento-svilup-
po  dclla  eooperRtiva,limitnndo  la  eompetitivita. 
Paradossalmente  la  finalita  preminente  della  coopera-
tiva  diventa  anche il suo  mi1ggiore  freno:  il sistema 
penalizza  cosi  proprio  quelle  iniziative tese al reeupero 
di  capaeita  produttive  e  di  forza  lavoro  e,  quindi,per 
questa  via,  a  deeomprimere  anehe  livelli piu  elevati  di 
conflittualita. 
Tant'~ vero  ehe  in aleuni  casi  questa  contradizione 
si e risolta nella  impossibilita  della  eooperativa  di  man-
tenere  intcgri  i  livelli occupazionali  preesistenti alla 
sua  formazione. 
Si  danno  anehe  casi  di  eostituzione  ex  novo  di  eoope-
rative.  Tra  gli obiettivi alla  base  della  scelta,  ~  ricor-
rente  quello  della  ereazione  di posti  di  lavoro. 
Anehe  qui  abbiamo  ritrovato aleune  esperienze  (4):  que-
----------------
Note 
(4)  Segnaliamo,assumendole  a  base  della nostra  indagine, 
la  Contex  (abbigliamento)  e  la  ~lettrocoop (elettromec-
eaniea);vedi  tavola n.  1. - 214  -
ste cooperative,  insieme  a  quelJe  sorte attraverso una 
cessione  diretta  di  attivit~ non  in crisi  (casi  non  fre-
quenti),  costituiscono una  fetta  considerevole  (seppure 
non  analoga  in valori  percentuali alle cooperative  sorte 
da  aziende  in crisi),  dell'insieme  delle  cooperative  in-
dustriali esistenti. 
Per  rendere  piu  compiuto il quadro,  servendoci  dell'in-
sieme  dei  dati riportati dalla  letteratura circolante,  dal-
le rare ricerche  empiriche  svolte  sul  fenomeno  e  conducen-
do  un  sia  pur  parziale riscontro  sul  campe  delle  indagini 
svolte,  sistematizzeremo  e  aggregheremo  quest'insieme  di 
informazioni  nella  tavola  n.  1. - 215  -
1.  2  - CAUSE  HICOHHENTI  DELLE  CHIS I  AZIEND,\LI  CHE  PRECEOONO 
L,\  FOHI'-lAZIONE  DELLA  COOPEH.\TIV:\. 
Si  e  cleterminato  negli ultimi  anni,  in  concomitanza 
con  le  ondate  recessive,  un  intreccio  di  cause  ehe  posso-
no  essere  indicate  come  comuni  a  numerose  crisi  e  ai pro-
cessi  di  ristrutturazione. 
All'origine vi  e stato  quasi  sempre il restringimento 
della  domanda  e  la  conseguente  difficolta  per  1 'impresa 
a  mantenere  gli  spazi  di  mercato. 
A  questi  problemi il sistema  industriale  ha  reagito 
con  processi  di ristrutturazione  ehe  costituivano,  in ge-
nere  una  risposta  su  piu fronti:  un  mix  di  misure relati-
ve  all'innovazione  tecnologica,  alla  innovazione  e  alla 
diversificazione  del  prodotto,  alla riorganizzazione  in-
terna  dell'impresa,  etc. 
L'impatto  ha  richiesto una  pronta  capacita  di  adatta-
mento.  L'accresciuta  competitivita  ha  agito  come  un  poten-
te  selettore  ehe  ha  lasciato  indenni  le sole  imprese  con 
adeguati  livelli di  managerialita  e  con  elevate possibi-
lita finanziarie. 
I  legami  di  dipendenza  hanno  penalizzato  in misura  an-
cor  maggiore  i  punti  deboli  del  sistema,  facendoli  avvilup-
pare nel groviglio  dei  problemi  finanziari  e  di  mercato 
ed  evidenziando  cosi,  anche  la  scarsa  dinamicita  di  queste 
imprese  e  de~ loro management. 
L'effetto congiunto  della  scarsa  capacita  di  autofinan-
ziamento  e  dell'elevato costo  del  denaro sie sommato  in - 216  -
tnl  modo,  in malte  situazioni aziendnli,  alle difficolta 
consolidate  durante  le  fasi  congiunturnli. 
Per  questi  motivi,  tra  i  problemi  lasciati in  eredita 
alla  costituenda  cooperativa,  pcsano  sull 'avvio dell'ini-
ziativa  soprattutto  quelli relativi alla riorganizzazione 
interna  e  alla  ricollocnzione  sul rnercato. 
Sintetizzando,  possiamo  tracciare uno  schema  delle  piu 
frequenti  cause  di  crisi aziendale.  Puo  aiutarci  a  sistema-
tizzare  l'insieme  delle  difficolta  con  le  quali  la  coope-
rativa  deve  misurarsi. 
- Cause  legate al livello tecnologico  degli  impianti  e  dei 
maeehinari. 
~uesto prima  ordine  di  cause  interessa  prevalentemente 
le aziende  di  quei  settori industriali per  i  quali  la 
teenologia  costituisce una  variabile strategica  ehe  de-
termina  i  livelli di  produttivita  e  di  competitivita. 
Possiamo  sostenere,  tuttavia,  ehe  laddove  queste  eause 
prevalgono  sulle altre,  non  e facilitata  la  scelta  coo-
perativa  ehe,  generalmente,  e intervenuta  in settori  a 
bassa  intensita  di  capitale. 
- Cause  relative alla  tipologia  e  diversificazione  dei  pro-
dotti  e  alle  scelte  commerciali. 
E',  tra gli altri,  uno  dei fattori  piu ricorrenti nelle 
crisi. 
Complessivamente,  questo  gruppo  di  cause  e riconducibi-
le al  grado  di  funzionamento  dell'area marketing  e  alle - 217  -
enrcnza  nelln  elnbornzione  c  nelln  implementazione  del-
le  strt1tep;i0  di  m;lrketing  mix. 
Le  politiche  di  sviluppo  dei  prodotti,le funzioni  di 
rieerea  e  progettnzione,l'organizznzione  eommereiale, 
sono  variabili  strettnmente interrelnte,rieondueibili 
a  questa  seconda  serie di  problemi. 
Da  nleune  indagini risulta  ehe,  ad  esempio,una  situa-
zione  rieorrente  di  erisi  ~  quella  ehe  investe  imprese 
ehe  non  h~nno diversifieato  i  propri  eanali  di  vendita, 
mantenendo,in  t<lluni  easi,relazioni  quasi  eselusive 
eon un  singolo  eommittente. 
Frequenti  sono,in situazioni di  questo  tipo,  i  tentati-
vi  di  reeupero  del  patrimonio  produttivo  e  di  salvaguar-
dia  dell'oeeupazione,attraverso  la  seelta  eoopcrativa. 
- Cause  imputabili al livello di  effieienza  del  mangaement. 
Adottando il punto  di vista  dell'analisi del 
delle  organizzazioni,si  puo  affermare  ehe  ~  frequente il 
easo  in eui  questa  eausa  interviene  quando  lo  stadio di 
sviluppo  organizzativo ha  raggiunto  la  fase  di  maturita 
e  l'impresa  trova  diffieolta  a  raeeogliere gli  stimoli 
ambientali;  le  "business  opportunities." 
Ovvero,piu  semplieemente,quando  all'impresa  mnnea 
l'apporto  di  un  dinamismo  di  gestione. 
Le  enrenze  di managerialita  riguardono  due  aspetti della 
eapaeita  di  elaborazione  strategiea. 
Questi  sono  i  due  problemi maggiori  ehe  l'autogestione 
eooperativa  si trova  a  dover  affrontare nel  momento  del 
suo  11statu naseenti". - 218  -
1.  3  - P HOBLEMI  OHGAN 1 ZZJ\Tl Vl  E  GJ~STION  /\.Ll 
DIF1lONTE  ALL;,  NUOVl\  COOPElL\TIVA. 
Si  tratta  spesso,  costituita  la  cooperiJtiva, di  af-
1rontare  la  questione  della  ridefinizione  complessiva  del-
la  collocazione  dell'impresa,cui si  somma  il earieo  dei 
problerni  organizzativi  identifieabili,in sintcsi in  due 
ordini  di  diffieolta,  strettarnente  intereonnessi. 
Da  una  pnrte  si pone  l'obicttivo di  una  vera  e  propria 
rieonversione  delle  seale  di vnlori,dclle  "aptitudes"; 
~  imposta  dal  mutamento  di  status:  dal  lavoratore-pre-
statore d'opera,al  lavoratore-soeio,dententore  dei  mez-
zi  di  produzione. 
Questa  esigenza- e  tanto  piu avvertita nelle  eooperative 
dove,nella  decisione  di  eostituzione,piu fortemente 
ha  pesato,rispetto ad altre,la motivazione  della  sal-
vagunrdia  dei  posti  di  lavoro. 
E'ehiaro  ehe  uno  dei  piu  importanti  fini  ehe  le  eoope-
rative  tentano  di  perseguire,sopratutto nella  fase  di 
avvio,e  quelle  della  formazione  diffusa  di  una  eultu-
ra  di  impresa  e  della  ereazione  del  eonsenso  eollettivo 
sugli obiettivi di  effieienza. 
- Da  un'altra parte vi  sono  tutti  i  problemi  inerenti al-
la  formazione  del  gruppo  dirigente  e  alla  sua  legitti-
mazione. 
Essi  si aeeentuano  quando,e  non  ~  raro,managers  e  qua-- 219  -
dri  intcrmedi  della  vecchia  impresa  abbandonano  il cam-
po. 
Spesso  alln  volonta  collettivn  di  formazione  della  coo-
perativa  si accompagna  una  spinta  egualitaria  ehe  dovra 
misurarsi  con  i  metodi  di  divisione  e  organizzazione  del 
lavoro,  con  la  differenziazione  dei  livelli di  professio-
nalita  interni al  corpo  sociale,  con  la necessita  di in-
dividuare  una  sede  decisoria  per  rendere  operativi gli 
orientamenti  assunti. 
Un  problema  centrale  e 1 'acquisizione  di  uno  staff tecni-
coche  sia  partecipe al patto  sociale:  o  attraverso l'a-
desione,  o,  qualora  questa  non  si realizzi,  attraverso 
la  massima  integrazione  con  l'attivita di  perseguimento 
dei  fini  sociali. - 220  -
Per  buona  parte,  questi  problemi  possono  essere attu-
titi quando  la  eooperativa  nasee  eon  una  identificazione 
politieo-ideale. 
In  questi  ensi,  la  forte  eoesione,  derivante  anehe 
da  vineoli  solidaristici sviluppatisi  durante  la  fase  di 
lotta  ehe  ha  preeeduto  la  eostituzionc  dclla  eooperativa, 
crea  di  per  se  una  eonfigurazione  di  ruoli  e  di  responsa-
bilita  ehe  delineano  un  prima  modello  di  gestione  e  di  fun-
zionamento. 
A  questa  easistiea non  e  estraneo,  per  gran parte,  il 
eampione  in  esame. 
L'organizzazione  informale  (ehe  segna  la  fase  di  avvio) 
aiuta  a  superare  molte  delle  diffieolta  di  earattere gestio-
nale:  la  eoesione  "politiea"  crea  una  base volontaristica 
dalla  quale,  spontaneamente,  si determina  spesso  una  iden-
tifieazione delle  funzioni  tecniche  con  quelle  della  lea-
dership  politico-sindacale. 
E'  la  tipiea  situazione  delle strutture allo  "statu 
nascenti". 
Ritroviamo  i  caratteri di  queste  rnodello  informale ne-
gli stadi  di  impostazione dell'attivita produttiva  e  di 
esplorazione  delle  opportunita  di  mercato. 
Caratterizza  questa  fase,  un  comportamento  di  grande 
cautela nell'affrontare  i  problemi  di  impatto  con  l'am-
biente. 
L'organizzazione  formale  interviene nelle fasi  sueces-
sive;  in  eoncornitanza  eon il erescere  delle necessita  di 
rapporto  con  l'ambiente;  richiarnata  dalle  esigenze  di  spe-- 221  -
cializzazione  funzionale  e  dnlln  individuazione  di  speci-
fiche  nrec  di  intervcnto  corne  rispostn  nlla  crescente  com-
plessita  dei  problemi. 
Le  conseguenze  sul  pinno  orgnnizzativo  sono: 
- la  tendenza  all'accentramento  delle  sedi  decisionali nel 
management  e  nei  quadri  e  tecnici  superiori  e  alla  dimi-
nuzione  di  potere  della  leadership politico-sindacale 
anche  in ragione  dell'affievolimento  della  sua  funzione; 
la  creazione  di  una  gerarchia  con  la  conseguente  divi-
sione  del  lavoro  tra ruoli direttivi  e  ruoli  esecutivi. 
E'  a  questo  punto  ehe  le procedure  di  presa  delle  de-
cisioni  ("decision making  process")  rischiano  di  non  iden-
tificarsi con  quelle  partecipative  e  del  consenso. 
La  domanda  di  partecipazione  da  parte  del  corpo  socia-
le diventa  molto  piu  specializzata  e  articolata:  investe 
precisi  problemi  e  si riferisce  a  piu  aree gestionali. 
La  risposta  a  queste  esigenze  deve  misurarsi,  allora, 
con  la  sperimentazione  di  nuove  forme  di  organizzazione 
del  lavoro  e  di  metodi  inediti di  partecipazione,  assu-
mende  il valore-lavoro  come  asse  portante  della  legittima-
zione  di  questo  tipo  di  impresa  e  il vnlore-capitale  come 
sua  funzione. - 222  -
1.  4  - PHOBLE~il  FIN/~NZJ  AlU  1•:  J\GEVOL.-\ZIOl\1  FISCALI. 
Oltrc  ni  problemi  organizz~tivi,un aspetto vitale per 
la  nuova  eooperativn  industrinle,~ eostituito della  dispo-
nibilitn  o  dalln  possibilita  di  reperimento  delle risor-
se  finnnziarie. 
Se,eome  abbiamo  gia  sostenuto,nelle erisi della  qua-
si totalitd  delle  aziende  di  eapitale,il fattore  finanzia-
rio rappresenta  una  eoneausa  ehe  si aggiunge  alle altre, 
arreeando  strozznture nella  gestione  d'impresa,nella  nuo  -
va  eooperativa,sorta  da  queste  diffieoltn,  gli aspetti 
finanziari  assumono  una  valenza  determinante. 
D'altro cantonon e raro il easo  in eui,  eon  la  ees-
sione  dell'attivita alla  nuova  eooperativa,si trasferi-
seono  eonsistenti  esposizioni debitorie,  ad  essa  preesisten-
ti. 
Quello  finanziario  e  dunque  un  vineolo  tra  i  pid  intri-
eati ehe  la  eooperativa  industriale,mobilitando  energic 
e  impegni,tende  a  eontrollare. 
Sopratutto nella  fase  di  nvvio,le  limitate risorse 
finanziarie  risehiano  di  ipoteeare  le strategie di  risana-
mcnto-ristrutturazione  e  eonsolidamento-sviluppo  dell'im-
presa. 
Se  si pensa  poi  alle limitate  possibilit~,  per  le  eoo-
perative,di  aceesso  nl  eredito  a  lungo  e  anehe  a  medio 
termine  attraverso  i  e~nali bancnri,si  ha  un  quadro  del-
le angustie  tra  le  quali  l'iniziativa e costrctta  a  distri-- 223  -
cnrsi. 
In  assenzn  di  unn  legisl.:~zione  nc:1zion<de organien, 
ehe  intervenisse  a  sostegno  delle  soeieta  cooperntive,e, 
in particolnre,di quelle  nllte  da  imprese  in erisi,hanno 
agito  prevalentemente  eome  strumenti  di  supporto  finanzia-
rio: 
- l'autofinanziarnento;  nttraverso il perfezionnmento  di 
forme  di  autorganizzazione  finanziaria,finalizzate al-
la  raccolta  del  risparmio  sociale  e  la  sua  canalizzazione 
verso  impieghi  produttivi; 
i  erectiti  e  le operazioni  a  garanzia  delle  finanziarie 
del  rnovimento  eooper~tivo.  Questi,  mPntre  si attestano 
sulla  rispost~  a  necessita  legata  all'emergenza  (eon 
possibilita  di  reeupero),o  a  progetti di  sviluppo  de-
finiti  in ragione  delle  tendenze  e  delle  opportunita, 
non  assieurano  una  eopertura all'insieme  dei  problemi 
di  gestione  tra  i  quali  le  cooperative  sono  avviluppa-
te; 
- gli aiuti previsti dalla  legislazione  di  aleune  Hegioni 
in tema  di  politiea  dell'oeeupazione;  le misure  finaliz-
zate alla  faeilitazione  per  l'aeeesso al eredito:  eosti-
tuzione  di  eonsorzi  di  garanzia  fidi,interventi  delle 
finanziarie regionali,etc.,  sia  pur nelle  more  dell'ar-
tieolo numero  117  delln  Costituzione  ehe  non  eontempla 
tra  le materie  delegnbili  alle  funzioni  delle  Hegioni, - 224  -
quelle  conccrncnti  ln  coopcrilzionc  e  l'industrin; 
- gli interventi  episodici  e  n  volte  iltipici  degli  en-
ti locali  (A~ninistrazioni  provinciali,Comuni,Comunit~ 
montnne)  sollecitnti  d~'  motivnzioni  di  cnrnttere  soci~le; 
- i  crediti concessi  da  nlcune  bnnchc,  in  prevalenza  di 
piccole  dimensioni; 
- le  forme  di  credito 1ornibili dalla  "Sezione  speciale 
per il credito allR  eooperazione",istituita  (eon  D.L. 
C.P.S.  n.  1421  del  1947)  presso  la  Bnnca  Nnzionnle  del 
Lavoro; 
Non  si pud  dire  ehe  questi  strumenti  si~no stnti di 
promozione  e  sostegno tali  dn  determinare  eonsolidamento 
e  crescita all'iniziativa  cooper<ltiva  nell'industria. 
H~nno agito  eon  una  serie di  limiti  ehe  hanno  for-
terneute  eondizionato  l'eCfieaeia. 
Anzi,la  se~rsezza dei  mezzi  finanziari,  le rigidita 
nelle  proeedure  di  erogazione,l'elevnto  costo  dcl  denaro, 
hanno  prodotto  una  forte  selettivitd  ehe  ha  l~seiato di-- 225  -
sattesa  unn  consistcntc  quota  di  domanda. 
Gran  parte  delle  cooperative  comprcse  ncl  c~mpione ha 
fatto ricorso  a  queste  fonti  di  finanziflmento.  In  tutte 
le  esperienzc  sono  rinvenibili  i  lin1iti accennati(1). 
Note 
(1)  In particolare,nel  c6so  dell'uso  di  forme  di  autor-
ganizzazione  finanziaria  (raccolta  e  impiego  del  pre-
stito  socib~,promonse dalle  diverse  centrali  coo-
perntive,  il tentntivo  di  introdurre un  elemento  di 
sinergismo  finanziario  ha  sempre  trovato  due  ostacoli. 
Da  una  parte  c'e stata la  difficolta  di  consolidare 
e  di  estendere  l'orgnnizzazione  della  rnccolta,qua-
si  sempre  limitata all'ambito regionale  o  sub  regiona-
le;  da  urr'altra,  il meccanismo  di  raccolta,affidnto 
alla volontarieta  del prestito,non  puo  essere  soste-
nuto  dal  solidarismo  in assenza  della  remunerazione 
ehe  regola il funzionamento  del  mercuto  finanziario. - 226  -
Per  q u n n t o  n t t i c n e  n g 1 i  ,, s p c t t i  d P 1  r e ~im  e  f  i s c co1 1 e  p c r 
le  soc  i etn  coop  er~ ti  ve,  c  1 c  dc:1  ri  lev<1rc  il di  ver  so  tr~  t tu-
mento  ~d esse  riservnto-rispetto 0lle  socict8  di  capita-
le  - dnllR  lcgislnzione  in vigore. 
I  benefici  piu  importanti  dei  qu;)li  godono  sono  rife-
riti: 
alle  ngevolnzioni  tributarie  in  materi~ di  imposte 
dirette.Higunrdano  sin  l 1 esenzione  fiscale  sulle riserve 
indivisibil:j.sia  1
1 csenzione  - per il  50',:~  - dalla  imposta 
sul reddito delle  persone  giuridiche  (I.R.PE.G.)  e  dal-
l'imposta  locale  sui redditi  (I.LO.R.)  sin,infine,il 
trattamcnto  tributario dei ristorni; 
- alle agevolazioni  tributarie sui  dividendi  distribuiti 
ai soci.  La  norma  di  legge- 1.n.216  del  7  giugno  1972-
fissa  al  10%  la  ritenuta  d'imposta  sui  dividendi  distri-
buiti. 
La  recente  "Visentini bis"  (1.n,72  del  19mDrzo  1983) 
hn  introdotto  un  elemento  di ulteriore miglioramento  del-
la  normativa,contemplando  l 1intassabilita  degli utili 
nel  caso  in cui  questi ultimi vadano  ad  aumentare  le 
quote  di  partecipazione,  ma  in misura  non  superiore al  10,,; 
- alle agevolazioni  sull'imposta  di registro,per  la  qua-
le e previsto il pagomento  della  quota  fissa  minima; 
- alle agevolazioni  tributarie sugli  interessi corrisposti 
sul prestito  sociale; 
- alle  agevolazioni  sull'imposta  di  bollo per  gli atti  e 
·i registri sociali di  queste  imprese. - 227  -
1.  5  - I  SE!(VIZI  ALLi\  PHODUZlONE. 
Il contesto  8mbientale  r8ppresenta  per  le cooperati-
ve,unCI  vari;:bilc  d<-llla  qunle  dipende:.._,per  buona  parte, 
il successo  dell'iniziativa. 
Nell'esperienza  italinna gli  esempi  pid  po~itivi di 
"ospitalita"  nmbientnle  verso  le  imprese  cooperntive,so-
no  generalmente  segnnti  da  un  atteggiamento  di  disponibi-
lita ehe  crea  un  clima  favorevole  per  la  soluzione  dei 
diversi  problemi  di  carnttere finanziario,amministrativo, 
procedurale  e  di  mercato,che si presentano  con  purticola-
re  accentuazione nella  fase  di  avvio. 
Tuttavia,si tratta  di un  atteggiamento  che,sia  pur 
formalizzato  (negli  statuti regionali,ad  esempio),  si 
traduce  operativamente  in stimoli  propulsivi alla 
zione  in  termini  differenziati tra  area  ed  area. 
coopera-
Possiamo  dire  ehe  laddove  le  cooperative vantano  maggio-
ri tradizioni  e  piu  consolidate  espericnze,l'ambiente  e-
sterno  e,  generalmente,piu attento  e  impegnato. 
Il ruolo  dei  governi  locali,in attesa  di  una  .legi-
slazione  di  riforma  organica  delle politiche  di  promozio-
ne  e  sviluppo  del  sistema  cooperativo,anche nell'ambito 
delle politiche per  l'occupazione  e  delle iniziative  lo-
cali per  l'impiego,pud  creare,nelle more  delle  funzioni 
ad  essi delegate,  reticoli di  convenienza  sotto  forma  di 
servizi reali,infrastrutture,formazione professionale. 
Non  e rnro  infatti,nella pratica  legislativa  e  program-- 228  -
mntoria  di  mol ti  J .sti tuti regionc:tli, rinvenire atti  e  adem-
pimcnti  volti  <11  sostPgno  dell<l  piccola  e  media  impresa, 
dell'artigianato  e  dell~  cooperazione  in  genere. 
Si  tratta,prevalcntnmcnte  cti  misure  f'inattlizzate  a  fa-
cilitare l'accesso  ~1  credito,comc  obbiamo  gi~  detto  (con-
sorzi  di  garanzia),  a  rnvorire  le  opernzioni  di  leasing 
(attraverso le  finanziorie regionali),all'esecuzione di 
piani  per  l'attrezzaggio delle  aree  e  alla  promozione  di 
strutture preposte  all'erogazione di  servizi nlla  produ-
zione. 
Infatti,le cooperative  possono,in  talune  regioni, 
usuf'ruire  di  strumenti  che,sia  pur  non  considerino  que-
ste  imprese  qu<,li  diret  te  destinatarie,  of'f'rono  nnche  ad 
esse  opportunita  di  sostegno:  strutture di  informazione 
sull'andamento  dei  mercnti,agenzie  (in  fase  di  costitu-
zione)  per  l'innovazione  e  il trasferimento  delle  tecnolo-
gie,collegamenti  con  servizi  di  software. 
Sono,tuttavia  orientamenti  ed  esempi riferiti ad  e-
sperienze  ancora  isolate  e  limitate  spesso agli  ambiti 
tcrritoriali delle  "aree  sistema"  (aree  ad  imprenditoria-
lit~ dif'fusa,quali  i  distretti industriali di  Carpi,~ra­
to,  etc. ) 
In  conclusione  possiamo  dire,comunque,che  non  esi-
stono  servizi  ad  hoc  per  le cooperative  industriali,ne 
tanto  meno  strutture di  servizio  ehe  rispondono  alla  spe-
cif'ica  domanda  (predisposizione  dei  piani  di  fattibilita, 
consulenza  organizzativa,studio  dei  mercati  di  sbocco), 
proveni ente  dalle  cooper<l ti  ve  nella  fase  di  avvio. - 229  -
Queste  rispo.c.;tc·  r_in:-1-:t:;o:t(l  ':tctr;nc·  ~~  f·.~ Ld.tte  nl  terzinrio 
privato,  o  n  cooper.:1tive  di  servizi. 
Spes so  1  1 ente  loca le si fa  c;1rico  d el costo  di  aleu-
ni  servizi.  (pinni  di  fattibilit~,  ricerea  ed  individuazio-
n e  d e g 1 i  s b o c eh  i  c o mm er  c i a 1 i  )  e  d e 11 1 · n s s e gn  n z i o n e  d i  a r e e 
i  immobili. 
Le  esperienze  pi~ interassanti per  1~  realizzazione 
di  strutture di  servizio destinate alle eooperntive  indu-
striali,  sono  rappresentate  dni  eonsorzi  fra  coopcrntive, 
finalizzati  a  raggiun~ere le soglie  di  economicita  ehe 
permettnno  di  fruire  di  determinate  prestazioni  (consor-
zi per  i  servizi amministrativi,  per  la  gestione  dei  cana-
li eommereiali  ,  ete.)  (1). 
Tuttavia,  queste  forme  associative  operano  lnddove  e-
siste un  tessuto  eonsolidato  di  imprese  eooperative 
ehe  ha  gia  cssunto  un~  eonnotnzione  di  sistema,  mentre, 
generalmente,  la  fornitura  di  questi  servizi viene  effet-
tuata  da  societa  private di  consulenza  e  ricerea. 
E
1  su  questi varchi  ehe  1 1iniziativn  dell
1ente  locale 
pud  avere  un  carattere  promozionale  decisivo,  tenendo  con-
to  ehe il suecesso  della  coopcrativa  industrinle  dipende 
in larga  misura,  dalle  opportunita  offerte dall
1ambiente. 
Note 
(1)  Le  stesse  finanziarie  cooperntive  forniscono,  spesso, 
servizi di  consulenza  e  assistenzo  tecnieo-finanziaria 
e  amministrativa. - 230  -
1.  6  -- 1\ SP ET'l'I  Ol·:LLA  FOHf'.lt\ ZIOI\ L. 
Tralasciamo  volutamente  una  serie  di  problemi  afferen-
ti alla  precisa  derinizione  dei  fabbisogni  rormntivi  ehe 
divengono  p~rticolarmcnte accentuati nei  casi  in  cui,con 
la  costituzione  della  cooperativa  si attui  una  riconversio-
ne  dell'attivitn produttiva,  e  agli  strumenti  finanziari 
fruibili  per  la  realizzazione  di  progetti  di  formazione 
professionale. 
questi,infatti,sono problemi  ehe  non  investono  spe-
cificamente  l'impresa  cooperntiva,  ma  riguardano  t.utte  le 
organizzazioni  produttive. 
Dnsti,  nell'economia  di  queste  note,richiamare  le tre 
principali fonti  di  finanziamento  all'nttivit~ formativa 
alle quali  fanno  ricorso  anche  le  societ~ cooperative  del 
settore industriale: il Fondo  Sociale  Europeo  (F.S.E.), 
il fondo  di  rotazione  del Hinistero  del  Lavoro,gli  impe-
gni  di  spesa  delle Hegioni. 
Per  quanto  attiene  invece al  fabbisogno  formutivo,ri-
teniamo  opportune  indirizzare la  nostra  attenzione  sulla 
particolare  domanda  di  formazione  per  l'autogestione  e  sul 
nesso  esistente tra  formazione  e;  partecipazione. 
Innanzit~tto,perd,  occorre  puntualizzare  ehe  le  coo-
perative,sopratutto quelle  di  recente  costituzione,  pos-
sono  avvantaggiarsi,in aggiunta  alle strutture pubbliche 
di  formazione,di  sedi  e;  di  servizi formativi,per  lo  piu 
regionali,promossi  dalle centrali  cooperative. 
llecentemente  si  sono  consolidate  esperienze  di  centri - 231  -
interregionali  di  formnzione  cooperativa. 
Sono  anche  dn  segnC~lare alcune  iniziative  :formntive  pro-
mozionali  (sopratutto  in  Lombardia  e  nel  Veneto),nelle 
quali  l'apporto  congit1nto  del  sindncato,delle  organizza-
zioni  cooperc.tivc  e  delle  istituzioni  (universita,ecntri 
di  ricercn,etc.)  ha  creClto  una  expertise composita,attra-
verso il coinvolgimento  e  l'interesse di  molteplici  re:fe-
renti,portatori anche  di  un  know  how  didattico  esterno 
al"movimento  "• 
Queste  esperienze  - la  durata  delle quali,tra attivi-
t~  di ricerca  e  percorso  formative  ,in aleuni  easi,ha  eo-
perto  un  arco  annuale  - hanno  realizzato moduli  :formativi 
destinati al management  e  ai  lavoratori  di  eooperative nel-
la  :f8se  di  avvio. 
c·~,  infatti,da rilevare ehe,  in queste  momcnto,  la 
domanda  di  :formazione  espressa  d~ll'insieme del  eorpo  so-
eiale  assume  earatteristiehe specifiehe. 
Alla  domanda  di  professionalita,si aggiunge  una  gene-
rale riehiesta  ehe  nrnn  riguarda  la  mera  aequisizione  di 
nuove  skills,ma  puo  essere eonfigurabile,  in  senso  lato, 
eome  domanda  di  nuova  cultura  e  di  una  nuova  metodologia 
dell'operare. 
All'esigenza  di  un  nuovo  "saper  :fare"  si aeeompagna, 
dunque,  il tentativo  di  un  nuovo  "saper  es.sere". 
Se  questa  ~  una  peeuliarieta diffusa nel  corpo  soeiale, 
essa  incontra,tuttnvia,  i  mnggiori  ostacoli nei  processi 
formC~tivi destinati al mnnngement. 
Sopratutto nelle eooperntive industriali di  reeente - 232  -
eosti  tuzionc,  le  es igenze  d i  tril  s:formil zione  e  di  forte  a-
dattamento  (  tese  quincli  alln  :formL.tlizzazione  del  modello 
orgnnizzativo  e  gestionale)  sono  spcsso  in rotta  di  eolli-
sione  eon  l'attegiarnento eulturale  di  istintivo rifiuto 
~lla  speei~lizznzione dci  ruoli  dei  dirigenti-leaders, 
talvolta,di origine  sindaeale,eon  esperienza  e  formazio-
nc  politiehe  m~turate tril  gli  anni  '60  e  '70. 
E'  questo  un  punto  eritieo  ehe  si  evidenzia  nella  de-
lie0tn  fase  di  strutturazione  dell'organizzazione  azienda-
le,  eomc  abbiamo  gid  detto,  e  sul  quale  possono  avere  un 
deeisivo  ruolo  la  qualita  e  gli orientamenti  dei  pereorsi 
formiltivi. 
Cid  pud  avvcnire  sopratutto  qunndo  - eolta  l'antinomia-
essi  siano  tesi  ad  armonizzare nel ruolo  del  manager  eoo-
perativo,  adeguati  livelli di  professionalita,  di  abilita 
speeialistiehe,di  tempestivit~ di  intervento  sui  problemi 
aziendali  e  di  merento,eon  le  vitali  esigenze  della  par-
teeipazione,del  consenso  e  dei vineoli  solidaristiei ehe 
delineano  le  specifieit~ del  modello  eooperativo,perva-
dendo  l'insieme  del  eorpo  soeiale. 
Non  vi  ~  dubbio,infatti,ehe  la  formazione  all'auto-
gestione rappresenti,per le  imprese  cooperutive,uno  stru-
mento  fondamentale  ehe  eonsente  la  realizzazione  di  quel 
tessuto  eonnettivo alla  base  del  patto  sociole  e  ehe,  per 
questa  via,  permette  di  rendere  eompatibili parteeeipazio-
ne  eon  obiettivi di  produttivit~  e  di  effieienza. 
Lo  stesso atteggiamento  del  lavoratore  soeio,nel  suo 
rapporto  eon  l'organizzazione  della  nuova  impresa,e,  di - 233  -
per  Se  steSSO  Ull  gr<llldP  :fnttore  di  cambiilmento  SUl  quale 
intervengono  i  processi  formlltivi  contribuendo  decisivamen-
te  nlla  determinazione  di  Ulll'l  llUOVD  soggettivita. - 234  -
La  considerevolc  crescitn  clelle  cooper~tive industria-
li,  realizzatn  nel  corso  degli ultimi  anni,  e ascrivibile, 
come  abbiamo  ~ia  sostenuto,  agli effetti prodotti  dalle 
reazioni  tlel  sistem~ industriale  nlla  crisi;  ai  mu-
tamenti  intervenuti  e  illle  pieghe  assunte  d~i processi  di 
risposta  e  di  aduttamento  ad  essa. 
Non  vi  e dubbio,  pero,  ehe  accanto  alle sollecitazio-
ni  oggettive  la  nascita  delle  cooperative  dal  recupero 
di  produzioni  e  di  l~voro di preesistenti piccole  e  medie 
aziende,incapci  di  reggere  l'urto con  i  fenomeni  di  a-
dattamento  alla  crisi  (e  quindi,sopratutto,con  i  proces-
si di  adeguamento  innovative)  e stflta  sosteruta  dnll' clppor-
to  soggettivo,  in  primo  luogo  del  sindacato. 
Il ruolo  delle  organizzazioni  sindacali  e stato  teso 
all~ tenuta  degli  argini per mantenere  nei  canali  del  la-
voro  quanti  piu addetti  fosse  stato possibile. 
Un  ruolo  di  di~esa dai  riverberi  della  crisi. 
L'azione  sindacale  di  questi ultimi anni,le relazio-
ni  sindacali  intercorse sui punti  di  crisi  sono  stote  pro-
fondamente  segnate  dall'utilizzo intensive dell'intcra gam-
ma  degli  strumenti  di  salvataggio industriale  e  di  garan-
zia  del  reddito. 
Gli  interventi,nelle diverse  forme  tecnicl1e  e  giuri-
dico-procedurali  della  Gepi  (da  quelli verso  le  picco~e 
e  medie  aziende  in difficolta  transitoria,agli altri vol-- 235  -
ti all'nssunzione  di  occupazionc  pcr reimpiegarla  in al-
tre iniziativc industriali,  etc. ),  dclla  ''  Prodi''  {legge n. 
95  del  3  aprile  1979)  l1anno  avuto  questo  intenzionalit~. 
Spesso,pcr6,  i  risultnti si  sono  nttestati nclla  mera 
assistenzn  senza  uscita  attrctverso  l'utilizzo della  Cassa 
integrazione  guadagno;  ben  lontani  dall'obicttivo  di ri-
sanamento  e  recupero  delle attivita. 
In  un  quadro  scgnato,  e  per certi versi  devastato, 
dnlle pratiche  di  sostegno  pubblico,  di  fatto  non  finaliz-
zato,l'orientamento  e  l'azione negoziale  del  sindacato, 
rivolti alla  costituzione  di  cooperative,  in  primo  luogo 
quali  strumenti  di  salvnguardia  dell'occupazione,merita-
no  senz'altro un  attento  interesse,  anche  in ragione  della 
incidenza  ehe  gli sviluppi di  queste  esperienze  possono 
avere  sul  futuro  delle relazioni  sindacnli  e  sul ruolo  stes-
so  delle  organizzazioni. 
C'e  da  rilevare,  tuttavia,che l'utilita dello  strumen-
to  non  puo  essere  intesa  come  valida  per tutte le situazio-
ni. 
Si  e assistito,infntti,anche  a  tentativi nei  quali 
la  forza  coesiva  della  leadership  sindacale  ha  portato  a 
delineare  ipotesi di  riassorbimento  dell'occupazione  median-
te  imprese  autogestite,non suffragate  da  una  concreta  pos-
sibilita di realizzo.(1) 
Note 
(1)  Si  danno  anche  casi,non frequenti,nei  quali  non  sono 
state colte  dal  sindacato  e  dalle centrali,le possibi-
lita  e  le  opportunita  di  trasformazione  in  coopervtiva 
di  societ~ di  capitali. - 236  -
.\nche  d<l  queste  csperienzc  - comunque, oggi  mol to  piu 
sporndiche,  contenute  dnlla  cuatel~  e  dalla  crescita  delle 
conoscenzc,  - ~  emerso  come  ln  coopcrnzione  debba  rappre-
sent<:lre, non  gia  una  .fabhricn  di  sogni,  m~  un  elemento  di  viva-
citd nel milieu  economico:  un  investimento  in  imprcnditorin-
li  tc1,  nnchc  in  quanto  puo  libcr<:1re  risorse  precendemente 
ingessate nelle rigiditn  dcll'organizzazione  tradizionale 
dcll~ produzionc. 
Un  punto  ehe  ci  sembra  di  fondamentale  importanza  e 
il rapporto  tra  1' impegno  del  sind.:1cato  per  !Cl  costitu-
zione  di  cooperative  e  il quadro  delle  rel<:1zioni  industria-
li. 
Il tema  e  oggetto  di  un  dibCittito,  anche,  scrrato,tra 
le tre Confederazioni  sindJcnli. 
Esso  ~  stato attraversnto  dalla  proposizione  differen-
ziata  di  obiettivi di  politica  sindacale  (fondo  di  soli-
dariet3  ,piano  di  impresa,  etc.)  ehe  ha  evidenziato  una 
.forte  articolazione  della  dialcttica  internn  alla  Vedera-
zione  Unitaria,mettendo  in  luce,  oltrech~ la  diversa  i-
spirazione  ideale  delle Con.federazioni,  anche,  per  ln  pri-
ma  volta,  in  modo  cosi  pro.fondo  dopo  anni,  le rispettive 
opzioni  strategiche. 
i\  noi  pare  ehe,  tuttavia,  il crescere  delle  iniziati-
ve  autogestite  in ltalia,  negli ultimi  anni,  ponga  oggetti-
vamente  l'esigenza,  .facenrlo  uscire  la  probl~m~tica dalle 
secehe  di  un  dibattico sulle strategie  e  sul  ruolo  stesso 
rtel  sindacato,di inscrivere  questa  problcmatica nel  con-
testo  delle  correnti relazioni  industriali. - 237  -
L'argomcnto  prc~enta Hlcune  articolazioni: 
i  rapporti  con  le orgnnizzazioni  imprenditoriali. 
Se  la  coopcrazione  ha  rappresentato  e  rnppresenta  uno 
strumento  a  salvaguardia  dell'occupazione,essa  deve  es-
sere  recepita  in questo  senso all'interno  dei  rapporti 
negoziali  con  imprenditoria  pubblica  e  privata. 
In  tale  direzione  un  primo,significntivo  risttlt~to  ~ 
dato  dal  cosidetto  "Protocollo  IH.I  ",siglato recente-
mcnte  dalla  societa  a  partecipazione statale  e  le  orga-
nizzazioni  sindacali. 
Esso  candida  la  cooperazione  a  svolgere  una  decisiva  fun-
zione,  anche  col  supporto  della  finanzinri<l  (la  SPI)  del-
la  societ3  pubblica,  nel  reimpiego  dei  lavor~tori delle 
consociate  del  gruppo  in fase  di  ristrutturazione. 
La  diffusione,di  una  analoga  metodologia  di  sostegno  e 
intervento,anche nell'industria  priv~ta,potrebbe apri-
re  spazi,sinora  impensati al ruolo  della  cooperazione; 
- le relazioni  con  le centrali cooperative. 
Pur nell'autonomia  dei rispettivi ruoli  e  lontani  dalla 
idea  di  un  superamento  della  conflittualita,  tra  sinda-
cato  e  organizzazioni  cooperative  potrbbe  consolidarsi 
un  proficuo  rapporto  basato  su  accordi  ehe  nDscano  da 
precisi progetti pilota  di  sviluppo  territoriale delle 
esperienze  autogestite nell'industria. 
Anche  la  realizzazione  di  sedi  congiunte,  nazionali  e  de-
centrate,per la verifica  degli  orientamenti  e  degli  in-- 238  -
dirizzi nella  loro  f;:1se  nttuntiva, e  per  1 'individua-
zione  dclle  apportuni  t<'l  di  creazione  e/o  consolidnmento 
dolle  iniziative cooperntive,rappresenterebbe  per  que-
ste ultime  un  decisivo  supporto  c  un  importnnte  punto 
di  riferimcnto  tecnico-politico; 
i  rnpporti  stessi  con  le istituzioni,  in  considerazione 
anche  di  qunnto  giil  detto  in riferimento alle politiche 
dei  servizi  nlla  produzione,potrebbero  dischiudersi  a 
nuovi  interventi,sc si sviluppassero nolla  direzione  ac-
cennota  le relazioni  inrtustriali  con  l'imprenditoria 
pubblicn  e  privnta  e  con  le centrali  cooporative; 
i  rapporti  con  i  cooperatori. 
Da  come  il sind;1cato  riuscira  a  muovere  la  sua  azione 
verso  le  que~ioni interne  oll'impresa  cooperativa,di-
penderil,  per  buona  misura,l'0ffermarsi  del  lavoro  co-
me  asse  portnnte,valore  centr2le  di  un'esperienza  - quel-
la  dell'autogestione  - e  di  una  strategia- quella  del  sin-
dacato. 
Ripetiamo  ehe  non  si trntta  di  tendere al ridimensiona-
mento  della  microconflittualita  aziendale,ne  di  abbas-
sare il tiro sulle poste  contrattuali. 
Il problema  e  nella  calibratura  della  qualita  della  ne-
goziazione,·nell'adeguamento-rivisitazione  dei  moduli 
tradizionali,  in  presenza  di  un  insieme  di  soci,omolo-
gati  rngli  stessi interessi,che sono,al  tempo  stesso, 
i  lavoratori  dell'impresa  e  i  destinatnri  dei  suoi ri-Katalognummer:  CB-69-86-002-DE-C 
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sultati.  Tuttavia,  se mai,  proprio in ragione di questa carat-
teristica si dovra  tendere  a  far  vivere  in autonomia  e  senza 
commistioni  i  diversi ruoli  - pur  con possibilita di  interscam-
bio- all'interno dell'  ~presa: quelledel consiglio dei dele-
gati sindacali da  una parte e  quello del consiglio di arnmini-· 
strazione dell'altra.  L'affermazione della pratica autogestio-
naria sulle scelte aziendali  e  l'adeguamento dell'organizzazi-
one del  lavoro  ai presupposti participativi ehe  la sustengono, 
potrebbero costituire ambiti prioritari di queste particolari 
relazioni industriali. - 240  -
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.\  SOSTt·:GNO  D!·:LJJE  COOJ'EH..\TJVJ·:  N:.TL  !H  ,\tiENJJE  IN  CHISI 
La  l e ~  g e  n.  lt 9  d r' 1  2 7  f' C' b b r a i o  19  8 5  c o s t i tu  i s c e  un 
rilcvante  clemento  di  novit~ ncll'intcrvento  dello  Stato 
a  sostegno  della  coopcrazionc:  cambia  sostanzialmcnte il 
quadro  delle  opportunit3  ehe  s11l  pinno  finanziario  sono 
offerte alle  cooperative  di  lavorötori,nate  da  aziende 
in crisi,che abbiano  cessato l'attivit3  ,o  siano  state 
sottoposte  a  proccdure  coneorsuali. 
Il sostegno  of'ferto  dalla  legge  a  queste  cooperative 
si inscrive nell'ambito  ctegli  strumenti  di  politica  del 
lavoro  ed  ~  finalizzato  alla  salvaguardia  dell'oecupazio-
ne  dei  lavoratori  sospesi  o  lieenziati. 
Possiamo  dire,  ehe  rispetto  a  questa  finalit3,  la  coo-
perazione  e  le  imprese  autogestite aequistano  un  ruolo ri-
levante,se non  strategieo,sia  pcrch~ la  legge  potrebbe 
permettere il mantenimcnto  di  svariate migliaia  di  posti 
di  lavoro  e,  con  sviluppo  delle iniziative,  erenrne  di 
nuovi  sia  perch~ affidare il ruolo  di  difesa  e  promozio-
ne  dell'oceupazione alla  eooperazione  costituisee 
innovativo  ehe  puo  essere  annoverato  tra  i  modelli  di  in-
tervento,  sperimentati  in altri paesi  europei  in  tema  di 
sviluppo  clclle  iniziative  loeali per  l'impiego. 
I  prineipali aspetti  del  titolo II  della  legge,ehe 
~  quello  specifieamente finalizzato  al sostegno  dclle  eoo-
pcrative  ehe  naseono  da  imprese  in  erisi,possono  essere - 241  -
eosi  sintctizz~ti: 
- la  cooper•• ti  vn  deve  essere  f'ormn ta  dcl  lavora tori  ehe 
svolgono  un'attivit~ eonf'orme  nll'oggetto socinle;  in 
una  percentuL~le massima  del  20%  puo  essere  composta  da 
tecnici  e  impiegnti. 
I  lnvorntori  devono  essere  dipendenti  (in Cassa  integra-
zione  guadagni,gestione  straordin~ria) di  imprese  in 
ristrutturazione/rieonversione,  in risanamento  finanzia-
rio,  in amministrazione  straordinaria,oppure  sottopo-
ste  a  procedure  eoneorsuali  (fL~ll.:Lmento,amministrazio­
ne  eontrollata,ete.)  oppure  aneora,licenziati  pcr  ces-
sazione  di attivita  o  per riduzione  di  personale. 
L'ottenimento  del  contributo  ~  legato alla  condizione 
ehe  la  cooperativa acquisti,affitti  o  prenda  in gestio-
ne  un'azienda  o  un  ramo  di  essa,  o  avvii  un  iniziativa 
imprenditoriale sostitutiva. 
- Il contributo,alimentato dall'apposito  "fondo  speciale 
a  snlvaguardia  dei  livelli di  oeeupazione  (1),  viene 
concesso  a  fondo  perduto  e  puoraggiungere  l'ammontare 
massimo  di  tre volte il capitale sociale. 
Note 
(1)  Il fondo  e istituito presso  la  "Sezione  SpeciL~le per 
il credito alla  cooperazione 11  della  B8nca  Nazionnle 
del  Lavoro,per  la  durata  di  4  anni.  Esso  ammonta  a 
90  miliardi di  lire. Ulteriori  20  mili~rdi in e/in-
teressi per crediti agevolati  sono  concessi  in base 
alle disposizioni  dell'art.  1  della  !egge  in  esame, 
ehe  eontiene  "provvedimento  per il eredito alla  eoo-
perazione"  (titolo I). - 242  -
Es so  viene  erO,f..l::il to  <1l.le  soeieta  f'in<•nzi<lric  eosti  tui  te, 
in  b<lse  «Jlla  lcgge,d<:t  eooper<ltive  di  produzione  e  lavo-
ro  ( e on  pres  enza  dc 11'  ßO'I~  minimo),  ehe  di  verrnnno  soe ie 
delle  eooper<ttive  assegnat<lric  del  1ini1nziamento. 
Le  finnnzinrie  eostituiseono  delle strutture intermedie 
trn  la  singoln  cooperntiva  e  il Fondo  Speciale. 
Il eontributo  viene  eoneesso  dopo  l'approvnzionc  di  un 
piano  di  investimento  ehe  esamini  gli aspetti tecnici, 
economiei  e  finanziari  dellrimpresa. 
Il ruolo  delle  finnnziarie  pud  assumere  un  rilievo  di 
primo  piono  nell'organizzazione cooperativa,per  due  ro-
gioni:  innanzitutto  perehe  esse  possono  funzionnre  eome 
"agenzie  eooperative  di  servizi"  ehe  seguono,  dal  suo 
prima  delinenrsi il programma  dcll'impresa,prestando 
l'assistenza neeessaria  per  la  predisposizione  del  pia-
no  di fattibilita  e  per  l'espletamento  delle  proeedure; 
in  seeondo  luogo  perehe  esse  possono,  eon  la  riaequisi-
zione  delle  quote  sottaseritte eome  eapitale dolle  eoo-
perative  (prevista  dalla  legge),  funzionare  eome  una 
sorta  di  fondo  di  rotazione  intervenendo nel  funzionamen-
to  di altre cooperative. 
-I eontributi previsti dalla  legge  sono  dostinati  a  eo-
prire  - in tutto  o  in  p[lrte  - le  spese  di  aequisizione  di 
impianti  ed altri beni,  sostenute  dolla  eooperativa  nel-
la  fase  di  avvio. 
E'  per  questo  motivo  ehe  dal benefieio  sono  eseluse  le - 243  -
eooper0 ti  ve  ehe  hnnuo  gi.:\  sup cra to  ques tn  fn s e,  es sendo 
state eostituite  d.-1  altre tre  anni. 
In  questo  senso  ln  legge  selezionil  proprio  le  inizintive 
autoge.stite nate  dalla  erisi  e  d<llle  ri~trutturazioni 
di  questi ultimi  anni  e,  in  p~rtieolnr modo,  quelle  ehe 
h<1nno  assunto  eome  finnlitc:\  soci.:1le  ln  s0lvaguardia,  in 
tutto  o  in parte  dei  livclli di  oeeupazione. 
Se  il quadro  dei  problemi  finanziari  delle  eooperati-
ve  nella  fase  di  avvio risulta,  dunque,notevolmente  e  in 
positivo modifiento  da  questa  legge,  possiamo,  eomunque, 
in eonelusione,  af1ermare  ehe  rimangono  aperti  i  problemi 
di  ear~ttere finanziario  ehe  intervengono nella  gestione 
dell'impresa. 
Oeeorre,eioe,affinehe il sostegno  offerto nella  fase 
di  avvio  dia  vita  ad  oeeupazione  stabile,  ehe  si realizzi 
un  insieme  di  eondizioni  ambientali  e  organizzative  (strut-
ture  di  servizio,eonsorzi,fondi per il eredito  di  eser-
eizio)  ehe  aeeompagnino  la  eeoperativA  nella  fase  del  suo 
sviluppo  e  del  suo  eonsolidamento  eome  impresa. 
Carlo  Pieozza  Raimondo  urtu Volkmar  Gessner,  Bremen 
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Die  vorstehenden  vier  Länderberichte  zu  den  Problernen  von 
Belegschaftsfortführungen  setzen  jeweils  eigene  Akzente,  da 
nur  eine  grobe  Sturktur  gerneinsam  vorgegeben  war.  Dem  Nach-
teil  beschränkter  Vergleichbarkeit  der  Einzelaussagen  steht 
gegenüber,  daß  auf  diese  Weise  eine  große  Zahl  von  Gesichts-
punkten  gesammelt  wurde,  über  deren  Relevanz  in  jeder  EG-
Rechtsordnung  nachgedacht  werden  kann.  Anhand  von  insgesamt 
14  solchen  Einzelaspekten  sollen  im  folg~nden  rechtspoli-
tische Empfehlungen  zur  Diskussion gestellt werden. 
1.  Flexibilität des Schuldbeitreibungsverfahrens 
Der  deutsche  Bericht  schildert die dramatische  Situation, die 
bei  Konkursantragstellung  entsteht.  Innerhalb  von  Stunden 
wird  der  Betrieb  geschlossen  und  die  wirtschaftliche  Tätig-
keit  eingestellt.  In  der  Regel  erfolgt  wenig  später  die 
KÜndigung  der  Belegschaft.  Der  Übergang  von  der  Unternehmeri-
schen  Freiheit  zum  Entzug  aller Verfügungsrechte  ist  also  -
zum  Schutz  der  Gläubigergemeinschaft  - ungernein  strikt  und 
radikal. 
Nun  hat  die  Wirtschaft  durchaus  mildere  Obergangsformen 
entwickelt,  um  eine  Unternehmenskrise  zu  meistern.  Morato-
rien,  außergerichtliche  Vergleiche,  Auflagen  und  Forderungen 
nach  Umbesetzung  des  Managements  gehören  zum  Instrumentarium 
eines  flexiblen  Schuldbeitreibungsverfahrens.  Auch  die  ge-
richtliche  Bestellung  eines  Sequesters  zählt  zu  diesem 
Arsenal.  Aber  das  deutsche  Zwangsvollstreckungs- und  Insol-
venzrecht  gibt  wenig  Hilfestellung  für  Zwischenlösungen,  so 
daß  sie  ganz  unsystematisch  und  eher  zufällig  gesucht  wer-
den.  In  den  meisten  Fällen  von  Fortführungsversuchen  der 
Belegschaft ist Zwischenlösungen  keine  Chance  gegeben  worden. 
Für  England  hat  der  Bericht  der  dort  eingesetzten  Insol-
venzrechtskommission  (Cork-Report)  auf  ein  ähnliches  Defizit 
hingewiesen.  Die  Effizienz  des  Gläubigerschutzes  und  der 
Sanktionscharakter  der  Insolvenzverfahren  lassen  wirtschaft-- 250  -
lieh  sinnvolle Lösungen  des Liquiditätsproblems  kaum  zu: 
"There  is  a  very  great  dissatisfaction  with  the  present 
state  of  the  bankruptcy,  winding-up  and  receivership 
procedures  ...  Because  the  majority  of  debtors  are  con-
sidered  to  be  incompetent  rather  than  dishonest,  more 
flexible  system  should  be  introduced  and  the  draconian 
measures  of  bankruptcy applied  only  in  the  worst  cases." 1 
Der  Bericht  hat  konkrete  Vorschläge  Über  "more  flexible 
systems"  allerdings  nicht  unterbreitet.  Dies  wird  der  Grund 
dafür  sein,  daß  das  englische  Wirtschaftsministerium  in 
seinem  "Revised  Framework  for  Insolvency  Law"  (Februar  1984) 
gerade  diesen  Vorschlag,  auf  Illiquidität  flexibler  zu 
reagieren,  nicht  aufgenommen  hat. 
Als  bei  weitem  phantasievoller  erweist  sich  das  franzö-
sische  Rechtssystem,  wo  die  Rigidität  des  bis  Anfang  1985 
geltenden Konkursrechts  ausgeglichen  wurde  durch  verschiedene 
Einrichtungen  und  Verfahren  zur  gütlichen  Beilegung  von 
Liquiditätskrisen der  Wirtschaftsunternehmen. 
Der  Frankreich-Bericht  erwähnt  die  seit  1974  bestehenden 
Comites  de  Restructuration  auf  lokaler,  regionaler  und 
nationaler  Ebene  (CODEFI,  CORRI,  CIRI).  Über  die  Arbeit  der 
für  die  kleineren  Unternehmen  zuständigen  CODEFI  liegen 
eindrucksvolle  Zahlen  vor: 
"Oe  1974  a  1980,  les  CODEFI  ont  ete  saisis  de  14.210 
dossiers . dont  12.416  ont  ete  retenus  pour  un  examen 
approfondi  et 8.059  d'entre  eux  ont  ete  regle  localement 
par  l'octroi  de  delais  fiscaux  et  para-fiscaux  (63%  des 
dossiers),  l'acceleration  des  paiements  publies  (19,5%), 
la  concertation  avec  les  banques  (21 ,5%),  la  mise  en 
oeuvre  d'autres  mesures  dont  l'attribution  des  prets  du 
FDES  (22%);  726  dossiers ont  ete transmis  aux  administra-
tions centrales,  en particulier  aux  CIASI. "2 
Es  dürfte  einen  erheblichen  qualitativen  Unterschied 
machen,  ob  - wie  in der  BRD  und  in England  - Umschuldungsver-
suche  und  außergerichtliche Vergleiche  allein von  den  Banken, 
die  selbst  Gläubiger  sind,  organisiert  werden,  oder  ob  eine staatliche  Stelle  diese 
illiquide  Unternehmer  als 
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Funktion  übernimmt.  Sowohl  der 
auch  fortführungswillige  Beleg-
schaften  oder  sonstige  Investoren  haben  hier  den  neutraleren 
Ansprechpartner. 
Zwei  weitere  Neutralität  garantierende  Einrichtungen 
wurden  durch  Gesetz  vom  1.  März  19843  geschaffen.  Zum  einen 
als  eine  Art  freiwilliger  Selbstkontrolle  kleinerer  Unter-
nehmen  der 
11Groupement  de  prevention  agree
11
,  der  für  die  ihm 
angeschlossenen  Firmen  die  Buchhaltung  und  Finanzierungspläne 
regelmäßig  prüft  und  bei  ersten  Anzeichen  einer  drohenden 
Insolvenz  die  Firmenleitung  vertraulich  benachrichtigt.  Zum 
zweiten  der  vom  Präsidenten  des  Handelsgerichts  auf  Antrag 
der  Firmenleitung  nominierte  Schlichter, dessen  Aufgabe  darin 
besteht,  mit den  Hauptgläubigern des  gefährdeten Unternehmens 
ein  Moratorium  auszuhandeln.  Ein  vom  Gericht  bestelltes 
neutrales Gutachten  kann  diese Rettungsaktion  unterstützen. 
Angeregt  durch  diese  französischen  Einrichtungen  zur  früh-
zeitigen  Schuldenbereinigung  muß  eine  rechtspolitische 
Empfehlung  dahin  lauten,  staatliche Unterstützung  für  gefähr-
dete  Unternehmen  durch  Beratung  des  Schuldners  und  Vermitt-
lung  zwischen Schuldner  und  Gläubigern  anzubieten. 
2.  Sicherheiten 
Belegschaften,  die  einen  insolventen  Betrieb  erwerben  und 
fortführen  wollen,  sind  bei  ihren  Kaufverhandlungen  auf  kom-
promißbereite  Vertragspartner  angewiesen,  die  insbesondere 
hinsichtliche  der  Höhe  des  Kaufpreises  und  der  Zahlungsmoda-
litäten  auf  die  notorische  Kapitalschwäche  der  Belegschaften 
einzugehen  bereit  sind.  Solche  Kompromißbereitschaft  kann 
durchaus  im  Interesse von  Unternehmern  (vor  Konkurseröffnung) 
oder  Konkursverwaltern  liegen.  Sicherungsgläubiger  haben 
dagegen  typischerweise  kein  Eigeninteresse  an  einer  Beleg-
schaftsfortführung  und  können  allenfalls  rechtlich  gezwungen 
werden,  auf  Verwertungsansprüche  zu  verzichten  oder  sie  zeit-- 252  -
weise  zurückzustellen.  Das  Schicksal  von  Rettungsversuchen 
der  Beschäftigten  hängt  damit  sehr  stark von  der  Position  ab, 
die  die  jeweilige  Rechtsordnung  den  Sicherungsgläubigern  im 
Überschuldeten  Unternehmen  einräumt. 
Obwohl  sich die  europäischen  Länder  im  quantitativen  Aus-
maß  der  Belastung  des  Unternehmensvermögens  mit  Sicherungs-
rechten  kaum  unterscheiden,  erwähnt  der  französische  Bericht 
das  Problem  der  Sicherheiten  gar  nicht,  während  die  Berichte 
aus  England  und  der  Bundesrepublik  hier  einen  ihrer  Schwer-
punkte  haben.  Dies  entspricht  auch  der  rechtlichen Situation 
in  den  jeweiligen  Ländern.  Frankreich  hat  mit  der  Konkurs-
rechtsreform  1985  eine  Kehrtwende  vom  Gläubigerschutz  zum 
Schuldnerschutz  vollzogen  und  die  Rechte  der  Sicherungs-
gläubiger  auf  Verwertung  des  Sicherungsgutes  stark  einge-
schränkt.  Hält  das  Konkursgericht  eine  Sanierung  des  Unter-
nehmens  für  möglich,  so  setzt  es  für  alle  Gläubiger  - also 
auch  für  die  Inhaber  gesicherter  Forderungen  - ein  einheit-
liches Moratorium  fest.  Die  Dauer  des  Moratoriums  ist prinzi-
piell  unbegrenzt  und  nur  durch  den  Reorganisationszweck  vor-
gegeben.  Eine  solche gerichtliche Einflußmöglichkeit  wird  die 
Sicherungsgläubiger  in  aller  Regel  veranlassen,  auf  freiwil-
liger Basis Vereinbarungen  abzuschließen,  die die  Fortführung 
eines  Unternehmens  erleichtern. 
Dagegen  ist  die  Stellung  der  Sicherungsgläubiger  in  der 
Bundesrepublik  Deutschland  und  in  Eng land  ganz  unangefoch-
ten. 4  Der  vom  Inhaber  einer  "floating  charge"bestell  te 
"receiver"  verwertet das  Unternehmensvermögen  in  England  aus-
schließlich  im  Gläubigerinteresse.  In  der  Bundesrepublik 
bedarf  es  dazu  nicht  einmal  der  Mithilfe  des  Konkursverwal-
ters  oder  eines  sonstigen  Dritten,  der  Gläubiger  kann  nach 
der  vom  Konkursverwalter  vorgenommenen  Inventur  unmittelbar 
Zugriff  nehmen.  Ein  Entgegenkommen  gegenüber  Fortführungsver-
suchen  ist in derart gesicherten Gläubigerpositionen  nicht  zu 
erwarten. - 253  -
In  beiden  Ländern  haben  Insolvenzrechtskommissionen  Re-
formvorstellungen  entwickelt5.  Sicherungsgläubiger  haben 
danach  in  England  eine  Kürzung  ihrer  Forderungen  um  10%,  in 
der  Bundesrepublik  Deutschland  um  15-25%  hinzunehmen,  um 
einen  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Konkursverfahrens  zu  lei-
sten.  Vorschläge,  diesen  Gläubigern  ein verbindliches  Morato-
rium  im  Interesse  eines  Fortführungsversuchs  aufzuerlegen, 
sind  von  diesen  Kommissionen  nicht vorgelegt  worden. 
Eine  beschäftigungsorientierte Politik  muß  darauf  abstel-
len,  die  Stellung  der  Sicherungsgläubiger  gegenüber  Unter-
nehmenserwerbern  einzuschränken. 
3.  Zugang  zu  betrieblichen Informationen 
Im  deutschen  Bericht  wird  auf  die  schwache  rechtliche  und 
faktische  Position  der  Belegschaften  hingewiesen,  wenn  sie 
sich  Über  die  wirtschaftliche  Situation  des  Unternehmens,  in 
dem  sie  arbeiten,  unterrichten  wollen. 
Die  Informationsmöglichkeiten  englischer  Belegschaften 
scheinen  auch  nicht größer  zu  sein.  Der  Employment  Protection 
Act  1975  erlegt  dem  Arbeitgeber  zwar  auf,  den  Gewerkschaften 
auf  Anforderung  Auskünfte  über  betriebliche  Daten  zu  ertei-
len,  "without  which  the  Trade  Union  representatives  would  be 
to  a  material  extent  impeded  in  carrying  on  wi th  him  such 
collective bargaining".  So  umfassend  diese  Pflicht  formuliert 
ist,  so  umfassend  ist  auch  die  Ausnahmevorschrift:  "No 
employer  shall  be  required  to  disclose  any  information 
the  disclosure  of  which  would  be  seriously  prejudicial  for 
the  interests of the  employer's  undertaking  for  reasons  other 
than  its  effect  on  collective  bargaining".  Ein  englischer 
Kommentar  zu  diesem  Gesetz  lautet:  "It  is  hard  to  imagine 
anything  which  an  employer  could  not  attempt  to  hide  on  the 
basis  that  its  disclosure  would  ""seriously  harm""  the 
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Eine  gewisse  Konkretisierung  der  Materie  versucht  der 
Advisory,  Conciliation  and  Arbitration  Service  (ACAS)  mit  dem 
Code  of  Practice  "disclosure  of  information  to  Trade  Unions 
for  collective bargaining  purposes
11  (1977).  Danach  wird  u .a. 
empfohlen,  betriebliche Daten  weiterzugeben  betreffend: 
"Performance:  Pr oductiv  i ty  and  eff  ic  iency  data,  sav ings 
from  1ncreased  productivity and  output;  return  on capital 
invested;  sales  and  state of  order  book. 
Financial:  Cost  structures;  gross  and  net  profits; 
sources  of  earnings;  assets;  liabilities;  allocation  of 
profits;  details  of  government  financial  assistance; 
transfer  prices;  loans  to  parent  or  subsidiary  companies 
and  interests charged".7 
Die  Gewerkschaften  erhalten  aber  auch  nach  diesen  Richt-
linien  keinen  Zugang  zu  den  betrieblichen  Unterlagen  selbst 
oder  zu  Kopien  solcher  Unterlagen.  Erst  recht  nicht  möglich 
ist es,  einen  Wirtschaftsprüfer  oder  anderen  Sachverständigen 
mit der Prüfung  der  betrieblichen Unterlagen  zu  betrauen. 
Ziel  der  englischen  Auskunftsrechte  sind  offensichtlich 
allein  faire  Lohnverhandlungen,  nicht  aber  ein  Mitwirken  am 
Unternehmenschicksal  oder  auch  nur  eine  kollektive  oder  indi-
viduelle  Kalkulation  der  Beschäftigungsaussichten  im  Be-
trieb.  Die  englischen  Belegschaften  sind  daher  ebensowenig 
wie  die  deutschen  in  der  Lage,  sich  rechtzeitig,  d.h.  schon 
in der  Unternehmenskrise,  auf  einen eventuellen Fortführungs-
versuch einzustellen. 
In  Frankreich  wurden  den  Betriebsräten demgegenÜber  in den 
letzten  Jahren  erheblich  weitergehende  Auskunftsrechte  und 
Informationsmöglichkeiten  gewährt  (Gesetze  vorn  28.  Oktober 
1 982  und  vom  1 .  März  19 84) .  Die  wichtigsten  betr  iebs- und 
finanzwirtschaftliehen  Unternehmensher ichte  sind  den  Be-
triebsräten  regelmäßig  vorzulegen.  Hinzukommt,  daß  die  Be-
triebsräte  auf  Kosten  des  Unternehmens  einen  Wirtschafts-
prüfer mit  der  Analyse  dieser  Berichte beauftragen  können,  um 
ein  objektives  Bild der  wirtschaftlichen  Situation vermittelt - 255  -
zu  erhalten.  Diesern  Prüfer  stehen  die  internen  Daten,  die  er 
benötigt,  in  gleicher  Weise  zur  Verfügung  wie  einem  vorn 
Unternehmen  beauftragten  Wirtschaftsprüfer.  Er  hat  auch  per-
sönlich  Zugang  zum  Betrieb  und  kann  dort  die  jeweils  zustän-
digen Abteilungsleiter  um  Auskunft  angehen. 
Eine  beschäftigungsorientierte Rechtspolitik sollte darauf 
abstellen,  die  Informationsmöglichkeiten der Belegschaft über 
die  wirtschaftliche  Lage  des  Unternehmens  nach  dem  franzö-
sischen  Modell  auszugestalten. 
4.  Akzeptanz  von  Betriebsbesetzungen 
Die  hier  in  den  Vergleich  einbezogenen  Länder  haben  alle 
spektakuläre  und  unter  rechtlichen  Aspekten diskutierte  Fälle 
von  Betriebsbesetzungen als  Reaktion  auf  Betriebsschließungen 
aufzuweisen.  Durch  eine  einjährige  Besetzung  der  Upper  Clyde 
Shipbuilders  sollte 1971/72  in Schottland  die Vernichtung  von 
8.000  Arbeitsplätzen  verhindert  werden.  Die  Uhrenfabrik  LIP 
in  Besan~on  wurde  1973  von  1.000  Arbeitnehmern  besetzt  und 
fortgeführt.  Im  Textilbetrieb  Marzotto  in  Valdagno/Italien 
wurde  1970  die  permanente  Streikversammlung  als  neue  Streik-
form  genutzt, 
Electronvedeo 
und  im  Rahmen  einer  Besetzung  des  Betriebes 
in  Mailand  konnte  der  RÜcktritt  eines  für 
Konkursangelegenheiten  zuständigen  Richters  der  Justizbeh~r­
den  in  Mailand  durchgesetzt  werden.  In  der  Bundesrepublik 
Deutschland  sorgten  in  jüngster  Zeit  die  Besetzungen  bei 
Videocolor/Ulrn  (1982)  und  den  Werften  HDW/Hamburg  und  AG 
Weser/Bremen  (1983)  für das  gr~ßte Aufsehen.8 
Obwohl  lediglich  in  Italien  ein  spezielles  gesetzliches 
Verbot  der  Betriebsbesetzung  existiert,  wird  diese  Arbeits-
kampffarm  von  der  obergerichtliehen  Rechtsprechung  in  allen 
vier  Vergleichsländern  als  rechtsmißbräuchliche  tlberschrei-
tung  des  Streikrechts  angesehen  - mit  straf-,  zivil- und 
arbeitsrechtlichen  Folgen  für  die  Beteiligten.9 - 256  -
Umso  auffälliger  ist,  daß  in  keinem  der  vorgelegten  Län-
derberichte  von  gerichtlichen  Betriebsräumungen  oder  von 
Schadensersatzklagen  gegen  Belegschaften  die  Rede  ist. 
Betriebsbesetzungen  gehören  doch  überall  schon  fast  zum 
Ritual  fortführungswilliger  Belegschaften. 
Die Gründe  liegen ganz  offenbar  in  einer  positiven öffent-
lichen  Bewertung  dieser  Aktionen,  die  die  Unternehmer  davon 
abhält,  Klagen  einzulegen  oder  Anzeige  zu  erstatten.  In 
Frankreich  und  Italien  scheinen  sich  zudem  noch  die  Unter-
gerichte  und  eine  Mindermeinung  der  rechtswissenschaftliehen 
Literatur  zu  weigern,  der  höchstrichterlichen  Rechtsprechung 
zu  folgen. 
Da  sich  für  die Belegschaften keine  nachteiligen Wirkungen 
aus  dem  gegenw"ä.rtigen  Rechtszustand  ergeben  und  sie  viel-
leicht  sogar  gerade  aus  der  Illegalität  ihrer  Kampfformen 
gewisse  Sympathiegewinne  in  der  Öffentlichkeit  ziehen,  be-
steht  gegenwärtig  kein  Anlaß,  zu  diesem  Problembereich 
rechtspolitische Empfehlungen  zu  formulieren. 
5.  Reorganisation  als Ziel  des  Insolvenzrechts 
Belegschaftsfortführungen,  das  zeigen  alle  Länderberichte, 
können  nur  gedeihen  in  einem  Klima,  das  bei  aller  Zurückhal-
tung  gegenübe.r  rettungslos  maroden  Unternehmen  eine  positive 
Einstellung  zu  Sanierungsversuchen  zeigt.  Sind  Rettungsaktio-
nen  traditioneller  Machart  bei  illiquiden  Unternehmen  häufi-
ger  und  auch  unter  riskanten Voraussetzungen  allgemein  akzep-
tiert,  so  ist  Belegschaftsübernahmen  doch  etwas  von  ihrer 
Exotik  genommen. 
In  den  vier  hier  verglichenen  Ländern  ist  Unternehmens-
sanierung  heute  gleichermaßen  ein wichtiges  Thema.  Allerdings 
hat  sich  die  jeweilige  Diskussion  bisher  doch  recht  unter-
schiedlich  auf  die  Gestaltung  des  geltenden  Rechts  ausge-
wirkt. - 257  -
Die  intensivsten  rechtlichen  Bemühungen  um  die  Rettung 
illiquider  Unternehmen  dürften  seit langem  in  Italien  festzu-
stellen sein.  Schon  das  Konkursgesetz  vom  16.3.1942,  Nr.  267, 
sah  mit  der  Geschäftsaufsicht  zur  Abwendung  des  Konkurses 
{Amministrazione  Controllata},  der  Zwangsverwaltung  für 
Unternehmen,  die  sich  in  vorÜbergehenden  Schwierigkeiten 
befinden,  eine Art  Reorganisationsverfahren  vor,  dessen  prak-
ti  sehe  Bedeutung  von  den  Gerichten  immer  mehr  ausgedehnt 
wurde.  Das  Gesetz  Nr.  604  vom  15.  Juli  1966  über  die  Entlas-
sung  von  Arbeitnehmern  wurde  von der  arbeitsrechtlichen  Lehre 
und  Rechtsprechung  dahin  interpretiert,  daß  der  Konkurs  des 
Unternehmens  kein  Kündigungsgrund  darstellt  {so  auch  die 
deutsche  und  eng li  sehe  Arbeitsrechtsprechung) •  zur  Rettung 
von  Großunternehmen  wurden  mit  dem  Gesetz  Nr.  787  vom  5. 
Dezember  1978  die  Möglichkeiten  einer  erleichterten  Konsoli-
dierung  von  Unternehmensschulden gegenüber  Banken  sowie  einer 
Errichtung  besonderer  Finanzierungsgesellschaften,  durch  die 
sich die  Banken  indirekt  an  der  Rekapitalisierung  der  Unter-
nehmen  beteiligen  können,  geschaffen.  Das  Gesetz  Nr.  95  vom 
3.  April  1979  führte  schließlich  für  in  eine  Krise  geratene 
große  Unternehmen  eine  außerordentliche  Verwaltung  mit  dem 
Ziel  der  Sanierung  ein.10 
Der  französi sehe  Gesetzgeber  hat  noch  im  Jahre  1967  ein 
Insolvenzrecht  verabschiedet,  das  geprägt  ist  vom  Gedanken 
der  Unternehmensliquidation  im Gläubigerinteresse.  Allerdings 
erließ  das  Wirtschafts- und  Finanzministerium  im  selben Jahr 
eine  Verordnung  {Ordonnance  No  820  vom  23.  September  1967), 
mit  der  ein  besonderes  Sanierungsverfahren  für  Unternehmen 
von  nationaler  Bedeutung  eingerichtet  wurde.  Sanierung  als 
generelles  Konzept  für  überschuldete  Unternehmen  konnte  sich 
erst mit  dem  neuen  Konkursgesetz  vom  25.  Januar  1985  endgül-
tig  rechtlich durchsetzen. 
England  und  die  Bundesrepublik  Deutschland  stehen  gegen-
über dieser  Entwicklung  noch  weit  zurück.  Trotz  insoweit ein-
deutiger  Voten  zweier  Gesetzgebungskommissionen  ist das  Ziel 
eines  neuen  Reorganisationsverfahrens  politisch  umstritten, - 258  -
so  daß  die  Verabschiedung  entsprechender  gesetzlicher  Rege-
lungen  einstweilen  noch  nicht  abzusehen  ist.  In  England  gibt 
es  immerhin  schon  einen  Gesetzentwurf  (White  Paper),  in  der 
Bundesrepublik  Deutschland  noch  nicht einmal dies. 
Die  relativ  großen  Erfolge  von  Belegschaftsfortführungen 
in Italien  und  Frankreich  und  ihre Erfolglosigkeit  in  England 
und  der  Bundesrepublik  Deutschland  sind  zweifellos ein  Reflex 
auf  diese  unterschiedlichen  rechtspolitischen Entwicklungen. 
Aktive  Beschäftigungspolitik  muß  darauf  abstellen,  die 
MÖglichkeit  eines Reorganisationsverfahrens  in  den  Konkursge-
setzen  zu  verankern. 
6.  Mitwirkung  der Arbeitnehmer  am  Konkursverfahren 
Die  häufigen  Betriebsbesetzungen  nach  Konkursantrag,  von 
denen  oben  berichtet  wurde,  sind  leicht  dadurch  zu  erklären, 
daß  die  Verfahrensrechte  in  Italien,  England,  Bundesrepublik 
Deutschland  und  bis  1985  auch  Frankreich  eine  Teilnahme  der 
Belegschaft  oder  ihrer  Organe  am  Konkursgeschehen  in  keiner 
Form  vorsehen.  Die  Belegschaften  können  nicht  mitwirken  bei 
der  Konkursantragstellung  und  der  Auswahl  des  Verwalters  und 
sind  nur  ausnahmsweise  vertreten  im  Gläubigerausschuß  und  der 
Gläubigerversammlung.  Die  deutsche  Insolvenzrechtskommission 
geht  nur  unwesentlich  Über  diesen  archaischen  zustand  hinaus, 
·  wenn  sie  zu  den  Abstimmungsgruppen  bei  der  Entscheidung  über 
einen Reorganisationsplan  auch  Arbeitnehmer  zählt,  denn  diese 
können  eine  solche  Gruppe  nur  bilden,  wenn  im  Reorganisa-
tionsplan  eine  Kürzung  rückständiger  Löhne  vorgesehen  ist.  11 
Der  englische  Kommissionsbericht  will  die  Mitwirkung  der 
Arbeitnehmer  auf  ein  nicht-stimmberechtigtes  Mitglied  im 
Gläubigerausschuß  beschränkt  sehen.12 
Das  neue  französische  Konkursrecht  räumt  den  Belegschaften 
und  ihren  Organen  dagegen  wesentliche  Mitwirkungsrechte  ein 
und  stellt  sie  mit  den  Gläubigern  praktisch  auf  eine  Stufe. - 259  -
Ausgestattet  mit  sehr  weitgehenden  Informations- und  Kon-
trollrechten  sind  sie  in  der  Lage,  eine  Unternehmenskrise 
frühzeitig  zu  erkennen.  Sie  können  dann  zwar  nicht  mit  einem 
Konkursantrag,  aber  mit  einer  Übermittlung  der  Insolvenzsig-
nale  an  den  Gerichtspräsidenten  oder  die  Staatsanwaltschaft 
die  Initiative  ergreifen.  Gericht  und  Staatsanwaltschaft 
können  dann  ex  officio ein  Konkurs-/Reorganisationsverfahren 
einleiten.  Die  Aufgabe,  den  Reorganisationsplan  zu  entwickeln 
und  das  Interesse  an  der  Fortführung  des  Unternehmens  zu  ver-
treten,  wird  einem  oder  mehreren Verwaltern  zusammen  mit  dem 
Vertreter  der  Belegschaft  übertragen.  Der  Arbei tnehmerver-
treter  hat  umfassende  Auskunftsrechte  gegenüber  dem  Gläubi-
gervertreter,  dem  Insolvenzverwalter  und  dem  Insolvenzr ich-
ter.  Er  hat  Beteiligungsrechte  und  sogar  förmliche  Rechtsbe-
helfe gegen  Entscheidungen des  Gerichts,  mit  denen  ein  Liqui-
dationsverfahren  eingeleitet  wird.  Die  Entscheidung  über  den 
Reorganisationsplan  ist  dem  Gericht  vorbehalten.  Weder 
Arbeitnehmer- noch  Gläubigervertreter  können  darüber  abstim-
men. 
Reorganisationsverfahren  sollen  im  wesentlichen  dem  Erhalt 
von  Arbeitsplätzen  dienen.  Verfahrensrechte,  die  die  Beleg-
schaft  als  die Gruppe,  die  dieses  Ziel  am  nachdrücklichsten 
vertritt,  von  einer  Beteiligung  ausschließen,  bleiben  offen-
sichtlich  auf  halbem  Wege  stehen.  Die  neuen  Gesetzgebungs-
werke  zum  Insolvenzrecht,  die  in  verschiedenen  europäischen 
Ländern  im  Entstehen  begriffen  sind,  müssen  die  Mitwirkungs-
rechte  der  Belegschaft  und  ihrer  Organe  erheblich  verstär-
ken. 
7.  Staatliche Beteiligung  amInsolvenzverfahren 
Als  stärkste  Form  staatlicher Beteiligung  am  Insolvenz-/Reor-
ganisationsverfahren  springt  die  italienische  Regelung  im 
Gesetz  Nr.  95  vom  3.4.1979  ins  Auge,  nach  der  der  Minister 
für  Industrie,  Handel  und  Handwerk  einen bzw.  drei  Kommissare 
zur  Verwaltung  des  illiquiden  Unternehmens  bestimmt  und - 260  -
selbst  auch  noch  im  Kontrollausschuß  vertreten  ist.  Das 
Sanierungsverfahren  ist  weitgehend  ein  Verfahren  der  staat-
lichen Administration. 
Wenn  die  anderen  hier  verglichenen  Rechtsordnungen  nichts 
ähnliches  aufzuweisen  haben,  so  heißt  das  allerdings  nicht, 
daß  die  staatliche Mitsprache  bei Großinsolvenzen  auch  in der 
Praxis  dort  geringer  wäre.  Da  in  allen  solchen  Fällen  ohne 
Öffentliche  Finanzhilfe  {Zuschüsse,  Steuervergünstigungen, 
BÜrgschaften  etc.)  nicht  auszukommen  ist,  werden  staatliche 
Stellen  auf  lokaler,  regionaler  oder  nationaler  Ebene  regel-
mäßig  von  den  an  einer  Fortführung  Interessierten  angespro-
chen.  Dies  war  auch  bei  allen  Fortführungsversuchen  von 
Belegschaften  der  Fall,  die  für  den  deutschen  Bericht  näher 
recherchiert  worden  sind. 
Die  Abstinenz  des  Staates  im  Konkursgeschehen  wird  gern  zu 
einem  Credo  erhoben,  dem  auch  die  englischen  und  deutschen 
Reformentwürfe  zu  erliegen  scheinen.  Der  englische  Entwurf 
erwähnt  nur  die  Aufgaben  des  Insolvency  Service  {Official 
Receiver)  bei  der  Aufdeckung  und  Verfolgung  von  Konkursdelik-
ten  sowie  bei  der  Vereinheitlichung  der  Konkurspraxis  im 
Lande.  Der  deutsche  Kommissionsbericht  hat bisher  sogar  davon 
Abstand  genommen,  die  Stellung  des  Konkursgerichts  im  Ver-
fahren  zu  verstärken. 
Frankreich  nimmt  mit  seinem  staatlichen  Konkur santrags-
recht,  was  ja  ein  Recht  der  Pr.üfung  der  Unternehmensunter-
lagen beinhaltet,  und  der  dem  Gericht  vorbehaltenen Entschei-
dung  über  den  Reorganisationsplan  unter  dem  Gesichtspunkt 
staatlicher  Steuerung  des  Verfahrens  eine  Mittelstellung 
innerhalb  der  europäischen  Konkursrechte  ein.  Hinzuzurechnen 
sind  allerdings  die  schon  erwähnten  Corni tes  de  Restructura-
tion,  die  schon  im  Vorfeld  des  Konkursverfahrens  bei  der  Aus-
handlung  von  tragbaren Lösungen  erhebliche  Bedeutung  haben. 
Die  französische  Mittellösung  erscheint  ausgewogen.  Sie 
organisiert einzelne  vom  Staat ohnehin  wahrgenommene  Aufgaben - 261  -
und  bringt  sie damit  aus  dem  politischen oder  auch  nur  lokal-
informellen  Beziehungsgefüge  in  einen  rechtlich  geordneten 
Rahmen.  Gleichzeitig  vermeidet  sie  derart  gigantische  staat-
liche  Sanierungsinstrumente,  wie  die  italienische  GEPI 
(Gestione  e  Partizipazione  Industriale},  die  für  sanierungs-
bedürftige  Unternehmen  Kapital  bereitstellt,  neue  Partner 
sucht,  Führungskräfte  einstellt  und  sogar  für  jeden  Konkurs-
fall  ein  neues  eigenes  Unternehmen  gründet,  in das  die  frei-
gesetzten  Arbeitnehmer  eingestellt  werden,  um  ihre  Lohnfort-
zahlung  durch  die  Lohnersatzkasse  CIG  (Cassa  integrazione 
guadagni)  zu  sichern. 13 
Ob  die  französische  Mittellösung  auch  vom  Standpunkt  einer 
alternativen  Wirtschaftspolitik  den  Vorzug  verdient,  ist 
mangels  praktischer  Erfahrung  rni t  dem  neuen  Entscheidungs-
modell  nach  dem  Konkursgesetz  aus  dem  Jahre  1985,  das  erst  zu 
Beginn  des  Jahres  1986  in  Geltung  kommt,  schwer  einzuschät-
zen.  Auch  ließen  sich die  französischen  Erfahrungen  schlecht 
auf  Länder  übertragen,  in  denen  aktive  Beschäftigungspolitik 
und  die  Förderung  des  Genossenschaftssektors  weniger  im 
Vordergrund  stehen.  Größere  staatliche Eingriffsmöglichkeiten 
in  das  Verhandlungsgefüge  eines  Insolvenzverfahrens  könnten 
sowohl  in  der  Bundesrepublik  Deutschland  wie  auch  in  England 
dem  Ziel  genossenschaftlicher  Betriebsfortführung  eher  scha-
den.  Der  Bericht Über  deutsche  Belegschaftsfortführungen  läßt 
jedenfalls  kein  sehr  positives  Urteil  über  die  vom  Staat 
geleistete Hilte  zu. 
Als  Empfehlung  soll  daher  nur  formuliert  werden,  daß 
staatliche Mitwirkung  am  Konkursverfahren  sich  neben  der Auf-
sicht Über  den  ordnungsgernäßen  Verfahrensgang  zumindest  auf 
Wirtschaftlichkeitsanalyse,  Beratung  und  und  Hilfe  beim  Aus-
handeln  fairer Lösungen  erstrecken muß. - 262  -
8.  Funktion  und  Profil der Verwalterberufe 
Eine  - noch  nicht  geschriebene  - Soziologie  der  Konkursver-
walterberufe  müßte  das  erstaunliche  Phänomen  zu  erklären ver-
suchen,  daß  die  europäischen  Konkursrechte  trotz  ansonsten 
detaillierter  und  präziser  Regelungen  gerade  den  Fragen  des 
Zugangs  zum  Amt  des Verwalters  und  der  Kontrolle  seiner  Amts-
ausübung  keine  wesentliche  Bedeutung  beigemessen  haben.  Ein 
Grund  liegt  sicherlich  darin,  daß  sehr  große  Erwartungen 
gesetzt  worden  waren  in  die  Gläubigerdemokratie  - doch  eine 
Überwachung  des  Verfahrens  und  der  Vergehensweise  des  Ver-
walters  durch  die  Gläubiger  erwies  sich  überall  als  Illu-
sion.  Eine  Kontrollmöglichkeit  hätte  dann  zusätzlich  und 
letztlich  sogar  allein  bei  den  Konkursgerichten  gelegen  -
aber  diese  Aufgabe  wurde  nicht  wahrgenommen.  So  bildete  sich 
eine mächtige  Berufsgruppe von  Konkursverwaltern,  die  sich  in 
Frankreich  durch  Kooptation  in  eine  exklusive  Standesorgani-
sation  (Association des  Syndics  Adrninistrateurs  Judiciaires), 
in  England  und  Deutschland  durch  ein  informelles  Zusammen-
spiel mit den  Konkursgerichten  konstituiert.  Seit  fünf  Jahren 
gibt  es  sogar  eine  Europäische  Konkursverwalter-Vereinigung 
( AEPPC) • 1 4 
Die  vor  allem  in  Frankreich  heftig geführte  Kritik  an  den 
Syndics betrifft die  Intransparenz  ihrer Vorgehensweise,  ihre 
hohen  Vergütungen  aus  der  Konkursmasse  und  ihre  starke  Ver-
flechtung  mit  Brtlichen  Wirtschaftsinteressen  ("Mafia  lo-
cale").  15  Die  ganz  ähnliche  Problernlage  steht  in  England  und 
der  Bundesrepublik  Deutschland  weniger  im  Bewußtsein  der 
Öffentlichkeit.  Hier  wie  in  Frankreich  wird  aber  das  Fehlen 
spezieller  Qualifikationsvoraussetzungen  für  dieses  Amt  be-
rnängel t: 
••zur  Einschätzung  des  Konkursverwalters  wurden  die  Wirt-
schaftsunternehmen  in Gläubigerstellung,  die Kreditinsti-
tute  und  die  Sozialversicherungsträger  befragt.  Dabei 
ergab  sich  ein  insgesamt  stark  negatives  Bild,  das  sich 
kurz  dahin  be sehre iben  l"ä.ßt,  daß  der  Verwalter  in  der 
Regel  jeder wirtschaftlichen Orientierung  ermangele.  Dies 
liege  in  erster  Linie  an  seiner  fehlenden  wirtschaft-
1 ichen Ausbildung  und  Erfahrung." 1 6 - 263  -
"One  sub ject  of  much  er  i ticism  is  the  absence  of  any 
requirement  that  insolvency  pat"ti tioners  should  possess 
some  mi nimum  professional  quali fication. n1  7 
Bei  der  großen  Bedeutung,  die  heute  formale  Qualifikation 
für  fast  alle  Berufe  hat,  und  bei  der  enormen  juristischen 
und  wirtschaftlichen  Komplexität  der  mit  einem  Unternehmens-
zusammenbruch  verknüpften  Fragen  mutet  die  freie  Wahl  der 
Verwalterpersönlichkeit  unzeitgemäß  an.  Natürlich  werden  für 
Großkonkurse  mit  Bedacht  geeignete  und  praktisch  erfahrene 
Personen  ausgesucht.  Aber  es  bleibt  ein  Mangel,  wenn  die 
große  Masse  der  Konkurse  von  (meist)  zwar  juristisch  ausge-
bildeten,  aber  wirtschaftlich  unerfahrenen  Verwaltern  bear-
beitet  wird. 
Die  deutsche  Insolvenzrechtskommission  hat  bisher  nicht 
erkennen  lassen,  daß  sie  Vorschläge  zur  besseren  Qualifika-
tion  und  stärkeren Oberwachung  von  Insolvenzverwaltern vorzu-
legen  beabsichtigt.  Die  englische  Parlamentsvorlage  (White 
Paper)  vom  Februar  1984  nennt  als  künftige  Qualifikationser-
fordernisse,  daß  Insolvenzverwalter  die  Fähigkeit  haben 
müssen,  als  Rechtsanwalt  (practicing  solicitor)  oder  Wirt-
schaftsprüfer  (member  of  an  approved  accountancy  body)  tätig 
zu  sein.18 Aufsichtsregelungen  sind  nicht  zu  erkennen. 
Der  französi sehe  Gesetzgeber  hat  mit  dem  neuen  Konkurs-
recht  vom  25.  Januar  1985  und  dem  am  gleichen  Tag  veröffent-
lichten  Gesetz  Wr.  85  - 95  die  Insolvenzverwaltung  vollkommen 
neu  geregelt.  Sinnvoll  erscheint  zunächst,  die  oft  schwer 
miteinander  in  Einklang  zu 
nehmenssanierung  und  der 
Personen  zu  verteilen:  auf 
bringenden  Aufgaben  der  Unter-
Gläubigerbefriedigung  auf  zwei 
den  Insolvenzverwalter  (admi-
nistrateur  judiciaire)  und  auf  den  Gläubigervertreter  ( re-
presentant  des  creanciers).  Letzterer  nimmt  auch  die  Vermö-
gensverteilung  vor,  wenn  kein  Sanierungsplan  zustande  kommt. 
Die  Auswahl  des  Insolvenzverwalters  wird  dann  nicht  mehr  der 
Standesorganisation Übertragen,  sondern  einer  nationalen Aus-
wahlkommission,  die  u.a.  eine  Eignungsprüfung  verlangt.  Ihre 
Tätigkeit  unterliegt  behördlicher  Aufsicht  (inspection - 264  -
confiee  a  1' autorite  publique)  und  kann  sogar  disziplinar-
rechtlieh  überprüft  werden. 
Dieses  Modell  garantiert  Unabhängigkeit  des  Verwalters, 
der  ja  weiterhin  die  Schlüsselfigur  des  Insolvenzverfahrens 
ist,  von  den  Gläubigern.  Das  Modell  wird  damit  auch  offener 
sein  für  Angebote  der  Belegschaft  auf  Fortführung  des  Unter-
nehmens,  die,  wie  alle  Erfahrung  zeigt,  nur mit  Unterstützung 
eines  starken Verwalters  durchsetzbar  ist  (vgl.  den  Fall  der 
Mechani sehen  Baumwollspinnerei  und  Weberei  Aug sburg  im  deut-
schen  Bericht).  Ob  die  Unabhängigkeit  und  Kompetenz  des  Ver-
walters  auch  in  Form  eines  freien  Berufes  ( z. B.  Fachanwalt 
für  Insolvenzrecht)  organisierbar  ist,  müßte  für  jede  Rechts-
ordnung  näher  geprüft  werden. 
Als  Empfehlung  kann  formuliert  werden,  daß  die  Konkurs-
rechte  in Europa Regelungen  zu  treffen haben,  die eine  kompe-
tente  und  von  Gl"äubigerinteressen  unabh"ä.ngige  Insolvenzver-
waltung  ermöglichen. 
9.  Haftung  bei  Betriebsübergang 
Im  Rahmen  eines  EG-Berichtes  ist  - obwohl  in  den  Länderbe-
richten  schon  geschehen  - mit  einiger  Betonung  darauf  hinzu-
weisen,  daß  die EG-Richtlinie 77/187  vom  14.2.1977  {ABl.  EG  L 
61  vom  5.3.1977,  S.26)  für  Betriebsfortführungen  und  ganz 
besonders  f"ür  Belegschaftsfortf"ührungen  Probleme  verursacht. 
Oe r  hier  geregelte  Schutz  der  Arbeitnehmer rechte  bei  Be-
triebs  Übergang  wirkt  sich  in der  Praxis  als  Verhinderung  von 
Betriebssanierungen  aus.  Es  bedurfte,  dies  kann  für  Frank-
reich  und  die  Bundesrepublik  Deutschland  gleichermaßen  beur-
teilt  werden,  großer  Anstrengungen  der  Obergerichte,  hier  zu 
praktikablen  L5sungen  zu  kommen.  Das  Bundesarbeitsgericht  in 
der  Bundesrepublik  Deutschland  hat  mit  seiner  Beurteilung, 
daß  Arbei tnehrnerrechte  aus  der  Zeit  vor  Konkurseröffnung 
nicht  gegenüber  dem  Nachfolgeunternehmen,  sondern  nur  als 
Konkursforderung  (mit der  Möglichkeit der  Abgeltung  im  Rahmen - 265  -
von  Versicherungen)  geltend  gemacht  werden  können,  eine 
salomonische  Lösung  gefunden.  In  Frankreich  ist  aber  noch 
eine  große  Menge  von  Streitfragen  offen,  die  durch  Artikel  L 
122- 12  Code  du  Travail  ausgelöst  werden.19 
Weitere  Probleme  der  Richtlinie  werden  im  nächsten  Ab-
schnitt angesprochen.  Zum  eben  angesprochenen  Kontext  ist dem 
Richtliniengeber  zu  empfehlen,  für  den Fall des  Konkurses  zur 
Richtlinie 77/187  eine Sonderregelung  zu treffen,  die den  Weg 
ebnet  für  Rettungspläne  des  Unternehmens. 
10.  Abfindungsgelder  bei Weiterführung 
Mittelbar  entsteht  durch  die  EG-Richtlinie  77/187  ein  weite-
res  Problem.  In  Ländern  wie  Frankreich  und  England,  in  denen 
Entlassungsabfindungen  für  den  Konkursfall  durch  einen  Fonds 
abgesichert  sind,  verweisen  die  Fonds-Verwaltungen  in  Fällen 
der  Betriebsfortführung  auf  die  aufgrund  der  Richtlinie 
ergangenen  nationalen  Regelungen,  die  Entlassungen  bei  Be-
triebsübernahmen  ausschließen.  Gibt  es  keine  Entlassungen,  so 
werden  auch  Abfindungen  nicht gezahlt.  Der  Zweck  der  Regelung 
wird  aber  dann  ins  Gegenteil  verkehrt,  wenn  im  Fall  einer 
Belegschaftsfortführung  die  Arbeitnehmer  sich  gerade  mit 
diesen  Abfindungsgeldern  eine  neue  Existenz  aufzubauen  ver-
suchen,  indem  sie  das  Geld  in  eine  arbeitnehmereigene  Be-
triebsübernahffiegesellschaft  investieren. 
In  England  wie  in  Frankreich  kommen  die  Belegschaften  in 
höchst  widersprüchliche  Situationen.  Findet  sich ein  externer 
Erwerber  des Krisenunternehmens,  so  gilt es  nachzuweisen,  daß 
eine  Betriebsfortführung  im  Sinne  der  EG-Richtlinie  statt-
findet  und  alle arbeitsvertragliehen Rechte  folglich  im  neuen 
Betrieb  erhalten bleiben.  Findet  sich  kein  Erwerb er  und  ent-
schließt  sich  die  Belegschaft  (oder  einzelne  Belegschaftsan-
gehörige)  zur  Weiterführung,  so  muß  dargelegt  werden,  daß  nur 
einzelne  Vennögenswerte  aus  dem  alten  Unternehmen  erworben 
werden  und  eine  Betriebsfortführung  im  Rechtssinne  nicht - 266  -
stattfindet - denn  sonst  gibt  es  keine  Entlassungsabfindung, 
um  den  "neuen"  Betrieb  zu  starten  und  sonst  gibt  es  auch 
keine  MÖglichkeit,  unter  der  Belegschaft  die  neuen  Kollegen 
auszuwählen. 
Die  englischen  und  französischen  Berichte  beschreiben 
einige praktizierte Auswege  aus  dem  beschriebenen Dilemma. 
In  der  Bundesrepublik  Deutschland,  wo  Entlassungsabfindun-
gen  nicht  durch  ein  Fonds-Modell  gesichert  sind,  sondern 
jeweils  mit  dem  Arbeitgeber  ausgehandelt  wer~en (Sozialplan), 
liegt die  Situation  etwas  anders.  Hier  wird  verschiedentlich 
auch  im  Fall  einer  Betriebsfortführung  (Betriebsausgliede-
rung,  spin-off)  ein  Sozialplan  abgeschlossen,  um  den  neuen 
Unternehmern  ein  Startkapital  zukommen  zu  lassen  (vgl.  die 
Fälle  AGFA,  Voith  und  Mechanische  Baumwollspinnerei  und 
Weberei  Augsburg  im  deutschen  Bericht).  Soll  der  neue  Betrieb 
aber  nur  mit  einer  Teilbelegschaft  fortgeführt  werden  und 
gibt  es  Streit  über  die  Auswahl  der  neuen  Mitarbeiter,  so 
stellt  sich  in der  Bundesrepublik  Deutschland  das  gleiche  zu 
Ziffer 9  bereits angesprochene Problem  wie  in  den  übrigen  EG-
Staaten. 
Den  Mitgliedsstaaten  mit  Fonds-Modell  sollte  empfohlen 
werden,  rechtliche  Rahmenbedingungen  zu  schaffen,  die  die 
Zahlung  von  Entlassungsabfindungen  auch  im  Fall  einer  Beleg-
schaftsfortflihiung  ermöglichen. 
11.  Spezielle FÖrderungsprogramme 
Sanierungsvorhaben  genießen  in  allen  vier  hier  verglichenen 
Ländern  gewisse  steuerliche Vorteile  und  Krediterleichterun-
gen.  Zur  Frage,  inwieweit  auch  Selbstverwaltungsprojekte  in 
den  Genuß  dieser  allgemeinen  Förderungsmaßnahmen  kommen, 
finden  sich  in  den  Länderher ichten  verschiedentlich  Hinwe i-
se.  FÜr  eine vergleichende  Analyse  besteht  aber  im  Rahmen  des 
vorliegenden  Themas  kein  Anlaß. - 267  -
Unter  juristischem  Blickwinkel  interessant ist dagegen  die 
nähere  Ausgestaltung  einiger  spezieller  Förderprogramme  für 
Belegschaftsfirmen.  FÜr  Investitionsvorhaben  kommen  zwei  For-
men  in  Betracht,  für  die  sich  in  den  Vergleichsländern  je-
weils  Beispiele  finden  lassen: 
- Finanzmittel  als  Fremdkapital 
- Finanzmittel  als  Eigenkapital 
Finanzmittel  als  Fremdkapital  bedeutet  Kreditvergabe. 
Diese  Form  der  Unterst"Utzung  (z.B.  nach  dem  Industrial  Common 
Ownership  Act  1976,  Kredite  der  Caisse  Centrale  de  Credit 
Cooperative  oder  der  Banca  Nazianale  del  Lavoro  unter  dem 
Ti tel  "Sezione  Speciale  per  il  Credi to  a  la  Cooperazione") 
wird  im  allgemeinen  nur  gegen  die  Stellung  von  Kreditsicher-
heiten  gewährt.  Die  MÖglichkeiten,  solche  Sicherheiten  anzu-
bieten,  sind  in  Belegschaftsfirmen  aber  äußerst  begrenzt.  Es 
gibt  daher  innerhalb  der  Kooperativen-Bewegung  auch  die Ver-
gabe  ungesicherter  Kredite  (Confederation  Generale des  Socie-
tes  Cooperatives  Ouvrieres  de  Production,  Netzwerk  Selbst-
hilfe),  deren  Höhe  gering  ist  und  die  eher  Signalwirkung 
haben  sollen,  um  das  Vertrauen  anderer  Kreditgeber  zu  gewin-
nen. 
Interessant  ist  die  vor  allem  in  Frankreich  vertretene 
Form  der  Vergabe  von  Finanzmitteln  als  Eigenkapital.  Der 
Fonds  d'Expansion  Confederal  (SOCODEN  - FEC)  des  Zentralver-
bandes  der  Genossenschaften  erwirbt  mit  den  Mitteln  einer 
Umlage  bei  allen  Mitglieds-SCOP  Gesellschaftsanteile  neu 
gegründeter Produktivgenossenschaften. 
Seit  1983  (Loi  du  3  janvier  1983)  können  französische 
Produktivgenossenschaften  (SCOP),  die  sich  die  Form  einer 
Aktiengesellschaft  gegeben  haben,  Aktien  ohne  Stimmrecht  aus-
geben,  so  daß  der  Selbstverwaltungscharakter  unangetastet 
bleibt.  Diese  stimmrechtslosen Aktien  werden  vorrangig  erwor-
ben  von  dem  ebenfalls  im  Jahre  1983  gegründeten  Institut  de - 268  -
Developpement  de  l'Economie Sociale  (IDES},  dessen Kapital  in 
Höhe  von  52,7  Mio.  FF  zu  30%  vom  Staat  und  zu  70%  von  den 
Kreditinstituten  des  Gemeinwirtschaftssektors  aufgebracht 
wird.  Das  Engagement  von  IDES  im  einzelnen  Unternehmen  hat 
200.000  FF  als  Unter- und  2  Mio.  FF  als  Obergrenze.  Die 
Untergrenze  erscheint  jedenfalls  niedrig  genug,  um  auch 
kleine  Betriebe  ins  !DES-Programm  einzuschließen. 
Ein  der  !DES-Gründung  ganz  ähnliches  Modell  liegt  dem 
neuen  italienischen  Gesetz  Nr.  49  vom  27.  Februar  1985  (legge 
Marcora}  zugrunde.  Ein  von  der  Banca  Nazianale  del  Lavoro 
verwalteter  Fonds  (Fondo  speciale  per gli  interventi  a  salva-
guardia  d~i  livelli  di  occupacione),  der  mit  90  Mrd.  Lire 
staatlicher  Gelder  ausgestattet  ist,  bringt  eine  {verlorene} 
Kapitalbeteiligung  in genossenschaftliche  Finanzierungsgenos-
senschaften ein.  Wie  IDES  in  Frankreich  erwerben diese  inter-
mediären Genossenschaften Eigenkapitalanteile  an  Produktivge-
nossenschaften,  die  von  Belegschaften  von  Krisen-/Konkurs-
unternehmen  gegründet  werden. 
Diese  Formen  der  Eigenkapitalbeteiligung  verdienen  den 
Vorzug  vor  der  Kreditgewährung  an  die  wegen  ihrer  zu  geringen 
Gewinnaussichten  für  Anleger  uninteressante  und  deshalb 
chronisch  unterkapitalisierte  Selbstverwaltungswirtschaft. 
Eigenkapital  steht langfristig  zur  Verfügung,  kann  nicht  oder 
nur  erschwert  wieder  abfließen  und  kann  als  Kreditsicherung 
für  weitere Kredite  genutzt  werden. 
Eine  Empfehlung  muß  sich  für  die Schaffung  von  Eigenkapi-
talbeteiligungen  (ohne  Stimmrecht)  an  von  den  Belegschaften 
fortgeführten  Betrieben  nach  dem  Vorbild  der  französischen 
oder  italienischen Modelle  aussprechen. 
12.  Wirtschaftlichkeitsprüfung 
Es  dürfte  im  Bereich  der  lokalen  Beschäftigungsinitiativen 
zwei  konkurrierende  Vorstellungen  von  wirtschaftlicher - 269  -
Betriebsführung  geben.  Die  eine  könnte  man  als  "Boutique  de 
Gestion-Orientierung"  bezeichnen,  nach  der  das  Unterschei-
dungsmerkmal  zwischen  lokaler  Beschäftigungsinitiative  und 
privater  Wirtschaft  allein  in  der  Arbeitslosigkeit  des 
Firmengründers  zu  suchen  ist.  Die  Kriterien,  die  an  den 
Er folg  eines  Betriebes  zu  legen  sind,  sind  im  wesentlichen 
die der  orthodoxen  Betriebswirtschaft.  Die  andere Vorstellung 
k5nnte  man  "Netzwerk-Orientierung"  nennen.  Nach  ihr gelten  in 
Betrieben  der  Alternativ- oder  Selbstverwaltungswirtschaft 
neuartige  Maßstäbe,  die  herrühren  von  einer  anderen  Werthal-
tung  und  darauf  aufbauend  anderen  Arbeitsorganisation  und 
andersartigen Teilnahme  am  Wirtschaftsverkehr.  Betriebserfolg 
arn  Urteil  der  traditionellen  Betriebswirtschaft  zu  messen, 
gilt als verfehlt  und  diskriminierend. 
Eine  Diskussion  dieser  beiden  Ansätze  kann  hier  nicht 
geleistet  werden.  Erörtert  werden  sollen  allerdings  die 
Folgen  für  die  bei  allen  externen  F5rderungsentscheidungen 
notwendigen  und  üblichen Wirtschaft lichkeitsprüfungen. 
Ein  Belegschaftsbetrieb,  der  der  Boutique-de-Gestion-
Or ientierung  folgt,  kann  ohne  weiteres  das  Gutachten  eines 
Wirtschaftsprüfers  oder  Unternehmensberaters  oder die Kredit-
würdigkeitsprüfung  einer  Bank  akzeptieren.  Neuartige  Prüfver-
fahren  sind  nicht  notwendig. 
Mit  der  Ne'tzwerk-Or ientierung 
Prüfverfahren  nicht  akzeptabel, 
sind  die  traditionellen 
weil  die  Lebensfähigkeit 
eines alternativ  wirtschaftenden  Betriebes hier  nicht  nur  mit 
betriebswirtschaftliehen  Maßstäben  bewertet  wird,  sondern 
auch  - das  folgt  ganz  logisch  aus  dem  Selbstverwaltungsprin-
zip  - mit  Maßstäben,  die  an  die  Per s5nl ichkei  t  der  Beleg-
schaftsmitglieder  und  ihr  Sozialverhalten  angelegt  werden. 
Das  kann  zusammen  genommen  durchaus  zu  einer  strengeren 
Bewertung  der  Zukunftsaussichten eines  Betriebes  führen. 
In  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  wahrscheinlich  auch 
in  England  herrscht  im  Bereich  der  lokalen  Beschäftigungs-- 270  -
initiativen  allgerne in  und  - etwas  abgeschwächt  - bei  Beleg-
schaftsfortführungen  eine  Netzwerk-Orientierung  vor.  Dies 
führt  ständig  zu  Streitigkeiten  C.ber  adäquate  Prüfmethoden 
und  -verfahren,  die  unnötig  viel  Zeit  und  Energie  kosten. 
Gerade  bei  Belegschaftsfortführungen,  die  nur  durch  sehr 
schnelles  Handeln  überhaupt  eine  Chance  erhalten,  sollten 
Kompetenzstreitigkeiten  vermieden  werden. 
Unsere  Empfehlung  lautet  daher,  neben  den  traditionellen 
Verfahren  und  Einrichtungen  zur  Überprüfung  der  Wirtschaft-
lichkeit eines  Unternehmens  (-projekts)  auch  solche Verfahren 
und  Einrichtungen  anzuerkennen,  die die Lebensfähigkeit eines 
Betriebes  nach  den  Merkmalen  der  Alternativ- oder  Selbstver-
waltungswirtschaft  bestimmen.  Dies gilt insbesondere  für Ent-
scheidungen  innerhalb  des  Gemeinwirtschafts- oder  Genossen-
schaftssektors. 
13.  Gewerkschaftsunterstützung 
Während  der  italienische Länderbericht  nur  ganz  allgemein  von 
einer gewissen  Distanz der  dortigen  Gewerkschaften  zur  Koope-
rativenbewegung  spricht,  geben  die  Berichte  aus  Frankreich 
und  der  Bundesrepublik  Deutschland  konkrete  Informationen 
über  die  Haltung  der  Gewerkschaften  zu  Versuchen  der  Beleg-
schaften,  die  in  eine  Krise  geratenen  Betriebe  in  eigener 
Regie  fortzuführen.  Nach  anfänglich  vehementer  Unterstützung 
ist  in  Frankreich  in  jüngster  Zeit  eine  Ernüchterung  einge-
treten.  Immerhin  gibt  es mit  der  Association  de  Developpement 
Industrie!,  Technique,  Economique  et  Social  {A.D.I.T.E.S.) 
seit  1983  eine  von  der  CGT  geschaffene  Einrichtung,  die 
speziell  bei  Fortführungsversuchen  logistische  Hilfe  anbie-
tet.  In  der  Bundesrepublik  Deutschland  wird  derartige  Hilfe 
von  der  IG  Metall  auf  Ortsebene  geleistet,  während  die  Ge-
werk schaftsspitze deutlich  vor  Fortführungsversuchen  warnt. 
Das  Bemühen  der  Gewerkschaften,  die  im  konkreten  Fall 
notwendige  Unterstützung  nicht  zu  verweigern,  ist  unter  dem 
Eindruck  der  Dramatik  von  Betriebsschließungen  nur  zu  ver-- 271  -
ständlich.  Aber  ebenso  gerechtfertigt  erscheint  die  Skepsis 
und  Distanz der  Gewerkschaftszentralen gegenüber  kooperativen 
Unternehmensformen,  wenn  sie  nicht  in  die  politische  und  vor 
allem  rechtliche  Umwelt  passen.  Es  liegt in der  Verantwortung 
der  organisierten  Arbeitnehmerschaft,  Belegschaften  davon 
abzuhalten,  auf  eigene  Faust  weitgehend  aussichtslose  Experi-
mente  zu  starten.  Das  Urteil  über  die Aussichtslosigkeit ist, 
was  die  Bundesrepublik  Deutschland  und  England  anbetrifft, 
recht eindeutig.  Für  Frankreich  sind  die Prognosen  besser  und 
entsprechend  aufgeschlossener  sind  die  gewerkschaftlichen 
Positionen.  Hier  könnte,  wenn  (und  damit)  die  neuen  Gesetze 
vom  1.  März  1984  und  vom  25.  Januar  1985  Wirkungen  zeigen, 
eine  neue  wesentlich  aktivere  Fortführungsstrategie  ent-
wickelt  werden. 
Die  Argumentation  über  den  Sinn  von  Gewerkschaftsunter-
stützung  kann  aber  auch  auf  einer  zweiten  Ebene  geführt 
werden.  So  richtig  es  erscheint,  konkrete  Unterstützung  von 
den  Chancen  abhängig  zu  machen,  die  die  gegenwärtige  Rechts-
struktur  einräumt,  so  verfehlt  wäre  es,  sich  mit  der  gegen-
wärtigen Rechtsstruktur  zufriedenzugeben. 
Insolvenzrecht  ist  ein  Rechtsgebiet,  das  von  den  Gewerk-
schaften  noch  kaum  entdeckt  worden  ist.  Im  Vergleich  zur 
Kreditgeberseite  nehmen  sie  nur  ganz  marginal  an  der  Öffent-
lichen  und  wissenschaftlichen  Diskussion  um  die  Ausgestaltung 
neuer  Insolvenzrechte teil.  In  der  Bundesrepublik  Deutschland 
sind  von  der  IG  Metall  im  Jahre  1981  zwar  einige  Thesen  vor-
getragen  worden,  die  eine  gleichberechtigte  Beteiligung  der 
Betriebsräte  am  Reorganisationsverfahren  fordern.20  Die 
Gewerkschaften  konnten  sich  mit  ihren  Vorschlägen  in  der 
Insolvenzrechtskommission  aber  nicht durchsetzen. 21 
Aus  England  ist uns  keine  gewerkschaftliche  Stellungnahme 
zum  Cork-Report  oder  zum  White  Paper  des  Department  of  Trade 
and  Industry  bekannt.  Ob  die  französichen  und  italienischen 
Konkursrechtsreformen  von  den  Gewerkschaften  wesentlich  mit 
initiiert  wurden  bzw.  (in  Italien)  noch  werden,  bedürfte - 272  -
genaue rer  Nachfragen.  Nach  unserem  Eindruck  ist  dies  nicht 
der  Fall. 
Alle  Länderberichte geben  Hinweise,  wo  die  Gewerkschaften 
ansetzen  müßten,  um  die  Chancen  des  Erhalts  von  Arbeitsplät-
zen,  die  durch  Konkursfälle  verlorenzugehen  drohen,  zu  ver-
größern.  Es  geht  im  wesentlichen  um  Informationsrechte  und 
Beteilungsrechte  am  Verfahren.  Und  die  Länderberichte  zeigen 
auch,  daß  die  überall  anzutreffenden  Reformbemühungen  um  die 
Einrichtung  eines  Reorganisationsverfahrens  keineswegs  alle 
Ziele  der  Arbeitnehmerseite  abdecken  und  daß  in  einigen 
Ländern  auch  erhebliche  politische  Impulse  notwendig  sind,  um 
ein Reorganisationsrecht überhaupt  in Geltung  zu  bringen. 
Den  Gewerkschaften  ist  daher  zu  empfehlen,  sich  an  der 
Diskussion  um  Insolvenzrechtsreformen  und  um  die  konkrete 
Ausgestaltung  von  Verfahren  zur  Reorganisation  insolvente 
Unternehmen  mit Nachdruck  zu  beteiligen. 
14.  Genossenschaftliche Infrastruktur 
Ist  die  privatkapitalistische  Umwelt  zu  abweisend,  dann 
suchen  Belegschaftsinitiativen gerne  Zuflucht  in  einem  genos-
senschaftlichen/gerneinwirtschaftlichen  Wirtschaftssektor. 
Dessen  rechtliche  Ausgestaltung  in den vier Vergleichsländern 
ist  Thema  sowohl  des  ersten  wie  des  dritten  Bandes  des  Be-
richtes,  wo  vo~ Genossenschaftsverbänden  und  den  im  Entstehen 
begriffenen  Verbänden  der  Alternativökonomie,  von  Finanz-
hilfen dieses  Sektors  und  von  Gesellschaftsformen  für  Selbst-
verwaltungsbetriebe  die  Rede  ist.  Die  Länderstudien  dieses 
zweiten  Bandes  komplettieren dieses  Bild  genossenschaftlicher 
Infrastruktur  für  Belegschaftsinitiativen  noch  um  weitere 
Aspekte. 
Wenn  ein  Krisenunternehmen  in  einen  Selbstverwaltung s-
betrieb  überführt 
Schulungskurse  in 
werden  soll,  dann 
Betriebsmanagement 
ist  es  hilfreich,  wenn 
und  Buchhaltung  ang e-....  L.I.J  -
boten  werden,  wenn  8xperten  an  den  Kreditverhandlungen  teil-
nehmen  und  in  den  ersten  Wochen  im  Betrieb  nach  dem  Rechten 
sehen,  wenn  Kontakte  im  Genosse~schaftsbereich  vermittelt 
werden  und  beim  Anknüpfen  von  Handelsbeziehungen  geholfen 
wird.  Zu  einer  effektiven  genossenschaftlichen  Infrastruktur 
gehört  aber  auch  eine  enge  Anhindung  an  den  akademischen 
Be reich,  wo  wi rtschafts- und  rechtswissenschaftliche  Fragen 
dieses  Sektors  laufend  bearbeitet  und  fortentwickelt  werden 
können. 
Ein  Vergleich  zwischen  Frankreich  und  der  Bundesrepublik 
Deutschland  hat  uns  gezeigt,  welche  Früchte  der  Ausbau  der 
"economie  social"  dort  für  lokale  Beschäftigungsinitiativen 
schon  trägt  und  wie  sich  im  Gegensatz  dazu  der  deutsche 
Genossenschaftssektor  noch  dagegen  sperrt,  seine  Infrastruk-
tur  solchen  Initiativen  zur  Verfügung  zu  stellen. 
Eine  zwar  allgemein  formulierte,  aber  wohl  vorrangig  auf 
die  Bundesrepublik  Deutschland  gemünzte  Empfehlung  könnte 
dann  dahin  lauten,  den  Genossenschaftssektor  auch  für  unkon-
ventionelle Unternehmensformen,  wie  sie vor  allem  durch Fort-
f.Ührungen  von  Krisenbetrieben  durch  die  Belegschaft  entste-
hen,  zu  öffnen  und  steuerliche/administrative Anreize hierfür 
zu  schaffen. - 274  -
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